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Problemaufriss

,,Der Eigentiimer eines Kunstwerkes hat es in der Regel zu dem Zweck erworben, um sich
an seinem Besitz zu erfreuen, um den &sthetischen Eindruck, den das Kunstwerk hervor-
zurufen geeignet ist, auf sich und andere, die bei ihm verkehren, wirken zu lassen. Andert
sich der Geschmack des Eigentiimers, ist er des Kunstwerkes aus irgendwelchen Griinden
iiberdriissig geworden, so wird er es verdaullern, verkaufen, vertauschen, verschenken oder
er wird es seinem und anderer Anblick entziehen. Man wird ihm fiir den Regelfall auch das
Recht nicht versagen konnen, es vollig zu vernichten. Durch all diese Handlungen greift er
in die kiinstlerische Eigenart des fortbestechenden Werks und damit in das Persdnlich-
keitsrecht des Kiinstlers nicht ein. Der Kiinstler, der das Werk zu Eigentum verdufBert und
dafiir Entgelt empfangen hat, muss von vornherein mit diesem moglichen Schicksal seines
Werkes in der Hand des Besitzers rechnen.!

Dies war die Einschitzung des Reichsgerichts in seinem Obiter Dictum aus dem
Jahr 1912. Danach darf der Eigentiimer mit einem erworbenen Kunstwerk — sofern
er es nicht verdndert — frei nach seinem Belieben umgehen. Eine Vernichtung kann
gestiitzt auf die Rechte des Urhebers nicht durch diesen verhindert werden. Dieses
Obiter Dictum wurde tiber Jahrzehnte durch die Rechtsprechung getragen und dem
Schutz der Interessen des Urhebers vor einer Vernichtung seines Werkes eine Ab-
sage erteilt. Hiervon riickt der Bundesgerichtshof durch die Entscheidungen in den
Rechtsstreitigkeiten mit den Titeln ,,HHole (for Mannheim)®, ,,PHaradise* und
., Minigolfanlage* nun erstmalig ab.? Dort heiBt es:

,Die Vernichtung eines urheberrechtlich geschiitzten Werks stellt eine ,andere Beein-
trichtigung* im Sinne des § 14 UrhG dar.*

Durch die neue, vom Reichsgericht abweichende, Einordnung einer Vernichtung
durch den BGH ergeben sich diverse Folgefragen. Es scheint, als wiirden dem
Urheber endlich weitreichendere Befugnisse zugesprochen werden, um seine In-
teressen sachgerecht schiitzen zu kdnnen. Dies ist jedoch nachzupriifen. Handelt es
sich bei der Einordnung der Vernichtung als andere Beeintrichtigung tatséchlich
um eine Verbesserung der Urheberstellung, oder wurde ihm zwar ein neues, zu-
gleich aber ,,wertloses” Instrument an die Hand gegeben.

"RG Urt. v. 08.06.1912 — Rep. I. 382/11 = RGZ 79, 397, 400 — Felseneiland mit Sirenen.

2Vgl. BGH Urt. v. 21.02.2019 — T ZR 98/17 = GRUR 2019, 609 — HHole (for Mannheim);
BGH Urt. v. 21.02.2019 — T ZR 99/17 = ZUM 2019, 521 — PHaradise; BGH Urt. v. 21.02.
2019 —1ZR 15/18 = GRUR 2019, 619 — Minigolfanlage.

3BGH Utt. v. 21.02.2019 — 1 ZR 98/17 = GRUR 2019, 609, LS 1 und Rn. 30 ff. - HHole
(for Mannheim).



16 Problemaufriss

Auch die vom BGH vorgenommene Einordnung der Vernichtung eines Werkes
unter § 14 UrhG ist nicht unproblematisch. Es ist bereits fraglich, ob das Urheber-
recht iiberhaupt ein sog. Vernichtungsverbot enthilt und woraus dieses Verbot fol-
gen soll. Hintergrund der Diskussionen um ein solches Vernichtungsverbot ist der
grundlegende Konflikt zwischen den Rechten des Eigentiimers und denen des Ur-
hebers:

Der Eigentiimer eines urheberrechtlich geschiitzten Werks hat nach § 903 BGB
das Recht inne, mit dem Eigentum nach Belieben zu verfahren und andere von jeder
Einwirkung auszuschlielen, soweit nicht Rechte Dritter entgegenstehen. Dies ent-
spricht der Einschitzung des Reichsgerichts, da dem Urheber keine, die Vernich-
tung verbietende Rechte zugestanden wurden. Nach dem BGH sind die Rechte des
Urhebers im Hinblick auf die Verhinderung einer Werkvernichtung allerdings als
»Rechte Dritter mit den Rechten des Eigentiimers abzuwigen. Darauf folgt die
Herausforderung beide Positionen miteinander zu vereinen und in einen angemes-
senen Ausgleich zu bringen.

Wird dem BGH in seiner Ansicht gefolgt und ein urheberrechtliches Vernich-
tungsverbot angenommen, ergeben sich weitere Fragen. So ist fraglich, ob der Ur-
heber im Umkehrschluss zum Vernichtungsverbot auch die Erhaltung des Werkes
einfordern kann. An dieser Stelle ergeben sich Schnittstellen zum Denkmalschutz,
sodass auch hier eine prizise Abgrenzung erforderlich ist. Auch ist fraglich, wie die
Interessen in Ausgleich zu bringen sind und welche Kriterien geeignete Abwé-
gungskriterien darstellen kdnnten, insbesondere im Bereich einer Vernichtung von
Werken der bildenden Kunst.

Zielsetzung der Arbeit ist es, die Entscheidung der Rechtsprechung zu priifen,
die aufgeworfenen Fragen zu beantworten und einen interessengerechten und
praktikablen Weg aufzuzeigen, um die kollidierenden Interessen auch in der Praxis
in Einklang zu bringen, um dem Urheber ein wirksames Werkzeug zur Interessen-
wahrung an die Hand zu geben. Auch sollen Rechtsunsicherheiten auf Eigentiimer-
und Urheberseite gleichermaBen reduziert werden, indem Kriterien herausgearbeitet
werden, die innerhalb einer Interessenabwigung als Leitfaden fiir die Entscheidung
herangezogen werden kénnen.

Um auch eine praktische Umsetzung zu gewihrleisten, soll ein Einblick in die
Anwendung des § 14 UrhG durch die Rechtsprechung gegeben werden, wobei eine
kritische Auseinandersetzung mit dem bisherigen Vorgehen erfolgt und neue
Moglichkeiten, auch anhand anderer Rechtsordnungen, aufgezeigt werden. Zuletzt
wird ein Uberblick iiber die mdgliche Vertragsgestaltung zwischen den Parteien bei
Verkauf eines Werkes durch den Urheber gegeben. Dieser beschréinkt sich auf das
Urheberpersonlichkeitsrecht und die dadurch zu beachtenden Grundlagen in der
Vertragsgestaltung mit dem Ziel, einen vorgerichtlichen Interessenausgleich zu er-
moglichen und eine Prozessfiihrung zu vermeiden. Die Bearbeitung erfolgt in drei
Kapiteln.
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Im ersten Kapitel wird ein Uberblick iiber § 14 UrhG als Ausgangspunkt gege-
ben um dann die relevanten Grundlagen des Urheber- und des Urheberpersonlich-
keitsrechts abzubilden. Dabei wird herausgearbeitet, was unter einem Werk im
Sinne des Urheberrechtsgesetzes zu verstehen ist, welchen Schutzzweck das Urhe-
berrecht hat, was Gegenstand und Rechtsnatur des Urheberpersonlichkeitsrecht ist
sowie, wie sich der Interessenkonflikt zwischen Eigentiimer und Urheber grund-
satzlich darstellt.

Im zweiten Kapitel wird die Rechtsprechung analysiert und das Vernichtungs-
verbotes innerhalb des Urheberrechtsgesetzes eingeordnet. Dabei wird auf den
Priifungsaufbau des § 14 UrhG, die Entwicklung der Rechtsprechung zur Werks-
vernichtung und die Verankerung des Vernichtungsverbotes im Urheberrechtsge-
setz — unter Bezug auf denkmalschutzrechtliche Aspekte — eingegangen. Auch die
Erforderlichkeit einer Interessenabwigung und entsprechende Kriterien werden
untersucht.

Im letzten Kapitel werden die Arbeitsergebnisse in die Praxis umgesetzt. Dazu
werden anderer Rechtsordnungen exemplarisch beriicksichtigt und die Folgen des
Vernichtungsverbots untersucht. Es werden zudem Moglichkeiten und Hinweise
zur vertraglichen Ausgestaltung abgebildet und ein Anwendungsvorschlag fiir die
gerichtliche Praxis vorgestellt.



Kapitel 1
Themeneinfithrung und Grundlagen

Ausgangspunkt der Arbeit ist die Entscheidung des BGH zur vollstindigen
Vernichtung einer Kunstinstallation* und weitere zu diesem Themenkomplex er-
gangene Entscheidungen.’ Das Gericht nimmt dabei ein in § 14 UrhG verankertes
Vernichtungsverbot zu Gunsten des Urhebers an.® Dass Eigentiimer- und Urheber-
interessen grundsitzlich in Konflikt geraten konnen, ist nicht neu. Dies zeigt das
Obiter Dictum des Reichsgerichts aus dem Jahr 1912. Schon dort heilit es, dass
,Das Urheberrecht nur unbeschadet des Eigentumsrechts, das Eigentumsrecht nur
unbeschadet des Urheberrechts ausgeiibt werden kann.” Neu an der Rechtspre-
chung des BGH ist, dass nicht nur — wie bislang iiblich — Entstellungen und andere
Beeintrichtigungen vom Tatbestand des § 14 UrhG umfasst werden, sondern auch
die, vom Wortlaut nicht umfasste, vollstaindige Vernichtung des Werkes. Um die
Entscheidung einzuordnen, folgt neben grundlegenden Ausfithrungen zum Urhe-
berrecht ein kurzer Uberblick iiber die Vorschrift des § 14 UrhG und ihren wort-
lauttypischen Anwendungsfall.

A. Uberblick und Systematik des § 14 UrhG

I. § 14 UrhG: Das Entstellungs- und Beeintrichtigungsverbot

§ 14 UrhG ist die zentrale Norm des Werkintegrititsschutzes im Urheberrecht.®
Sie gibt ihrem Wortlaut nach dem Urheber das Recht, eine Entstellung oder andere
Beeintrichtigung seines Werkes zu verbieten, die geeignet ist, seine berechtigten
geistigen oder personlichen Interessen am Werk zu gefihrden. Es wird ein Ab-

4BGH Urt. v. 21.02.2019 — I ZR 98/17 = GRUR 2019, 609 — HHole (for Mannheim).

SBGH Urt. v. 21.02.2019 — I ZR 99/17 = ZUM 2019, 521 — PHaradise; BGH Urt. v.
21.02.2019 -1 ZR 15/18 = GRUR 2019, 619 — Minigolfanlage.

 BGH Urt. v. 21.02.2019 — I ZR 98/17 = GRUR 2019, 609, LS 1 und Rn. 30 ff. — HHole
(for Mannheim).

7RG Urt. v. 08.06.1912 — Rep. 1. 382/11 = RGZ 79, 397, 400 — Felseneiland mit Sirenen.

8 Federle, Der Schutz der Werkintegritit, S. 17; Dieselhorst, Was bringt das Urheberper-
sonlichkeitsrecht, S. 121; v. Waasen, Spannungsverhaltnis zwischen Urheberrecht und Ei-
gentum, S.31; Schricker/Loewenheim/Peukert, § 14 Rn. 1; Wandtke/Bullinger/Bullinger,
§ 14 Rn. 1; Schilcher, Der Schutz des Urhebers, S. 54 ff.



A. Uberblick und Systematik des § 14 UrhG 19

wehrrecht gegen Eingriffe Dritter in das Werk des Urhebers geschaffen.’” Die Vor-
schrift schiitzt allerdings nicht — wie die Bezeichnungen Werkschutz'® oder Werk-
schutzrecht nahelegen wiirden — das Werk als solches, sondern das geistige oder
personliche Band des Urhebers zu einem bestimmten, von ihm geschaffenen
Werk."" Dies wird durch § 11 S. 1 UrhG untermauert, wonach das Urheberrecht den
Urheber in seinen geistigen und personlichen Beziehungen zum Werk und in der
Nutzung des Werkes schiitzen soll.

Die Befugnis Entstellungen oder Beeintriachtigungen an seinem Werk verbieten
zu konnen, wurde im Urheberrechtsgesetz erstmals durch § 14 UrhG kodifiziert."
§ 14 UrhG entspricht im Wortlaut weitestgehend Art. 6” Abs. 1 der RBU." Un-
terschied ist, dass die Entstellung oder Beeintrichtigung geeignet sein muss, die
berechtigten geistigen oder personlichen Interessen des Urhebers zu gefihrden.'*
Damit geht § 14 UrhG iiber das Schutzminimum des Art. 6 Abs. 1 der RBU hin-
aus und umfasst, neben dem Schutz personlicher Interessen wie Ehre und Ruf,
zusitzlich das ideelle Interesse des Urhebers."> Der Schutz des § 14 UrhG bezieht
sich dabei auf das objektivierte Interesse des Urhebers an dem Fortbestand des von
ihm geschaffenen Werkes in der von ihm gegebenen Gestalt.'® Der Anwendungs-
bereich des § 14 UrhG ist unter Beriicksichtigung seines Wortlauts zur Gewahrung
dieses Schutzes weit gefasst.'” Er wird, nachdem eine ,,Entstellung* oder ,,andere
Beeintrachtigung® vorliegt, nur durch das Merkmal der ,,Eignung zur Interessen-
gefihrdung* begrenzt.' Nicht vom Schutzbereich umfasst ist jedoch ein abstraktes
Interesse der Allgemeinheit am Erhalt oder Fortbestand des Kunstwerkes. '

II. Die in § 14 UrhG normierten Eingriffsarten

§ 14 UrhG spricht von einer Entstellung oder einer anderen Beeintrachtigung des
Werkes.” Ausgehend vom Wortlaut bildet die Beeintriichtigung den Oberbegriff

? Schack, Urheber- und Urhebervertragsrecht, Rn. 395.

12 7. B. bei Wandtke/Bullinger/Bullinger, § 14 Rn. 1.

" Schack, Urheber- und Urhebervertragsrecht, Rn. 395.

12 RegE UrhG 1965, BT-Drucks. IV/270, 27, 29.

13 RegE UrhG 1965, BT-Drucks. IV/270, 27, 45.

"“ RegE UrhG 1965, BT-Drucks. 1V/270, 27, 45.

'3 Jiinecke, Das urheberrechtliche Zerstdrungsverbot, S. 74.

' Dreier/Schulze/Schulze, § 14 Rn. 1 f.; Mohring/Nicolini/Kroitzsch/Gétting, § 14 Rn. 2,
9; Schricker/Loewenheim/Peukert, § 14 Rn. 13; Wandtke/Bullinger/Bullinger, § 14 Rn. 6.

17 Schricker/Loewenheim/Peukert, § 14 Rn. 15; Wandtke/Bullinger/Bullinger, § 14 Rn. 7.

'8 Dreier/Schulze/Schulze, § 14 Rn. 8; Mohring/Nicolini/Kroitzsch/Gotting, § 14 Rn. 6 ff.;
Schricker/Loewenheim/Peukert, § 14 Rn. 12; Wandtke/Bullinger/Bullinger, § 14 Rn. 8.

19 Mé&hring/Nicolini/Kroitzsch/Gétting, § 14 Rn. 21; Schricker/Loewenheim/Peukert, § 14
Rn. 20; Wandtke/Bullinger/Bullinger, § 14 Rn. 6.

0 Hierzu ausfiihrlich in Kapitel 2 B.IIL., S. 111 ff.
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und umfasst jede Anderung, Umgestaltung, Entstellung oder sonstige Abweichun-
gen vom geistig-dsthetischen Gesamteindruck des Werkes.?' Damit fallt unter den
Begriff der Beeintriachtigung des Werkes nach § 14 UrhG jede Hemmung, Behin-
derung, Einschrinkung oder Schmilerung der Wirkung des Werkes.”> Jede Ab-
weichung des Werkes von der, durch den Urheber verlichenen, konkreten Form ist,
ausgehend vom integrititsschiitzenden Charakter der Vorschrift eine Beeintrachti-
gung.” Dabei irrelevant, ob die Abweichung als Verbesserung oder Verschlechte-
rung wahrgenommen wird.** Jede objektiv nachweisbare Anderung des vom Ur-
heber erzeugten konkreten Gesamteindrucks des Werkes fiihrt zu dessen Beein-
trichtigung.” Eine Beeintrichtigung kann sich zudem auch indirekt ergeben, etwa
wenn das Werk in einen unangemessenen Sachzusammenhang® gebracht oder un-
sachgemiB prisentiert wird.”’

Die Entstellung umfasst nach dem Wortlaut des § 14 UrhG stets zugleich eine
Beeintrichtigung.”® Der Begriff der Entstellung entspricht nach iiberwiegender
Ansicht dem allgemeinen Sprachgebrauch und meint eine intensive Verfalschung
des Werkes.? Es handelt sich mithin um einen besonders schwerwiegenden Fall der
Beeintrichtigung, wobei zwischen der Beeintrichtigung und der Entstellung ledig-
lich ein gradueller Unterschied besteht.”® Eine Unterscheidung anhand der Ein-
griffsart oder der Art der Werkverletzung wird nicht vorgenommen, die Einordnung
richtet sich allein nach der Intensitit des Eingriffs.*’ Vom Begriff der Entstellung
umfasst sind Sinnverzerrungen, Missdeutungen und Verstimmelungen der We-
sensziige des Werkes.*? Es ist mithin eine grundlegende Verfilschung der wesent-
lichen Aussage des Werkes durch Verdnderung seiner Wesensziige und seines

2! Dreier/Schulze/Schulze, § 14 Rn. 5; Wandtke/Bullinger/Bullinger, § 14 Rn. 3.

2 Dreier/Schulze/Schulze, § 14 Rn. 7; Mohring/Nicolini/Kroitzsch/Gétting, § 14 Ra. 16;
Schricker/Loewenheim/Peukert, § 14 Rn. 13; Wandtke/Bullinger/Bullinger, § 14 Rn. 3.

2 BGH Urt. v. 01.10.1998 — T ZR 104/96 = GRUR 1999, 230, 232 — Treppenhausgestal-
tung.

BGH Urt. v. 01.10.1998 — T ZR 104/96 = GRUR 1999, 230, 232 — Treppenhausgestal-
tung.

»BGH Urt. v. 13.10.1988 — 1 ZR 15/87 = GRUR 1989, 106, 107 — Oberammergauer
Passionsspiele II; Dreier/Schulze/Schulze, § 14 Rn. 10.

% OLG Frankfurt am Main Urt. v. 20.12.1994 11 U 63/94 = GRUR 1995, 215, 216 —
Springtoifel; Mohring/Nicolini/Kroitzsch/Kroitzsch/Gétting, § 14 Rn. 16.

’BGH Urt. v. 18.12.2008 — T ZR 23/06 = GRUR Int. 2009, 616, LS a und Rn. 14 —
Klingeltone fiir Mobiltelefone; v. Waasen, Spannungsverhiltnis zwischen Urheberrecht und
Eigentum, S. 47; Wandtke/Bullinger/Bullinger, § 14 Rn. 3.

% Dreier/Schulze/Schulze, § 14 Rn. 5; Wandtke/Bullinger/Bullinger, § 14 Rn. 3.

? Schricker/Loewenheim/Peukert, § 14 Rn. 18; Wandtke/Bullinger/Bullinger, § 14 Rn. 3.
3 Dreier/Schulze/Schulze, § 14 Rn. 5; Schricker/Loewenheim/Peukert, § 14 Rn. 18.

3! Federle, Der Schutz der Werkintegritit, S. 44,

32 Schricker/Loewenheim/Peukert, § 14 Rn. 18.
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geistig-dsthetischen Gesamteindrucks erforderlich.” Dies ist der Fall, wenn Teile
des Werkes gestrichen werden oder das Werk mit sinnverdndernden Zusétzen er-
ginzt wird.** Eine Einwirkung auf die Sachsubstanz der Werkverkdrperung ist dafiir
nicht erforderlich.”® Bei Werken der angewandten Kunst geniigt daher fiir eine
Entstellung beispielsweise die blofe Ortsverinderung eines standortbezogenen
Werkes an einen, vom Urheber nicht vorgesehenen Ort.*®

Fiir die Einordnung eines Eingriffs unter eine Entstellung oder eine andere Be-
eintrichtigung durch die Gerichte sind objektive Kriterien zu wihlen.”” Dies hat zur
Folge, dass eine Einordnung als Entstellung oder andere Beeintrachtigung durch das
Gericht nicht allein anhand der Einschétzung des betroffenen Urhebers begriindet
werden kann.*® Vielmehr ist entscheidend, in welcher Form der Urheber das Werk
geschaffen hat und wie von dieser Form durch den Eingriff abgewichen wird.*
Auch die kiinstlerische Qualitit des Werkes selbst ist nicht relevant.* Aus der
personlichkeitsrechtlichen Natur des § 14 UrhG folgt daher, dass das objektivierte
Urheberinteresse Ausgangspunkt der Einordnung sein muss und ein abstrakt
kiinstlerischer Qualitdtsbegriff oder eine kiinstlerische Abwertung des Werkes nicht
maBgeblich ist.*!

In der Praxis bedeutet dies, dass ein Urheber das Recht hat, eine Beeintrachti-
gung seines Werkes zu verbieten und dadurch das Werk, in der konkreten von ihm
geschaffenen Form mit der gewollten Wirkung zu erhalten. Es soll vermieden

¥ BGH Urt. v. 02.10.1981 — I ZR 137/79 = GRUR 1982, 107, 110 — Kirchen-Innen-
raumgestaltung; OLG Miinchen Urt. v. 01.08.1985-29 U 2114/85 = GRUR 1986, 460, 461 —
Die unendliche Geschichte; Schricker/Loewenheim/Peukert, § 14 Rn. 18; Dreier/Schulze/
Schulze, § 14 Rn. 7; Wandtke/Bullinger/Bullinger, § 14 Rn. 3; Mohring/Nicolini/Kroitzsch/
Gotting, § 14 Rn. 10; Hoeren/Holznagel/Ernstschneider/Rinken, Handbuch Kunst und Recht,
S. 76; Osenberg, Die Unverzichtbarkeit des Urheberpersonlichkeitsrechts, S. 171; v. Waasen,
Spannungsverhéltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 45; Hegemann, in: FS Hertin,
S. 87,91.

3 OLG Miinchen Urt. v. 01.08.1985-29 U 2114/85 = GRUR 1986, 460, 461 — Die un-
endliche Geschichte; Fromm/Nordemann/Dustmann, § 14 Rn. 9; v. Waasen, Spannungsver-
haltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 45; v. Gamm, UrhG, § 14 Rn. 8.

35 Dreier/Schulze/Schulze, § 14 Rn. 6.

% OLG Hamm Urt. v. 12.07.2001—4 U 51/01 = ZUM-RD 2001, 443, LS und 444 —
Standortbezogene Plastik.

37 Wandtke/Bullinger/Bullinger, § 14 Rn. 5.

¥ BGH Urt. v. 02.10.1981 — I ZR 137/79 = GRUR 1982, 107, 110 — Kirchen-Innen-
raumgestaltung; Dreier/Schulze/Schulze, § 14 Rn. 10; Wandtke/Bullinger/Bullinger, § 14
Rn. 5.

3 Wandtke/Bullinger/Bullinger, § 14 Rn. 6.

“BGH Urt. v. 13.10.1988 — T ZR 15/87 = GRUR 1989, 106, 107 — Oberammergauer
Passionsspiele II; OLG Miinchen Urt. v. 01.08.1985-29 U 2114/85 = GRUR 1986, 460,
461 — Die unendliche Geschichte.

“'BGH Urt. v. 13.10.1988 — T ZR 15/87 = GRUR 1989, 106, 107 — Oberammergauer
Passionsspiele II; OLG Miinchen Urt. v. 01.08.1985-29 U 2114/85 = GRUR 1986, 460,
461 — Die unendliche Geschichte.
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werden, dass dem Urheber ein von ihm so nicht geschaffenes und gewolltes Werk in
sinnverfremdeter Art und Weise zugerechnet und damit sein kiinstlerisches Wirken
und Gesamtschaffen verfdlscht wird.

Bereits hier zeigt sich der generelle Konflikt zwischen Urheber- und Eigentii-
merinteressen. Der Urheber mochte, dass sein Werk — in der ,,Originalform® exis-
tiert und wahrgenommen werden kann, wohingegen der Eigentiimer frei iiber sein
Eigentum verfiigen konnen und entscheiden mdchte, ob und in welchem Kontext er
ein erworbenes Werk présentiert. Ob dieser grundlegende Konflikt auch bei der
vollstdndigen Vernichtung eines Werkes einschligig ist, wird im zweiten Kapitel
untersucht. Als Ausgangspunkt fiir diese Untersuchung, werden im ersten Kapitel
die rechtlichen Grundlagen des generellen Konflikts abgebildet.

B. Grundlegender Interessenkonflikt
zwischen Eigentiimer und Urheber

Ist der Schopfer eines Werkes selbst Eigentiimer der von ihm geschaffenen
Werkverkdrperung, so gewdhren ihm das Urheberrecht und das Sacheigentum zu-
sammen eine umfassende Herrschaftsmacht.** Fallen Urheberschaft und Sachei-
gentum aber auseinander, konnen Konflikte entstehen.* Der Eigentiimer mochte
nach Belieben iiber die Werkverkorperung verfiigen kdnnen, wohingegen der Ur-
heber die Verkorperung seines Werkes in der konkreten, von ihm geschaffenen
Gestalt erhalten mochte. Dies fiihrt zu einem Spannungsfeld. Das Urheberrecht und
das Eigentum am Werk sind unabhingig voneinander und stehen selbststindig ne-
beneinander.* Um diesen Interessenkonflikt nachvollziehen und bewerten zu kon-
nen, wird die § 14 UrhG zugrundeliegende Konfliktlage ndher untersucht. Dazu
werden die konkret betroffenen Rechte und deren Verhéltnis zueinander untersucht
und gepriift, ob der Gesetzgeber bereits normative Ansétze zum Interessenausgleich
vorsieht.

42 Schack, Kunst und Recht, Rn. 160.

* Bullinger/v. Rauch, GRUR-Prax 2019, 226, 226; Schack, Kunst und Recht, Rn. 160;
Zentner, Das Urheberrecht des Architekten, S. 8.

“BGH Urt. v. 23.02.1995 — I ZR 68/93 = GRUR 1995, 673, 675 — Mauer-Bilder; BGH
Urt. v. 27.09.1990 — I ZR 244/88 = GRUR 1991, 523, 525 — Grabungsmaterialien; Erdmann,
in: FS Piper, S. 655, 655 ff.; Schramm, Architekt und Ingenieur, S. 191.
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I. Ausgangslage und einfachgesetzliche Regelungstendenz
1. Normative Ausgangslage

Die wesentlichen Befugnisse des Sacheigentiimers sind normiert in § 903 S. 1
BGB*. Danach wird dem Eigentiimer der Sache das Recht gewhrt, nach Belieben
mit dieser verfahren und andere von jeder Einwirkung ausschlieen zu kdnnen.
§ 903 S. 1 BGB beinhaltet somit ein absolutes Recht zugunsten des Eigentiimers
einer Sache.*

Demgegeniiber schiitzt das Urheberrecht gem. § 11 S. 1 UrhG den Urheber so-
wohl in seinen geistigen und personlichen Beziehungen zum Werk als auch hin-
sichtlich der Nutzung des Werkes. § 11 S. 1 UrhG und ist die Kodifizierung der
heute in Deutschland vorherrschenden monistische Theorie.*’ Daraus folgt, dass das
deutsche Urheberrecht als ein einheitliches Recht mit nicht voneinander trennbaren,
ineinandergreifenden personlichkeits- und vermdgensrechtlichen Befugnissen aus-
gestaltet ist.*®* Dadurch werden neben materiellen auch ideelle Interessen des Ur-
hebers geschiitzt, sodass sich auch aufseiten des Urhebers ein absolutes Recht er-
gibt.* Neben der Nutzung des Werkes in jeglichen Formen wird somit auch der
urheberpersdnlichkeitsrechtliche Kern geschiitzt.”

Bereits einfachgesetzlich gewihrt somit das Sachenrecht einerseits und das Ur-
heberrecht andererseits fiir ihren Schutzgegenstand jeweils absolute Rechte. Diese
sind indes rechtssystematisch zu trennen.”’ Wihrend im Urheberrecht grundsitzlich
das Werk als unkorperliches, geistiges Gut Schutzgegenstand ist,”> wird durch das

4 BeckOK BGB/Briickner, § 903 Rn. 1; Weller, ZUM 2018, 484, 491.

4 BeckOK BGB/Briickner, § 903 Rn. 1f.

47 RegE UrhG 1965, BT-Drucks. IV/270, 27, 28; Wandtke/Bullinger/Bullinger, § 11 Rn. 1;
Dreier/Schulze/Schulze, § 11 Rn. 1, 2; HK-UrhR/Dreyer, § 11 Rn. 3; Fromm/Nordemann/
Czychowski, § 11 Rn. 1, 2; grundlegend zur monistischen und dualistischen Theorie vgl. Ad-
ler, Archiv fiir Biirgerliches Recht 1895, Bd. 10, 104, 104 ff.

* Schack, Kunst und Recht, Rn. 251; vgl. dazu Ulmer, Urheber- und Verlagsrecht, S. 116:
Die Personlichkeits- und Vermdgensinteressen ,.erscheinen, wie bei einem Baum, als die
Wurzeln des Urheberrechts, und Qieses selbst als der einheitliche Stamm. Die urheberrechtli-
chen Befugnisse aber sind den Asten und Zweigen vergleichbar, die aus dem Stamm er-
wachsen. Sie ziehen die Kraft bald aus beiden, bald ganz oder vorwiegend aus einer der
Wurzeln.*

¥ RegE UrhG 1965, BT-Drucks. 1V/270, S. 29, 43; Fromm/Nordemann/Czychowski, § 11
Rn. 1; Schack, Kunst und Recht, Rn. 158; Dreier/Schulze/Schuize, § 11 Rn. 4.

%0 Dreier/Schulze/Schulze, § 11 Rn. 3, 4.

5! Schack, Kunst und Recht, Rn. 158; vgl. BGH Urt. v. 31.05.1974 —1 ZR 10/73 = GRUR
1974, 675, 676 — Schulerweiterung: ,,Urheberrecht und Eigentum am Werkoriginal sind un-
abhdngig voneinander und stehen selbststindig nebeneinander.*

52 RegE UrhG 1965, BT-Drucks. IV/270, S. 44; BGH Urt. v. 13.10.1965 —Tb ZR 111/63 =

GRUR 1966, 503, 505 — Apfelmadonna; BGH Urt. v. 07.02.2002 — I ZR 304/99 = GRUR
2002, 532, 534 — Unikatrahmen; Dreier/Schulze/Schulze, § 39 Rn. 6; Erdmann, in: FS Piper,
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Sachenrecht das vom geistigen Gut zu trennende Sacheigentum am konkreten
Werkstiick geschiitzt, wobei es gleich ist, ob es sich um ein Werkoriginal oder ein
Vervielfiltigungsstiick handelt.”> Demgegeniiber muss auch die enge tatsichliche
Verbindung des geistigen Guts mit seiner materiellen Verkorperung Beriicksichti-
gung finden, denn erst durch eine sinnlich wahrnehmbare Form wird das immate-
rielle Werk verkehrsfihig.>*

Entlésst der Urheber sein Werk in verkorperter Form in die AuBlenwelt, so be-
steht das geistige Band zwischen dem Urheber und seinem Werk fort.”> Selbst bei
der Einrdfumung von Nutzungsrechten bleibt der personlichkeitsrechtliche Teil,
ebenso wie bei Anderung der Eigentumsverhiltnisse am verkdrperten Werk, unbe-
riihrt.*® Daher kommt dem Urheberpersonlichkeitsrecht dann gesteigerte Bedeutung
zu, wenn der Urheber das verkorperte Werk verduBert und dadurch Dritten Ein-
wirkungsmdglichkeiten auf das Werkstiick erdffnet.”” Das Urheberrecht gewiihrt
dem Urheber dazu die Mdglichkeit, sein Werk zu beherrschen und zu schiitzen.

Fiir diesen Schutz sind insbesondere die §§ 12 ff. UrhG wesentlich. Dort wird
dem Urheber unter anderem gem. § 14 UrhG das Recht gewéhrt, Entstellungen oder
andere Beeintrichtigungen des Werkes zu verbieten, die geeignet sind, seine be-
rechtigten geistigen oder personlichen Interessen am Werk zu gefdhrden. Ausge-
hend von der bisherigen Rechtsprechung ist die Konfliktlage in diesem Bereich, der
Werkintegritiit, am stirksten ausgepriigt.”™ Sodass fraglich ist, wie der Konflikt ge-
16st werden kann.

Einerseits findet die Sachherrschaft des Eigentiimers dort ihre Grenzen, wo Ur-
heberrechte verletzt werden.” Auf der anderen Seite unterliegt auch der Urheber

S. 655, 657, Jdnich, Geistiges Eigentum, S. 218; Sellnick, Der Gegenstand des Urheberrechts,
S. 23 ff.; Wiesner, Rechte des bildenden Kiinstlers, S. 9.

53 Schack, Kunst und Recht, Rn. 158; Dreier/Schulze/Schulze, § 39 Rn. 6; Erdmann, in: FS
Hagen, S. 97, 101 f.; Peukert, ZUM 2019, 567, 568 ff. Dazu kritisch Paschke, GRUR 1984,
858, 859f., welcher sich fiir ein ,,Urhebersachenrecht™ ausspricht und hinterfragt, ob eine
strikte Trennung von Urheberrecht und Sachenrecht das Regelungsverhéltnis beider Norm-
komplexe tauglich umschreibt.

5* Paschke, GRUR 1984, 858, 859.

> Wandtke/Bullinger/Bullinger, Vor §§ 12 ff. Rn. 1; v. Waasen, Spannungsverhiltnis
zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 31.

%8y, Waasen, Spannungsverhiltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 29.

57 Fromm/Nordemann/Dustmann, Vor § 12 Rn. 9.

¥ Vgl. RG Urt. v. 08.06.1912 — Rep. I. 382/11 =RGZ 79, 397 — Felseneiland mit Sirenen;
BGH 1 ZR 98/17 — HHole (for Mannheim) = ZUM 2019, 508; Erdmann, in: FS Piper, S. 655,
658; v. Waasen, Spannungsverhéltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 31.

¥ BGH Urt. v. 31.05.1960 — I ZR 53/58 = GRUR 1960, 619, 624 — Kiinstlerlizenz bei
offentlicher Wiedergabe von Schallplatten; BGH Urt. v. 31.05.1974 — 1 ZR 10/73 = GRUR
1974, 675, 676 — Schulerweiterung; BGH Urt. v. 23.02.1995 — I ZR 68/93 = GRUR 1995,
673, 675 — Mauer-Bilder; OLG Saarbriicken Urt. v. 10.12.1997-1 U 101 / 97 = GRUR 1999,
420, 425 — Verbindungsgang; Wandtke/Bullinger/Wandtke, § 39 Rn. 36; HK-UrhR/Dreyer,
§ 14 Rn. 27; Ebling/Schulze/Schulze, Kunstrecht, S. 29.
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Beschrinkungen: Er kann sich nach Ubereignung des Werkstiicks nicht auf ein sich
aus seinem Urheberrecht ergebendes Recht zum Besitz berufen® oder die Heraus-
gabe vom Eigentiimer verlangen®. Das Urheberrecht wird damit ebenso wie das
Eigentum nicht unbegrenzt gewihrleistet. Diese Konfliktlage ist nach der Recht-
sprechung durch eine umfassende Abwigung im Einzelfall auszugleichen.®* Dies
klart allerdings nicht, welche Befugnisse Urheber und Eigentiimer in der konkreten
Konfliktsituation zustehen und welche Verpflichtungen sie moglicherweise tref-
fen.®* Um dies herauszuarbeiten, sind die betroffenen Rechte abzubilden und zu
gewichten.

2. Einfachgesetzliche Regelungstendenz

Vor Inkrafttreten des BGB, LUG und KUG wurde ein dem Eigentiimer zuste-
hendes uneingeschriinktes Anderungsrecht an in seinem Eigentum stehenden
Werkverkdrperungen vertreten.** Dieser Auffassung steht jedoch seit Inkrafttreten
des BGB der Wortlaut des § 903 S. 1 BGB entgegen. Dieser gewiahrt die Eigentii-
merbefugnisse gerade nicht schrankenlos, sondern nur unbeschadet der Rechte
Dritter und gesetzlicher Vorschriften. Daraus wird teilweise abgeleitet, dass die
Norm dem Urheberrecht den Vorrang gegeniiber den Eigentumsrechten einriumt.*
Diese These wird zudem auf den Wortlaut des § 11 S. 1 UrhG als urheberrechtliches
,,Gegenstiick” zu § 903 S. 1 BGB gestiitzt. Dieser sieht den Schutz des Urhebers in
seiner geistigen und personlichen Beziehung zum Werk vor, ohne dabei Ein-
schriankungen wie die Rechte Dritter oder das Gesetz zu benennen. Daraus kdnnte
auf einen Vorrang der Urheberbefugnisse geschlossen werden. Dagegen ist jedoch
anzufiihren, dass das Recht des Urhebers wie jedes andere absolute Herrschaftsrecht
zu behandeln ist und demnach seinem Inhalt nach wesensgemil begrenzt wird
durch kollidierende Rechte Dritter.®’

Gegen eine Vorrangigkeit des Urheberrechts sprechen zudem verschiedene
weitere Regelungen des UrhG, welche eine Interessenabwigung vorsehen.® Kime
einer der Positionen bereits von Gesetzeswegen ein Vorrang zu, wére die Veran-

% Binder/Messer, Urheberrecht fiir Architekten und Ingenieure, Rn. 19.
8! Jinich, Geistiges Eigentum, S. 298.

82vgl. RG Urt. v. 08.06.1912 — Rep. L. 382/11 = RGZ 79, 397, 400 — Felseneiland mit
Sirenen: ,,Das Urheberrecht (kann) nur unbeschadet des Eigentumsrechts, das Eigentumsrecht
nur unbeschadet des Urheberrechts ausgetibt werden.*

5 Paschke, GRUR 1984, 858, 864.

8 Lehmann, ZHR 42 1894, 354, 355, gef}lnden bei v. Waasen, Spannungsverhéltnis zwi-
schen Urheberrecht und Eigentum, S. 51. Ubersetzt: ,,Wer sein Recht gebraucht, schadet
niemanden.*

% Hegemann, in: FS Hertin, S. 87, 95 ff.

% Vgl. Hegemann, in: FS Hertin, S. 87, 97.

87 Riesenkampff, Inhalt und Schranken des Eigentums, S. 113.

5 Ebenso Banjari, Umgestaltungen am Werk der Baukunst durch den Eigentiimer, S. 43.
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kerung einer Interessabwiigung unnétig.”” So beinhaltet sowohl § 25 UrhG als auch
§ 14 UrhG den Wortlaut ,,berechtige Interessen, wodurch deutlich wird, dass das
Urheberrecht nur unbeschadet anderer Interessen ausgeiibt werden kann.” Dem ist
zu entnehmen, dass auch der Gesetzgeber das Urheberrecht gegeniiber sachen-
rechtlichen Befugnissen nicht als dem Grunde nach vorrangig betrachtet, sondern
einen Ausgleich der Interessen angezeigt ist.”' Dem Urheberrecht soll damit im
Ergebnis kein iiber die Interessen Dritter erhabenes Recht auf Werkintegritét zu-
kommen.”” Durch das Sacheigentum am Werkstiick als kollidierendes Recht Dritter
kann somit das Urheberrecht beschrinkt werden. Der Vorbehalt der Rechte Dritter
in § 903 S. 1 BGB umfasst wiederum nicht nur dingliche Rechte an der Sache
selbst, sondern auch AusschlieBlichkeitsrechte.” Das Urheberrecht entfaltete dabei
gegeniiber dem Sacheigentiimer von Werken die gleiche Wirkung wie ein dingli-
ches Recht und zéhlt damit zu den Rechten Dritter des § 903 S. 1 BGB.”

Auch der von Schack in diesem Zusammenhang aufgezeigte ,,Startvorteil des
Althergebrachten*”® vermag nicht zu iiberzeugen.”® Demnach soll dem Eigentum
ein Vorteil gegeniiber dem Urheberrecht zukommen, dessen Schwiche es sei, etwas
,.kiinstliches, ehemals von der Gnade des Landesherrn, heute von der des nationales
Gesetzgebers abhingigen Recht ohne konsensfihigen Inhalt* zum Inhalt zu haben.”’
Kernunterschied sei dabei, dass der Sacheigentiimer zunéchst alles diirfe, was nicht
verboten ist, der Urheber dagegen nur, was ihm das Gesetz ausdriicklich erlaube.”
Dies wiirde auch der Wortlaut der §§ 12 ff. UrhG unterstreichen, wonach die dem
Urheber zugutekommenden AusschlieBlichkeitsrechte positiv aufgezdhlt werden,
wihrend § 903 BGB diese Einschriankung nicht kennt. Kénnte aufgrund dieser
Aufzéhlung allerdings ein numerus clausus der AusschlieBlichkeitsrechte im Ur-
heberrecht angenommen werden, wiirde § 11 UrhG in seiner Funktion ausgehohlt
werden.” Hinzukommt, dass durch die Formulierung ,,insbesondere® in § 15 UrhG
klargestellt wird, dass dem Urheber nicht nur die im Gesetz benannten Rechte,
sondern auch weitere unbenannte Verwertungsrechte zustehen kdnnen, was insge-

% Hegemann, in: FS Hertin, S. 87, 96 ff.

" Hegemann, in: FS Hertin, S. 87, 96 ff.; Riesenkampff, Inhalt und Schranken des Eigen-
tums, S. 113; Schofer, Die Rechtsverhiltnisse, S. 80.

! Riesenkampff, Inhalt und Schranken des Eigentums, S. 113.
2 Hoeren/Holznagel/Ernstschneider/Rinken, Handbuch Kunst und Recht, S. 65.

3 BeckOK BGB/Roth/Fritzsche, § 903 Rn. 66; betreffend das Urheberrecht vgl. BGH Urt.
v. 31.05.1974 -1 ZR 10/73 = GRUR 1974, 675, 676 — Schulerweiterung.

™ Schricker/Loewenheim/Loewenheim, Einl. UrhG Rn. 25 ff.; Riesenkampyf, Inhalt und
Schranken des Eigentums, S. 39; Schack, GRUR 1983, 56, 56.

75 Schack, GRUR 1983, 56, 56.
" Vgl. Zentner, Das Urheberrecht des Architekten, S. 13.

"7 Schack, GRUR 1983, 56, 56; auch Riesenkampff, Inhalt und Schranken des Eigentums,
S. 26, 30, betont die jahrtausendalte Entstehungsgeschichte des Eigentums.

"8 Schack, GRUR 1983, 56, 57.
" Jéinich, Geistiges Eigentum, S. 197.
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samt gegen einen numerus clausus im Urheberrecht spricht.*® Abgesehen davon,
dass auch die Befugnisse des Sacheigentiimers zahlreichen zivil- und 6ffentlich-
rechtlichen Beschrinkungen unterliegen,®' spricht auch die verfassungsrechtliche
Einordnung von Urheberrecht und Eigentum gegen Schacks Deutung.*? Die ver-
fassungsrechtlichen Rahmenbedingung fiir das Sach- und geistiges Eigentum —
wozu auch das Urheberrecht zihlt* — sind mit Art. 14 Abs. 1 GG identisch.®

Zudem regelt § 44 Abs. 1 UrhG, dass die Erlangung der Eigentumsposition an
der Werkverkorperung grundsétzlich keine das Urheberrecht beherrschende Be-
fugnisse umfasst.*> Das Urheberrecht muss gerade im Hinblick auf seine person-
lichkeitsrechtliche Komponente gegeniiber dem Eigentiimer der Werkverkorperung
Schutz erfahren.*® Bei der Annahme einer Vorrangigkeit des Sacheigentums wiirde
dieser wesentliche Teil des Urheberschutzes allerdings unzumutbar unterlaufen
werden."

Zudem ergibt sich auch keine Vorrangigkeit des Urheberrechts aus dem Uber-
tragungszweckgedanken und dem daraus folgenden Grundsatz ,,in dubio pro auc-
tore*.® Dieser besagt, dass zum Schutz des Urhebers Nutzungsrechte nur in dem
Umfang libertragen werden, den der mit dem Vertrag verfolgte Zweck ,,unbedingt*
erfordert® oder der fiir den Vertragszweck unerlisslich ist.”” Es lisst sich daraus
jedoch kein allgemeiner Rechtssatz fiir das gesamte Urheberrecht ableiten.” § 31
Abs. 5 UrhG, aus dem die Ubertragungszwecktheorie hergeleitet wird,” enthlt

8 Jinich, Geistiges Eigentum, S. 197.

81 Janich, Geistiges Eigentum, S. 195, 230.

82 Vgl. Zentner, Das Urheberrecht des Architekten, S. 13.

% Gétting, GRUR 2006, 353, 357.

8 Jinich, Geistiges Eigentum, S. 231; Zentner, Das Urheberrecht des Architekten, S. 13.
8 Prinz, Urheberrecht fiir Architekten und Ingenieure, S. 37.

8 Zentner, Das Urheberrecht des Architekten, S. 14.

87 Prinz, Urheberrecht fiir Architekten und Ingenieure, S. 37.

8 S0 aber Nirk, in: FS Brandner, S. 417, 419, Fn. 10: wonach es der ,.einhellige[n] Auf-
fassung in der Literatur® entspreche, dass ,,im Konfliktfalle das geistige Eigentum Vorrang vor
der Herrschaft des Sacheigentiimers genief3t*.

¥ BGH Utt. v. 29.04.2010 — I ZR 68/08 = GRUR 2010, 623, Rn. 20 — Restwertbérse;
BGH Urtt. v. 22.04.2004 — I ZR 174/01 = GRUR 2004, 938, 938 — Comic-Ubersetzungen III,
Fromm/Nordemann/J. B. Nordemann, § 31 Rn. 109.

% BGH Urt. v. 06.10.2016 —I ZR 25/15 = GRUR 2017, 266, Rn. 44 — World of Warcraft I,
BGH Urt. v. 29.04.2010 — T ZR 68/08 = GRUR 2010, 623, Rn. 20 — Restwertbérse; Fromm/
Nordemann/Nordemann, § 31 Rn. 109.

! Riesenhuber, GRUR 2005, 712, 713, wonach ein solcher Grundsatz zutreffend an Un-
bestimmtheit und Einseitigkeit scheitere.

%2 Schricker, § 8 Rn. 5b.
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lediglich eine Auslegungsregel des Urhebervertragsrecht.” Diese greift daher nur in
einem urhebervertragsrechtlichen Kontext, sofern Zweifel iiber den Umfang einer
Rechteeinrdumung bestehen.”* Die Rechtsprechung wendet den Gedanken der
Ubertragungszwecktheorie zwar auch auf das Verhiltnis zwischen Urheberrecht
und Sacheigentum an, jedoch nur, soweit es auch hier um die Einrdumung von
Nutzungsrechten an den Eigentiimer geht”® Damit ist festzuhalten, dass der
Rechtssatz ,,in dubio pro auctore” und der Ubertragungszweckgedanken keines-
wegs pauschal gegeniiber jedem Dritten und in jeder Konstellation Anwendung
finden.”® Eine Vorrangigkeit der Urheberbefugnisse ergibt sich daraus nicht.

Im Ergebnis ldsst sich somit allein aufgrund der einfachgesetzlichen Normen
keine ungleichartige Gewichtung der Rechte feststellen.

I1. Verfassungsrechtliche Erwigungen

Eine andere Gewichtung konnte sich aus verfassungsrechtlichen Erwdgungen
ergeben. Hierzu sind die einschlidgigen Grundrechte und deren Verhiltnis zueinan-
der zu untersuchen.

1. Einbeziehung verfassungsrechtlicher Erwiigungen im Privatrecht

Bevor eine Betrachtung der Problematik aus verfassungsrechtlicher Perspektive
vorgenommen werden kann, ist knapp auf den Einfluss der Grundrechte bei der
Auslegung des Privatrechts einzugehen, da das Urheberrecht dem Privat- und nicht
dem Verfassungsrecht angehort. Gem. Art. 1 Abs. 3 GG sind Gesetzgebung, Ver-
waltung und Rechtsprechung an die Einhaltung der Grundrechte gebunden. Seit der
Liith-Entscheidung des BVerfG steht allerdings fest, dass Grundrechte ebenso bei
der Auslegung einfachen Rechts zu beriicksichtigen sind.”” Auch wenn es sich bei
Grundrechten der klassischen Schutzrichtung nach um Abwehrrechte des Biirgers
gegeniiber dem Staat (status negativus) und gerade nicht um Abwehrrechte zwi-
schen Privaten handelt,”® enthalten die Grundrechte auch eine objektive Werteord-
nung, die als verfassungsrechtliche Grundentscheidung fiir alle Bereiche des Rechts

% BGH Urt. v. 27.09.1995 — I ZR 215/93 = NJW 1995, 3252, 3253 — Pauschale Rechts-
einrdumung; Riesenhuber, GRUR 2005, 712, 713; Schack, Urheber- und Urhebervertrags-
recht, Rn. 681. Kritisch: Schricker/Loewenheim/Ohly, § 31 Rn. 52.

% BGH Utt. v. 27.09.1995 — T ZR 215/93 = NJW 1995, 3252, 3253 — Pauschale Rechis-
einrdumung; Riesenhuber, GRUR 2005, 712, 713; Schack, Urheber- und Urhebervertrags-
recht, Rn. 681. Kritisch: Schricker/Loewenheim/Ohly, § 31 Rn. 52.

% Vgl. OLG Miinchen Urt. v. 17.02.1983—6 U 3285/82 = GRUR 1984, 516, 517 — Tier-
abbildungen.

% Vgl. Zentner, Das Urheberrecht des Architekten, S. 15.
7 BVerfG Urt. v. 15.01.1958—1 BvR 400/51 = BVerfGE 7, 198, 205 ff. — Liith.
% Manssen, Staatsrecht I, § 3 Rn. 52.
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gilt.” Daraus ergibt sich die sog. mittelbare Drittwirkung fiir das Privatrecht,'®

wonach alle biirgerlich-rechtlichen Vorschriften im Lichte der Verfassung ausge-
legt werden miissen, insbesondere bei unbestimmten Rechtsbegriffen und Gene-
ralklauseln, welche zwingendes Recht enthalten.'” Das ordentliche Gericht muss
somit bei der Anwendung einfachen Rechts die Grundrechte der Partei, die sich auf
eine einfachgesetzliche Norm beruft, ebenso wie die Grundrechte derjenigen Partei,
die dadurch in ihren Rechten beeintrachtigt wird, beachten. Das Gericht bewegt sich
somit permanent zwischen dem Schutz der Grundrechte des Verletzers und dem
Schutz der Grundrechte des Verletzten.'”

Diesen ,,Spagat gilt es auch in dem Spannungsverhiltnis zwischen Urheber und
Eigentiimer zu bewiltigen, wobei auch hier zu kldren ist, welche verfassungs-
rechtlichen Positionen konkret in Betracht kommen und ob sich aus verfassungs-
rechtlichen Erwdgungen eine Gewichtung der betroffenen Rechte ergibt.

In diesem Kontext sind aufgrund der Harmonisierung des Urheberrechts grund-
sdtzlich unionsrechtliche Erwagungen, insbesondere die der Grundrechte-Charta, zu
beriicksichtigen. Es sind diejenigen Regelungen des Urheberrechtsgesetzes an der
Charta zu messen, die eine vollstindig harmonisierende Richtlinie umsetzen.'” Die
Rechtsgrundlagen unterscheiden sich zwar vom nationalen Recht, jedoch gewéhr-
leistet die Grundrechte-Charta der Union grundsitzlich einen den deutschen
Grundrechten entsprechenden Schutz.'® Tn Betracht kommen hier Art. 17 Abs. 2
der Grundrechte-Charta hinsichtlich des Eigentums sowie beziiglich der Kunst-
freiheit Art. 13 der Grundrechte-Charta. Konkretere Ausfiihrungen unterbleiben
jedoch, da die fiir diese Arbeit wesentlichen urheberpersonlichkeitsrechtlichen Be-
fugnisse bislang nicht harmonisiert sind.'”®

% BVerfG Urt. v. 15.01.1958—1 BvR 400/51 = BVerfGE 7, 198, 205 ff. — Liith.

19 BVerfG Urt. v. 15.01.1958—1 BvR 400/51 = BVerfGE 7, 198, 205 ff. — Liith; BVerfG
Beschl. v. 11.05.1976—1 BvR 671/70, Rn. 17, 34 = BVerfGE 42, 143, 148 — Deutschland-
Magazin; Kingreen/Poscher, Grundrechte, Rn. 131; Fechner, Geistiges Eigentum und Ver-
fassung, S. 187 ff.

T BVerfG Urt. v. 15.01.1958—1 BvR 400/51 = BVerfGE 7, 198, 205 ff. — Liith; in der
Entscheidung werden § 826 BGB als die Generalklausel und das Tatbestandsmerkmal der
»guten Sitten* als Einbruchsstelle fiir Wertungen der Grundrechte exemplarisch bezeichnet;
vgl. Epping/Lenz/Leydecker, Grundrechte, Rn. 347 ff.; Fechner, Geistiges Eigentum und
Verfassung, S. 191.

12 Banjari, Umgestaltungen am Werk der Baukunst durch den Eigentiimer, S. 45.

1% BVerfG Urt. v. 31.05.2016—1 BvR 1585/13 = GRUR 2016, 690, Rn. 122 — Metall auf
Metall; BVerfG Beschl. v. 06.11.2019—1 BvR 276/17 = GRUR 2020, 88, Rn. 40 ff. — Recht
auf Vergessenwerden II; BGH Urt. v. 30.04.2020 — I ZR 115/16 = GRUR 2020, 843, Rn. 24,
46 f. — Metall auf Metall IV.

104 peykert, Urheberrecht, § 3 Rn. 17.

15 Vgl. Wandtke/Bullinger/ Wandtke, Einl. Rn. 37; Klass, ZUM 2015, 290, 292; Ubertazzi,
GRUR Int. 2018, 110, 111 ff.
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2. Einschligige Grundrechte bzgl. Sacheigentum und Urheberrecht
a) Grundrechte des Eigentiimers einer Werkverkorperung

Zugunsten des Sacheigentiimers einer Werkverkorperung ist die Eigentumsga-
rantie nach Art. 14 Abs. 1 GG einschlédgig, welche auch {liber Art. 17 Abs. 1 der
Grundrechte-Charta Schutz erfihrt.'” Der in Art. 14 Abs. 1 GG verankerte Be-
standsschutz umfasst ,,grundsitzlich alle vermdgenswerten Rechte, die dem Be-
rechtigten von der Rechtsordnung in der Weise zugeordnet sind, dass er die damit
verbundenen Befugnisse nach eigener Entscheidung zu seinem privaten Nutzen
ausiiben darf*.'"”” Die von Art. 14 GG geforderte Zuordnung durch die Rechtsord-
nung erfolgt gemiB § 903 BGB als inhaltsbestimmende Norm fiir das privatrecht-
liche Eigentum. Dem Eigentiimer werden dadurch umfassende Rechte an dem Ge-
genstand seines Eigentums, in diesem Fall dem Werk in einer verkorperten Form,
zugewiesen.

Der Schutz des Art. 14 Abs. 1 GG umfasst nicht nur die Eigentiimerstellung
selbst, sondern auch dessen Nutzung, sodass der Eigentiimer den Gegenstand
grundsitzlich beliebig verwenden, verbrauchen, verduBern darf.'®®

b) Grundrechte des Urhebers eines Werkes

Ein spezielles Grundrecht zum Schutze des Urhebers existiert nicht.'” Zum
Schutz des Urhebers kommen verschiedene Grundrechte in Betracht. Dazu gehdren
die Eigentumsfreiheit nach Art. 14 GG fiir materielle Interessen des Urhebers, die
Kunstfreiheit gem. Art. 5 Abs. 3 GG und das allgemeine Personlichkeitsrecht nach
Art. 2 Abs. 1 GG i.V.m. Art. 1 Abs. 1 GG zum Schutz der ideellen Urheberinter-
essen.''® Fraglich ist, wann welches Grundrecht betroffen ist und wie diese im
Rahmen einer Interessenabwigung zu gewichten sind.

aa) Art. 14 Abs. 1 GG — Eigentum

Im Grundgesetz wird das Urheberrecht in Art. 14 GG nicht ausdriicklich be-
nannt. Es existiert jedoch auch kein vorgegebener und absoluter Begriff des Ei-
gentums.''" Der Inhalt und die Funktion des Eigentums bediirfen der Anpassung an

1% Vgl. BVerfG Urt. v. 31.05.2016—1 BvR 1585/13 = GRUR 2016, 690, Rn. 65 ff., 122 —
Metall auf Metall.

07 BVerfG Urt. v. 08.04.1997—1 BvR 48/94 = NJW 1997, 1975, 1975 — Altschulden.
1% Kingreen/Poscher, Grundrechte, Rn. 1190.

1 Vgl. Fechner, Geistiges Eigentum und Verfassung, S. 186; Riesenkampff, Inhalt und
Schranken des Eigentums, S. 88.

"9 vgl. Di Fabio, Urheberrecht und Kunstfreiheit, S. 105 f.

"' BVerfG Beschl. v. 07.07.1971—1 BvR 765/66 = GRUR 1972, 481, 483 — Kirchen- und
Schulgebrauch.
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die gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Verhiltnisse, sodass es Aufgabe des
Gesetzgebers ist, Inhalt und Schranken das Eigentums nach Art. 14 Abs. 1 S. 2 GG
zu bestimmen.'” Das Eigentum umfasst alle vermdgenswerten Rechte, die Be-
rechtigten von der Rechtsordnung in der Weise zugeordnet sind, dass sie die damit
verbundenen Befugnisse nach eigenverantwortlicher Entscheidung zum privaten
Nutzen ausiiben diirfen.'”® Wesentliches Merkmal ist, dass ein vermdgenswertes
Recht dem Berechtigten ebenso ausschlieflich wie Eigentum an einer Sache zur
eigenen Verfiigung zugeordnet ist.'"* Das Recht muss dabei einfachgesetzlich nicht
als Eigentum benannt sein.'"

Damit das Urheberrecht verfassungsrechtlich geschiitzt ist, bedarf es folglich
einer Ausgestaltung durch die Rechtsordnung, wodurch ein vermdgenswertes Recht
zugeordnet wird."'® Das Urheberrecht ordnet das vermdgenswerte Ergebnis der
schopferischen Leistung — das Werk und insbesondere dessen Nutzung — dem Ur-
heber zu, sodass dieser frei und in eigener Verantwortung dariiber verfiigen kann.'"’
Aufgrund des Schopfungsaktes steht dem Urheber damit einfachgesetzlich ein
subjektives Recht an seinem Werk zu.''® Durch die dem Urheber durch das Urhe-
berrechtsgesetz zugeordneten Nutzungsrechte am Werk ordnet die Rechtsordnung
dem Urheber ein vermdgenswertes Recht zu, sodass der Schutzbereich des Art. 14
Abs. 1 GG einschligig ist.'"” Das Urheberrecht wird daher hinsichtlich verms-
genswerter Rechte durch die Institutsgarantie des Art. 14 Abs. 1 GG geschiitzt.'*
Diese Zuordnung wird auch im Schrifttum anerkannt.'?'

Die Eigentumsgarantie beinhaltet die Zubilligung und Sicherung von Herr-
schafts-, Nutzungs- und Verfiigungsrechten zugunsten des Grundrechtstragers und
hat die Aufgabe, Freiheiten im vermdgensrechtlichen Bereich zu gewéhrleisten und
dadurch eine eigenverantwortliche Gestaltung und Entfaltung des Lebens zu er-

12 BVerfG Beschl. v. 07.07.1971—1 BvR 765/66 = GRUR 1972, 481, 483 — Kirchen- und
Schulgebrauch.

"3 BVerfG Beschl. v. 30.06.2020—1 BvR 1679/17, 1 BvR 2190/17 = BeckRS 2020,
19850, Rn. 74.

""" BVerfG Beschl. v. 09.01.1991—1 BvR 929/89 = NJW 1991, 1807, 1807.
15 BeckOK GG/Axer, Art. 14 Rn. 43,

16 BVerfG Beschl. v. 07.07.1971—1 BvR 765/66 = GRUR 1972, 481, 483 — Kirchen- und
Schulgebrauch.

"7 BVerfG Beschl. v. 07.07.1971—1 BvR 765/66 = GRUR 1972, 481, 483 — Kirchen- und
Schulgebrauch.

8 Grzeszick, ZUM 2007, 344, 347.

' BVerfG Beschl. v. 07.07.1971 -1 BvR 765/66 = GRUR 1972, 481, 483 — Kirchen- und
Schulgebrauch.

20 BVerfG Urt. v. 31.05.2016—1 BvR 1585/13 GRUR 2016, 690, Rn. 65 ff. — Metall auf
Metall; Badura, in: Benda/Maihofer/Vogel, Handbuch des Verfassungsrechts, § 10 Rn. 36;
Fechner, Geistiges Eigentum und Verfassung, S. 210f.

12l Fechner, Geistiges Eigentum und Verfassung, S.207; Peukert, Urheberrecht, § 3
Rn. 19.
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moglichen.'” Auch die Bewahrung des konkreten Bestands an vermdgenswerten

Giitern vor ungerechtfertigten Eingriffen durch die 6ffentliche Gewalt ist Funktion
der Eigentumsgarantie.'” Aufgrund dieser sichernden und zugleich abwehrenden
Eigenschaft ist es konsequent auch die vermogenswerten Befugnisse des Urhebers
an seinem Werk als Eigentum im Sinne des Art. 14 Abs. 1 GG anzusehen und in
dessen Schutzbereich einzubeziehen.'**

Der vermogenswerte Bestandteil des Urheberrechts wird mithin wie das Sach-
eigentum durch Art. 14 Abs. 1 GG geschiitzt.'> Dem Urheber wird eine mit § 903
BGB vergleichbare ,,Sachherrschaft® garantiert, die eine auf AusschlieBlichkeits-
rechte gestiitzte Freiheit des Urhebers zur privatautonomer Entscheidung beinhal-
tet.'® Trotz der tatsichlich untrennbaren Verbindung zwischen den ideellen und
materiellen Interessen des Urhebers werden die rein geistigen und personlichen
Interessen nicht vom grundrechtlichen Eigentumsschutz umfasst, da diese gerade
keine vermogenswerte Position betreffen.'’ Die Leistungsschutzrechte der Inter-
preten und der Tontrigerhersteller unterfallen hingegen Art. 14 Abs. 1 GG.'®

bb) Art. 5 Abs. 3 GG — Kunstfreiheit

Die Kunstfreiheit schiitzt die Freiheit der Betitigung im Kunstbereich umfas-
send.'” Sie schiitzt den ,,Werk-“ wie auch den ,,Wirkbereich®.”*® Durch den
»Werkbereich® ist die Herstellung des Kunstwerkes, beispielsweise die eigene
Produktion oder auch Vorbereitungshandlungen und somit die kiinstlerische Beti-

12 BVerfG Beschl. v. 16.02.2000—1 BvR 242/91 = NJW 2000, 2573, 2574 — Altlasten;
BVerfG Beschl. v. 22.05.2001—1 BvR 1512/97 = NVwZ 2001, 1023, 1023 — Baulandumle-
gung.

12 BVerfG Beschl. v. 15.07.1981—1 BvL 77/78 = NJW 1982, 745, 746 — Nassauskiesung.

124 BVerfG Beschl. v. 07.07.1971 -1 BvR 765/66 = GRUR 1972, 481, 483 — Kirchen- und
Schulgebrauch.

125 Vgl. BVerfG Beschl. v. 07.07.1971—1 BvR 765/66 = GRUR 1972, 481, LS 1, 483 —
Kirchen- und Schulgebrauch, seitdem stédndige Rechtsprechung; vgl. BVerfG Beschl. v.
07.07.1971—1 BvR 276/71 = GRUR 1972, 487, 487 — Schulfunksendungen; BVerfG Beschl.
v. 25.10.1978—1 BvR 352/71 = GRUR 1980, 44, 46 — Kirchenmusik; BVerfG Beschl. v.
04.11.1987—1 BvR 1611/84 = NJW 1988, 1371, 1371; BVerfG Beschl. v. 11.10.1988—
1 BvR 743/86, 1 BvL 80/86 = NJW 1992, 1307, 1308.

126 Schack, Urheber- und Urhebervertragsrecht, Rn. 96.

127 Mangoldt/Klein/Starck/Depenheuer/Froese, Art. 14 Rn. 148f.; Grunert, Werkschutz
contra Inszenierungskunst, S. 202 f.

12 BVerfG Beschl. v. 23.01.1990 — I BvR 306/86 = GRUR 1990, 438, 440 — Bob Dylan;
BVerfG Beschl. v. 03.10.1989—1 BvL 79/86 = GRUR 1990, 183, 184 — Vermietungsvorbe-
halt.

12 BVerfG Beschl. v. 13.06.2007—1 BvR 1783/05 = GRUR 2007, 1085, Rn. 65 — Esra.

0 BVerfG Beschl. v. 24.02.1971—-1 BvR 435/68 = GRUR 1971, 461, 463 — Mephisto;
BVerfG Beschl. v. 17.07.1984 — 1 BvR 816/82 = BVerfGE 67, 213, 224; BVerfG Beschl. v.
13.06.2007—1 BvR 1783/05 = GRUR 2007, 1085, Rn. 63 — Esra; Mangoldt/Klein/Starck/
Starck/Paulus, Art. 5 Rn. 428 ff.; Jarass/Pieroth/Jarass, Art. 5 Rn. 120.
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tigung geschiitzt."’! Die Vermittlung eines Werkes an Dritte in Form von Darbie-

tung und Verbreitung ist hingegen vom ,,Wirkbereich® umfasst.'*? Dieser bildet den
,»Boden, auf dem die Freiheitsgarantie des Art. 5 Abs. 3 GG bisher vor allem Wir-
kung entfaltet hat“."**> Der Schutz des ,,Wirkbereichs* ist sachnotwendig fiir die
Begegnung mit dem Kunstwerk als Teil eines kunstspezifischen Vorgangs.'** Dem
personlichen Schutzbereich der Kunstfreiheit unterfallt jeder Mensch, der kiinstle-
risch tétig ist, unabhingig davon, ob er als Kiinstler anerkannt ist und Kunst als
Beruf ausiibt.'"”® Die Kunstfreiheit beinhaltet somit primir den Schutz der Betiti-
gung des Schaffenden, sowie die Vermittlung von Gedanken und Ideen durch
Kunst."*® Nach iiberwiegender Ansicht unterfallt daher auch das Kunstwerk selbst
als ,,Objektivation* der Grundrechtsausiibung dem Schutzbereich des Art. 5 Abs. 3
GG."" Bei der Vernichtung einer Werkverkdrperung wird zwar nicht in die kiinst-
lerische Betitigung des Urhebers eingegriffen, allerdings wird der Wirkbereich des
Werkes im Ganzen beseitigt. Eine Vermittlung des Werkes an Dritte ist dann aus-
geschlossen.”® Daher ist bei der Vernichtung der ,,Wirkbereich des Kunstwerkes
betroffen und der Schutzbereich der Kunstfreiheit erdffnet.

Dem Schutzbereich der Kunstfreiheit nach Art. 5 Abs. 3 GG liegt ein ,,offener
Kunstbegriff zugrunde, da sich der Kunstbegriff nicht einheitlich und abschlieBend
definieren lisst."”” Um dennoch auch im Einzelfall prizise Entscheidungen zu
treffen, verwendet das BVerfG mehrere Kunstbegriffe parallel.'* Es wird einerseits
der ,,materielle Kunstbegriff verwendet, der sich an dem von BVerfG friiher ver-
tretenen Kunstbegriff orientiert.'*! Kunst umfasst danach die freie schopferische
Gestaltung, in der Eindriicke, Erfahrungen und Erlebnisse des Kiinstlers durch das

31 BVerfG Beschl. v. 24.02.1971—1 BvR 435/68 = GRUR 1971, 461, 463 — Mephisto;
BVerfG Beschl. v. 17.07.1984 — I BvR 816/82 = BVerfGE 67, 213, 224; BVerfG Beschl. v.
13.06.2007—1 BvR 1783/05 = GRUR 2007, 1085, Rn. 63 — Esra; Mangoldt/Klein/Starck/
Starck/Paulus, Art. 5 Rn. 429; Jarass/Pieroth/Jarass, Art. 5 Rn. 120.

32 BVerfG Beschl. v. 24.02.1971—1 BvR 435/68 = GRUR 1971, 461, 463 — Mephisto;
BVerfG Beschl. v. 17.07.1984 — I BvR 816/82 = BVerfGE 67, 213, 224; Mangoldt/Klein/
Starck/Starck/Paulus, Art. 5 Rn. 432; Jarass/Pieroth/Jarass, Art. 5 Rn. 120.

13 BVerfG Beschl. v. 13.06.2007—1 BvR 1783/05 = GRUR 2007, 1085, Rn. 63 — Esra.
3 BVerfG Beschl. v. 13.06.2007—1 BvR 1783/05 = GRUR 2007, 1085, Rn. 63 — Esra.
135 Kingreen/Poscher, Grundrechte, Rn. 853.

136 Schack, Urheber- und Urhebervertragsrecht, Rn. 99.

137 Maunz/Diirig/Scholz, Art.5 Abs.3 Rn.17; Mangoldt/Klein/Starck/Starck/Paulus,
Art. 5 Rn. 431.

138 Vgl. BeckOK UrhR/Ahlberg/Lauber-Ronsber, Einf. UrhG Rn. 9.

139 BVerfG Beschl. v. 17.07.1984 — I BvR 816/82 = BVerfGE 67, 213, 225; Kingreen/
Poscher, Grundrechte, Rn. 850.

" BVerfG Beschl. v. 17.07.1984 — 1 BvR 816/82 = BVerfGE 67, 213, 225; Kingreen/
Poscher, Grundrechte, Rn. 846.

4l BVerfG Beschl. v. 24.02.1971—1 BvR 435/68 = GRUR 1971, 461, 463 — Mephisto;
BVerfG Beschl. v. 17.07.1984 — 1 BvR 816/82 = BVerfGE 67, 213, 226.
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Medium einer Formensprache unmittelbar zur Anschauung gebracht werden.'*?
Darunter fallen alle Vorginge, die rational nicht aufzuldsen sind.'*® Zudem wird der
formale Kunstbegriff vom BVerfG verwendet, wonach alles Kunst darstellt, was
einem bestimmten anerkannten Werktyp zuzuordnen sei.'** Hiervon umfasst sind
formale, typologische Gattungsformen eines bestimmten Werktyp, wie etwa Ta-
tigkeiten und Ergebnisse des Malens, Bildhausens oder Dichtens.'* Zuletzt wird
vom BVerfG noch ein ,,offenes Kunstverstindnis vertreten.'*® Danach handelt es
sich um Kunst, wenn ein kiinstlerisches Werk es wegen der Mannigfaltigkeit seines
Aussagegehalts ermoglicht, seiner Darstellung im Wege einer fortgesetzten Inter-
pretation immer weitreichendere Bedeutungen zu entnehmen, sodass sich eine
praktisch unerschépfliche vielschichtige Informationsvermittlung ergibt.'’ Die sich
durch den ,,offenen Kunstbegriff ergebenden Anforderung an die Einordnung eines
urheberrechtlichen Werkes als Kunst im Sinne der Verfassung kann allerdings im
Einzelfall problematisch sein. Ein urheberrechtlicher Schutz setzt zwar das Vorlie-
gen einer Schopfungs- bzw. Gestaltungshdhe voraus, er fordert aber keine derart
hohen Anforderungen an die Individualitdt und Eigentiimlichkeit der Schopfung,
dass sich daraus unweigerlich ein mannigfaltiger Aussagegehalt ergibt.'*® Ein ur-
heberrechtlich geschiitztes Werk ldsst somit nicht zwingend eine fortgesetzte In-
terpretation und eine vielstufige Informationsvermittlung zu.'®’

Nach § 2 UrhG sind Werke im Sinne des Urheberrechts alle personlichen geis-
tigen Schopfungen, die eine wahrnehmbare Verkorperung gefunden haben, einen
geistigen Gehalt besitzen sowie ein gewisses Maf3 an Individualitit bzw. Schop-
fungshéhe aufweisen.*® Durch das Merkmal des personlich-geistigen Schopfung in
§ 2 UrhG ist sichergestellt, dass ein urheberrechtliches Werk Ausdruck der inneren
Vorgénge seines Schopfers ist. Ob ein urheberrechtliches Werk zugleich auch als
Kunst im Sinne der Verfassung einzustufen ist, ldsst sich nur im Einzelfall fest-
stellen.

Einige urheberrechtlich schutzfahige Werke unterfallen jedoch nicht dem
Schutzbereich der Kunstfreiheit, da sie den Anforderungen der Kunstbegriffe nicht
geniigen. Dazu zdhlen die Computerprogramme nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 UrhG sowie

2 BVerfG Beschl. v. 24.02.1971—1 BvR 435/68 = GRUR 1971, 461, 463 — Mephisto;
BVerfG Beschl. v. 17.07.1984 — I BvR 816/82 = BVerfGE 67, 213, 226.

3 BVerfG Beschl. v. 24.02.1971—1 BvR 435/68 = GRUR 1971, 461, 463 — Mephisto;
BeckOK GG/Kempen, Art. 5 Rn. 158.

14 BVerfG Beschl. v. 17.07.1984 — 1 BvR 816/82 = BVerfGE 67, 213, 226 f.

1% BVerfG Beschl. v. 17.07.1984—1 BvR 816/82 = NJW 1985, 261, 262 — Anachronisti-
scher Zug.

146 BVerfG Beschl. v. 17.07.1984 — I BvR 816/82 = BVerfGE 67, 213, 227.
47 BVerfG Beschl. v. 17.07.1984 — I BvR 816/82 = BVerfGE 67, 213, 227.
18 Jénecke, Das urheberrechtliche Zerstdrungsverbot, S. 119.
9 Jénecke, Das urheberrechtliche Zerstdrungsverbot, S. 119.

" BGH Urt. v. 09.05.1985 — I ZR 52/83 = GRUR 1985, 1041, 1046 ff. — Inkasso Pro-
gramm;, Peukert, Urheberrecht, § 6 Rn. 6; Schack, Kunst und Recht, Rn. 229.
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Darstellungen wissenschaftlicher oder technischer Art nach §2 Abs.1 Nr.7
UrhG."' Es handelt sich dabei nicht um einen Unterfall eines anerkannten Werktyp.
Ebenso ergibt sich kein Raum fiir eine fortgesetzte Interpretation und es werden
keine Eindriicke, Erfahrungen und Erlebnisse des Kiinstlers durch das Medium
einer Formensprache wiedergegeben, ohne, dass diese nicht rational reproduzierbar
wiéren. Das bedeutet, dass der urheberrechtliche Werkbegriff nicht mit dem
Kunstbegriff des Grundgesetzes deckungsgleich ist.'*

Wihrend also ein Grofiteil der urheberrechtlich geschiitzten Werke von der
Kunstfreiheit umfasst ist, konnen die Werke der kleinen Miinze, die sich bereits an
der unteren Grenze der urheberrechtlichen Schutzfahigkeit bewegen, im Einzelfall
selbst dem weiten verfassungsrechtlichen Kunstbegriff nicht mehr zugeordnet
werden.'*® Ebenso sind umgekehrte Konstellationen denkbar, bei denen es fiir einen
urheberrechtlichen Schutz an der Gestaltungshohe fehlt, der Gegenstand aber auf-
grund der Ungewdhnlichkeit und der verkorperten Idee in der Lage ist, eine Aus-
sage des Schopfers zu libermitteln und so der Kunstfreiheit, nicht jedoch dem ur-
heberrechtlichen Werksbegriff unterfillt."* Diese Konstellation betrifft beispiels-
weise als ,, Kunstwerke* prisentierte leere, aber signierte Notenblitter.'”

Die Werke, bei denen Eigentum und Urheberrecht in Konflikt geraten, sind
gemil der gerichtlichen Entscheidung jedoch Werke der bildenden Kiinste nach § 2
Abs. 1 Nr. 4 UrhG."° Da diese Werke in aller Regel dem ,,formalen®, ,,materiellen‘
oder dem ,,offenen” Kunstbegriff unterfallen, ist der Schutzbereich von Art. 5
Abs. 3 GG bei einer Vernichtung einer Werkverkdrperung eréffnet. Einzig bei
Werken mit einer geringen gestalterischen Eigenart konnte der offene Kunstbegriff
nicht einschlégig sein. Dann jedoch diirfte was Werk zumindest unter den ,,forma-
len” und ,,materiellen* Kunstbegriff zu subsumieren sein. Die meisten urheber-
rechtlich geschiitzten Werke im Sinne des § 2 Abs. 1 Nr. 4 UrhG weisen aber eine
hinreichend hohe Komplexitdt und Individualitdt auf, sodass sie als Kunst i.S.v.
Art. 5 Abs. 3 GG einzuordnen sind."”’

Es ist somit festzustellen, dass ein Werk im urheberrechtlichen Sinne nicht
zwingend auch unter den Kunstbegriff des Art. 5 Abs. 3 GG fillt, aber im Regel-

31'ygl. ohne nihere Bergriindung: Jéinecke, Das urheberrechtliche Zerstdrungsverbot,
S. 119; Fechner, Geistiges Eigentum und Verfassung, S.290; Riesenkampff, Inhalt und
Schranken des Eigentums, S. 93.

152 Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstdrungsverbot, S. 119; Fechner, Geistiges Eigen-
tum und Verfassung, S. 290 f.; Riesenkampff, Inhalt und Schranken des Eigentums, S. 93.

133 Fechner, Geistiges Eigentum und Verfassung, S. 290.

134 Fechner, Geistiges Eigentum und Verfassung, S. 291.

155 Fechner, Geistiges Eigentum und Verfassung, S. 291.

1% ygl. BGH Urt. v. 21.02.2019 — I ZR 98/17 = GRUR 2019, 609, Rn. 24 — HHole (for
Mannheim); BGH Urt. v. 21.02.2019 — I ZR 99/17 = ZUM 2019, 521, Rn. 57 — PHaradise,
BGH Urt. v. 21.02.2019 — 1 ZR 15/18 = GRUR 2019, 619, Rn. 6 — Minigolfanlage.

17 Vgl. Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstérungsverbot, S. 119; Riesenkampff, Inhalt
und Schranken des Eigentums, S. 93.
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fall - sofern eine ausreichende Gestaltungshohe gegeben ist — die Kunstfreiheit
aufseiten des Urhebers innerhalb einer Interessenabwigung bei der Vernichtung
einer Werkverkorperung zu beachten ist.

cc) Art. 2 Abs. 1, 1 Abs. 1 GG — allgemeines Personlichkeitsrecht

Bei dem allgemeinen Personlichkeitsrecht handelt es sich um ein durch die
Rechtsprechung des BGH entwickeltes und vom BVerfG anerkanntes Grundrecht,
welches sich aus der allgemeinen Handlungsfreiheit nach Art. 2 Abs. 1 GG und der
Menschenwiirde gem. Art. 1 Abs. 1 GG zusammensetzt."*® Durch die Garantie der
Menschenwiirde kommt eine der gesamten Rechtssetzung und -anwendung zu-
grunde liegende Wertentscheidung zum Ausdruck, woraus folgt, dass der soziale
Wert- und Achtungsanspruch des Einzelnen auch durch private Dritte nicht zu-
nichtegemacht werden darf.'>

Eine generelle abstrakte Beschreibung des Schutzbereiches findet sich nicht. Es
haben sich anerkannte Fallgruppen des allgemeines Personlichkeitsrechts entwi-
ckelt, worunter u. a. der Schutz von Intim- und Privatsphére, Schutz der personalen
Identitdt und der freien Entfaltung der Personlichkeit, ebenso wie der Schutz des
sozialen Geltungsanspruchs einzuordnen sind.'® Insgesamt werden dadurch Ver-
haltensweisen geschiitzt, die eine besondere Verbindung mit der Menschenwiirde
aufweisen und somit eines stdrkeren Schutzes bediirfen als alle anderen, von der
allgemeinen Handlungsfreiheit nach Art. 2 Abs. 1 GG umfassten Verhaltenswei-
sen.'®! Zur Sicherung von Autonomie und Selbstbestimmung des Einzelnen wird
die engere personliche Lebenssphire ,,und ihre Grundbedingungen“'®> umfassend
gewiihrleistet.'® Ebenso wird die Selbstbestimmung beziiglich der Darstellung der
eigenen Person in der Offentlichkeit gewihrleistet.'® Grundsitzlich ist der Einzelne
daher auch vor verfilschter, unrichtige oder entstellende Wiedergabe einer AuBe-
rung durch das allgemeines Persénlichkeitsrecht geschiitzt.'s

Aufgrund des Schutzes der Selbstbestimmung iiber die Darstellung der eigenen
Person in der Offentlichkeit ist der Urheber davor zu schiitzen, dass ihm Werke

138 BVerfG Beschl. v. 14.02.1973—1 BvR 112/65 = GRUR 1974, 44, 45 f. — Soraya; vgl.
Larenz/Canaris, Schuldrecht, § 80 T 3.a), S.492; BGH Urt. v. 25.05.1954 - 1 ZR 211/53 =
GRUR 1955, 197, 198 — Verdffentlichung von Briefen; BGH Urt. v. 14.02.1958 —1 ZR 151/56 =
GRUR 1958, 408, 409 — Herrenreiter.

1% BK/Zippelius, Art. 1 Abs. 1 u. 2, Rn. 30, 36.

1 BVerfG Beschl. v. 13.06.2007—1 BvR 1783/05 = GRUR 2007, 1085, Rn. 71 — Esra.
1! Jarass, NTW 1989, 857, 857; Kimms/Schliinder, Verfassungsrecht II, S. 279.

12 BVerfG Urt. v. 31.01.1989—1 BvL 17/87 = BVerfGE 79, 256, 268.

13 Degenhart, JuS 1992, 361, 362.

' Degenhart, JuS 1992, 361, 362.

19 BVerfG Beschl. v. 03.06.1980—1 BvR 797/78 = GRUR 1980, 1087, 1089 — Heinrich
Boll; Kingreen/Poscher, Grundrechte, Rn. 537; Fechner, Geistiges Eigentum und Verfassung,
S. 260.
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zugerechnet werden, die so nicht von ihm geschaffen worden sind. Diese beein-
flussen die 6ffentliche Darstellung des Urhebers und kdnnen so auf sein Gesamt-
schaffen und seine Person Auswirkung haben. Daher ist auch die Verdnderung eines
Werkes, die dem Schopfer von der Allgemeinheit als von ihm stammend zuge-
rechnet wird — gleich der Wiedergabe einer AuBerung — unter den Schutzbereich
des allgemeinen Persénlichkeitsrechts zu fassen.'®® Der Schépfer ist zur Bewahrung
seiner Selbstbestimmung {iber die Darstellung der eigenen Person in der Offent-
lichkeit davor zu schiitzen, dass eine Zurechnung von verdnderten Werkverkorpe-
rungen und eine damit einhergehende verdnderte Wahrnehmung seines Werkes und
seiner eigenen Ansichten und AuBerungen in der Offentlichkeit erfolgt. Damit sind
die personlichen Interessen des Schopfers vom Schutz des Art. 2 Abs. 1 GG in
Verbindung mit Art. 1 Abs. 1 GG umfasst.'”’

Da es sich hierbei um einen Schutz der Person des Schopfers selbst und seiner
Darstellung in der Offentlichkeit handelt, ist fraglich, ob auch das geistige Band
zwischen Schopfer und Werk, also iiber die personlichen Interessen hinaus auch
ideelle Interessen, iiber Art. 2 Abs. 1 GG und Art. 1 Abs. 1 GG schutzfahig sind.
Das Urheberpersonlichkeitsrecht umfasst die ideellen Interessen des Urhebers.
Wire dies ein Teil des allgemeinen Personlichkeitsrechts, wiirden die ideellen In-
teressen des Urhebers auch grundrechtlichen Schutz {iber das allgemeine Person-
lichkeitsrecht erfahren. Das Verhiltnis des Urheberpersonlichkeitsrechts zum all-
gemeinen Personlichkeitsrecht wird jedoch nicht einheitlich beantwortet, sodass es
einer ndheren Untersuchung und Einordnung bedarf.

(1) Das Urheberpersonlichkeitsrecht im Verhdltnis
zum allgemeinen Personlichkeitsrecht

Die personlichen und ideellen Interessen werden im Besonderen iiber dasin § 11
UrhG verankerte Urheberpersdnlichkeitsrecht geschiitzt.'® Diesbeziiglich erfolgte
im Jahr 1912 eine wegweisende Entscheidung durch das Reichsgericht.'® Es ent-
schied, dass der Eigentiimer eines Freskos in welchem unbekleidete Sirenen abge-
bildet waren, durch die ,,Bekleidung® dieser im Wege des Ubermalens gegen das
Urheberpersonlichkeitsrecht des Kiinstlers verstoft und die entstellende Uberma-
lung zu beseitigen hat.'” Daraus ergibt sich, dass die ideellen Interessen des Ur-
hebers an dem Werk als ein verkdrperter Teil seiner Personlichkeit Schutz erfahren

1 Grunert, Werkschutz contra Inszenierungskunst, S. 209; Jinecke, Das urheberrechtli-
che Zerstorungsverbot, S. 132.

' Ebenso Grunert, Werkschutz contra Inszenierungskunst, S.209; Jinecke, Das urhe-
berrechtliche Zerstorungsverbot, S. 132.

1% Siche dazu unter Kapitel 1 B.1., S. 23 ff.
1 RG Urt. v. 08.06.1912 —Rep. 1. 382/11 =RGZ 79, 397, 397 — Felseneiland mit Sirenen.
" RG Urt. v. 08.06.1912 —Rep. 1. 382/11 =RGZ 79, 397, 397 — Felseneiland mit Sirenen.
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sollen und nicht das Werk selbst.'”" Es wird damit das geistige Band, das Urheber
und Schopfung miteinander verbindet, geschiitzt.'”> Dabei umfassen die ideellen
Interessen das geistige Interesse des Urhebers an der Wirkung des Werkes — etwa
seiner Aussage oder seinem Anliegen — ebenso wie den Schutz der personlichen
Interessen des Urhebers und somit seiner Urheberehre.'”

Die durch die Rechtsprechung und Lehre entwickelten Grundsétze werden erst-
mals im Urheberrechtsgesetz von 1965 kodifiziert und unter der Uberschrift ,,Ur-
heberpersonlichkeitsrecht in einem gesonderten Unterabschnitt zusammenge-
fasst.'™ Diese Formulierung wird teilweise als begrifflich ungliicklich und irrefiih-
rend verstanden, da der Schutz der Personlichkeit der Person des Urhebers sugge-
riert wird, obgleich die persénliche Verbindung zwischen Urheber und Werk
geschiitzt werden soll.'” So hatte das Reichsjustizministerium in seinem Entwurf
des Urheberrechtsgesetzes von 1932 noch von dem Begriff Urheberpersonlich-
keitsrecht oder Personlichkeitsrecht des Urhebers als Ubersetzung des ,,droit moral
Abstand genommen, weil der ,,Kern der Sache* nicht erfasst werde.'”® Dies erkennt
der Regierungsentwurf des Urheberrechtsgesetzes 1965 grundsitzlich an, stellt aber
fest, dass es

,keinem Zweifel unterliegen [konne], daB diese Befugnisse, wenn das UrhG sie nicht
gewihren wiirde, von der Rechtsprechung aus dem heute anerkannten allgemeinen Per-

sonlichkeitsrecht abgeleitet wiirden.'”

Das Urheberpersonlichkeitsrecht soll zudem laut dem Regierungsentwurf un-
trennbar mit der Person des Urhebers verbunden sein, woraus sich die Qualifikation
als echtes Persénlichkeitsrecht ergebe.'”® Diese selbstverstindliche Einordnung
zieht die umstrittene Frage nach sich, wie sich das Urheberpersonlichkeitsrecht und
das allgemeine Personlichkeitsrecht zueinander verhalten. Die Kldrung dieses
Verhiltnisses ist fiir die Frage der grundrechtlichen Positionen ebenso relevant, wie
fiir eine mogliche Ubertragung urheberrechtlicher Befugnisse und eine damit ein-
hergehende wirksame vertragliche Bindung des Urhebers.'”

Im Wesentlichen ergeben sich drei verschiedene Betrachtungspunkte. Zum einen
konnte das Urheberpersonlichkeitsrecht als besondere Erscheinungsform des all-

"' Schack, Urheber- und Urhebervertragsrecht, Rn. 45; v. Waasen, Spannungsverhiltnis
zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 31.

"2 Hoeren/Holznagel/Ernstschneider/Rinken, Handbuch Kunst und Recht, S. 69.

' Peukert, Urheberrecht, § 15 Rn. 4.

4 Schilingloff, GRUR 2017, 572, 575.

75 Briem, GRUR Int. 1999, 936, 937 f.; Lucas-Schiéiter, GRUR Int. 2002, 809, 809 f.

176 Begriindung im Entwurf des Reichsjustizministerium von 1932, S. 45; auch de Boor,
UFITA 1954, Bd. 18, 260, 262.

177 RegE UrhG 1965, BT-Drucks. 1V/270, 27, 43 ff.
'8 RegE UrhG 1965, BT-Drucks. 1V/270, 27, 43 ff.
' Siehe dazu unter Kapitel 3 B.IL., S. 163 ff.
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gemeinen Personlichkeitsrechts eingeordnet werden,'™ zum anderen als selbst-

stindiges Personlichkeitsrecht.'®’ Ebenso wird vertreten, dass eine wesensmiBige
Verschiedenheit zwischen Urheberpersonlichkeitsrecht und allgemeinen Person-
lichkeitsrecht besteht.'*?

(a) Erscheinungsform des allgemeinen Personlichkeitsrechts

Wie bereits abgebildet, ist der Gesetzgeber der Auffassung, dass es sich bei dem
Urheberpersonlichkeitsrecht um ein echtes Personlichkeitsrecht handelt, welches im
Verhiltnis zum allgemeinen Persénlichkeitsrecht ein besonderes Persénlichkeits-
recht dhnlich dem Namensrecht des § 12 BGB oder dem Recht am eigenen Bild
nach § 22 KUG abbildet.'® Damit nimmt der Gesetzgeber Bezug auf die Recht-
sprechung'®, welche die Urheberbefugnisse in einem Spezialverhiltnis zum allge-
meines Personlichkeitsrecht sieht und das Urheberpersonlichkeitsrecht als beson-
dere Erscheinungsform des allgemeinen Personlichkeitsrechts betrachtet.'® Diese
Auffassung hat auch in der Literatur Anklang gefunden.'® Demnach ist Urheber-
personlichkeitsrecht lex specialis gegeniiber dem allgemeinen Personlichkeitsrecht
in Konstellationen, bei denen eine Personlichkeitsverletzung durch Werkverlet-
zungen in Betracht kommt."” Daraus ergibt sich eine wesensgemiBe Verwandt-
schaft beider Rechtsfiguren.'®® Auch wenn das Urheberpersonlichkeitsrecht einen
besonderen Werkbezug aufweist, steht dies seinem Rechtscharakter als Person-
lichkeitsrecht nicht entgegen.'® Ausgangspunkt dieser Auffassung ist, dass nur ein
Personlichkeitsrecht existiert und einzelne normierte ebenso wie nicht normierte
persdnlichkeitsrechtliche Befugnisse lediglich Ausschnitte dessen darstellen.'™
Dadurch soll der Schutz der Personlichkeit auch hinsichtlich einzelner Facetten

180 yg]. RegE UrhG 1965, BT-Drucks. IV/270, 27, 43 ff.

181 Vgl. Ulmer, Urheber- und Verlagsrecht, S. 34; Fromm/Nordemann/Dustmann, Vor § 12
Rn. 13, § 14 Rn. 82; Kriiger-Nieland, in: FS Hau, S. 215, 219 ff.

182 Vgl. Peukert, Urheberrecht, § 15 Rn. 6 ff.; Lucas-Schiétter, GRUR Int. 2002, 809, 810.
183 RegE UrhG 1965, BT-Drucks. 1V/270, 27, 44.

'8 Vgl. BGH Urt. v. 25.05.1954 — 1 ZR 211/53 = GRUR 1955, 197, 198 — Leserbrief.

18 BGH Urt. v. 25.05.1954 — 1 ZR 211/53 = GRUR 1955, 197, 198 — Leserbrief.

186y, Gamm, UrhG, § 11 Rn. 5; Fromm/Nordemann/Dustmann, Vor § 12 Rn. 14; § 14
Rn. 82; Moéhring/Nicolini/Ahlberg, Einf. Rn. 14; HK-UrhR/Dreyer, Vor §§ 12 {f. Rn. 42.

187 Dieselhorst, Was bringt das Urheberpersonlichkeitsrecht, S. 107 f.; Federle, Der Schutz
der Werkintegritét, S.26; Kellerhals, UFITA 2000, Bd. 3, 617, 631; Schlechtriem, DRiZ
1975, 65, 66; Schiefler, GRUR 1960, 156, 158; Fromm/Nordemann/Dustmann, Vor § 12
Rn. 14; § 14 Rn. 82.

'8 Dieselhorst, Was bringt das Urheberpersonlichkeitsrecht, S. 107 f.; Federle, Der Schutz
der Werkintegritdt, S. 26; Kellerhals, UFITA 2000, Bd. 3, 617, 631; Schlechtriem, DRiZ
1975, 65, 66; Schiefler, GRUR 1960, 156, 158; Fromm/Nordemann/Dustmann, Vor § 12
Rn. 14; § 14 Rn. 82.

'8 Dieselhorst, Was bringt das Urheberpersénlichkeitsrecht, S. 107 f.

190 Vgl. Wronka, UFITA 1973, Bd. 69, 71, 79 ff.
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gewihrleistet werden.'”' Es handelt sich dieser Ansicht nach daher bei dem Urhe-
berpersonlichkeitsrecht um einen einzelnen Ausschnitt des allgemeinen Person-
lichkeitsrechts, welcher einer gesonderten Normierung durch das Urheberrechts-
gesetz unterliegt.'”> Daraus folgt, dass das Urheberpersonlichkeitsrecht dem allge-
meinen Personlichkeitsrecht als spezielleres Recht vorgeht und ein Riickgriff auf
das allgemeine Personlichkeitsrecht somit nur bei fehlendem Werkbezug moglich
ist.'”

(b) Selbststindiges Personlichkeitsrecht

Dieser Auffassung nach sind das allgemeine Personlichkeitsrecht und das Ur-
heberpersonlichkeitsrecht aufgrund ihrer gemeinsamen Wurzel in Art. 1 Abs. 1 und
Art. 2 Abs. 1 GG zwar wesensverwandt, das Urheberpersonlichkeitsrecht aber kein
Unterfall des allgemeinen Personlichkeitsrechts.'™ Es soll sich um ein, gegeniiber
dem allgemeinen Personlichkeitsrecht, selbststindiges Personlichkeitsrecht han-
deln.'”® Zur Begriindung der Verschiedenartigkeit der Rechte werden die divergie-
renden Schutzgiiter angefiihrt. Das allgemeine Persénlichkeitsrecht einerseits be-
zieht sich auf die blofe Existenz des Menschen und kommt damit jeder Person ohne
Blick auf deren Eigenschaften oder Leistungen zu, wohingegen das Urheberper-
sonlichkeitsrecht an eine Beziehung zu einem bestimmten Werk gekoppelt ist,'*®
ohne Werkbezug bestiinde damit kein Urheberpersonlichkeitsrecht. Daraus ergibt
sich, dass beide Rechte gleichrangig, aber selbststindig nebeneinanderstehen und
einander erginzen.'”’ Insbesondere wird angefiihrt, dass die Einordnung unter das
allgemeine Personlichkeitsrecht im Rahmen der Gesetzesbegriindung nicht not-
wendig ist,’”® und von friiheren ungenauen Formulierungen der Rechtsprechung
herriihrt, welche die Verschiedenheit der Rechte verkennt.'” Eine deutlichere Dif-
ferenzierung zwischen den Bezeichnungen wiirde eine irrefithrende Verkniipfungen

91'Vgl. Wronka, UFITA 1973, Bd. 69, 71, 79 ff.
192Vgl. Schiefler, GRUR 1960, 156, 158 .

19 Gétting/Scherz/Seitz/Gotting, Handbuch des Personlichkeitsrechts, § 4 Rn. 6; HK-
UrhR/Dreyer, Vor §§ 12 ff. Rn. 43; Kellerhals, UFITA 2000, Bd. 3, 617, 631.

% RegE UrhG 1965, BT-Drucks. 1V/270, 27, 45; Ulmer, Urheber- und Verlagsrecht,
S. 34; Fromm/Nordemann/Dustmann, Vor § 12 Rn. 13f.; Kriiger-Nieland, in: FS HauB,
S. 215, 220.

15 Wandtke/Bullinger/Bullinger, Vor § 12 Rn. 16; Schricker/Loewenheim/Peukert, Vor
§§ 12 ff. Rn. 31; Loewenheim/Dietz, Handbuch des Urheberrechts, § 15 Rn. 8; Fabiani, in: FS
Hubmann, S. 87, 92; Lett/, Urheberrecht, § 4 Rn. 5.

19 Mohring/Nicolini/Kroitzsch/Gétting, § 11 Rn. 2 1.

197 Wandtke/Bullinger/Bullinger, Vor § 12 Rn. 16; Fromm/Nordemann/Dustmann, Vor
§ 12 Rn. 13 f.; Schack, Urheber- und Urhebervertragsrecht, Rn. 48; Neumann-Duesberg, NJW
1971, 1640, 1641.

18 Lucas-Schiétter, GRUR Int. 2002, 809, 810; Neumann-Duesberg, NJW 1971, 1640,
1640 f.

19 Neumann-Duesberg, NJW 1971, 1640, 1640 f.
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mit dem allgemeinen Personlichkeitsrecht vermeiden und die Eigenschaft des Ur-
heberpersonlichkeitsrechts als selbststindiges Personlichkeitsrecht hervorheben.””

Nach dieser Auffassung konkurrieren beide Rechte miteinander, sodass eine er-
ginzende Heranziehung des allgemeinen Personlichkeitsrechts in Betracht kommt,
wenn der Urheber in personlichen Interessen verletzt ist, die nicht aus der Werks-
beziehung herriihren.*”'

(c) WesensmiBige Verschiedenartigkeit

Eine weitere Ansicht schlieft aus den unterschiedlichen Schutzobjekten sogar
auf eine wesensmiBige Verschiedenartigkeit beider Rechte.”” Die Auffassung
meint, dass das Urheberpersonlichkeitsrecht vorwiegend die Beziehung zwischen
Schopfer und Werk und gerade nicht die Personlichkeit des Urhebers selbst schiitzt,
sodass es sich nicht um ein echtes Persénlichkeitsrecht bzw. ein Personlichkeits-
recht im engeren Sinne handelt.”” Kernunterschied ist nach dieser Ansicht, dass
sich das Urheberpersonlichkeitsrecht auf einen unabhdngig vom Rechtstrager
existierenden Gegenstand beziehe und somit eine andere Befugnis als das allge-
meine Persénlichkeitsrecht verleiht.”** Personlichkeitsrechte sind, da sie primér dem
Schutz gegen Eingriffe Dritter dienen, reine Abwehrrechte, die keine Herrschafts-
macht iiber Personlichkeitsgiiter verleihen kénnen, da Subjekt und Objekt iiberein-
stimmen.?”® Das Urheberpersonlichkeitsrecht hingegen gewihrt dem Urheber ein
ausschlieBliches Recht an seinem Geisteswerk, weswegen es sich nicht um ein rei-
nes Abwehrrecht wie das allgemeine Persénlichkeitsrecht handelt.”” Weiterhin
wird auf den, aus der monistischen Ausgestaltung des deutschen Urheberrechts
herrithrenden, latenten vermogensrechtlichen Einschlag des Urheberpersonlich-
keitsrechts verwiesen, woran eine Einordnung als Personlichkeitsrecht scheitern
soll.2” Es ist nicht nachvollziehbar, wieso die Rechtsnatur des Urheberrechts nach
Art der urheberrechtlichen Befugnisse festgestellt und dabei eine Unterscheidung
zwischen personlichkeitsrechtlichen und immaterialgiiterrechtlichen Aspekten
vorgenommen werden soll, da dies das Vorgehen eines dualistischen Urheber-
rechtsverstindnisses wire.”™ Vielmehr ist eine einheitliche Einordnung der

20 Helle, Besondere Personlichkeitsrechte im Zivilrecht, S. 21 f.

2 Schack, Urheber- und Urhebervertragsrecht, Rn. 49, 368; Lettl, Urheberrecht, § 4 Rn. 5;
Schiefler, GRUR 1960, 156, 160.

292y gl. Neumann-Duesberg, NJTW 1971, 1640, 1640 f.

203 Seetzen, Verzicht im Immaterialgiiterrecht, S. 39; Briem, GRUR Int. 1999, 936, 937.
2% Lucas-Schistter, GRUR Int. 2002, 809, 811.

25 Lucas-Schlétter, GRUR Int. 2002, 809, 811; Hilty, in: FS Rehbinder, S. 259, 275.

206 Lucas-Schiotter, GRUR Int. 2002, 809, 811; de Boor, UFITA 1954, Bd. 18, 260, 262 f.
207 Schilcher, Der Schutz des Urhebers, S. 12; Lucas-Schiétter, GRUR Int. 2002, 809, 809.

28 Lucas-Schlstter, GRUR Int. 2002, 809, 809; Zentner, Das Urheberrecht des Architek-
ten, S. 62.
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Rechtsnatur des Urheberrechts im Sinne des Monismus vorzunehmen.”” Nach
dieser Ansicht ergeben sich, aufgrund der wesensméBigen Verschiedenheit, keine
Uberschneidungspunkte mit dem allgemeinen Personlichkeitsrecht.

(2) Entscheidung und Folgen fiir die grundrechtliche Bewertung

Wesensmerkmal des Urheberpersonlichkeitsrechts ist, dass ausschlieBlich die
ideellen Interessen des Urhebers an einem bestimmten von ihm geschaffenen Werk
geschiitzt werden.”'® Da Zentrum des Urheberrechts die schopferische Persénlich-
keit ist,2'! steht nicht das Werk selbst, sondern die Person auf die sich der Schutz
bezieht im Vordergrund.*'* Damit wird nicht das Werk um seiner selbst willen
geschiitzt, sondern die ideellen Interessen des Urhebers an seinem Werk als ein
manifestierter Bestandteil seiner Persénlichkeit.”’* Ein Zusammenhang mit der
Personlichkeit des Urhebers ist also nicht von der Hand zu weisen, vielmehr ist das
Werk Ausfluss und Verkérperung der Identitit des Urhebers.*"* So formulierte
Kellerhals:

Jedes veroffentlichte Werk bildet einen Baustein der Formation der Urheberpersonlich-
keit. [...] In ihrer Summe kreieren und beschreiben die geschaffenen Werke die Person-
lichkeit ihres Schopfers.«?'s

Das Urheberpersonlichkeitsrecht bezieht sich zwar auf ein auBerpersonliches
Gut, das Werk, schlieft allerdings eine Betroffenheit der Personlichkeit des Urhe-
bers bei personlichkeitsverletzendem Gebrauch des Werkes nicht aus.?'® Es gewihrt
somit nicht nur ein ausschliefSliches Recht am Geisteswerk, sondern umfasst auch
den Schutz der Personlichkeit des Schopfers. Ein Beispiel hierfiir ist der Versuch
des nationalsozialistischen Regimes, das gesamte Schaffen von dem System ent-
gegenstehenden Menschen zu vernichten, um so die Existenzberechtigung abzu-
sprechen. Dies stellt eine Behandlung dar, die iiber die reine Werksvernichtung
hinaus auch den Eigenwert des Schopfers degradiert und somit durch die Verlet-
zung der Menschenwiirde eine Personlichkeitsverletzung darstellt.?'” Es ist daher
nicht ersichtlich, wieso eine unterschiedliche dogmatische Einordnung des Urhe-

29 Lucas-Schlotter, GRUR Int. 2002, 809, 809.

219 Schricker/Loewenheim/Peukert, Vor § 12 UrhG Rn. 30; Wandtke/Bullinger/Bullinger,
Vor §§ 12 ff. Rn. 1; Schack, Urheber- und Urhebervertragsrecht, Rn. 45.

21 Schack, Urheber- und Urhebervertragsrecht, Rn. 368; Windisch, GRUR 1993, 352, 353.

212 RegE UrhG 1965, BT-Drucks. 1V/270, 27, 37; vgl. auch den Wortlaut des § 11
S. 1 UrhG: ,,Das Urheberrecht schiitzt den Urheber ...“ (Hervorhebung der Verfasserin); Ri-
chard/Junker, GRUR 1988, 18, 24.

213 Wandtke/Bullinger/Bullinger, Vor §§ 12 ff. Rn. 2.

21* Nordemann, GRUR 1969, 127, 127; Osenberg, Die Unverzichtbarkeit des Urheber-
personlichkeitsrechts, S. 3, 14.

215 Kellerhals, UFITA 2000, Bd. 3, 617, 649.
2% Federle, Der Schutz der Werkintegritit, S. 25 f.
217 Vgl. Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstdrungsverbot, S. 134.



B. Grundlegender Interessenkonflikt zwischen Eigentiimer und Urheber 43

berpersonlichkeitsrechts und des allgemeinen Personlichkeitsrechts erfolgen soll, da
beide ihren Kern in Art. 2 Abs. 1 und Art. 1 Abs. 1 GG haben.*'® Die Achtung der
Menschenwiirde gebietet auch den Schutz der Beziehung zwischen der Person-
lichkeit und dem Werk, in dem sie ihren Ausdruck gefunden hat.*'’ Damit sind das
allgemeine Personlichkeitsrecht und das Urheberrecht zwar in ihrem Anwen-
dungsbereich nicht identisch, jedoch ergibt sich auch keine wesensgeméifie Ver-
schiedenheit beider.””® Auch die Argumentation der letztgenannten Auffassung
kann nicht iiberzeugen. Der aufgrund der monistischen Einordnung bestehende la-
tente vermogensrechtliche Einschlag des Urheberrechts steht einer Einordnung als
Persénlichkeitsrecht nicht entgegen.””! Denn auch das allgemeine Persénlichkeits-
recht umfasst kommerzielle Zwecke.”? Ebenso handelt es sich nicht um eine dem
Monismus entgegenstehende Aufspaltung des Urheberrechts. Das Urheberrecht
besteht aus nicht trennbaren vermdgensrechtlichen und ideellen Positionen, wel-
chen auch iiber die Verfassung angemessenen Schutz erfahren miissen. Da dies
nicht durch ein Grundrecht allein gewéhrleistet werden kann, ergibt sich eine Zu-
sammenschau der Rechte in Abhéngigkeit vom Einzelfall. Darin ist keine dualisti-
sche Aufspaltung des Urheberrechts zu sehen, sondern vielmehr die Sicherstellung
eines angemessenen Schutzniveaus im Einzelfall. Der letztgenannten Ansicht, dass
beide wesensverschieden seien, ist somit nicht zu folgen.

Weiterhin ist auch die erstgenannte Ansicht, wonach das Urheberpersonlichkeits-
recht eine besondere Erscheinungsform des allgemeinen Personlichkeitsrechts ist,
nicht schliissig. Die Einordnung des allgemeinen Persdnlichkeitsrechts als Quellrecht
des Urheberpersonlichkeitsrecht kann bereits aus historischen Gesichtspunkten nicht
iiberzeugen.””® So war das Urheberpersénlichkeitsrecht schon seit der Entscheidung
des Reichsgerichts 1912 anerkannt,”** wihrend der BGH erst 1954 den Weg fiir einen
umfassenden Persdnlichkeitsschutz ebnete.”” Das allgemeine Persénlichkeitsrecht
konnte sich folglich nicht zuletzt erst durch den Einfluss des Urheberpersonlich-

218 Fromm/Nordemann/Dustmann, Vor § 12 Rn. 13 f.; Hoeren/Holznagel/Ernstschneider/
Rinken, Handbuch Kunst und Recht, S. 65; Kriiger-Nieland, in: FS HauB, S. 215, 221; Neu-
mann-Duesberg, NJW 1971, 1640, 1641, Urheberrecht, Rn. 191; Schack, Urheber- und Ur-
hebervertragsrecht, Rn. 48.

29 Schack, GRUR 1985, 352, 353; Schack, Urheber- und Urhebervertragsrecht, Rn. 93.

20 Kriiger-Nieland, in: FS HauB, S. 215, 220 f.; Schack, Urheber- und Urhebervertrags-
recht, Rn. 48.

21 ygl. BGH Urt. v. 08.05.1956 — I ZR 62/54 = GRUR 1956, 427, 428 f. — Paul Dahlke;
BGH Urt. v. 01.12.1999 — I ZR 49/97 = GRUR 2000, 709, LS 1, 712 — Marlene Dietrich.

2 Grundlegend BGH Urt. v. 08.05.1956 — I ZR 62/54 = GRUR 1956, 427, 428 f. — Paul
Dahlke; BGH Urt. v. 01.12.1999 — I ZR 49/97 = GRUR 2000, 709, LS 1, 712 — Marlene
Dietrich.

22 Schack, Urheber- und Urhebervertragsrecht, Rn. 48; Kellerhals, UFITA 2000, Bd. 3,
617, 630.

24 RG Urt. v. 08.06.1912 —Rep. 1. 382/11 =RGZ 79, 397, 400 — Felseneiland mit Sirenen.

2 BGH Urt. v. 25.05.1954 — 1 ZR 211/53 = GRUR 1955, 197, 198 — Leserbrief; Gotting/
Scherz/Seitz/Gétting, Handbuch des Personlichkeitsrechts, § 4 Rn. 4.
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keitsrecht durchsetzen.”® Dies steht unter historischen Gesichtspunkten einer Ein-
ordnung als spezielleren Norm entgegen. Auflerdem erscheint auch die Gesetzesbe-
griindung insofern widerspriichlich, als sie einerseits im Rahmen von § 14 UrhG
darauf hinweist, dass das Urheberpersonlichkeitsrecht vom allgemeinen Personlich-
keitsrecht zu unterscheiden sei, andererseits aber die Zugehorigkeit des Urheberper-
sénlichkeitsrecht zum allgemeinen Persénlichkeitsrecht annimmt,??’

Unter Beriicksichtigung der monistischen Einbettung des deutschen Urheber-
rechts und der positiven Normierung, ist das Urheberpersonlichkeitsrecht somit als
eigenstindiges Personlichkeitsrecht einzuordnen.””® Da sich allerdings keine we-
sensméfige Verschiedenheit der Rechte ergibt, liberschneiden sich die Anwen-
dungsbereiche teilweise.”?” Das Urheberpersonlichkeitsrecht wird deswegen in sei-
ner einfachgesetzlichen Ausgestaltung nicht vollstdndig durch die Verfassung ge-
schiitzt. > Allerdings ergeben sich insbesondere im Bereich des sozialen Gel-
tungsanspruchs des Urhebers, der sein Werk nicht entstellt sehen und als Urheber
anerkannt werden mochte (§§ 13 S. 1, 14 UrhG), wie bereits dargestellt Uber-
schneidungen.®' Ist der soziale Geltungsanspruch des Urhebers tangiert, muss ge-
priift werden, ob damit auch eine Verletzung des allgemeine Personlichkeitsrechts
einhergeht und dieses in eine Interessenabwégung einflief3t.

Auf Unionsebene hat das Urheberpersonlichkeitsrecht bislang keine ndhere Re-
gelung erfahren.”? Auf vélkerrechtlicher Ebene erfolgt ein Mindestschutz der Ur-
heberschaft und der Urheberehre iiber Art. 6 der Berner Ubereinkunft zum Schutz
von Werken der Literatur und Kunst’®, der jedoch hinter dem Schutzniveau

26 Hilty, in: FS Rehbinder, S. 259, 274 f.; Kriiger-Nieland, in: FS HauB, S. 215, 219.

227 RegE UrhG 1965, BT-Drucks. IV/270, 27, 45; Federle, Der Schutz der Werkintegritit,
S. 23; Zentner, Das Urheberrecht des Architekten, S. 63.

228 Schricker/Loewenheim/Peukert, Vor §§ 12 ff. Rn. 20 f.
22 Schack, Urheber- und Urhebervertragsrecht, Rn. 48.
2 Schack, GRUR 1985, 352, 353.

31 Schack, Urheber- und Urhebervertragsrecht, Rn. 93.

%2 Wandtke/Bullinger/ Wandtke, Einl. Rn. 37; Klass, ZUM 2015, 290, 292; Peukert, Utr-
heberrecht, § 15 Rn. 3; Metzger, in: FS Schricker, S. 455, 460.

23 Art. 6" RBU:

(1) Unabhéngig von seinen vermdgensrechtlichen Befugnissen und selbst nach deren Ab-
tretung behalt der Urheber das Recht, die Urheberschaft am Werk fiir sich in Anspruch zu
nehmen und sich jeder Entstellung, Verstiimmelung, sonstigen Anderung oder Beeintrichti-
gung des Werkes zu widersetzen, die seiner Ehre oder seinem Ruf nachteilig sein konnten.

(2) Die dem Urheber nach Absatz 1 gewéhrten Rechte bleiben nach seinem Tod wenigs-
tens bis zum Erldschen der vermdgensrechtlichen Befugnisse in Kraft und werden von den
Personen oder Institutionen ausgetibt, die nach den Rechtsvorschriften des Landes, in dem der
Schutz beansprucht wird, hierzu berufen sind. Die Lénder, deren Rechtsvorschriften im Zeit-
punkt der Ratifikation dieser Fassung der Ubereinkunft oder des Beitritts zu ihr keine Be-
stimmungen zum Schutz aller nach Absatz 1 gewihrten Rechte nach dem Tod des Urhebers
enthalten, sind jedoch befugt vorzusehen, daf3 einzelne dieser Rechte nach dem Tod des Ur-
hebers nicht aufrechterhalten bleiben.
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des Urheberrechtsgesetzes zuriickbleibt.* Auch Art. 9 Abs. 1 des Ubereinkom-
mens iiber handelsbezogene Aspekte der Rechte des geistigen Eigentums>* schlieBt
das Urheberpersonlichkeitsrecht ausdriicklich von seinem Anwendungsbereich aus.
Die ideellen Interessen des Urhebers konnen im Ergebnis in einschlédgigen Kon-
stellationen neben Art. 5 Abs. 3 GG nationalen Schutz iiber Art. 2 Abs. 1 und Art. 1
Abs. 1 GG erfahren.

dd) Verhiltnis der einschlidgigen Grundrechte zueinander

Zugunsten des Urhebers sind mehrere Grundrechte anwendbar, sodass das Ver-
hiltnis dieser zueinander bestimmt werden muss. Daraus ergibt sich, unter welchen
Voraussetzungen diese nebeneinander zum Schutz des Urhebers herangezogen
werden und wann eine Grundrechtsnorm die Anwendbarkeit der iibrigen Grund-
rechtsnormen ausschlieBt, sodass diese vorrangig zu priifen wére.

Grundsitzlich ist dem spezielleren Grundrecht der Vorrang vor dem allgemei-
neren zu gewihren.”*® So treten allgemeine Freiheitsrechte hinter spezielleren zu-
riick, soweit diese einschligig sind.”” Ergibt sich ein solcher Vorrang nicht, kann
jedoch ein stirkerer sachlicher Bezug im Einzelfall ausgemacht werden, tritt im
konkreten Fall das sachfernere hinter dem sachniiheren zuriick.”® Hinsichtlich
vermdgensrechtlicher Komponenten des Urheberrechts ist daher Art. 14 Abs. 1 GG
gegeniiber der Kunstfreiheit aus Art. 5 Abs. 3 GG und dem allgemeinen Person-
lichkeitsrecht nach Art. 2 Abs. 1 und Art. 1 Abs. 1 GG das speziellere Grundrecht,
sodass Art. 14 Abs. 1 GG bei liberwiegend im vermdgensrechtlichen Teil des Ur-
heberrechts angesiedelten Streitigkeiten vorrangig zu beachten ist.* Sind bei einer
Streitigkeit allerdings vermdgensrechtliche und ideelle Aspekte gleichermaflen be-
troffen, k6nnen die betroffenen Grundrechte in Idealkonkurrenz zueinander treten,
sodass eine simultane Anwendung der einschlégigen Rechte stattfindet.>*’

(3) Die zur Wahrung der in diesem Artikel gewéhrten Rechte erforderlichen Rechtsbehelfe
richten sich nach den Rechtsvorschriften des Landes, in dem der Schutz beansprucht wird.

2% Peukert, Urheberrecht, § 15 Rn. 3.

5 Engl.: Agreement on Trade-Related Aspects of Intellecutal Property Rights, TRIPS.

26 Stindige Rechtsprechung des BVerfG seit BVerfG Urt. v. 16.01.1957—1 BvR 253 56 =
NIJW 1957, 297, 297— Elfes; Kingreen/Poscher, Grundrechte, Rn. 322; Fechner, Geistiges
Eigentum und Verfassung, S. 257; Dahm, Der Schutz des Urhebers, S. 175.

27 Stindige Rechtsprechung des BVerfG seit BVerfG Urt. v. 16.01.1957—1 BvR 253 56 =
NIW 1957, 297, 297— Elfes; Kingreen/Poscher, Grundrechte, Rn. 322; Fechner, Geistiges
Eigentum und Verfassung, S. 257.

28 BVerfG Urt. v. 24.01.1962—1 BvL 32/57 = NJW 1962, 437, 438.

29 BVerfG Beschl. v. 07.07.1971—1 BvR 765/66 = GRUR 1972, 481, 483 — Kirchen- und
Schulgebrauch; BVerfG Beschl. v. 25.10.1978—1 BvR 352/71 = GRUR 1980, 44, 45 — Kir-
chenmusik.

20y gl. Jarass/Pieroth/Jarass, Vor Art. 1 Rn. 17; Kingreen/Poscher, Grundrechte, Rn. 326.
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Beziiglich der Kunstfreiheit ist zu kldren, ob diese dem allgemeinen Persdn-
lichkeitsrecht als spezielleres Recht vorgeht. Eine generelle Subsidiaritdt des all-
gemeinen Personlichkeitsrechts gegeniiber allen besonderen Freiheitsrechten wie
bei der allgemeinen Handlungsfreiheit ergibt sich aufgrund des Bezugs zu Art. 1
Abs. 1 GG nicht?* Ist allerdings durch das allgemeine Personlichkeitsrecht die
personale Entfaltungsfreiheit geschiitzt, gehen die iibrigen Freiheitsrechte als spe-
ziellere Ausgestaltung dessen vor.”*> Damit ist, soweit es um die Entfaltung durch
kiinstlerischen Ausdruck geht, das Grundrecht aus Art. 5 Abs. 3 GG gegeniiber dem
allgemeinen Personlichkeitsrecht als spezielleres Freiheitsrecht vorrangig.**® Den-
noch ist zu beachten, dass der Schutzbereich des allgemeinen Personlichkeitsrechts
an einigen Stellen, iiber den der Kunstfreiheit hinausgeht, sodass die Kunstfreiheit
nur soweit sie den Schutzbereich des allgemeinen Personlichkeitsrechts bei der
Entfaltung durch kiinstlerischen Ausdruck abdeckt, vorrangig ist.***

Mithin kann es im Einzelfall zu einer Anwendung von Art. 14 Abs. 1 GG, Art. 5
Abs. 3 GG sowie Art. 2 Abs. 1 GG und Art. 1 Abs. 1 GG nebeneinander kommen.

¢) Geltungsvorrang einer Grundrechtsposition

Nachdem die unterschiedlichen Positionen und verfassungsrechtliche Veranke-
rung der Befugnisse des Sacheigentiimers eines Werkes und des Urhebers dargelegt
wurden, ist nunmehr zu kldren, ob einer Position aus verfassungsrechtlicher Sicht
der Vorrang zu gewéhren ist. Eine einfachgesetzliche Betrachtung ergab keinen
Vorsprung fiir eine Position.*’

Das Sacheigentum und die vermdgenswerten Interessen des Urhebers erfahren
gleichermafen Schutz iiber Art. 14 Abs. 1 GG sowie Art. 17 Abs. 2 der Grundrechte-
Charta.”* Die durch die Verfassung geschaffenen Rahmenbedingung sind fiir das
Sacheigentum und das geistige Eigentum mithin identisch.>*’ Auch muss das Eigen-
tum nach dem Grundgesetz als Schutzgegenstand des Grundrechts aus Art. 14 Abs. 1
GG erst normativ geschaffen werden.”*® So ergeben sich Umfang und Reichweite der
durch Art. 14 Abs. 1 GG geschiitzten Rechtsposition erst ,,aus der Gesamtheit der
verfassungsgemiBen Gesetze biirgerlichen und dffentlichen Rechts*.**’ Folglich ist

24 Jarass/Pieroth/Jarass, Art. 2 Rn. 38.
242 Jarass/Pieroth/Jarass, Art. 2 Rn. 38.
3 Fechner, Geistiges Eigentum und Verfassung, S. 259.

244 Vgl. Grunert, Werkschutz contra Inszenierungskunst, S.203; Jédnecke, Das urheber-
rechtliche Zerstérungsverbot, S. 115.

5 Siehe dazu unter Kapitel 1 B.1.2., S. 25 ff.

26 BVerfG Beschl. v. 07.07.1971—1 BvR 765/66 = GRUR 1972, 481, LS 1, 483 — Kir-
chen- und Schulgebrauch.

7 Jinich, Geistiges Eigentum, S. 231; Erdmann, in: FS Hagen, S. 97, 103.
248 BeckOK GG/Axer, Art. 14 Rn. 7.
29 BVerfG Beschl. v. 15.07.1981—1 BvL 77/78 = NJW 1982, 745, 749 — Nassauskiesung.
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auch das Sacheigentum ebenso wie das Urheberrecht ein Erzeugnis der Rechtsord-
nung und daher ein erst geschaffenes Recht, das nach Art. 14 Abs. 1 S.2 GG der
Bestimmung durch den Gesetzgeber zuginglich und bediirftig ist.**° Insbesondere
werden Inhalt und Umfang des Eigentums und damit sowohl des Sacheigentum, als
auch der vermdgensrechtlichen Befugnisse des Urhebers, erst durch die Gesetze
festgelegt.™' Entgegen Schacks Einordnung®? ist somit kein ,,Startvorteil des Alt-
hergebrachten auszumachen, sodass sich auch auf Grundlage des Art. 14 Abs. 1 GG
kein Rangverhiltnis zwischen dem Sacheigentum und dem als geistiges Eigentum
geschiitzten Urheberrecht ausmachen ldsst.”® Unter Art. 14 Abs. 1 GG sind das
geistige Eigentum und das Sacheigentum damit gleichrangig.

Dennoch kénnte es zu einem iiberwiegen des Urheberrechts gegeniiber dem Ei-
gentum kommen. Bei Werken eines gewissen Geltungsrangs konnten die urheber-
personlichkeitsrechtlichen Befugnisse den Rechten des Sacheigentiimers vorgehen,
da der Urheber ein berechtigtes Interesse an dem unverfilschten Fortbestand seines
Werkes hat.>** Dann kann neben der Kunstfreiheit auch das allgemeine Person-
lichkeitsrecht des Urhebers betroffen sein, sodass der Urheber neben dem ,,Wirk-
bereich* der Kunstfreiheit auch in seiner Personlichkeit und damit insgesamt stérker
betroffen ist. Dies folgt insbesondere aus dem Bezug des allgemeinen Personlich-
keitsrechts zu dem unantastbaren und absoluten Art. 1 Abs. 1 GG, sodass die Po-
sition des Urhebers gegeniiber dem Eigentiimer verstiirkt ist.”>> Das Sacheigentum
muss also stirkere Beschridnkungen tolerieren, wenn es mit der personlichkeits-
rechtlichen Komponente des Urheberrechts kollidiert.** Dem Grundgesetz kann
allerdings auch hier nicht das abstrakte Uberwiegen einer Position entnommen
werden.”” Bei einer Kollision von Grundrechten kommt keiner Position ein gene-
reller Vorrang zu.”*® Sie begrenzen sich gegenseitig und sind in Ausgleich zu brin-
gen, ohne dass eine Position auf Kosten der anderen giinzlich iiberwiegt.”*’

20 Zentner, Das Urheberrecht des Architekten, S. 13.

5! Riesenkampff, Tnhalt und Schranken des Eigentums, S.39; Eschenbach, Der verfas-
sungsrechtliche Schutz des Eigentums, S. 150 f.

%2 Siehe dazu unter Kapitel 1 B.I.2., S. 26.

23 Jinich, Geistiges Eigentum, S. 233; Zentner, Das Urheberrecht des Architekten, S. 13.

% Samson, UFITA 1966, Bd. 47, 1, 37 ff.; Ulmer, Urheber- und Verlagsrecht, S. 13.

3 Siehe unter Kapitel 1 B.IL.2.b)cc), S. 36 ff.; BeckOK GG/Hillgruber, Art. 1 Rn. 8 ff.

¢ Erdmann, in: FS Piper, S. 655, 665 und FS Hagen, S. 97, 107; v. Waasen, Spannungs-
verhiltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 56.

7 Erdmann, in: FS Hagen, S. 97, 103; v. Waasen, Spannungsverhiltnis zwischen Urhe-
berrecht und Eigentum, S. 56.

2% Hoeren/Holznagel/Ernstschneider/Rinken, Handbuch Kunst und Recht, S. 65; v. Waa-
sen, Spannungsverhéltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 49 f.; Zentner, Das Urhe-
berrecht des Architekten, S. 17; Hufen, Staatsrecht II, § 9 Rn. 31 ff.

9 Hoeren/Holznagel/Ernstschneider/Rinken, Handbuch Kunst und Recht, S. 65; v. Waa-
sen, Spannungsverhdltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 49 f.; Zentner, Das Urhe-
berrecht des Architekten, S. 17; Hufen, Staatsrecht 11, § 9 Rn. 31 ff.
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Das Sacheigentum und die Rechte des Urhebers genieBen somit jeweils verfas-
sungsrechtlichen Schutz, stehen dabei aber in keinem Werteverhiltnis zueinan-
der.?® Es lasst sich daher weder aus einfachgesetzlichen Regelungen noch aus der
Verfassung ein Vorrang des einen Rechts gegeniiber dem anderen begriinden.®’

3. Erfordernis einer Einzelfallabwigung

Da kein genereller Vorrang eines der beiden Rechte besteht,”® ist bei Eingriffen

in die Werkintegritit eine umfassende Abwigung der betroffenen Interessen im
Einzelfall vorzunehmen.” Dies geschieht — wie bei Grundrechtskollisionen iib-
lich — im Rahmen der sog. praktischen Konkordanz.”* Die bisherigen Ausfiihrun-
gen zeigen auch, dass die widerstreitenden Interessen jeweils intensiv betroffen sein
konnen, sodass sich ein Ausgleich schwierig gestalten kann. Gerade in derart her-
ausfordernden Konstellationen ist es indes wichtig, einen greifbaren Rahmen fiir die
Abwigung zu schaffen und das diffizile Konzept der Abwégung nachvollziehbar
und transparent zu gestalten.

III. Zusammenfassung

Der sich iiber die Jahre entwickelte Werkintegrititsschutz des Urheberrechtsge-
setzes, der mafigeblich in § 14 UrhG normiert ist, findet im Ergebnis gegeniiber
jedermann und infolgedessen gegeniiber dem Eigentiimer eines Werkes Anwen-
dung. Dadurch erdffnet sich ein grundrechtlich geprigtes Spannungsverhiltnis
zwischen Urheber- und Eigentiimerbefugnissen. Bei Beeintrichtigungen des Wer-
kes durch den Eigentiimer ist folglich ein Ausgleich in Form einer Interessenab-
wiégung anzustellen. Da nach den neueren BGH-Entscheidungen auch die voll-
stindige Vernichtung eines Werkes eine Beeintrichtigung darstellt®® ist auch diese

laut der Rechtsprechung vom Anwendungsbereich des § 14 UrhG umfasst. Dem

260 prinz, Urheberrecht fiir Architekten und Ingenieure, S.37; Riesenkampff, Inhalt und
Schranken des Eigentums, S. 39.

21y, Waasen, Spannungsverhiltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 51.

%2 S0 auch Hoeren/Holznagel/Ernstschneider/Rinken, Handbuch Kunst und Recht, S. 65;
Zentner, Das Urheberrecht des Architekten, S. 18.

3 Erdmann, in: FS Piper, S. 655, 656; Hoeren/Holznagel/Ernstschneider/Rinken, Hand-
buch Kunst und Recht, S. 65; Prinz, Urheberrecht fiir Architekten und Ingenieure, S. 37;
Schack, Kunst und Recht, Rn. 160.

2% Hoeren/Holznagel/Ernstscheider/Rinken, S. 65; v. Waasen, Spannungsverhiltnis zwi-
schen Urheberrecht und Eigentum, S. 49 f.; Zentner, Das Urheberrecht des Architekten, S. 17.

%65 ygl. BGH Urt. v. 21.02.2019 — I ZR 98/17 = GRUR 2019, 609, LS 1 und Rn. 30 ff. —
HHole (for Mannheim); BGH Urt. v. 21.02.2019 — 1 ZR 99/17 = ZUM 2019, 521, LS 1 und
Rn. 30 — PHaradise; BGH Urt. v. 21.02.2019 — I ZR 15/18 = GRUR 2019, 619, LS 1 und
Rn. 16 ff. — Minigolfanlage.
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folgend wire — wie bei § 14 UrhG iiblich — eine vollumfingliche Interessenwigung
vorzunehmen, wobei die grundrechtlichen Positionen der Betroffenen miteinander
abzuwigen sind. Wie die Abwégung konkret ausgestaltet ist und welche Kriterien
hierbei zu beriicksichtigen sind ergibt sich jedoch nicht aus der Verfassung.

C. Urheberrechtliche Grundlagen

Nachdem der Grundkonflikt zwischen Sacheigentum und Urheberrecht heraus-
gearbeitet wurde, werden nun die relevanten urheberrechtlichen Ausgangspunkte
abgebildet. Diese sind zur Bewertung der Einordnung des BGH, dass die vollstin-
digen Vernichtung eines Werkes ein Fall des § 14 UrhG ist, erforderlich.

Das Urheberrecht dient vorrangig dem Schutz der Urheber schopferischer Werke
auf dem Gebiet der Literatur, Wissenschaft und Kunst.?*® Schutzgegenstand ist nicht
der Schaffensprozess an sich, sondern dessen Ergebnis in Form des Geisteswerkes
als Endprodukt des Prozesses.”” Hierbei stehen die Person des Urhebers und ihre
Rechte im Vordergrund.”® Umfasste Geisteswerke sind nach § 2 Abs. 1 UrhG
Werke der Literatur, Wissenschaft und Kunst sowie Datenbanken und Computer-
programme. Zur Bestimmung des Schutzumfangs des Urheberrechts wird auf einige
Grundlagen des Urheberrechtsgesetzes, insbesondere das Werk und den Integri-
titsschutz eingegangen. Ausgangspunkt ist dabei die im deutschen Urheberrecht
vorherrschende monistische Theorie, wonach materielle und ideelle Interessen
Schutzgut eines einheitlichen Urheberrechts sind.?*

I. Urheberrecht und dessen Ausgangspunkt unter besonderer
Beriicksichtigung des Urheberpersonlichkeitsschutzes

Um die heutigen Regelungen des deutschen Urheberrechts nachvollziehen zu
konnen, ist eine knappe Skizzierung des heutigen Urheberrechts und dessen
Grundlagen vorzunehmen.

Das Recht auf Werkintegritét schiitzt die besondere ideelle Beziehung zwischen
dem Urheber und seinem Werk.””® Nach § 14 UrhG erlaubt es dem Urheber, die

2% Dreier/Schulze/Dreier, Einl. UrhG Rn. 1; Schricker/Loewenheim/Loewenheim, Einl.
UrhG Rn. 1; BeckOK UrhR/Rauer/Bibi, UrhG § 2 Rn. 4.

27 Wandtke/Bullinger/Bullinger, § 2 Rn. 3; Peukert, Urheberrecht, § 6 Rn. 15.

28 RegE UrhG 1965, BT-Drucks. 1V/270, 27, 37; Dreier/Schulze/Schulze, § 1 Rn. 1£,;
Schricker/Loewenheim/Loewenheim, § 1 Rn. 1.

2% peykert, Urtheberrecht, § 4 Rn. 26.

70 RegE UrhG 1965, BT-Drucks. 1V/270, 27, 43 f.; Schricker/Loewenheim/Peukert, Vor
§ 12 Rn. 3.
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Erhaltung des Werkes in seiner urspriinglichen Form zu ermdglichen.””" Dieser
Schutz wurde jedoch erst allméhlich entwickelt. Dabei ist im Besonderen das Ur-
heberpersonlichkeitsrecht als essenzieller Teil des Werkintegritdtsschutzes zu be-
nennen. Neben dem allgemeinen Anderungsverbot kann eine bereits vollzogene
Verdnderung des Werkes, die mit einer Entstellung oder sonstigen Beeintrichtigung
nach § 14 UrhG einhergeht, auf Grundlage der berechtigten geistigen oder person-
lichen Interessen und somit des Urheberpersonlichkeitsrechts des Urhebers, verbo-
ten werden.””> Wegen des ausgepriigten Schutzes der Werkintegritit durch das Ur-
heberpersonlichkeitsrechts bedarf es einer ndheren Betrachtung der Entwicklung
des Urheberrechts, weg vom Schutz rein wirtschaftlicher Interessen hin zum Schutz
ideeller und personlicher Interessen des Urhebers.

1. Frithe Entwicklungen des Urheberpersonlichkeitsschutzes

Die Antike kannte kein Urheberrecht, das dem Schopfer die Herrschaft iiber sein
Werk gesichert hitte. Dennoch ergibt sich aus Ubermittlungen, dass die Honorie-
rung des Urhebers in Autoren-Verleger-Beziehungen Relevanz hatte.’”” Mit dem
Mittelalter, insbesondere im 12. Jahrhundert, hiuften sich die Wiinsche nach einer
namentlichen Nennung der Urheber, sodass die Werkintegritdt an Bedeutung er-
langte.?™

Einen wichtiges Ereignis und Wendepunkt hinsichtlich des Schutzes von Geis-
teswerken war die Erfindung des Buchdruckes durch Johannes Gutenberg um das
Jahr 1440.%” Dieser ermdglichte es erstmals groBere Auflagen von Werken herzu-
stellen und brachte damit das Bediirfnis nach rechtlichem Schutz von Nachdrucken
hervor.”’® Dies fiihrte dazu, dass die bislang aufwindigen und kostspieligen Ver-
vielféltigungen von Werken mit deutlich geringerem Aufwand angefertigt werden
konnten, sodass groBe Biicherauflagen hergestellt wurden und ein bislang nicht
dagewesener Markt und Konkurrenzkampf entstanden.””” Damit einhergehend taten
sich neue rechtliche Konstellationen auf, wie die Frage nach dem Eigentum an den
Vervielfiltigungsstiicken der urspriinglich einzigartigen Manuskripte.””® Es musste
geklart werden, wer die Vervielfiltigung und die Verdffentlichung vornehmen

21! Schricker/Loewenheim/Peukert, § 14 Rn. 1; BeckOK UrhR/Gdtting, Vor § 14 Rn. 1.

72 v gl. Schricker/Loewenheim/Peukert, Vor § 12 Rn. 1 ff.

3 Schricker/Loewenheim/Vogel, Einl. UrhG Rn. 108.

21 Schricker/Loewenheim/Vogel, Einl. UrhG § 1 Rn. 109.

5 Schricker/Loewenheim/Vogel, Einl. UrhG § 1 Rn. 110.

2 4nn, GRUR Int. 2004, 597, 598; Hoffier, Geschichte und Wesen des Urheberrechts,
S. 24; Gieseke, Vom Privileg zum Urheberrecht, S. 13 ff.; Peukert, Urheberrecht, § 4 Rn. 4;
Ulmer, Urheber- und Verlagsrecht, S. 51.

277 Schricker/Loewenheim/Vogel, Einl. Rn. 112; Wandtke, Urheberrecht, § 1 Rn. 8 f.

8 Vgl. Dietz, Der Werkintegrititsschutz im deutschen und US-amerikanischen Recht,
S.11.
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durfte; der Autor selbst, der Verleger oder die Offentlichkeit zur Férderung von
Kultur und Bildung.*”® Denn wenn jedermann das Werkoriginal vervielfiltigen und
verdffentlichen kann, verringert sich der einzelne Absatz der Biicher und die
Amortisation der mit ihrer Herstellung verbundenen Investitionen wird zu Heraus-
forderung.”® Folge war die Entwicklung von Privilegien, sodass einzelne Personen
das Privileg erhielten, fiir einen begrenzen Zeitraum Vervielfaltigungen zu erstellen
und diese zu verdffentlichen.”'

Da ein Privileg finanziell attraktiv war, beriefen sich die Urheber auf ihr Recht
zur Verdffentlichung und ihr Recht, sich gegen eine Verédnderung oder Entstellung
ihres Werkes, die durch Dritte im Rahmen der Vervielfaltigung und Verdffentli-
chung vorgenommen wurde, zu wehren.”®* So entstand als Folge der Aufklirung
und der Naturrechtslehre eine Vorstellung vom geistigen Eigentum des Urhebers an
seinem Werk, dhnlich dem Eigentum an einer Sache.”®

Die Theorie vom geistigen Eigentum basiert dabei auf dem Grundgedanken, dass
es sich bei der Schopfung um die Ausstrahlung der Personlichkeit handele, wodurch
die geistige Schopfung dem natiirlichen Recht an der eigenen Personlichkeit un-
terliege.”™ Piittner fasste die naturrechtliche Auffassung wie folgt zusammen:
Werke sind ,,unstreitig ein wahres Eigentum ihres Verfassers, so wie jeder das, was
seiner Geschicklichkeit und seinem Fleif3 sein Dasein zu danken hat, als sein Ei-
gentum ansehen kann.“”® Die naturrechtliche Vorstellung des Urheberrechts als
geistiges Eigentum wirkt terminologisch nach und findet sich bis heute beispiels-
weise in Gesetzen®® als verbreitete Formulierung.®” Der Autor eines Werkes sollte
zu damaliger Zeit ein eigenstéindiges, von Privilegien unabhéngiges, originéres
Verlagsrecht haben.”®® Bei der Lehre des geistigen Eigentums stehen somit die
vermogensrechtlichen Interessen des Urhebers im Vordergrund. Dies dnderte sich
unter anderem durch Kant®™® und Fichte’, welche die rechtliche Einordnung dif-

" Dietz, Der Werkintegrititsschutz im deutschen und US-amerikanischen Recht, S. 11.
20 Schricker/Loewenheim/Vogel, Einl. Rn. 112.

21 Schricker/Loewenheim/Vogel, Einl. Rn. 112.

22 Ulmer, Urheber- und Verlagsrecht, S. 54f.

2 4nn, GRUR Int. 2004, 597, 598; Gieseke, Vom Privileg zum Urheberrecht, S. 115;
Ulmer, Urheber- und Verlagsrecht, S. 54.

284 Schack, Urheber- und Urhebervertragsrecht, Rn. 115; Ulmer, Urheber- und Verlags-
recht, S. 108 f.

2 piittner, Der Buchnachdruck; zitiert u.a. bei Ulmer, Urheber- und Verlagsrecht, S. 54.

%6 Gesetz ,,zur Stirkung des Schutzes des geistigen Eigentums und zur Bekimpfung der
Produktpiraterie” vom 07.03.1990, BGBL. I 422.

7 Schack, Urheber- und Urhebervertragsrecht, Rn. 115f.

28 Schricker/Loewenheim/Vogel, Einl. Rn. 112.

2 Kant, Von der UnrechtmiBigkeit des Biichernachdrucks, UFITA 1987, Bd. 106, 137,
137 ff.

20 Fichte, Beweis der UnrechtméBigkeit des Biichernachdrucks, UFITA 1987, Bd. 106,
155, 156 ff.
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ferenzierter betrachteten und so den Grundstein der modernen Urheberrechtstheo-
rien legten.®' Beide haben den kérperlichen Aspekt einerseits und den geistigen
Aspekt andererseits und somit zwischen Sacheigentum an der verkdrperten Sache
und den geformten Gedanken des Verfassers getrennt.”?> An letzterem bestiinde
seitens des Verfassers ein ,,natiirliches, angeborenes, unverdulerliches Eigentums-

recht“ 293

2. ,Moderne“ Urheberrechtstheorien als Ausgangspunkt

Die Lehre vom Immaterialgiiterrecht kniipft an die Uberlegungen Fichtes und
Schopenhauers an.*** Wobei letzterer den Unterschied zwischen Sacheigentum und
geistigem Eigentum nochmals konkreter herausgearbeitet hat: Es bestehe am Ge-
dankenwerk des Autors ein immaterielles Eigentum, es konne also nicht denselben
Regeln wie das materielle unterworfen werden. Die Benutzung des Geisteswerkes
geschehe durch Mitteilung, daher miisse das geistige Eigentum die Mitteilung
schiitzen.””

Auf diesem Grundgedanken aufbauend, entwarf Kohler die Lehre vom Imma-
terialgiiterrecht.”® DemgemaB ist das Urheberrecht ein Recht an einem auBerhalb
des Menschen stehenden, aber nicht korperlichen, nicht fass- und greifbaren
Rechtsgut.”?’ Damit wendet Kohler sich sowohl gegen die Theorie, dass das Urhe-
berrecht ein Personlichkeitsrecht sei, als auch gegen die Auffassung vom geistigen
Eigentum. Daraus ergibt sich, dass das Urheberrecht seinem besonderen Gegen-
stand entsprechend auch einen besonderen Inhalt haben miisse. Kohler unterschei-
det zwischen dem Urheberrecht, das sich allein auf das geistige Werk bezieht und
das Personlichkeitsrecht, welches die Personlichkeit des Urhebers Schutz ge-
wihrt.”*® Beide Rechte seien zwar auf diversen Ebenen miteinander verklammert,
bilden indes kein einheitliches Recht, sondern stiinden getrennt nebeneinander.>*

! Dietz, Der Werkintegrititsschutz im deutschen und US-amerikanischen Recht, S. 15f.

2 Kant, Von der UnrechtméBigkeit des Biichernachdrucks, UFITA 1987, Bd. 106, 137,
137 ff. Zu Kants Beweisfiihrung Petersen, in: FS Kohler, S. 529, 530 ff.; vgl. Jacob, Aus-
schlieBlichkeitsrechte an immateriellen Giitern, S. 35—49; Fichte, Beweis der Unrechtma-
Bigkeit des Biichernachdrucks, UFITA 1987, Bd. 106, 155, 156 ff.

3 Fichte, Beweis der UnrechtméBigkeit des Biichernachdrucks, UFITA 1987, Bd. 106,
155, 156 ff.

% Peykert, Urheberrecht, § 4 Rn. 23.

5 Schopenhauer/Frauenstidt, Aus Arthur Schopenhauers handschriftlichem Nachlass,
S.380f.

26 Vgl. Kohler, UFITA 1993, Bd. 123, 81, 82 ff.; Peukert, Urheberrecht, § 4 Rn. 24.
27 Vgl. Kohler, UFITA 1993, Bd. 123, 81, 82 ff.
28 gl. Kohler, UFITA 1993, Bd. 123, 81, 82 ff.

¥ Vgl. Kohler, UFITA 1993, Bd. 123, 81, 82 ff.; de Boor, Vom Wesen des Urheberrechts,
S. 35; Peukert, Urheberrecht, § 4 Rn. 24.
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Damit ist die heute in Frankreich und der Schweiz vorherrschende dualistische
Theorie geschaffen.’®

Nachdem allerdings vermehrt eine iiber die dualistische Theorie hinausgehende
Verklammerung des Schutzes materieller und ideeller Interessen des Urhebers be-
tont wurde, entstand die heute im deutschen Urheberrecht vorherrschende monisti-
sche Theorie.*”" Danach sei das Urheberrecht ein einheitliches Recht mit einer
doppelten Funktion. Die Theorie erkldrt Ulmer bildlich anhand eines Baumes
(,,Baumtheorie*).** Materielle und ideelle Interessen sind somit gleichermafen
Schutzgut eines einheitlichen Urheberrechts.’” Allerdings unterscheiden sich die
Schutzgiiter auch. Dies zeigt sich insbesondere bei der Ubertragung. Uber die
Nutzungsrechte an einem Werk kann der Urheber verfiigen, vgl. § 31 UrhG, wo-
hingegen dies bei den personlichkeitsrechtlichen Befugnissen nicht mdglich ist.
Damit ist das Urheberrecht eine Mischform aus Vermdgens- und Personlichkeits-
rechten.*” Die sich durch die Entwicklung und hauptséchlich durch die monistische
Theorie ergebenden Besonderheiten, werden nachfolgend herausgearbeitet, um das
Wesen des Urheberrechts im Allgemeinen sowie das Wesen des Integritétsschutzes
nachvollziehen zu kénnen.

3. Grundlagen des heutigen Urheberrechtsgesetzes

Auf der modernen monistischen Urheberrechtstheorie fuBend, ergeben sich fiir
das deutsche Urheberrecht diverse Grundlagen, die das Urheberrecht als Ganzes
und damit das Urheberpersénlichkeitsrecht sowie das Recht auf Werkintegritét be-
treffen.

Das Urheberrecht umfasst im objektiven Sinne alle Rechtsnormen, welche die
Interessen des Urhebers an seinem Werk schiitzen.’”> Dabei wird er vor Eingriffen
Dritter in seine Rechte geschiitzt.*’® Da es sich um ein gegenstiindliches Recht
handelt, ist Voraussetzung fiir den Schutz die Schaffung eines bestimmten Rechts-
subjekts, das Werk.*”” Es werden folglich nur die auf das Werk bezogenen Inter-
essen des Urhebers gegeniiber Dritten durch das Urheberrecht geschiitzt.**®® Daraus
kann abgeleitet werden, dass es nicht primér um den Schutz des verkorperten

3vgl. Michaelis, Personlichkeitsrechtliche Befugnisse im deutschen Urheberrecht,
S. 18 ff., 27; Miiller, UFITA 1929, Bd. 2, 369, 380f.; de Boor, Vom Wesen des Urheberrechts,
S. 35; de Boor, UFITA 1943, 345, 351.

31 Peukert, Urheberrecht, § 4 Rn. 26.

32 Vgl. Fn. 48, Kapitel 1 B.I1., S. 11.

393 peykert, Urheberrecht, Vor § 15 Rn. 1.

3% peukert, Urheberrecht, Vor § 15 Rn. 1.

395 Schricker/Loewenheim/Loewenheim, § 1 Rn. 1.
3% Schricker/Loewenheim/Loewenheim, § 1 Rn. 1.
397 Peukert, Urheberrecht, Vor § 6 Rn. 1.

398 Peukert, Urheberrecht, Vor § 6 Rn. 1.
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Werkes selbst geht, sondern vielmehr um die Wahrung und den Schutz menschli-
cher Interessen des Urhebers innerhalb von zwischenmenschlichen Beziehungen.*”
Um dies nachvollziehen zu konnen, wird knapp auf die Regelungen zum Urheber
eingegangen. Uberdies kénnen die Interessen nicht ohne ein Werk bestehen, wes-
halb auch der Werkbegriff ndher beschrieben und das Werk als solches definiert
wird.

II. Der Urheber

Nach § 7 UrhG ist der Schopfer des Werkes der Urheber. Dadurch wird das
Schopferprinzip des deutschen Urheberrechts normativ fixiert. Danach soll demje-
nigen Rechtsschutz zuteilwerden, dessen Kreativitit und Individualitit die Form
und Gestalt des geschaffenen Werkes geprigt hat*'° In Zusammenschau mit § 2
Abs. 2 UrhG kommen als Urheber lediglich Personen in Betracht, deren Beitrag zur
Entstehung des Werks die Voraussetzung einer ,,personlichen geistigen Schopfung™
erfiillt.’"" Dazu ist ein individueller menschlicher Geist erforderlich, wodurch ju-
ristische Personen oder Personengesellschaften als solche nicht Urheber sein kon-
nen.’'? Damit entsteht das Urheberrecht mit dem Schopfungsakt in der natiirlichen
Person, die das Werk geschaffen hat.*"* Diese Einordnung und damit das Schop-
ferprinzip sind nicht kritiklos, insbesondere, da das Urheberrecht teilweise weniger
als hochstpersonliches Recht, sondern als Wirtschaftsgut — dhnlich dem angloame-
rikanischen Copyright-System — gesehen wird.*'* Dies entspreche mehr der wirt-
schaftlichen Realitit.>'* Jedoch hat sich der deutsche Gesetzgeber gegen diese An-
sicht entschieden und rdumt juristischen Personen lediglich die Inhaberschaft ab-
geleiteter Nutzungsrechte ein.*'® Diese Einschitzung wird konsequent in Bezug auf
Dienst- und Arbeitsverhiltnisse fortgesetzt, sodass das Urheberrecht dem Grunde
nach in der Person des Angestellten, Auftragnehmers oder eines freien Mitarbeiters
entsteht.!” Demzufolge sind fiir die Urheberschaft auch der Werkanreger, Auftrag-
oder Geldgeber nicht relevant. Entscheidend ist, wer die geistige Schopfung per-

39 Peukert, Urheberrecht, § 10 Rn. 2.

319 peykert, Urheberrecht, § 10 Rn. 1; Schack, Urheber- und Urhebervertragsrecht,
Rn. 313; Wandtke/Bullinger/Thum, § 7 Rn. 5.

3" Wandtke/Bullinger/Thum, § 7 Rn. 13.
312 Wandtke/Bullinger/Thum, § 7 Rn. 13.
313 Schack, Urheber- und Urhebervertragsrecht, Rn. 313.

34 Frey, UFITA 1984, 53, 59 ff.; Larese, UFITA 1987, Bd. 105, 7, 7 ff.; Schack, Urheber-
und Urhebervertragsrecht, Rn. 301.

315 Frey, UFITA 1984, 53, 59 ff.; Larese, UFITA 1987, Bd. 105, 7, 7 ff.; Schack, Urheber-
und Urhebervertragsrecht, Rn. 301.

316 Schack, Urheber- und Urhebervertragsrecht, Rn. 314.
317 Wandtke/Bullinger/ Thum, § 7 Rn. 22.
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sonlich erbracht und die Idee selbst kiinstlerisch gestaltet hat.*'® Das Urheberrecht
entsteht somit unmittelbar mit der Schopfung in Form eines Realaktes und steht
allein und ausschlieBlich dem jeweiligen Schopfer bzw. den Schopfern als Urheber
des Werkes (vgl. § 8 Abs. 1 UrhG) zu.*"

I11. Das Werk und der Werkbegriff des Urheberrechts

Nachdem umrissen wurde, wem der Rechtsschutz des Urheberrechts zugute-
kommt, stellt sich die Frage, was ein Werk im Sinne des Urheberrechts ist und was
unter dem Werkbegriff subsumiert werden kann. Dies ist besonders im Rahmen der
Anwendung des § 14 UrhG relevant, da dieser von der Entstellung oder anderen
Beeintrichtigung des Werkes spricht.

Im Urheberrechtsgesetz ist der Werkbegriff im zweiten Abschnitt des ersten
Teils unter der Uberschrift ,,Das Werk* geregelt. Es wird regelmiBig § 2 UrhG
herangezogen.**® Dieser normiert unter welchen Voraussetzungen ein Werk nach
dem Urheberrechtsgesetz schutzfihig ist.**' Es sind gem. § 2 Abs. 1 UrhG Werke
der Literatur, Wissenschaft und Kunst geschiitzt, wobei nach § 2 Abs.2 UrhG
Werke im Sinne des Urheberrechts nur personliche geistige Schopfungen sind.
Unter der Bezeichnung Werkbegriff fillt somit regelmiBig der Begriff der person-
lichen geistigen Schopfungen und die Diskussion, ob die entsprechenden Voraus-
setzungen — wie die Individualitdt des Werkes — bestehen oder iiberhaupt erforder-
lich sind.*** Dies bildet in dieser Arbeit keinen Schwerpunkt, da sich der heraus-
gearbeitete Interessenkonflikt nur ergibt, wenn der Werkbegriff erfiillt und ein
schutzféhiges Rechtssubjekt besteht.

Davon abzugrenzen ist allerdings die seltener diskutierte, aber ebenso relevante
Frage, was das Werk im Sinne des Urheberrechts ist. Zur Beantwortung dieser
Frage, ist zu kléren, ob es sich bei dem Werk um ein kdrperliches Gut oder um ein
abstrakt-geistiges Gut handelt und was die Folgen der Einordnung fiir den Schutz-
gegenstand des Urheberrechts sowie die entsprechenden Begrifflichkeiten sind.’”

Im Urheberrechtsgesetz finden sich an diversen Stellen Unterscheidungen zwi-
schen dem Werk und konkreten Werkverkorperungen. In § 14 UrhG wird nur von
dem Werk gesprochen. In §§ 10 Abs. 1, 26 Abs. 1, 107 Abs. 1 Nr. 1 UrhG ist die
Rede vom Original des Werkes. Die §§ 16, 18, 73 UrhG beziehen sich hingegen auf

318 Schack, Urheber- und Urhebervertragsrecht, Rn. 313 ff., 316; BGH Urt. v. 19.10.
1994 —1ZR 156/92 = GRUR 1995, 47, 48 — Rosaroter Elefant; Wandtke/Bullinger/Thum, § 7
Rn. 1.

31 Schack, Urheber- und Urhebervertragsrecht, Rn. 315.
320y gl. Ebling/Bullinger/Bullinger, Praxishandbuch, S. 42.
32! Wandtke/Bullinger/Bullinger, § 2 Rn. 1.

322 Peukert, ZUM 2019, 567, 568.

33 Vgl. Peukert, ZUM 2019, 567, 568.
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Vervielfaltigungsstiicke oder Darbietungen. Sowohl das Original des Werkes wie
auch Vervielfdltigungsstiicke oder Darbietungen sind verschiedene Verkorpe-
rungsformen des Werkes selbst. Der Unterschied ldsst sich anhand des Beispiels
einer Komposition verdeutlichen. Der Komponist hat die Idee einer Komposition
und hilt diese verkdrpert auf Papier fest. Bei der auf dem Papier verkdrperten
Komposition handelt es sich um das Original des Werkes. Dieses Original wird
nunmehr fiir verschiedene Musiker kopiert, es entstehen diverse Vervielfalti-
gungsstiicke in Form der Kopien. Eine dieser Kopien erhélt ein Geiger, welcher die
Komposition im Rahmen eines Konzertes auffiihrt. Es handelt sich um eine Dar-
bietung. Fraglich ist jedoch auch nach diesem Beispiel, was nun das Werk selbst ist.
Die Gedanken des Komponisten? Die erste verkorperte Form?

Einigkeit besteht dahin gehend, dass das Urheberrecht kein Recht am einzelnen
Werkexemplar einrdumen soll, sondern Schutzgegenstand ein geistig-immaterielles
Gut ist.*** Trotzdem der Schutzgegenstand ein geistiges Gut ist, konnen Eigentii-
mer- und Urheberinteressen allerdings kollidieren. Dies erscheint zunichst wider-
spriichlich. Wire das Werk ein rein geistig-immaterielles Gut, wére es nicht kor-
perlich und damit nicht physisch wahrnehmbar. Das Eigentum bezieht sich jedoch
auf Sachen, also verkorperte Gegenstinde mit einer physisch wahrnehmbaren Form.
Wiirde das Werk als ein geistig-immaterielles Gut lediglich auf der abstrakten, nicht
wahrnehmbaren Ebene existieren, ohne, dass es physisch wahrnehmbar ist, konnte
sich kein Konflikt mit dem Eigentum ergeben. Das Eigentum wirkt auf der physi-
schen Ebene und nicht auf einer abstrakt geistigen. Die ,,Wirkebenen* wiirden sich
somit nicht iiberschneiden. Da diese Kollision allerdings faktisch im Kontext des
§ 14 UrhG Gegenstand von Konflikten ist,**> muss es einen Schnittpunkt zwischen
dem Eigentum und dem Werk des Urhebers geben. Fraglich ist, was dies fiir die
Definition des Begriffs ,,Werk™ im Sinne des Urheberrechtsgesetzes bedeutet.

Das Werkexemplar in seiner verkdrperten Form (Original, Vervielféltigung)
unterliegt aufgrund der physischen Wahrnehmbarkeit den Regeln des Sachen- und
Schuldrechts zu kérperlichen und sonstigen Gegenstinden.® Der Anwendungs-
und Regelungsbereich des Urheberrechts ist hingegen erdffnet, sobald ein Werk-
original wahrnehmbar wird, wobei nicht auf den Besitz des Werkexemplars abge-
stellt wird.**” Das Werkoriginal selbst ist allerdings bereits ein Werkexemplar und
damit eine Verkérperung des Werkes. Das bedeutet im Umbkehrschluss, dass die

3 Peukert, ZUM 2019, 567, 568; Haberstumpf, UFITA 2018, Bd. 2, 495, 517 ff.; Schack,
Urheber- und Urhebervertragsrecht, Rn. 24; Schricker/Loewenheim/Loewenheim, Einl. UrhG
Rn. 29.

325 ygl. exemplarisch BGH Urt. v. 21.02.2019 —T ZR 98/17 = GRUR 2019, 609, LS 1 und
Rn. 30 ff. — HHole (for Mannheim); BGH Urt. v. 21.02.2019 —1ZR 99/17 = ZUM 2019, 521,
LS 1 und Rn. 9 ff. — PHaradise; BGH Urt. v. 21.02.2019 - I ZR 15/18 = GRUR 2019, 619,
LS 1 und Rn. 5 ff. — Minigolfanlage.

326 Peukert, ZUM 2019, 567, 568.

327 Peukert, ZUM 2019, 567, 568.
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Werkexemplare nicht das Werk selbst sein konnen.**® Dies wird insbesondere durch
die Differenzierungen innerhalb des Wortlautes des Urheberrechtsgesetzes deutlich.
In § 14 UrhG wird vom Werk gesprochen, wihrend an anderen Stellen zwischen
den unterschiedlichen Werkexemplaren differenziert wird. Folglich kann durch den
Wortlaut und die Systematik des Urheberrechtsgesetztes belegt werden, dass es sich
bei dem Werk selbst nicht um das Werkoriginal oder etwaige andere Verkorpe-
rungen handeln kann. Andernfalls wire eine Differenzierung im Wortlaut irrefiih-
rend, inkonsequent und unnétig.

Wird davon ausgegangen, dass Schutzgegenstand des Urheberrechts das Werk
als ein rein geistiges Gut ist, ist fraglich, wie dies mit den Regelungen des Sa-
chenrechts in Konflikt geraten und nach § 14 UrhG entstellt oder beeintrachtigt
werden kann. Ein nur auf einer abstrakt-geistigen Ebene existierendes Gut kann
faktisch nicht verindert werden, da es keinem physischen Zugriff unterliegt.’?
Daher konnte es nicht mit dinglichen Rechten kollidieren. Folglich wiirde die An-
nahme, dass es sich bei dem Werk um ein rein geistiges Gut, ohne Bezug zur
Verkorperung handele, nicht mit dem Sinn und Zweck der urheberrechtlichen Re-
gelungen einhergehen. Wozu sollte etwas geschiitzt werden, was ohnehin nicht
physisch beeintrachtigt werden oder mit anderen Rechten in Konflikt geraten kann?

Das Werk selbst muss somit in anderer Weise als in einer rein abstrakt-geistigen
Ebene existieren. Es muss zumindest mit der physischen Ebene in Verbindung tre-
ten, damit es selbst, und nicht nur die Werkexemplare, beeintrachtigt oder entstellt
werden konnen. Das Urheberrecht kann wie jedes andere Recht — so auch alle Im-
materialgiiterrechte ausnahmslos — nur menschliches Verhalten regeln, welches sich
auf Sachverhalte und Rechtssubjekte bezieht.*** Daraus folgt, dass § 14 UrhG, wo
nur von dem Werk die Rede ist, an menschliches Verhalten bezogen auf Sachver-
halte und Rechtssubjekte ankniipft. Es muss daher moglich sein, das Werk als
Rechtssubjekt durch menschliches Verhalten zu beeintrachtigen oder zu entstellen.
Dies ist nicht mdglich, wenn es sich bei einem Werk um ein rein immaterielles Gut,
eine Idee oder einen Gedanken handelt wiirde, da eine geschaffene Idee durch
menschliches Verhalten keinerlei Veranderung erfahren kann.

In der Ontologie und der Kunstphilosophie wird diese Frage unter den Begriffen
Typus und Token thematisiert.””’ Demnach ist das urheberrechtliche Werk ein
abstrakter Typus, der in physikalischen und mentalen Token wie Biichern, Manu-
skripten oder aber in den menschlichen Gehirnen manifestiert ist.**> Selbst ist der

328 Vel. §§ 903, 90, 453 Abs. 1 Alt. 2 BGB; Peukert, in: Leible/Lehmann/Zech, 95, 95 ff.;
Peukert, ZUM 2019, 567, 568.

329 Vgl. Haberstumpf, UFITA 2018, Bd. 2, 495, 518 ff.; Peukert, Kritik der Ontologie des
Immaterialgiiterrechts, S. 9 f.; Peukert, ZUM 2019, 567, 568.

330 Peukert, ZUM 2019, 567, 569.
31 peukert, ZUM 2019, 567, 568.

332 Peukert, ZUM 2019, 567, 569; Schmiicker, Was ist Kunst?, S. 163 ff.; Reicher, Deut-
sche Zeitschrift fiir Philosophie 2013, Bd. 61, 219, 226 ff.
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Typus aber vom Token in seiner Existenz ganz und gar unabhingig.’** Das Werk
wire somit durch menschliche Einwirkung unverianderbar, da die Verdnderung oder
gar Vernichtung des Token keinen Einfluss auf den Typus hitte.*** Selbst durch
Zerstorung der Manifestation im menschlichen Gehirn und aller weiteren Token,
wire der Typus an sich, das Werk, nicht beeinflussbar. Dieses Verstindnis ist nicht
mit dem Wortlaut des § 14 UrhG in Einklang zu bringen, denn das Werk kann
danach entstellt oder beeintrichtigt werden. Demzufolge kann es sich bei einem
Werk nach dem Urheberrechtsgesetz weder um einen Typus, der immer abstrakt
existent bliebe, noch um einen Token in Form eines einzelnen Werkstiicks, handeln.

Die vorangestellten Ausfithrungen zeigen, dass das Werk, wie es der Wortlaut
von § 14 UrhG benennt, etwas zwischen Typus und Token sein muss. Es muss sich
um ein immaterielles Gut handeln, andernfalls hieBe es nach der Systematik des
Urheberrechtsgesetzes im Wortlaut ,,das Werkoriginal“ oder die ,,Vervielfaltigung*.
Auf der anderen Seite kann dieses immaterielle Gut nicht allein in einer rein abs-
trakt-geistigen Ebene existieren, da es ,entstellt oder beeintrichtigt werden kann
und mit anderen Rechten, wie das Eigentum, in Konflikt stehen kann.

Peukert fiithrt dazu aus, dass es sich bei dem durch den Begriff Werk umschrie-
benen ,,Etwas“ um einen kommunikativen Akt handele.**> Gemeint sei damit eine
reale Wirkung auf die Rezipienten etwa durch die Verdffentlichung, Verbreitung
und offentliche Wiedergabe des Werkoriginals und seiner Vervielfaltigungen,
Darbietung und Bearbeitungen.**® Diese reale Wirkung, der kommunikative Akt, sei
das Werk, iiber das der Urheber nach dem Urheberrechtsgesetz verfiigen kdnnen
solle.*” Die in § 2 Abs. 1 UrhG benannten Werke der Literatur, Wissenschaft und
Kunst brachten etwas zum Ausdruck, erzeugten eine Wirkung und teilten etwas —
wie eine Theorie oder eine Fabel — mit.**® Mit der Schaffung des Werkoriginals trete
selbiges in einen gesellschaftlichen Kontext ein und konne, wie etwaige Verviel-
faltigungen auch, ein eigensténdiger, mitbestimmender Faktor fiir das kulturelle und
geistige Bild der Zeit werden.**® Mit der Zeit wird es sodann immer mehr zu einem
kulturellen Allgemeingut.**

Unter Zugrundelegung dieser Annahme, konnte ein nicht verkorperter Akt kon-
sequenterweise nicht beeinflusst werden, da der Akt zwar in einer abstrakt-geistigen

333 Peukert, ZUM 2019, 567, 569; Schmiicker, Was ist Kunst?, S. 163 ff.; Reicher, Deut-
sche Zeitschrift fiir Philosophie 2013, Bd. 61, 219, 226 ff.
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Ebene existiert, es jedoch an einer Verbindung zwischen der abstrakten und der
realen Welt durch eine reale Wirkung fehlt. Der Akt selbst bezeichnet dabei den
schopferischen Vorgang im Geist des Urhebers. Mithin wiirde es an dem kommu-
nikativen Element des Aktes und somit an dem ,,Bindeglied” zwischen den Ebenen
fehlen. Erst die Werkverkorperung schafft dieses Bindeglied. Die Werkverkorpe-
rung sorgt dafiir, dass die abstrakt-geistige Ebene mit der realen Ebene verbunden
wird. Indem auch faktisch in Kommunikation mit Rezipienten getreten wird, ist eine
reale Wirkung moglich. Ohne eine bestehende Verkdrperung wire also ein Werk,
soweit Werk als kommunikativer Akt definiert wird, nicht mehr vollstandig exis-
tent, da die Moglichkeit, mit einem Publikum in Kommunikation zu treten und eine
Wirkung zu entfalten, nicht mehr gegeben wére. Dies ergibt insofern Sinn, als dass
eine Entstellung oder sonstige Beeintrichtigung eines kommunikativen Akts ohne
eine physische Formgebung faktisch nicht méglich ist. Ein nur auf einer abstrakten
Ebene existierendes Gut unterliegt nicht mehr einer realen Einwirkung. Uberdies
ergibt sich aus dieser Argumentation, dass beispielsweise eine Vernichtung der
letzten und einzigen Werkverkdrperung den kommunikativen Akt, in seiner Wir-
kung und Existenz in der physischen, faktischen und somit kommunikativen Ebene
betrifft und folgerichtig dadurch immer der Akt selbst beeinflusst wird. Dies wiirde
jedoch nicht durch Einwirkung auf den kommunikativen Akt selbst, sondern durch
die Einwirkung auf die Verkorperung geschehen, da nur das durch menschliches
Verhalten realisierbar ist. Demzufolge existiert der Akt zwar im Geiste des Urhe-
bers fort, jedoch ist er nicht unabhéngig von seinen Verkorperungen, die erst die
Kommunikation ermdglichen.

Die vorangestellten Ausfiihrungen zeigen, dass die Einwirkung auf Werkver-
korperungen und die kommunikative Wirkung des Werks als Teile des Werkbe-
griffs eng miteinander verwoben sind. Auf den Akt selbst, der zunéichst in einer rein
abstrakt-geistigen Ebene existiert, kann jedoch nicht zugegriffen werden. Der Akt
bleibt auch bei Entfallen einer Wirkung in der realen Welt bestehen, es wird indes
die kommunikative Komponente betroffen. Dem folgend ergibt sich, dass ein Werk,
unter Zugrundelegung der bezeichneten Werksdefinition, nie génzlich vernichtet
werden kann, da der Akt selbst immer in der abstrakt-geistigen Ebene fortexistieren.
Indes kann sich die Einwirkung auf Verkorperungen des Aktes auf den kommuni-
kativen Aspekt als Teil des Werks auswirken und diesen daher tangieren.

Fraglich ist allerdings, wie es sich dann bei Werkverkdrperungen verhalten
wiirde, die zunéchst verdffentlicht wurden, sodann in Privateigentum gelangen und
somit nicht ,.kulturelles Allgemeingut™ werden, da sie keinen eigenstdndigen Bei-
trag fiir das kulturelle und geistige Bild der Zeit leisten. Kann es fiir eine reale
Wirkungsentfaltung, fiir die Kommunikation, auf die Anzahl der Rezipienten an-
kommen? Dies ist zu verneinen. Es kann nicht von der Menge an Rezipienten
abhingen, ob ein kommunikativer Akt vorliegt oder nicht. Die Moglichkeit der
Verstindigung und Ubermittlung durch die Verkdrperung ist damit erforderlich,
aber auch ausreichend. Indes kdnnen die personlichen und geistigen Interessen des
Urhebers umso starker tangiert werden, je groBer der Kreis der Wahrnehmenden
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wird, da das Werk mit steigender Wahrnehmung auch an Bedeutung fiir das kultu-
relle und geistige Bild der Zeit gewinnt. Dies ist jedoch eine Frage des § 14 UrhG
und nicht der Definition des Begriffes des Werks.

Interessant ist zudem, wie es sich zum Beispiel mit einem — auf dem Dachboden
,verschollenen® — letzten Werkexemplar verhdlt, wenn angenommen werden soll,
dass das Werk ein kommunikativer Akt sei, der eine reale Wirkung entfaltet. Dabei
ist zu fragen, ob die Verkorperung des Aktes noch eine Form der Kommunikation
darstellt, und so eine Verbindung zwischen der abstrakten und der realen Ebene
ohne Publikum iiberhaupt besteht. Auch hier kann es nicht auf das Vorhandensein
von Publikum und der Zugénglichkeit der Verkorperung ankommen. Das Bestehen
einer kommunikativen Handlung, durch die in der Werkverkorperung enthaltenen
Mitteilung an das Publikum, der kommunikative Akt an sich, kann nicht von einer
Reaktion des Publikums oder dem Bestehen der Moglichkeit einer Rezeption ab-
héngig sein. Vielmehr ist die reale Wirkung des Werkes bereits in der verkdrperten
Mitteilung selbst zu sehen. Durch die Verkorperung des Werkes tritt der Akt in die
reale Welt ein und entfaltet bereits dadurch eine kommunikative Wirkung in der
physischen Welt. Das Werk hat durch die Verkorperung selbst Einfluss auf die reale
Welt und die Méglichkeit zur Kommunikation. Dabei sind Peukerts Ausfiihrungen
insofern zu konkretisieren, als es bei dem kommunikativen Charakter des Akts nicht
auf die Wirkung gegeniiber einem Publikum ankommt, sondern, dass sich der
kommunikative Charakter des abstrakt-geistigen Akts bereits in der Existenz in der
real-physischen Welt selbst erschopft. Bezogen auf das ,,verschollene Dachboden-
werk® handelt es sich bei jenem gleichwohl um einen kommunikativen Akt, da
durch die bestehende Verkorperung eine Verstindigung auf einer physisch exis-
tenten Ebene moglich ist.

Die vorangegangenen Ausfiihrungen zeigen, dass Peukerts Ansatz, es handele
sich bei dem Werk um einen kommunikativen Akt, zu iiberzeugen vermag. Insbe-
sondere unter Beriicksichtigung der Formulierungen und Differenzierungen des
Urheberrechtsgesetzes erscheint dies sinnvoll. Im Kontext des Werkes ist zumeist
von einer Verkorperung die Rede und dass diese zum Schutz des Werks durch das
Urheberrechtsgesetz zwingend erforderlich ist. Dies ergibt sich bereits aus § 2
UrhG. Daher muss es sich bei dem Werk um etwas handelt, was ohne eine ver-
korperte Form in der real-physischen Welt nicht greifbar ist. Nach iiberzeugender
Ansicht ist demnach § 2 UrhG so zu verstehen, dass kommunikative Akte der Li-
teratur, Wissenschaft und Kunst geschiitzt werden, soweit es sich um personliche
geistige Schopfungen handelt. Es ist daher nachfolgende Terminologie zu verwen-
det:

Wird von dem Werk gesprochen, so ist damit der kommunikative Akt gemeint,
der nach auflen erkennbar und vom Urheber gewollt ist. Insofern ist von einem
zweigliedrigen Begriff des Werks auszugehen: Der Akt selbst, der auf einer rein
abstrakt-geistigen Ebene existiert und der kommunikative Aspekt, welcher durch
die Moglichkeit der Wahrnehmbarkeit des Werks in der realen Welt existiert. Erst
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wenn beides nicht mehr gegeben ist, was faktisch unmdglich ist, ist ein Werk voll-
standig vernichtet.

Bei einem Werkoriginal handelt es sich um die vom Schopfer eigenhéndig ge-
schaffene Verkérperung®' des kommunikativen Akts und somit um das Bindestiick
zwischen der abstrakt-geistigen und der real-physischen Welt. Dabei ist zu beach-
ten, dass das Werkoriginal im Gegensatz zum Werk selbst als Sache den Regelun-
gen des biirgerlichen Rechts, insbesondere dem Sachenrecht unterliegt und hier das
Konfliktpotenzial zwischen Urheberrecht und Sacheigentum verankert ist. Wird das
Werkoriginal verdndert, ergibt sich eine Beeintrdchtigung des Werkes, da der vom
Urheber gewollte kommunikative Akt nicht in der von ihm vorgesehenen Art und
Weise fortbesteht.

Als Vervielfiltigung ist die verkorperte Wiedergabe des Werkoriginals sowie die
Weitergabe des kommunikativen Akts und der Wirkungsentfaltung zu verstehen,
wie bei einer Ablichtung. Unter den Begriff Verkorperung fallt das Werkoriginal
wie auch die Vervielfaltigung, also alles das, was physisch greifbar ist.

IV. Ubertragbarkeit und Schutzdauer des Urheberrechts

Nachdem klargestellt wurde, was unter dem Werk im Sinne des Urheberrechts
zu verstehe ist, wird auf die Ubertragbarkeit und die Schutzdauer des Urheberrechts
knapp eingegangen. Beide sind im Kontext einer Interessenabwigung wie auch fiir
vertragliche Regelungen im Verlauf der Arbeit relevant. § 29 Abs. 1 UrhG regelt,
dass das Urheberrecht grundsétzlich nicht iibertragbar ist. Lediglich die Einrdu-
mung von Nutzungsrechten (§ 31 UrhG), schuldrechtlichen Einwilligungen und
Vereinbarungen zu Verwertungsrechten, sowie die im § 39 UrhG geregelten
Rechtsgeschifte iiber Urheberpersonlichkeitsrechte sind durch § 29 Abs. 2 UrhG
gestattet. § 39 Abs. 1 UrhG legt fest, dass zwischen dem Inhaber eines Nutzungs-
rechtes und dem Urheber Anderungen am Werk, dessen Titel oder Unterbezeich-
nungen vereinbart werden konnen. Ohne gesonderte Vereinbarung sind nach § 39
Abs. 2 UrhG auch Anderungen des Werkes und seines Titels zulissig, wenn der
Urheber seine Einwilligung nach Treu und Glauben nicht versagen kann.

Vor Einfithrung von § 29 UrhG im Jahr 1965, war das Urheberrecht grundsatz-
lich nach § 8 Abs. 3 LUG iibertragbar. Es blieb jedoch auch damals schon ein
unverduBerlicher Kern des Urheberpersonlichkeitsrechts erhalten.’** Damit be-
schriankte sich die — wie sich insbesondere aus § 137 UrhG ergibt — zuldssige
Ubertragung auf die Verwertungsrechte und auf die fiir die Verwertung relevanten

1 Ebling/Bullinger/Bullinger, Praxishandbuch, S. 50.

2RG Urt. v. 16.02.1929 — 1 320/28 = RGZ 123, 312, 320 — Wilhelm Busch; Schack,
Urheber- und Urhebervertragsrecht, Rn. 360.
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Persénlichkeitsrechte, im Besonderen das Verdffentlichungsrecht.** Die heutige

grundsitzliche Uniibertragbarkeit folgt bereits zwangslaufig aus der monistischen
Ausrichtung des deutschen Urheberrechts, da nur ein einheitliches Recht existiert.**
Das Urheberrecht ist somit unter Lebenden grundsitzlich uniibertragbar.**® Damit
kann der Urheber nur eingeschrinkt, durch die Abspaltung einzelner Nutzungs-
rechte, iiber sein Urheberrecht verfiigen.**® Personlichkeitsrechtliche Befugnisse
konnen innerhalb gewisser Grenzen einem Dritten zur Ausiibung {iberlassen wer-
den.** Eine translative Ubertragung ist daher nur bei schuldrechtlichen Anspriichen
aus der Verletzung des Urheberrechts sowie bei gesetzlichen Vergiitungsansprii-
chen durch Abtretung (§§ 398, 413 BGB) mdglich, solange das Gesetz keine aus-
driicklichen Einschrankungen®*® vorsieht.*** Aus der monistischen Theorie folgt
zudem neben der Uniibertragbarkeit des Urheberrechts die Unverzichtbarkeit des
Urheberrechts.* Das bedeutet, dass der Urheber nicht auf das kraft Gesetzes ent-
standene Urheberrecht mit dinglicher Wirkung verzichten kann.**' Eine Dereliktion,
wie im Sachenrecht gem. § 959 BGB, ist demnach nicht méglich.*** Ein ,herren-
loses* Urheberrecht kann nicht existieren.**?

Uberdies ist das Urheberrecht jedoch vererblich, vgl. § 28 Abs. 1 UrhG. Der
gesetzliche Rechtsnachfolger des Urhebers hat gem. § 30 UrhG die dem Urheber
aus dem Urheberrechtsgesetz zustehenden Rechte, soweit nichts anderes bestimmt
ist. Das bedeutet anldsslich des Todes des Urhebers ist das Urheberrecht in Erfiil-
lung einer Verfiigung von Todes wegen oder an Miterben in Wege der Erbausein-
andersetzung iibertragbar.”®* Die Ubertragbarkeit korrespondiert dabei mit der
Schutzdauer. Die Schutzdauer des Urheberrechts endet gem. § 64 UrhG 70 Jahre
nach dem Tod des Urhebers, sodass den Erben die entsprechenden Rechte fiir
70 Jahre nach dem Tod des Urhebers zustehen. Die Schutzfrist beginnt dabei mit
Ablauf des Kalenderjahres, in dem das fiir den Beginn der Frist maBgebliche Er-

33 BGH Utt. v. 26.11.1954 — I ZR 266/52 = GRUR 1955, 201, 203 f. — Cosima Wagner;
Schack, Urheber- und Urhebervertragsrecht, Rn. 360.

3% Schack, Urheber- und Urhebervertragsrecht, Rn. 360.

35 Ausnahmen fiir die Erfiillung eines Vermichtnisses und die Erbauseinandersetzung,
vgl. § 29 Abs. 1 UrhG.

346 Schack, Urheber- und Urhebervertragsrecht, Rn. 360.
37 Schack, Urheber- und Urhebervertragsrecht, Rn. 360.
38 vgl. §§ 20b 11 3, 27 I 3, 26 111, 63a UrhG.

3% Schack, Urheber- und Urhebervertragsrecht, Rn. 360.
330 Schack, Urheber- und Urhebervertragsrecht, Rn. 361.

STBGH Urt. v. 23.02.1995— 1 ZR 68/93 = GRUR 1995, 673, 675 — Mauer-Bilder;
Schack, Urheber- und Urhebervertragsrecht, Rn. 361.

32BGH Urt. v. 23.02.1995— I ZR 68/93 = GRUR 1995, 673, 675 — Mauer-Bilder,
Schack, Urheber- und Urhebervertragsrecht, Rn. 361.

33 BGH Urt. v. 23.02.1995— 1 ZR 68/93 = GRUR 1995, 673, 675 — Mauer-Bilder,
Schack, Urheber- und Urhebervertragsrecht, Rn. 361.

3% Ebling/Bullinger/Bullinger, Praxishandbuch, S. 56.
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eignis eingetreten ist, sodass jeweils mit Ablauf des 31.12. eines Jahres die ent-
sprechenden Fristen ablaufen und die Werke urheberrechtsfrei werden.> Da der
Konflikt zwischen Urheberrecht und Eigentum nur besteht, wenn noch urheber-
rechtlicher Schutz besteht, treten die Konflikte im Rahmen einer Vernichtung noch
zu Lebzeiten des Kiinstlers, oder innerhalb von 70 Jahren nach dem Tod des
Kiinstlers auf, wobei die Erben als Rechtsnachfolger oder Miturheber die entspre-
chende Rechtsdurchsetzung anstreben.

V. Integritiitsschutz im Urheberrechtsgesetzes

Nachdem die Entwicklung des Urheberrechts und des Urheberpersonlichkeits-
rechts in Grundziigen erdrtert wurde, wird nachfolgend auf den fiir die Bearbeitung
besonders relevanten Teil des Integritétsschutzes eingegangen.

Das Urheberrecht besteht aus dem Schutz wirtschaftlicher und ideeller Aspek-
te.™® Im Rahmen des Werkintegrititsschutzes sind die Unverletzlichkeit des Wer-
kes selbst und damit die ideellen Interessen des Urhebers, im Besonderen das Ur-
heberpersénlichkeitsrecht als Basis des Integrititsschutzes wesentlich.*” Nach dem
deutschen Urheberrecht bestimmt der Urheber mit der Veroffentlichung des Wer-
kes, in welcher konkreten Form die Offentlichkeit seine Schépfung wahrnehmen
soll.>*® Der Urheber selbst kann dariiber bestimmen, wie und wann sein Werk der
Offentlichkeit zuginglich gemacht wird. Um dieses Recht nicht zu verlieren, muss
auch nachdem das Werk Aulenwirkung entfaltet hat sichergestellt werden, dass es
in der vom Urheber vorgesehenen Form erhalten bleibt. Das Urheberrecht gewéhrt
dem Urheber daher diverse Instrumente, um die Integritdt seines Werkes schiitzen
zu konnen. Diese Instrumente, die entsprechenden Normen und deren Verhiltnis
zueinander werden nachfolgend aufgearbeitet.

1. Anderungsrechtliche Regelungen

Bereits die Entscheidung des Reichsgerichts gewéhrte dem Urheber das Recht,
das von ihm erschaffene Werk in seiner unverdnderten individuellen Form fiir die
Mit- und Nachwelt zu erhalten.>** Damals erfuhr der Integrititsschutz jedoch nur
vereinzelt ausdriickliche Regelung. Er war aber in §§ 9, 14 LUG, §§ 12, 21 KUG
und § 13 VerlG im Kontext vertraglicher und gesetzlicher Nutzungsrechte dem

3% Ebling/Bullinger/Bullinger, Praxishandbuch, S.55; bekannteres Beispiel der letzten
Jahre: Hitlers ,Mein Kampf*, das mit Ablauf des 31.12.2015 gemeinfrei wurde.

3% Peukert, Urheberrecht, § 4 Rn. 26.

37Vgl. Federle, Der Schutz der Werkintegritit, S.29; v. Waasen, Spannungsverhiltnis
zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 31.

358 Dreier/Schulze/Schulze, § 12 Rn. 1, § 14 Rn. 1.
39 RG Urt. v. 08.06.1912 —Rep. 1. 382/11 =RGZ 79, 397, 399 — Felseneiland mit Sirenen.
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Grunde nach enthalten, sodass auch die Rechtsprechung auf dieser Basis ein allge-
meines urheberrechtliches Anderungsverbot anerkannte.*® Dieses wurde zur Um-
setzung von Art. 6" Abs. 1 RBU in § 14 UrhG kodifiziert.**'

§ 14 UrhG bildet heute neben dem Veroffentlichungsrecht in § 12 UrhG und
dem Recht auf Anerkennung der Urheberschaft nach § 13 UrhG den dritten Pfeiler
des Urheberpersonlichkeitsrechts.’®* Unter den dnderungsrechtlichen Vorschriften
des UrhG bildet § 14 UrhG als wesentlicher Ausfluss des Urheberpersonlichkeits-
rechts die zentrale Regelung des Integrititsschutzes.’®” Jedoch findet der Werk-
schutz nicht allein in § 14 UrhG Niederschlag, sondern zusétzlich in §§ 39 und 23
UrhG sowie iiber das vom Reichsgericht angestoBene allgemeine Anderungsverbot.
Das allgemeine urheberrechtliche Anderungsverbot soll nach Ansicht des BGH den
geltenden Bestimmungen der §§ 11 ff. und 15 ff. UrhG immanent sein und zudem
neben den dnderungsrechtlichen Vorschriften als ungeschriebener Grundsatz fort-
gelten.”® Es gewihrt dem Urheber das Recht, das von ihm geschaffene Werk der
Mit- und Nachwelt in seiner unverdnderten individuellen Gestaltung zuginglich zu
machen.*® Dem grundsitzlichen Anderungsverbot im Urheberrecht ist die Herr-
schaftsmacht des schopferischen Menschen iiber sein Geisteswerk immanent.*®
Demnach wird dem Urheber der Schutz seiner personlichen und geistigen Interes-
sen gewéhrt. Er darf dariiber bestimmen, in welcher Gestalt seine Schopfung an die
Offentlichkeit treten und verbleiben soll.**” Damit diirfe der Eigentiimer des
Werkoriginals keine Anderungen des Werkoriginals vornehmen.**®

Das Verhiltnis des allgemeinen Anderungsverbotes sowie der anderen #nde-
rungsrechtlichen Vorschriften zueinander ist jedoch umstritten. Um spétere eine
Zuordnung eines Vernichtungsverbotes vorzunehmen, muss das Verhéltnis zuerst
festgelegt werden.

360 Schricker/Loewenheim/Peukert, § 14 Rn. 2; Zentner, Das Urheberrecht des Architek-
ten, S. 66.

361 RegE UrhG 1965, BT-Drucks. IV/270, 27, 45.

362 Schricker/Loewenheim/Peukert, § 14 Rn. 3.

363 Federle, Der Schutz der Werkintegritit, S. 17; Prinz, Urheberrecht fiir Architekten und
Ingenieure, S. 28; Dieselhorst, Was bringt das Urheberpersonlichkeitsrecht, S. 121; v. Waasen,
Spannungsverhiltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 41; Schricker/Loewenheim/
Peukert, § 14 Rn. 3, § 39 Rn. 1, 6; Schilcher, Der Schutz des Urhebers, S. 54 f.; Zentner, Das
Urheberrecht des Architekten, S. 66.

3¢ Vgl. BGH Urt. v. 29.04.1970 — 1 ZR 30/69 = GRUR 1971, 35, 37 — Maske in Blau;
BGH Urt. v. 31.05.1974 —1ZR 10/73 = GRUR 1974, 675, 676 — Schulerweiterung; BGH Urt.
v. 02.10.1981 -1 ZR 137/79 = GRUR 1982, 107, 109 — Kirchen-Innenraumgestaltung.

35 BGH Urt. v. 01.10.1998 — I ZR 104/96 = GRUR 1999, 230, 231 — Treppenhausge-
staltung.

36 BGH Urt. v. 29.04.1970 — I ZR 30/69 = GRUR 1971, 35, 37 — Maske in Blau.
37 BGH Urt. v. 29.04.1970 — I ZR 30/69 = GRUR 1971, 35, 37 — Maske in Blau.

38 BGH Urt. v. 31.05.1974 — 1 ZR 10/73 = GRUR 1974, 675, 676 — Schulerweiterung;
BGH Urt. v. 02.10.1981 — I ZR 137/79 = GRUR 1982, 107, 109 — Kirchen-Innenraumge-
staltung.
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a) Entstellung oder andere Beeintrdchtigung des Werkes nach § 14 UrhG

Bei § 14 UrhG handelt es sich nach {iberwiegender Einschétzung um die zentrale
Norm des Werkintegrititsschutzes.*® Die Norm gewihrt dem Urheber das Recht,
eine Entstellung oder andere Beeintrachtigung seines Werkes zu verbieten. Dazu
muss sie geeignet ist, die berechtigten geistigen oder personlichen Interessen des
Urhebers am Werk zu gefihrden. Durch diese Vorschrift wird Art. 6°* Abs. 1 RBU
in das nationale Recht umgesetzt.””® Dort heifit es, dass unabhingig von seinen
vermdgensrechtlichen Befugnissen und selbst nach deren Abtretung der Urheber
das Recht behilt, die Urheberschaft am Werk fiir sich in Anspruch zu nehmen.
Dadurch kann er sich jeder Entstellung, Verstiimmelung, sonstigen Anderung oder
Beeintriachtigung des Werkes widersetzen, die seiner Ehre oder seinem Ruf nach-
teilig sein konnte. § 14 UrhG fasst somit Entstellung, Verstimmelung, sonstigen
Anderung oder Beeintrichtigung des Werkes zu Entstellung oder andere Beein-
trachtigung zusammen.

b) Anderung des Werkes nach § 39 UrhG

§ 39 UrhG verbietet auch dem Inhaber eines Nutzungsrechts, das Werk, dessen
Titel oder die Urheberbezeichnung zu dndern, soweit nichts anderes vereinbart ist.
Nach § 39 Abs.2 UrhG sind solche Anderungen des Werkes und seines Titels
zuldssig, zu denen der Urheber seine Zustimmung nach Treu und Glauben nicht
versagen kann. Dadurch wird deutlich, dass die Urheberbefugnisse auch gegeniiber
dem Inhaber eines Nutzungsrechts gelten, jedoch mit der Einschrankung der Zu-
stimmung. § 39 UrhG regelt somit die Rechtsbeziehung zwischen dem Urheber und
Nutzungsberechtigten, weswegen Voraussetzung fiir die Anwendung der Norm eine
vertragliche Beziehung zwischen dem Urheber und dem Anderungswilligen ist.*”!

¢) Bearbeitung und Umgestaltung nach § 23 UrhG

In § 23 S. 1 UrhG wird bestimmt, dass Bearbeitungen oder andere Umgestal-
tungen des Werkes fiir ihre Verdffentlichung oder Verwertung der Einwilligung des
Urhebers bediirfen. § 23 S. 2 UrhG erweitert den Anwendungsbereich bei Ausfiih-
rungen von Pldnen und Entwiirfen eines Werkes der bildenden Kiinste und fiir den
Nachbau eines Werkes der Baukunst. Dort ist schon fiir die Herstellung und nicht

3% Federle, Der Schutz der Werkintegritit, S. 17; Dieselhorst, Was bringt das Urheber-
personlichkeitsrecht, S. 121; v. Waasen, Spannungsverhéltnis zwischen Urheberrecht und Ei-
gentum, S. 41; Schricker/Loewenheim/Peukert, § 14 Rn. 3, § 39 Rn. 1, 6; Wandtke/Bullinger/
Bullinger, § 14 Rn. 1; Schilcher, Der Schutz des Urhebers, S. 54 ff.; Zentner, Das Urheber-
recht des Architekten, S. 67.

370 RegE UrhG 1965, BT-Drucks. 1V/270, 27, 45.

' Vgl. BGH Urt. v. 02.10.1981— I ZR 137/79 = GRUR 1982, 107, 109 — Kirchen-
Innenraumgestaltung, wonach ,diese Bestimmung das Anderungsverbot nur gegeniiber
Werknutzungsberechtigten regelt™; Zentner, Das Urheberrecht des Architekten, S. 75.
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erst die Veroffentlichung oder Verwertung die Einwilligung des Urhebers erfor-
derlich. Aus § 23 UrhG ergibt sich somit, dass die Form und Ausgestaltung, in der
das Werk der Offentlichkeit zugefiihrt wird, dem Kontrollbereich des Urhebers
zugeordnet bleiben soll.

d) Sonstige Anderungsrechtliche Vorschriften

AuBerdem sind der § 62 Abs. 1 UrhG sowie § 93 Abs. 1 UrhG dnderungsrecht-
lich relevant. Sie ergénzen die Regelungen des § 39 UrhG und des § 14 UrhG. Nach
§ 62 Abs. 1 UrhG gilt § 39 UrhG auch gegeniiber gesetzlich Nutzungsberechtigten
und erweitert somit den Rechtskreis der Vorschrift. Durch § 93 Abs. 1 UrhG wird
das Entstellungsverbot des § 14 UrhG im Bereich der Filmwerke auf grobliche
Entstellungen oder andere grobliche Beeintriachtigungen beschriankt. Dadurch soll
die Verwertbarkeit zugunsten des Filmherstellers sichergestellt werden.””” Da die
Vorschriften den Anwendungsbereich des § 14 und des § 39 UrhG aus Sicht des
Urhebers lediglich erweitern oder beschrénken, bleiben sie fiir den nachfolgenden
Konflikt auBBer Betracht.

2. Systematik der Regelungen

Bei einer ersten Betrachtung scheinen sich die Regelungsinhalte der §§ 14, 23
und 39 UrhG zu iiberschneiden. Ebenfalls ergibt sich aus der Gesetzesbegriindung
keine Klarstellung zur Systematik der Regelungen. § 14 UrhG befindet sich Un-
terabschnitt zum Urheberpersonlichkeitsrecht, § 23 UrhG bei den Verwertungs-
rechten, § 39 UrhG innerhalb der Nutzungsrechte.

Auch der Wortlaut ist nicht aufschlussreich. In § 14 UrhG ist von einer ,,Ent-
stellung und sonstigen Beeintrichtigung®, in § 39 UrhG von einer ,,Anderung** und
in § 23 UrhG von ,,Bearbeitung oder Umgestaltung™ die Rede. Anhand des Wort-
lautes bleibt mithin unklar, ob eine Anderung immer zugleich eine Bearbeitung oder
Umgestaltung ist und ob in einer Entstellung und sonstigen Beeintrachtigung immer
zugleich eine Anderung und damit eine Bearbeitung oder Umgestaltung zu sehen
ist.

Als Umkehrschluss aus § 23 Abs. 1 UrhG folgt, dass das Werk grundsitzlich
ohne Einwilligung des Urhebers verdndert werden darf, sofern das verdnderte Werk
weder verffentlicht noch verwertet wird.”” Das untermauern die in § 23 S. 2 UrhG
enthaltenen Ausnahmen, wonach in besonderen Konstellationen bereits die Her-
stellung der Zustimmung des Urhebers bedarf. Einen eigenstéindigen Regelungs-

372 Spindler/Schuster/ Wiebe, § 93 UrhG Rn. 1.
373 Fischer/Reich/Reich, Der Kiinstler und sein Recht, § 3 Rn. 69.
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gehalt betreffend die Anderung von Werken enthilt § 23 UrhG jedoch nicht.”’* Das
ergibt sich aus einer Zusammenschau mit § 3 S. 1 UrhG*”, wonach schopferische
Bearbeitungen des Werkes unbeschadet des Urheberrechts am bearbeiteten Werk,
wie selbststindige Werke geschiitzt werden. § 23 UrhG stellt folglich nur klar, dass
das Privileg von § 3 UrhG nicht fiir die Verdffentlichung und Verwertung, also die
Nutzung des Werkes gilt, indes eine Umgestaltung des Werkes — die Ausnahmen
des §23 S.2 UrhG auBler Acht gelassen — nicht auf Basis der Norm verhindert
werden kann.*”’® Auch umfasst § 23 UrhG — wie sich aus § 3 UrhG sowie dem
Wortlaut ,,Umgestaltung® in § 23 S. 1 UrhG ergibt — nicht jegliche Werkdnderung,
sondern nur jene, die selbst wiederum Werkqualitdt aufweisen. Die grundsitzliche
Befugnis Anderungen zu verbieten, wird somit nicht geregelt.’”’ Es ist eine Vor-
schrift speziell fiir schopferische Anderungen.’” Die §§ 14 und 39 UrhG gehen
demnach unter dnderungsrechtlichen Gesichtspunkten dem § 23 UrhG vor.*”

Es ist daher zu kldren, ob die wesentlichen dnderungsrechtlichen Regelungen des
§ 14 und des § 39 UrhG selbststindig nebeneinanderstehen oder im Rahmen einer
Gesamtschau der dnderungsrechtlichen Regelungen einheitlich zu betrachten sind.
Nur so ist eine valide Einordnung der Vernichtung eines Werkes in den &nde-
rungsrechtlichen Kontext des deutschen Urheberrechts moglich. Ausgangspunkt der
unterschiedlichen Ansichten ist die Einordnung des allgemeinen urheberrechtlichen
Anderungsverbotes.*®

a) Selbststindigkeit der dnderungsrechtlichen Regelungen

Die Rechtsprechung®®' und Teile der Literatur’® nehmen ein generelles urhe-

berrechtliches Anderungsverbot an. Nach dieser Ansicht haben § 14 UrhG und § 39
UrhG aufbauend auf dem allgemeinen Anderungsverbot in ihrer lediglich deklara-

3 Vgl. Riesenkampff, Inhalt und Schranken des Eigentums, S. 70; Zentner, Das Urheber-
recht des Architekten, S. 69.

375 Wandtke/Bullinger/Bullinger, § 3 Rn. 3.

376 M&hring/Nicolini/4hlberg, § 3 Rn. 1 ff.

37 Vgl. Riesenkampff, Inhalt und Schranken des Eigentums, S. 70; Zentner, Das Urheber-
recht des Architekten, S. 69.

38 Vgl. Riesenkampff, Inhalt und Schranken des Eigentums, S. 70; Zentner, Das Urheber-
recht des Architekten, S. 69.

37 Méhring/Nicolini/dhlberg, § 23 Rn. 3; Sack, JZ 1986, 1015, 1017; Wandtke/Bullinger/
Bullinger, § 23 Rn. 16.

30 vgl. Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstorungsverbot, S. 75.

¥ vgl. BGH Urt. v. 29.04.1970 — I ZR 30/69 = GRUR 1971, 35, 37 — Maske in Blau;
BGH Urt. v. 31.05.1974 =1 ZR 10/73 = GRUR 1974, 675, 676 — Schulerweiterung; BGH Urt.
v. 02.10.1981 — 1 ZR 137/79 = GRUR 1982, 107, 109 — Kirchen-Innenraumgestaltung.

32 Paschke, GRUR 1984, 858, 865; v. Gamm, UrhG, § 39 Rn. 3, § 14 Rn. 4; Schmieder,
NJW 1990, 1945, 1946; Mohring/Nicolini/Kroitzsch/Gétting, § 14 Rn. 5; Fromm/Nordemann/
A. Nordemann, § 39 Rn. 2, 8.
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torischen Funktion jeweils eigenstindige Bedeutungen mit verschiedenen Anwen-
dungsbereichen und VerbietungsmaBstiben.*® Der Entstellungs- und Anderungs-
schutz ist danach unabhingig voneinander zu priifen®®* und steht selbststindig ne-
beneinander.*®

Das allgemeine Anderungsverbot diene nach dieser Einordnung gleichermafBen
dem Schutz der vermdgensrechtlichen und personlichkeitsrechtlichen Interessen
des Urhebers, wohingegen der Entstellungsschutz nach § 14 UrhG ausschlieBlich
personlichkeitsrechtlicher Natur sei. Dies ergebe sich aus dem Wortlaut, der explizit
den Schutz nur der geistigen und personlichen Interessen und nicht der vermo-
gensrechtlichen Interessen benenne.’® Danach konne eine Beeintrichtigung des
Werkes bereits durch Form und Art der Wiedergabe eintreten, ohne, dass es einer
Einwirkung auf die Substanz bediirfe, wie durch Verfremdung des Umfelds.**” Dies
gelte nach Ansicht der meisten Vertreter dieser Ansicht unterschiedslos gegeniiber
dem vertraglichen Werknutzer, dem gesetzlichen Nutzungsberechtigten wie auch
gegeniiber nicht nutzungsberechtigten Dritten.**®

§ 39 UrhG solle hingegen den nutzungsberechtigten Werkveridnderer privile-
gieren und stelle somit auf die vermdgensrechtliche Werknutzung ab.*®® Er beziehe
sich auf die Unversehrtheit des Werks in seiner konkreten Form und setzte in Ab-
grenzung zu § 14 UrhG einen Eingriff in die Substanz des Werkes selbst voraus.*
Demnach konne nur von einer Anderung des Werkes die Rede sein, wenn in die
durch den Urheber verlichene und veréffentliche Gestaltung eingegriffen werde,
sodass eine Substanzverletzung erforderlich sei.*”’

33y, Gamm, UrhG, § 14 Rn. 4.

3% Erdmann, in: FS Hagen, S. 97, 110.

35 BGH Urt. v. 02.10.1981 — 1 ZR 137/79 = GRUR 1982, 107, 109 — Kirchen-Innen-
raumgestaltung; HK-UrhR/Dreyer, § 14 Rn. 8; Fromm/Nordemann/Dustmann, § 14 Rn. 81;

g g Y

Wandtke/Bullinger/ Wandtke, § 39 Rn. 15.

3% pPaschke, GRUR 1984, 858, 865; v. Gamm, UthG, § 14 Rn. 4; Schmieder, NJW 1990,
1945, 1946; Fromm/Nordemann/4. Nordemann, § 39 Rn. 7.

T BGH Urt. v. 02.10.1981 — I ZR 137/79 = GRUR 1982, 107, 109 — Kirchen-Innen-
raumgestaltung; HK-UrhR/Dreyer, § 14 Ra. 10.

3% Wandtke/Bullinger/Wandtke, § 39 Rn. 15; Mohring/Nicolini/Kroitzsch/Gotting, § 14
Rn. 4f.

39y, Gamm, UrhG, § 14 Rn. 4.

30y, Gamm, UrhG, § 14 Rn. 4; BGH Urt. v. 31.05.1974 —1 ZR 10/73 = GRUR 1974, 675,
676 — Schulerweiterung; BGH Urt. v. 02.10.1981 — T ZR 137/79 = GRUR 1982, 107, 109 —
Kirchen-Innenraumgestaltung; BGH Urt. v. 19.03. 2008 — I ZR 166/05 = GRUR 2008, 984,
Rn. 24 — St. Gottfried; OLG Saarbriicken Urt. v. 10.12.1997—-1 U 101 / 97 = GRUR 1999,
420, 425 — Verbindungsgang; LG Leipzig Urt. v. 28.05.2004—05 O 2092/04 = ZUM 2005,
487, 493; Mohring/Nicolini/Kroitzsch/Gotting, § 14 Rn. 5; HK-UrhR/Dreyer, § 14 Rn. 10;
Erdmann, in: FS Hagen, S. 97, 110ff.; v. Waasen, Spannungsverhéltnis zwischen Urheber-
recht und Eigentum, S. 38; kritisch KG Berlin Urt. v. 09.02.2001 -5 U 9667/00 = ZUM 2001,
590, 591.

31 Vgl. Zentner, Das Urheberrecht des Architekten, S. 70.
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Zu Uberschneidungen der Anwendungsbereiche kommt es nach dieser Ansicht,
wenn der Nutzungsberechtigte substanzverletzende Anderungen am Werk vor-
nimmt.**?> Indes wiirden sich die Normen im Rahmen einer durchzufiihrenden In-
teressenabwigung unterscheiden.**

Bei § 39 UrhG seien — aufgrund des Wortlautes ,,Treu und Glauben* in § 39
Abs. 2 UrhG — im Rahmen einer Interessenabwégung nur vertragsrechtliche Ge-
sichtspunkte zu beriicksichtigen und zudem nur rein wirtschaftliche Interessen des
Urhebers geschiitzt. Bei § 14 UrhG seien die werkimmanenten Interessen geschiitzt
und abzuwigen.*** Es sei daher moglich, dass eine Anderung im Rahmen von § 39
Abs. 2 UrhG zwar zuldssig wire, jedoch aufgrund der Abwigung der werkimma-
nenten Interessen eine unzulissige Beeintrichtigung nach § 14 UrhG ergebe.*”

Eine weitere Unteransicht geht in Abwandlung des Vorstehenden davon aus,
Anderungs- und Entstellungsschutz stiinden bei Substanzverletzungen nicht ne-
beneinander, sondern in einem Spezialitidtsverhéltnis. Danach soll mit § 14 UrhG
nur die ideelle Beeintrachtigung abgewehrt werden konnen, wohingegen § 39 UrhG
auf den Schutz der vermogensrechtlichen Verwertungsrechte des Urhebers abzie-
le.® Es ergiibe sich daher als logische Priifungsreihenfolge, dass zunichst das
Vorliegen einer substanzverletzenden Anderung nach § 39 UrhG, und danach ge-
gebenenfalls eine Entstellung oder sonstige Beeintrachtigung nach § 14 UrhG zu
priifen sei.*”’

2 BGH Urt. v. 02.10.1981 — I ZR 137/79 = GRUR 1982, 107, 109 — Kirchen-Innen-
raumgestaltung; Wandtke/Bullinger/Wandtke, § 39 Rn. 15; Moéhring/Nicolini/Kroitzsch/ Got-
ting, § 14 Rn. 4.

3% Vgl. Schifer, Die Rechtsverhiltnisse, S. 122 f.

3% Schofer, Die Rechtsverhiltnisse, S. 124; Fromm/Nordemann/Dustmann, § 14 Rn. 21;
Rehbinder, ZUM 1996, 613, 616; vgl. RegE UrhG 1965, BT-Drucks. IV/270, 27, 59, wonach
dem Urheber selbst bei Vereinbarungen iiber zulissige Anderungen am Werk ,stets das un-
verduBerliche Recht des § 14 UrhG, Entstellungen seines Werkes zu verbieten bleibt.

395 Schifer, Die Rechtsverhiltnisse, S. 124; Fromm/Nordemann/Dustmann, § 14 Rn. 81;
Rehbinder, ZUM 1996, 613, 616; anerkennend: OLG Frankfurt Urt. v. 24.10.1985-6 U 69/85
= GRUR 1986, 244, 244 f. — Verwaltungsgebdude; vgl. RegE UrhG 1965, BT-Drucks. IV/270,
27, 59, wonach dem Urheber selbst bei Vereinbarungen iiber zulissige Anderungen am Werk
,stets das unverduBerliche Recht des § 14 UrhG, Entstellungen seines Werkes zu verbieten
bleibt; BGH Urt. v. 31.05.1974 — 1 ZR 10/73 = GRUR 1974, 675, LS, 676 — Schulerweiterung,
wonach nach einer Interessenabwigung zuldssige Anderungen eines Baus keine Entstellung
beinhalten diirften.

3 BGH Urt. v. 02.10.1981 — 1 ZR 137/79 = GRUR 1982, 107, 109 — Kirchen-Innen-
raumgestaltung, wonach ausdriicklich von einer Spezialitit des § 39 UrhG bei Substanzver-
letzungen ausgegangen wird; HK-UrhR/Dreyer, § 14 Rn. 10; v. Gamm, UrhG, § 14 Rn. 4;
Paschke, GRUR 1984, 858, 865.

3T HK-UrhR/Dreyer, § 14 Rn. 8 f.; Erdmann, in: FS Hagen, S. 97, 110f.; OLG Frankfurt
Urt. v. 04.12.1975—-6 U 156/75 = GRUR 1976, 199, 201 — Gotterdimmerung.
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b) Gesamtschau der dnderungsrechtlichen Regelungen

Die Gegenansicht vertritt die ,,Lehre von der Gesamtschau‘**®. Danach wird ein
selbststandiges oder Spezialititsverhéltnis der §§ 14 und 39 UrhG abgelehnt mit der
Folge, dass Eingriffe in die Werkintegritdt durch eine Gesamtschau der dnde-
rungsrechtlichen Regelungen zu 16sen sind.**® Ausgangspunkt und Grundvorschrift
des Werkintegrititsschutzes ist danach § 14 UrhG.*® Ein ungeschriebenes allge-
meines Anderungsverbot existiert nach dieser Ansicht nicht mehr.*' Es wird davon
ausgegangen, dass ein Riickgriff auf das ungeschriebene allgemeine Anderungs-
verbot nicht mehr notwendig sei, da dieses seit Inkrafttreten des UrhG positiv aus
§ 14 UrhG normiert werde.*”? Es besteht daher ein einheitliches, auf § 14 UrhG
basierendes Werkschutzrecht.*®

§ 39 UrhG kdme nach dieser Ansicht allein eine klarstellende Funktion zu, mit
dem Inhalt, dass auch der Nutzungsberechtigte grundsitzlich nicht befugt ist An-
derungen am Werk vorzunechmen.*** Der Begriff der Beeintriichtigung in § 14 UrhG
bilde den Oberbegriff und umfasse daher sowohl die Entstellung als besonders

3% Vgl. prigend Federle, Der Schutz der Werkintegritit, S. 36 f.

3% Schricker/Loewenheim/Peukert, § 39 Rn. 1; Loewenheim/Dietz, Handbuch des Urhe-
berrechts, § 15 Rn. 86; Grohmann, Das Recht des Urhebers, S. 23; Miiller, Das Urheberper-
sonlichkeitsrecht des Architekten, S. 151; Asmus, Harmonisierung des Urheberpersonlich-
keitsrechts, S. 152.

40 Federle, Der Schutz der Werkintegritit, S. 17, 38; Prinz, Urheberrecht fiir Architekten
und Ingenieure, S.28; Dieselhorst, Was bringt das Urheberpersonlichkeitsrecht, S. 119;
v. Waasen, Spannungsverhéltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 41; Schricker/Loe-
wenheim/Peukert, § 14 Rn. 5ff., § 39 Rn. 1; Schilcher, Der Schutz des Urhebers, S. 54 ff.;
Miiller, Das Urheberpersonlichkeitsrecht des Architekten, S. 151; Loewenheim/Dietz, Hand-
buch des Urheberrechts, § 15 Rn. 86; Zentner, Das Urheberrecht des Architekten, S. 72.

! Federle, Der Schutz der Werkintegritit, S. 17, 38; Prinz, Urheberrecht fiir Architekten
und Ingenieure, S.28; Dieselhorst, Was bringt das Urheberpersonlichkeitsrecht, S. 119;
v. Waasen, Spannungsverhdltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 41; Schricker/Loe-
wenheim/Peukert, § 14 Rn. 51f., § 39 Rn. 1; Schilcher, Der Schutz des Urhebers, S. 54 ff.;
Miiller, Das Urheberpersonlichkeitsrecht des Architekten, S. 151; Loewenheim/Dietz, Hand-
buch des Urheberrechts, § 15 Rn. 86; Zentner, Das Urheberrecht des Architekten, S. 72.

42 S0 nun auch BGH Urt. v. 01.10.1998 — T ZR 104/96 = GRUR 1999, 230, 231 — Trep-
penhausgestaltung; Loewenheim/Dietz, Handbuch des Urheberrechts, § 15 Rn. 87; v. Waasen,
Spannungsverhéltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 44; Federle, Der Schutz der
Werkintegritit, S. 38; Engl, Urheberrechtsschutz fiir Architektenleistungen, S. 48, 50; Rie-
senkamplff, Inhalt und Schranken des Eigentums, S. 75.

493 Federle, Der Schutz der Werkintegritit, S. 17; Prinz, Urheberrecht fiir Architekten und
Ingenieure, S. 28; Dieselhorst, Was bringt das Urheberpersonlichkeitsrecht, S. 121; v. Waasen,
Spannungsverhéltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 41; Schricker/Loewenheim/
Peukert, § 14 Rn. 7; Schilcher, Der Schutz des Urhebers, S. 54 ff.; Miiller, Das Urheberper-
sonlichkeitsrecht des Architekten, S. 151; Zentner, Das Urheberrecht des Architekten, S. 73;
Grunert, Werkschutz contra Inszenierungskunst, S. 164 f., 167 f.

49 Schack, Urheber- und Urhebervertragsrecht, Rn. 692; Schricker/Loewenheim/Peukert,
§ 39 Rn. 7; Loewenheim/Dietz, Handbuch des Urheberrechts, § 15 Rn. 88; BGH Urt. v. 01. 10.
1998 — 1 ZR 104/96 = GRUR 1999, 230, 231 — Treppenhausgestaltung.
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schweren Fall der Beeintrichtigung als auch die Anderung i.S.d. § 39 UrhG.*”
Dies habe zur Folge, dass § 39 UrhG ebenso wie §§ 62 und 93 UrhG keine selbst-
stindige Anspruchsgrundlagen sei und nur das grundsétzlich in § 14 UrhG nor-
mierte Anderungsverbot konkretisiere.*"®

3. Stellungnahme

Fiir die Einordnung der Vernichtung eines Werkes in die Normenstruktur des
Urheberrechtsgesetztes muss das Verhéltnis von § 14 UrhG und § 39 UrhG be-
stimmt werden. § 14 UrhG ist unmittelbarer Ausfluss des Urheberpersonlichkeits-
rechts.*” § 39 UrhG ist systematisch im Unterabschnitt ,,Rechtsverkehr im Urhe-
berrecht* abgebildet und hat lediglich eine persdnlichkeitsrechtliche Tendenz.**®
Eine Vernichtung durch den Eigentiimer, der zugleich Nutzungsberechtigter ist,
konnte mitunter als Anderung des Werkes verstanden werden und dann ist fraglich,
ob hier der Mafistab von Treu und Glauben nach § 39 UrhG anzusetzen ist oder
allein auf § 14 UrhG abgestellt wird.

Wie festgestellt, ist nicht jede Anderung zugleich eine Bearbeitung oder Umge-
staltung des Werkes nach § 23 UrhG, vielmehr bedarf es einer schopferischen An-
derung. Es bleibt jedoch die Frage, ob jede Anderung zugleich auch eine Beein-
trichtigung des Werkes ist.

Nach der Lehre der Selbststindigkeit der §§ 14 und 39 UrhG ist eine getrennte
Interessenabwigung durchzufiihren, sodass Anderung und Bearbeitung zu unter-
scheiden sind. Eine Anderung konnte unter vertraglichen Gesichtspunkten nach
Treu und Glauben zuldssig, zugleich aber mit § 14 UrhG wegen eines Verstofes
gegen ideelle Interessen unvereinbar sein. Dies kiime indes nur zum Tragen, wenn
es sich um einen substanzverletzenden Eingriff des Nutzungsrechteinhabers in das
Werk handeln wiirde.

Nach der Lehre von der Gesamtschau wire basierend auf § 14 UrhG die Beein-
trichtigung des Werkes der Oberbegriff fiir die Entstellung und Anderung. Die
Anderung der kommunikativen Wirkung eines Werkes wiirde den Akt der Kom-
munikation stets beeintriachtigen, da der kommunizierte Inhalt nicht dem vom Ur-

5 Thies, UFITA 2007, Bd. 3, 741, 750; Schack, Urheber- und Urhebervertragsrecht,
Rn. 406; Steinbeck, GRUR 2008, 984, 988; Grohmann, Das Recht des Urhebers, S.24;
Schricker/Loewenheim/Peukert, § 14 Rn. 15; Dreier/Schulze/Schulze, § 14 Rn. S; Federle,
Der Schutz der Werkintegritét, S. 39; Engl, Urheberrechtsschutz fiir Architektenleistungen,
S. 48; Schofer, Die Rechtsverhéltnisse, S. 45 ff.; Riesenkampff, Inhalt und Schranken des Ei-
gentums, S. 76; Miiller, Das Urheberpersonlichkeitsrecht des Architekten, S. 151; Zentner,
Das Urheberrecht des Architekten, S. 73.

4% Engl, Urheberrechtsschutz fiir Architektenleistungen, S. 48; Riesenkampff; Inhalt und
Schranken des Eigentums, S. 77; Schilcher, Der Schutz des Urhebers, S. 56.

47 Thies, UFITA 2007, Bd. 3, 741, 746; Mohring/Nicolini/Kroitzsch/Gétting, § 14 Rn. 1£.;
Zentner, Das Urheberrecht des Architekten, S. 74.

408 Zentner, Das Urheberrecht des Architekten, S. 74.
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heber gewollten entsprechen wiirde. Damit wire jede Anderung auch eine Beein-
trichtigung. § 39 UrhG wiirde damit lediglich klarstellen, dass auch der Nutzungs-
berechtigte keine Anderungen vornehmen diirfen.

Die erstgenannte Einordnung und damit eine Selbststindigkeit der Normen ist
abzulehnen. Fiir diese Einordnung besteht keine sachliche oder semantische Her-
leitung. Auch der BGH ist in seiner Argumentation nicht konsequent.*” Er nimmt
eine Selbststandigkeit der Regelungen an, vermischt dann in der Interessenabwai-
gung jedoch die Tatbestidnde, obwohl die geschiitzten Interessen nach seiner An-
sicht verschiedenartig sind.*'° Zudem ist es nicht mit einer eigenstéindigen Funktion
des § 39 UrhG als Privilegierung des Nutzungsberechtigten vereinbar, dass die
Rechtsprechung, unter dem Deckmantel des ungeschriebenen allgemeinen urhe-
berrechtlichen Anderungsverbots, § 39 Abs.2 UrhG auf den nicht nutzungsbe-
rechtigten Eigentiimer im Rahmen einer Analogie ausdehnt.*'" Fiir diese Analogie
existiert keine plausible Herleitung*'? und auch die Rechtsprechung selbst ordnet
dies mittlerweile anders ein.*'® Insbesondere in der Entscheidung ,, Treppenhausge-
staltung™ wird deutlich, dass die § 39 UrhG nur eine klarstellende Funktion zu-
kommt.*"*

Daneben kann das Kriterium der Substanzverletzung nicht iiberzeugen.*' Es ist
fiir die Abgrenzung der Vorschriften ungeeignet.*'® Bereits aus der semantischen
Auslegung des Wortes ,,Anderung® ergibt sich kein zwingender Schluss auf eine
Substanzverletzung.*'” Dies wiirde in Zusammenschau mit dem restlichen Wortlaut
der Norm nicht iiberzeugen. Bezugspunkt der Norm ist das Werk, das grundsétzlich

4% Ebenso Zentner, Das Urheberrecht des Architekten, S. 74.

419So BGH Utt. v. 31.05.1974 — 1 ZR 10/73 = GRUR 1974, 675, 676 — Schulerweiterung.

4" BGH Urt. v. 31.05.1974 — I ZR 10/73 = GRUR 1974, 675, 676 — Schulerweiterung.

412 Riesenkampff, Inhalt und Schranken des Eigentums, S.72; Wiesner, Rechte des bil-
denden Kiinstlers, S. 129; Zentner, Das Urheberrecht des Architekten, S. 75.

413 Engl, Urheberrechtsschutz fiir Architektenleistungen, S. 51; Honscheck, GRUR 2007,
944, 945; Riesenkampff, Inhalt und Schranken des Eigentums, S.77; BGH Urt. v. 02.10.
1981 - 1 ZR 137/79 = GRUR 1982, 107, 109 — Kirchen-Innenraumgestaltung, wonach
§ 39 UrhG ,,das Anderungsverbot nur gegeniiber Werknutzungsberechtigten* regele; BGH
Urt. v. 01.10.1998 —1 ZR 104/96 = GRUR 1999, 230, 231 — Treppenhausgestaltung: ,,Die nur
der Klarstellung dienende Regelung des § 39 UrhG greift hier [...] nicht ein, weil die Bekl. die
umstrittene Anderung an dem bereits fertiggestellten Treppenhaus nicht zum Zweck der
Ausiibung eines urheberrechtlichen Nutzungsrechts, sondern allein unter Berufung auf ihr
Eigentumsrecht durchgefiihrt hat.“

4 BGH Urt. v. 01.10.1998 — I ZR 104/96 = GRUR 1999, 230, 231 — Treppenhausge-
staltung.

415 Ebenso Zentner, Das Urheberrecht des Architekten, S. 76.

41¢ Ebenso Zentner, Das Urheberrecht des Architekten, S. 76.

7 Engl, Urheberrechtsschutz fiir Architektenleistungen, S. 49 f.
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von dem jeweiligen Werkexemplar zu unterscheiden ist.*'® Nach hiesiger Ansicht ist
das Werk i.S.d. Urheberrechtsgesetzes der Akt selbst, welcher auf einer rein abs-
trakt-geistigen Ebene existiert in Verbindung mit dem kommunikativen Aspekt, der
durch die Verkorperung des Werks in der realen Welt existiert. Fiir die Anderung
eines Werkes, also die Einwirkung auf den kommunikativen Aspekt ist allerdings
keine Substanzverletzung erforderlich. Aufgrund der getrennten Betrachtung des
Werkes und des Werkexemplars kann es nicht auf eine Substanzverletzung des
Werkexemplars ankommen. Das wiirde im immateriellen Schutzgegenstand nicht
gerecht werden.*"” Dies wird auch durch die Rechtsprechung verdeutlicht, wonach
auch indirekte Einwirkungen auf das Werkoriginal — etwa durch eine Umpositio-
nierung des Originals — eine Beeintrichtigung des Werkes darstellen konnen.*°
Folglich ist jeder Eingriff in die kommunikative Wirkungsweise des Werkes eine
Abweichung dessen, was der Urheber wollte und somit eine Anderung i.S.v. § 39
UrhG.*' Dabei ist es gleich, ob die Abweichung durch eine korperliche oder un-
korperliche Verwertung erfolgt. Es kann damit nicht auf eine Substanzverletzung
ankommen.**

Auch das Argument, dass zwischen urheberpersonlichkeitsrechtlichen in § 14
UrhG und verwertungsrechtlichen Gesichtspunkten in § 39 UrhG unterschieden
werden miissen, vermag nicht zu iiberzeugen.*”® Dies widerspricht dem Kern der
monistischen Theorie, wonach materielle und ideelle Interessen gleichermalien
Schutzgut eines einheitlichen Urheberrechts sind. Die dnderungsrechtlichen Vor-
schriften in ihrer Gesamtheit schiitzen zugleich die geistigen und personlichen wie
auch die materiellen Interessen des Urhebers.*”* Eine getrennte Bewertung wider-
spriche der Systematik der dnderungsrechtlichen Vorschriften und dem Ausgangs-
punkt des deutschen Urheberrechts. Eine plausible Begriindung fiir eine getrennte
Betrachtung existiert nicht.

Demnach ist im Grundsatz von der Lehre der Gesamtschau auszugehen. Dies
iiberzeugt auch unter Beachtung der historischen Entwicklung des Werkintegri-
titsschutzes. Vor Inkrafttreten des UrhG gab es keine dem Regelungszweck des
§ 14 UrhG entsprechende Norm. Es fanden sich lediglich Vorformen zu § 39 UrhG

8 BGH Urt. v. 07.02.2002 — I ZR 304/99 = GRUR 2002, 532, 534 — Unikatrahmen;
Schmieder, NJW 1990, 1945, 1946; Sack, JZ. 1986, 1015, 1016; Honscheck, GRUR 2007, 944,
944 f.; Miiller, Das Urheberpersonlichkeitsrecht des Architekten, S. 150f., 154.

419 Steinbeck, GRUR 2008, 984, 988; v. Ungern-Sternberg, GRUR 2010, 273, 275f;
Miiller, Das Urheberpersonlichkeitsrecht des Architekten, S. 154.

40 OLG Frankfurt am Main Urt. v. 20.12.1994 11 U 63/94 = GRUR 1995, 215, 216 —
Springtoifel; Mohring/Nicolini/Kroitzsch/Gétting, § 14 Ra. 16.

“IRG Urt. v. 08.06.1912 —Rep. 1. 382/11 =RGZ 79, 397, 399 — Felseneiland mit Sirenen;
Mohring/Nicolini/Spautz/Gétting, § 39 Rn. 4; Rehbinder, ZUM 1996, 613, 615.

422V gl. Zentner, Das Urheberrecht des Architekten, S. 76; Sack, JZ 1986, 1015, 1016;
Steinbeck, GRUR 2008, 984, 988.

42 Ebenso Zentner, Das Urheberrecht des Architekten, S. 76.
4 Engl, Urheberrechtsschutz fiir Architektenleistungen, S. 48.
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in § 9 LUG und § 12 KUG, wonach speziell dem Nutzungsberechtigten Anderun-
gen des Werkes verboten wurden.*”® Daraus ergab sich das Bediirfnis, den Urheber
auch ungeachtet eines Nutzungsrechtes vor Anderungen durch den Eigentiimer,
Besitzer oder sonstige Dritte zu schiitzen. Dies erkannte das Reichsgericht friih und
entwickelte in der Felseneiland-Entscheidung ein dem Urheberrecht immanentes,
,.allgemeines-urheberrechtliches Anderungsverbot“.**® Allerdings wurde dieses
Bediirfnis durch die Einfiihrung des § 14 UrhG gestillt, was auch der BGH in seiner
Entscheidung ,, Treppenhausgestaltung erkannte.*”” Der BGH leitete hier das Recht
des Urhebers auf Werkintegritét ausschlielich aus §§ 11 und 14 UrhG her, sodass
ein Riickgriff auf ein ungeschriebenes Anderungsverbot nicht mehr erfolgte.**® § 39
UrhG habe im Verhiltnis zu § 14 UrhG eine klarstellende Funktion und statuiere,
dass das normativ verankerte Verdnderungsverbot sich auch auf den Nutzungsbe-
rechtigten erstrecke.*”

Damit bestimmt der BGH § 14 UrhG als Grundnorm des Werkintegritétsschut-
zes und konstitutive Norm des allgemeinen urheberrechtlichen Anderungsverbotes,
die gegeniiber jedermann bei saimtlichen Werkbeeintrachtigungen Anwendung fin-
det.*® Die Beeintrichtigung in § 14 UrhG ist dabei der Oberbegriff und umfasst
Entstellung und die Anderung des Werkes nach § 39 UrhG gleichermafen.**!

Dies iiberzeugt unter Beriicksichtigung des natiirlichen Sprachgebrauchs und
wird durch den Wortlaut des § 14 UrhG unterstrichen, der die Entstellung als Un-
terfall der Beeintrichtigung benennt.**> Auch spricht Art. 6°* RBU fiir diese Ein-
ordnung, da er ein Abwehrrecht auch gegen Anderungen normiert und dabei An-

435y Waasen, Spannungsverhiltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 41.

426y, Waasen, Spannungsverhiltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 75; Zentner,
Das Urheberrecht des Architekten, S. 77.

#7Vgl. Riesenkampff, Inhalt und Schranken des Eigentums, S. 75 f.; Schricker/Loewen-
heim/Peukert, § 14 Rn. 2; v. Waasen, Spannungsverhéltnis zwischen Urheberrecht und Ei-
gentum, S. 41; Dieselhorst, Was bringt das Urheberpersonlichkeitsrecht, S. 121; Wiesner,
Rechte des bildenden Kiinstlers, S. 124 ff.

“8 BGH Utt. v. 01.10.1998 — I ZR 104/96 = GRUR 1999, 230, 231 — Treppenhausge-
staltung; Sack, JZ 1999, 577, 579; Zentner, Das Urheberrecht des Architekten, S. 77.

¥ Vgl. Zentner, Das Urheberrecht des Architekten, S. 77.

40 Vgl. Zentner, Das Urheberrecht des Architekten, S.77; Riesenkampff, Inhalt und
Schranken des Eigentums, S. 75f.; v. Waasen, Spannungsverhiltnis zwischen Urheberrecht
und Eigentum, S. 41; Dieselhorst, Was bringt das Urheberpersonlichkeitsrecht, S. 119; Engl,
Urheberrechtsschutz fiir Architektenleistungen, S. 50.

1 Schricker/Loewenheim/Peukert, § 14 Rn. 15; Schack, Urheber- und Urhebervertrags-
recht, Rn. 405; Federle, Der Schutz der Werkintegritdt, S. 39; Lettl, Urheberrecht, § 4 Rn. 23;
Thies, UFITA 2007, Bd. 3, 741, 750; Hdret, DS 2008, 169, 172.

42 Wandtke/Bullinger/Bullinger, § 14 Rn. 3; Fromm/Nordemann/Dustmann, § 14 Rn. 12;
Loewenheim/Dietz, Handbuch des Urheberrechts, § 15 Rn. 104; Engl, Urheberrechtsschutz
fiir Architektenleistungen, S. 48f.; Hegemann, in: FS Hertin, S. 87, 90; Miiller, Das Urhe-
berpersonlichkeitsrecht des Architekten, S. 155; v. Waasen, Spannungsverhéltnis zwischen
Urheberrecht und Eigentum, S. 41.
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derung und Beeintrichtigung gleichstellt.*** Da § 14 UrhG Art. 6"*RBU kodifiziert,
wiirde die Reichweite des letzteren bei einer anderen Einordnung unzuléssig ver-
kiirzt werden.** Dass auch Anderungen von § 14 UrhG umfasst sein sollen und
somit eine einheitliche Betrachtung der dnderungsrechtlichen Vorschriften geboten
ist, folgt auch aus der Beratung des Bundestages zur Umsetzung der Bestimmungen
der RBU. Dort wurde darauf hingewiesen, dass der Begriff Anderung bereits im
Begriff der Beeintrdchtigung enthalten und folglich eine gesonderte Aufnahme
nicht erforderlich sei.*’

Wird § 14 UrhG als Normierung des Anderungsverbotes eingeordnet und eine
Gesamtschau der dnderungsrechtlichen Vorschriften angenommen, so kdme § 39
UrhG streng genommen lediglich eine rein klarstellende Funktion zu. Dies wiirde
dem Charakter der Norm unter Beriicksichtigung von § 39 Abs. 2 UrhG jedoch nicht
gerecht werden.*® Denn § 39 Abs.2 UrhG normiert eine Privilegierung des Nut-
zungsberechtigten im Vergleich zu § 14 UrhG, indem solche Anderungen des Werkes
und seines Titels zuldssig sind, zu denen der Urheber seine Zustimmung nach Treu
und Glauben nicht versagen kann.*” Damit hat § 39 UrhG nicht nur einen klarstel-
lenden Inhalt, sondern ist zugleich lex specialis fir Werkdnderungen durch den In-
haber eines Nutzungsrechtes.*** Dies hat zur Folge, dass § 39 UrhG auch als gegen-
tiber § 14 UrhG speziellere Anspruchsgrundlage herangezogen werden kann.**®

§ 14 UrhG ist also die zentrale dnderungsrechtliche Vorschrift, die durch die
iibrigen dnderungsrechtlichen Vorschriften der §§ 39 Abs. 1, 2, 62 und 93 UrhG fiir
bestimmte Fille niher ausgestaltet wird.*® Kommt es zu einer Anderung durch
einen Nutzungsberechtigten und somit zu einer Uberschneidung von § 14 UrhG und
§ 39 UrhG, ist mit dem BGH zur Abgrenzung darauf abzustellen, worauf sich der

43 Engl, Urheberrechtsschutz fiir Architektenleistungen, S. 50; Schack, Urheber- und Ut-
hebervertragsrecht, Rn. 397.

41 oewenheim/Dietz, Handbuch des Urheberrechts, § 16 Rn. 87.

43 Deutscher Bundestag, 4. Wahlperiode, 12. Ausschuss, Unterausschuss Urheberrecht,
Kurzprotokoll vom 16.11.1964: Nachdem die Ausschussmitglieder wiederholt die Aufnahme
des Begriffes der ,,Anderung® in Anlehnung an die RBU gefordert hatte, entgegnete RegDir.
Schneider (BMJ) und der Vorsitzende Dr. Reischl, dass diese bereits im Begriff der ,,Beein-
trachtigung® enthalten sei. Ebenso Federle, Der Schutz der Werkintegritét, S. 39; v. Waasen,
Spannungsverhéltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 42; Engl, Urheberrechtsschutz
fiir Architektenleistungen, S. 50; Zentner, Das Urheberrecht des Architekten, S. 78.

436 Vgl. Zentner, Das Urheberrecht des Architekten, S. 78 f.

“7 Ebenso Zentner, Das Urheberrecht des Architekten, S. 78f.; v. Waasen, Spannungs-
verhéltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 42; Honscheck, GRUR 2007, 944, 945;
Dieselhorst, Was bringt das Urheberpersonlichkeitsrecht, S. 121; Sack, JZ 1999, 577, 580.

4% Ebenso Zentner, Das Urheberrecht des Architekten, S. 78f.; v. Waasen, Spannungs-
verhéltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 42; Honscheck, GRUR 2007, 944, 945,
Dieselhorst, Was bringt das Urheberpersonlichkeitsrecht, S. 121; Sack, JZ 1999, 577, 580.

439 Zentner, Das Urheberrecht des Architekten, S. 79.

440 Hegemann, in: FS Hertin, S. 87, 90; Dieselhorst, Was bringt das Urheberpersonlich-
keitsrecht, S. 121.
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Anderungswillige beruft.**! In seiner Entscheidung wendet der BGH § 14 UrhG mit
der Begriindung an, dass ,,die Beklagte die umstrittene Anderung an dem bereits
fertiggestellten Treppenhaus nicht zum Zweck der Ausiibung eines Nutzungsrechts,
sondern allein unter Berufung auf ihr Eigentumsrecht durchgefiihrt hat.*** Damit
verdrangt § 39 UrhG § 14 UrhG immer dann, wenn ein Werk vom Inhaber eines
Nutzungsrechts bei dessen Ausiibung geéindert wird.**® In anderen Konstellationen
ist fiir die Anwendung von § 39 UrhG gegeniiber § 14 UrhG indes kein Raum.**

Im Ergebnis ist daher ein Mittelweg zwischen den beiden Ansichten zu wéhlen,
wonach von einer Gesamtschau auszugehen ist, § 39 UrhG aber bei dnderungswil-
ligen Nutzungsberechtigten ein gesonderter Geltungsbereich zukommt.*** Diese
Einordnung ermdglicht eine rechtssichere und iibersichtliche Trennung der Vor-
schriften, insbesondere bei Anderungen durch den Eigentiimer in Abgrenzung zum
Nutzungsberechtigten.*

VI. Zusammenfassung

Das heutige Urheberrecht hat sich von einem, auf wirtschaftlichen Interessen
und Bediirfnissen basierendem Recht hin zu einem, die ideellen Interessen des Ur-
hebers als elementaren Schutzgegenstand umfassendes Recht entwickelt, in dem die
monistische Urheberrechtstheorie fest verankert ist. Weiterhin ist das Schopfer-
prinzip fiir die Urheberschaft, die Uniibertragbarkeit des Urheberrechts sowie die
Schutzdauer von 70 Jahren nach dem Tod des Urhebers zu beachten. Nicht zuletzt
ist eine klare Differenzierung zwischen den Begrifflichkeiten vorzunehmen, insbe-
sondere was das Werk als Schutzgegenstand des Urheberrechts anbelangt.

Nach hier vertretener Ansicht ist setzt sich das Werk aus dem rein geistigen
Aspekt und dem kommunikativen, physisch wahrnehmbaren Teil zusammen.
Letzterer existiert in der realen Welt durch die Verkorperung des geistigen Aspekts
in Form des Werkoriginals.

§ 14 UrhG ist die Zentralnorm des Werkintegrititsschutzes, in der das zuvor
ungeschriebene allgemeine urheberrechtliche Anderungsverbot normiert ist. Damit

41 Vgl. Zentner, Das Urheberrecht des Architekten, S. 79; BGH Urt. v. 01.10.1998 —1 ZR
104/96 = GRUR 1999, 230, 231 — Treppenhausgestaltung.

“2BGH Urt. v. 01.10.1998 — I ZR 104/96 = GRUR 1999, 230, 231 — Treppenhausge-
staltung.

3 Sack, JZ. 1999, 577, 580f.

444 Vgl. Zentner, Das Urheberrecht des Architekten, S. 79; BGH Urt. v. 01.10.1998 —1 ZR
104/96 = GRUR 1999, 230, 231 — Treppenhausgestaltung; Wandtke/Bullinger/ Wandtke, § 39
Rn. 17.

5 Riesenkampff, Inhalt und Schranken des Eigentums, S. 78.

446 Vgl. Zentner, Das Urheberrecht des Architekten, S.79; Riesenkampff, Inhalt und
Schranken des Eigentums, S. 78.
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ist ein Riickgriff auf ein ungeschriebenes Anderungsverbot nicht mehr notwendig.
§ 14 UrhG wird durch die tibrigen relevanten dnderungsrechtlichen Vorschriften fiir
konkrete Konstellationen niher ausgestaltet, wobei § 39 UrhG fiir Anderungen
durch den Nutzungsberechtigten lex specialis ist.

D. Fazit

Bei einer Einwirkung auf das Werk geraten Urheber und Eigentiimer, sofern
Personenverschiedenheit besteht, in Konflikt. Durch eine Einwirkung auf das Werk
konnen auf Urheberseite grundsétzlich Art. 5 Abs. 3 GG, Art. 14 GG sowie Art. 1
Abs. 1 GG und Art. 1 Abs. 1 GG in ihrem Schutzbereich betroffen sein. Der Ei-
gentlimer hingegen wird durch die Befugnisse des Urhebers ebenfalls in Art. 14 GG
eingeschriankt. Im Ergebnis besteht jedoch keine gesetzgeberische Vorbewertung
der Konfliktlage, wonach eine Position génzlich hinter dem anderen zuriicktreten
miisste. Vielmehr ist im Einzelfall zu priifen, welche Rechte konkret betroffen sind
und im Wege der praktischen Konkordanz einen Ausgleich herzustellen.

Das Urheberrecht im Ganzen dient dem Schutz der Interessen des Urhebers an
seinem Werk. Es werden somit origindr die menschlichen Interessen des Urhebers
und nicht das Werkstiick als solches geschiitzt. Das Recht entsteht bei demjenigen,
der die geistige Schopfung erbracht hat und die Idee kiinstlerisch gestaltet. Das
Werkstiick ist dabei der ,,Dreh- und Angelpunkt®, da erst durch die Verkdrperung
der Idee ein verkehrsfahiges Rechtssubjekt entsteht. Hierbei ergibt sich nicht un-
mittelbar aus dem Gesetz, was unter einem Werk zu verstehen ist.

Nach hier vertretener Ansicht ist ein Werk im Sinne des Urheberrechtsgesetztes
die Gesamtschau zweier Elemente. Zum einen das immaterielle, in den Gedanken
des Urhebers existierenden Element und zum anderen das durch das verkorperte
Werkoriginal transportierte vom Urheber intendierte kommunikative Element. Da-
durch ergibt sich eine enge Verbindung zwischen dem Werk und dem verkdrperten
Werkoriginal, da letzteres das originére ,,Transportmittel der Kommunikation mit
den Rezipienten ist und das immaterielle Element fiir Dritte erst wahrnehmbar
macht.

Um dieses kommunikative Element insgesamt, die Bindung des Urhebers zu
seinem Werk als Produkt seines Schaffens und damit auch letztlich nach dem hie-
sigen Verstidndnis das Werk selbst zu schiitzen, existiert der Werkintegrititsschutz
des Urheberrechtsgesetzes.

Innerhalb des Urheberrechtsgesetzes ist § 14 UrhG die zentrale Norm des
Werkintegrititsschutzes, die dem Urheber die Befugnis erteilt, Beeintrachtigungen
seines Werkes zu verbieten. Durch sie wird das dem Urheberrecht immanente un-
geschriebene Anderungsverbot normiert, sodass ein Riickgriff auf letzteres nach
hier vertretener Ansicht nicht mehr erforderlich ist. Durch § 14 UrhG wird sicher-
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gestellt, dass der Urheber sein Werk in der konkreten, vom ihm vorgesehenen Form
und mit der gewollten kommunikativen Wirkung erhalten kann. Es werden somit
die Unverletzlichkeit des Werkes selbst und damit die ideellen Interessen des Ur-
hebers geschiitzt. Die Vorschrift ist Ausfluss des Urheberpersonlichkeitsrechts,
welches ein eigenstindiges Personlichkeitsrecht ist. Es kann sich in seinem
Schutzbereich mit dem allgemeinen Personlichkeitsrecht iiberschneiden, wenn der
soziale Geltungsanspruch des Urhebers durch eine Einwirkung auf das Werk be-
troffenen ist. Dies ist anhand einer Einzelfallpriifung festzustellen.

Zum Gesamtkomplex der werkintegrititsschiitzenden Vorschriften des Urhe-
berrechtsgesetzes zahlt insbesondere auch § 39 Abs. 1 UrhG. Die Vorschrift be-
stimmt, dass zwischen dem Inhaber eines Nutzungsrechtes und dem Urheber An-
derungen am Werk, dessen Titel oder Unterbezeichnungen vereinbart werden kon-
nen. Dies ist eine gegeniiber § 14 UrhG speziellere Anspruchsgrundlage, deren
gesonderter Anwendungsbereich bei d&nderungswilligen Nutzungsberechtigten zum
Tragen kommt. In diesem Kontext ist § 39 UrhG lex specialis zu § 14 UrhG.



Kapitel 2

Die vollstindige Vernichtung des Werkes und § 14 UrhG

A. Rechtsprechungsentwicklung zum ,,Vernichtungsverbot*

Ausgangspunkt der Bearbeitung ist die Entscheidung des Rechtsgerichts aus
dem Jahr 1912. In der sog. Fresko-Gemaélde-Entscheidung hat das Gericht beildufig
erwéhnt, dass der Eigentlimer eines urheberrechtlich geschiitzten Werkes dies zer-
stéren diirfe, ohne dadurch die Rechte des Urhebers zu verletzen.*’ So heift es in
dem Urteil:

»~Man wird ihm [dem Eigentiimer] fiir den Regelfall auch das Recht nicht versagen kdnnen,
es [das Kunstwerk] vollig zu vernichten. Durch all diese Handlungen greift er in die
kiinstlerische Eigenart des fortbestehenden Werkes und damit in das Personlichkeitsrecht
des Kiinstlers nicht ein. Ein Kiinstler, der das Werk zu Eigentum verdufert und ein Entgelt
empfangen hat, muss von vornherein mit diesem moglichen Schicksal seines Werkes in der
Hand des Besitzers rechnen.****

Das Reichsgericht nahm ein Abwehrrecht des Urhebers gegen Anderungen sei-
nes Werkes durch den Sacheigentiimer auf Basis von § 12 LUG an. Es schuf da-
durch die Grundlage der Anerkennung des Urheberpersonlichkeitsrechts. Daneben
stelle es jedoch klar, dass dieser Schutz zwar die Verdnderung, nicht aber die Ver-
nichtung von Werkexemplaren erfasst.**

Gestiitzt auf dieses Obiter Dictum wurde iiber Jahrzehnte ein urheberrechtliches
Vernichtungsverbot abgelehnt. Das Urheberrecht und somit der heutige § 14 UrhG
solle danach den Fall der vollstindigen Zerstérung des Werkoriginals allgemein
nicht erfassen. Daher konne der Urheber dem Eigentiimer — gestiitzt auf § 903
BGB — die Vernichtung des Werkoriginals nicht untersagen. Das Urheberrecht
enthalte nicht die Befugnis die Vernichtung des Werkes zu verbieten.* Dieser
Ansicht folgte der iiberwiegende Teil der Literatur bis Inkrafttreten des Urheber-
rechtsgesetzes 1966.”' Ebenso agierte die Rechtsprechung, mit dem Unterschied,

“TRG Urt. v. 08.06.1912 —Rep. 1. 382/11 =RGZ 79, 397, 401 — Felseneiland mit Sirenen.

4“8 RG Urt. v. 08.06.1912 —Rep. 1. 382/11 =RGZ 79, 397, 401 — Felseneiland mit Sirenen.

“RG Urt. v. 08.06.1912 —Rep. 1. 382/11 =RGZ 79, 397, 401 — Felseneiland mit Sirenen;
vgl. Lauber-Ronsberg, in: FS Schack, S. 205, 205.

430 Mittelstaedt, GRUR 1913, 84, 90; Altenberg, TW 1913, 76, 78.

1 Mittelstaedt, GRUR 1913, 84, 90; Altenberg, IW 1913, 76, 78; Michaelis, Personlich-
keitsrechtliche Befugnisse im deutschen Urheberrecht, S. 51.
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dass der Auffassung bedeutend linger gefolgt wurde. Dem Reichsgerichtsurteils
von 1912 wurde beinahe 100 Jahre gefolgt und es wurde von den Gerichten*” ,,wie

eine Monstranz vorangetragen***®. Dies zeigen die nachfolgenden Ausfiihrungen.

I. Bisherige Rechtsprechung

Das Wirken der Reichsgerichtsentscheidung zeigt sich insbesondere in der Ent-
scheidung ,, Totenmaske I“***, den ,,Hajek/ADAC*“-Entscheidungen*”® sowie der
Entscheidung ,,Astra-Hochhaus“**®. Diese haben gemeinsam, dass sie ein Vernich-
tungsverbot selbstverstdndlich ablehnen.

1. KG Berlin — ,,Totenmaske I

In der Entscheidung ,,Totenmaske 1 des Kammergerichts wird im Zuge der
Argumentation iiber das Bestehen eines Herausgabe- und Ausstellungsrechts ohne
eine Begriindung darauf abgestellt, dass der Urheber ,;sogar eine Zerstérung des
Werkes durch den Eigentiimer hinnehmen [muss]“.*” In der Sache geht es um eine
Totenmaske eines verstorbenen Malers, von der ein Bronzeabguss durch den An-
tragssteller gefertigt wurde. Der Bronzeabguss war dem Antragsteller abhanden-
gekommen, wurde jedoch vom Antragsgegner erworben und befand sich im Berlin
Museum. Der Antragssteller begehrte die Herausgabe der Bronzemaske zu eigenen
Ausstellungszwecken. Diese Entscheidung zeigt, dass die Gerichte basierend auf
der Entscheidung des Reichsgerichts davon ausgingen, dass eine Zerstdrung des
Werkes unter urheberrechtlichen Gesichtspunkten unbedenklich sei. Diese Ein-
schitzungen setzt sich in den Entscheidungen des LG Miinchen I und des LG
Hamburg fort.

#2ygl. exemplarisch KG Berlin Urt. v. 22.05.1981—-5 U 2295/81 = GRUR 1981, 742 —
Totenmaske I; LG Miinchen Urt. v. 08.12.1981-7 O 17562/79 = NJW 1982, 655 — Hajek I,
LG Miinchen Urt. v. 03.08.1982—-7 O 12918/82 = NJW 1983, 1205 — Hajek 1I; LG Hamburg
Urt. v. 03.12.2004-308 O 690/04 = GRUR 2005, 672, 675 — Astra-Hochhaus; OLG
Schleswig Urt. v. 28.02.2006—29 U 4763/05 = ZUM 2006, 426, 427 — Kubus Balance
(Hierbei ging es um die dauernde Einlagerung eines fiir die Offentlichkeit bestimmten
Kunstwerks und dessen Entzug der Offentlichkeit. Das Gericht zog die Argumentation des
Reichgerichts heran und fiihrte aus, dass wenn bereits die Werkvernichtung zuldssig sei, dann
erst recht die dauernde Einlagerung als weniger intensiver Eingriff.).

43 Jacobs, in: FS Loschelder, S. 131, 132.
4% Vgl. KG Berlin Urt. v. 22.05.1981—-5 U 2295/81 = GRUR 1981, 742 — Totenmaske I.

3 Vgl. LG Miinchen Urt. v. 08.12.1981—7 O 17562/79 = NJW 1982, 655 — Hajek I; LG
Miinchen Urt. v. 03.08.1982—7 O 12918/82 = NJW 1983, 1205 — Hajek I1.

4% Vgl. LG Hamburg Urt. v. 03.12.2004—-308 O 690/04 = GRUR 2005, 672, 675 — Astra-
Hochhaus.

7KG Berlin Urt. v. 22.05.1981-5 U 2295/81 = GRUR 1981, 742, 743 — Totenmaske I.
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2. LG Miinchen I — ,,Hajek I & II¢

Das LG Miinchen I stellte im ,,Hajek [“-Urteil fest, dass das Gesamtkunstwerk
eines Stuttgarter Kunstprofessors und Bildhauers (Klidger) fiir die Miinchener
Hauptverwaltung eines Automobilclubs (Beklagter) durch einen Eingriff des Be-
klagten entstellt werde.*® Es heiBt dort:

»Seiner Verpflichtung, diese Entstellung des kldgerischen Werkes zu beseitigen, kann der
Beklagte auf verschiedene Weise entsprechen. Es bleibt ihm unbenommen, ob er den
fritheren Zustand wiederherstellt oder auch die Fragmente des kldgerischen Werks ent-
femt.“459

Nachdem der Beklagte fiir letzteres entschied, beantragte der Kldger im Wege
der einstweiligen Verfligung, die weitere Zerstdrung zu verbieten. Dieser Antrag
wurde jedoch im Rahmen der ,,Hajek II“-Entscheidung des LG Miinchen I unter
Anwendung der Rechtsprechung des Reichsgerichts zuriickgewiesen.*® So lautet
der Leitsatz deutlich:

,-Aus dem Urheberpersonlichkeitsrecht eines Kiinstlers folgt nicht, daf er die Zerstérung

des von ihm geschaffenen Kunstwerkes verhindern kann* **'

An der Werkverkorperung bestehen nach Ansicht des Gerichts von Beginn an
zwel privatrechtlich geschiitzte Rechte: Das Eigentumsrecht des Bestellers wie auch
das Urheberrecht des Kiinstlers. Diese Rechte kénnten nicht unbeschadet vonein-
ander ausgeiibt werden. Dennoch wird unter Heranziehung der Reichsgerichts-
rechtsprechung und mit Verweis auf eine unverénderte Rechtslage ein Eingriff in
das Urheberpersénlichkeitsrecht verneint.*®> Bei der Zerstérung eines Werkes liegt
laut dem LG Miinchen I daher kein Eingriff in das Urheberpersonlichkeitsrecht des
Kiinstlers vor und eine Interessenabwigung wird nicht durchgefiihrt.

Die Rechtsprechung des Reichsgerichts wird in der Entscheidung konsequent
angewendet. Dies fiihrt jedoch zu dem fragwiirdigen Ergebnis, dass die Entstellung
eines Werkes durch Entfernung der ,,noch iibrigen Teile* beseitigt werden konn-
te.*® Danach dient die Vernichtung des Werkstiicks zur Erfiillung eines Anspruchs,
der auf die Sicherung der Urheberinteressen ausgerichtet ist. Dies ist wenig inter-
essengerecht. Auch die Vernichtung kann die Urheberinteressen betreffen. Von
einer Sicherung der Urheberinteressen kann daher nicht die Rede sein.

8 LG Miinchen Urt. v. 08.12.1981—-7 O 17562/79 = NJW 1982, 655, 655 — Hajek 1.
9 LG Miinchen Urt. v. 08.12.1981-7 O 17562/79 = NJW 1982, 655, 655 — Hajek 1.

40 vgl. LG Miinchen Urt. v. 03.08.1982—7 O 12918/82 = NJW 1983, 1205, 1205 — Ha-
jek II.

4! LG Miinchen Urt. v. 03.08.1982—7 O 12918/82 = NJW 1983, 1205, LS — Hajek II.
42 LG Miinchen Urt. v. 03.08.1982—-7 O 12918/82 = NJW 1983, 1205, 1205 — Hajek II.
493 Vgl. Lauber-Rénsberg, in: FS Schack, S. 205, 206.
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3. LG Hamburg — ,,Astra-Hochhaus“

In dem Fall ,,Astra-Hochhaus* lehnte das LG Hamburg ebenfalls ein Vernich-
tungsverbot ab. ,,.Bei der Werkvernichtung [...] [handelt es sich] nicht um eine
Entstellung i.S. des § 14 UrhG, da diese Regelung nur das Interesse des Urhebers an
der Entstehung des Werkes in unverfalschter Form schiitzt nicht aber die Erhaltung
des Werkes an sich.*** Ein Architekt hatte sich hier gegen eine Umgestaltung des
von ihm realisierten Verwaltungsgebaudes (,,Astra-Hochhaus*) durch die Antrags-
gegnerin als Grundstiickseigentiimerin gewendet. Das Gericht entschied, dass es
sich bei den Maflnahmen der Antragsgegnerin um eine vollstdndige Vernichtung
des Werkes handeln werde, sodass der Entstellungsschutz des § 14 UrhG nicht
greifen wiirde. Tragender Gedanke ist dabei, dass nicht mehr von einem Werk
ausgegangen werden kann, wenn alle priagenden Gestaltungselemente entfernt
werden und nur ein Rest iibrig bleibt, der fiir sich genommen nicht dem Urheber-
schutz zuginglich ist.*® Wiirde hingegen lediglich eine Teilvernichtung angenom-
men werden, wobei priagende Gestaltungsmerkmale und somit ein ,,Restbestand*
des Werkes zuriick bliebe — so das Gericht — konnte es sich hierbei um eine Ent-
stellung oder sonstige Beeintrachtigung nach § 14 UrhG handeln, welche Raum fiir
eine Interessenabwiigung bieten wiirde.**® Hintergrund ist, dass durch den ,,Rest-
bestand“ der Werkverkorperung der kommunikative Gehalt des Werkes beein-
trichtigt wird. Ein vollstdndiger Vernichtungsschutz ergibt sich dadurch nicht.
Vielmehr soll die Verkdrperung im Ganzen oder gar nicht erhalten bleiben.

Die Entscheidung verdeutlicht, dass der Schutzbereich von § 14 UrhG dann
durch die Gerichte abgelehnt wurde, wenn es sich um eine vollstindige Vernichtung
des Werkes handelte, da dann kein schiitzenswerter Kern des Werkes zuriickbleibt,
der eine Entstellung oder Beeintrachtigung begriinden konnte.

4. Anderungstendenzen Anfang der 2000er — LG Bielefeld

Die exemplarisch angefiihrten Entscheidungen bestétigen die strikte Befolgung
der Reichsgerichtsrechtsprechung. Die Gerichte lehnen teilweise ohne ndhere Be-
griindung die Erdffnung des Schutzbereiches von § 14 UrhG bei einer Vernichtung
des Werkoriginals ab.

44 LG Hamburg Urt. v. 03.12.2004—308 O 690/04 = GRUR 2005, 672, 674 — Astra-
Hochhaus.

45 LG Hamburg Urt. v. 03.12.2004—308 O 690/04 = GRUR 2005, 672, 674 — Astra-
Hochhaus.

46 vgl. LG Hamburg Urt. v. 03.12.2004—308 O 690/04 = GRUR 2005, 672, 674f. —
Astra-Hochhaus: ,,Aber selbst wenn auch in einen solchen Fall nur von einer Teilvernichtung
auszugehen ist, weil der verbleibende Rest auf das frithere Werk hinweist und daran erinnert,
handelt die Ag. nicht widerrechtlich. Denn nach Abwigung der Urheber- und Eigentiimer-
interessen wird der Ast. die geplanten BaumaBnahmen der Ag. als zumutbar hinnehmen
miissen.



A. Rechtsprechungsentwicklung zum ,,Vernichtungsverbot® 83

Aber auch das Reichsgericht begriindete seiner Ansicht nicht. Dies ermoglichte
den Gerichten einen Interpretationsspielraum, von dem sie keinen Gebrauch
machten. Die Ansicht wurde nicht hinterfragt.

Nachdem sich in der Literatur bereits vor 1965 fiir eine Interessenabwiigung

zwischen Eigentum und Urheberrecht bei einer Vernichtung des Werkes ausge-
sprochen wurde,*® ergingen erst Anfang der 2000er von dem Grundsatz des
Reichsgerichts abweichende Entscheidungen der Rechtsprechung.*®’

So fiihrte das LG Bielefeld 2001 erstmalig aus:

,,Die Werkvernichtung ist die schirfste Form der Beeintrachtigung des Kunstwerkes und
daher geeignet, die berechtigten geistigen und personlichen Interessen des Kldgers an
seinem Werk dauerhaft zu gefahrden. Demgegeniiber sind aber, da das Werkintegritétsin-
teresse des Kldgers kein absolutes Recht darstellt, auch die Interessen der Beklagten, der
Eigentiimerin des Werkes, abzuwégen. Der Eigentiimer eines Kunstwerkes darf das Werk
grundsétzlich zerstoren. Das Vernichtungsabwehrinteresse des Urhebers kann deshalb in
der Regel nur bei hochwertigen Originalen von Werken der bildenden Kunst, wenn es
darum geht, eine mutwillige Zerstdrung abzuwehren, durchschlagen.“‘’

Mit dieser Entscheidung wird folglich erstmals auch in der Rechtsprechung die
Vernichtung des Werks unter den Tatbestand des § 14 UrhG gefasst und somit eine
Interessenabwégung erdftnet.

Regelfall ist weiterhin, dass der Eigentiimer das Werk vernichten darf, allerdings
nur, weil im Rahmen einer Interessabwigung seine Interessen gegeniiber denen des
Urhebers iiberwiegen. Nur in Ausnahmefillen kann es zu einer anderweitigen Ent-
scheidung kommen. Diese Ausnahme war nach der Rechtsprechung des Reichsge-
richts allerdings nicht moglich, da dem Eigentiimer eine allgemeine Vernichtungs-
befugnis zugesprochen wurde. Insofern handelt es sich hier um eine dogmatisch
andere Losung, wonach erstmalig in der Rechtsprechung davon ausgegangen wird,
dass nicht nur das Urheberpersonlichkeitsrecht an sich tangiert sei, sondern § 14
UrhG die Befugnis des Urhebers enthalte, die Vernichtung seines Werkes verbieten
zu kénnen. Durch diese Entscheidung und die ,,neue* Befugnis aufseiten des Ur-

47 Meyer, Schutz gegen Anderung und Entstellung, S. 84.

48 Samson, UFITA 1966, Bd. 47, 1, 37; Nahme, GRUR 1966, 474, 476; Dietz, Der
Werkintegritatsschutz im deutschen und US-amerikanischen Recht, S. 81; Walchshofer, in: FS
Hubmann, S. 469, 474 f.; Paschke, GRUR 1984, 858, 867; Richard/Junker, GRUR 1988, 18,
23f.; v. Waasen, Spannungsverhiltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 151-154;
Dieselhorst, Was bringt das Urheberpersonlichkeitsrecht, S. 125; Erdmann, in: FS Piper,
S. 655, 674; Hegemann, in: FS Hertin, S. 87, 103; Jacobs, in: FS Loschelder, S. 131, 133;
Obergfell, in: FS Harte-Bavendamm, S. 69, 70.

49 LG Bielefeld Urt. v. 09.02.2001—4 O 20— 10 (unverdffentlicht), zitiert nach Schmelz,
GRUR 2007, 565, 566 — Mindener Keilstiick, bestatigt durch OLG Hamm ZUM-RD 2001,
443, 444 — Standortbezogene Plastik; LG Kassel Urt. v. 02.08.2000—9 O 2612—-99 (unver-
offentlicht), zitiert nach Schmelz, GRUR 2007, 565, 566 — Ducomenta-Treppe.

Y0 1,G Bielefeld v. 09.02.2001-4 O 20-10 (unver6ffentlicht), zitiert nach Schmelz,
GRUR 2007, 565, 566 — Mindener Keilstiick.
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hebers werden dessen Interessen nicht mehr nur beriicksichtigt, vielmehr wird ihm
dariiber hinaus ein weiteres Abwehrrecht gegen Eingriffe Dritter zugesprochen,
sodass die Anderung der Rechtsprechung mit einer Stirkung seiner Interessen ein-
hergeht.*”!

I1. Entscheidungen des BGH im Jahr 2019

Die Entscheidung des LG Bielefeld vorangestellt, zeigen die jiingeren zu dieser
Thematik ergangenen Urteile, dass diese Neuerung auch von der hochstrichterli-
chen Rechtsprechung angewandt wird. Insbesondere die Entscheidungen ,,HHole
(for Mannheim)®, ,,PHaradise” sowie ,,Minigolfanlage®, die am 21.02.2019 er-
gangen sind, haben wegweisenden Charakter.*’”” In den drei Entscheidungen hat sich
auch der BGH fiir ein grundsétzliches Vernichtungsverbot ausgesprochen, sodass
bei der vollstindigen Vernichtung eines Werkes das Urheberrecht des Schopfers zu
beriicksichtigen ist.*”

1. ,HHole (for Mannheim)“ und ,,PHaradise*

Gegenstand der beiden Verfahren waren Installationen der Kiinstlerin NatHalie
Braun Barends fiir die Kunsthalle Mannheim. Die Rauminstallation ,,HHole (for
Mannheim)“ umfasste sieben Gebiudeebenen, die durch Offnungen in den jewei-
ligen Geschossdecken miteinander verbunden waren. Die Kunsthalle beabsichtigte
die Installationen im Zuge von UmbaumafBnahmen zu entfernen, woraufhin die
Kiinstlerin die Stadt Mannheim als Betreiberin der Kunsthalle auf Unterlassung in
Anspruch nahm.*™* Relevant ist bei dieser Streitigkeit insbesondere, dass sich beide
Verfahren auf mit Bauwerken unlosbar verbundene Werke bezogen.

Der BGH hat sich in seinen Entscheidungen dafiir ausgesprochen, die Vernich-
tung der Installation ebenso wie eine Anderung des Werkes anhand von § 14 UrhG

4T Ebenso Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstorungsverbot, S. 69.

2 BGH Urt. v. 21.02.2019 — I ZR 98/17 = GRUR 2019, 609 — HHole (for Mannheim);
BGH Urt. v. 21.02.2019 -1 ZR 99/17 = ZUM 2019, 521 — PHaradise; BGH Urt. v. 21.02.
2019 — 1 ZR 15/18 = GRUR 2019, 619 — Minigolfanlage.

43 BGH Urt. v. 21.02.2019 — I ZR 98/17 = GRUR 2019, 609, LS 1 und Rn. 30 ff. — HHole
(for Mannheim); BGH Urt. v. 21.02.2019—- 1 ZR 99/17 = ZUM 2019, 521, LS 1 und
Rn. 29 ff. — PHaradise; BGH Urt. v. 21.02.2019 — 1 ZR 15/18 = GRUR 2019, 619, LS 1 und
Rn. 16 ff. — Minigolfanlage.

474 BGH Utt. v. 21.02.2019 — I ZR 98/17 = GRUR 2019, 609, 609 f. — HHole (for Mann-
heim); BGH Urt. v. 21.02.2019 — I ZR 99/17 = ZUM 2019, 521, Rn. 5 — PHaradise.
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zu bewerten und, in Abweichung zur Rechtsprechung des Reichsgerichts, auch fiir
Vernichtungen das Urheberpersonlichkeitsrecht heranzuziehen.*”

Die vollstindige Vernichtung des Werkes fillt nach Ansicht des BGH unter den
Tatbestand des § 14 UrhG und ist vom Begriff der anderen Beeintrachtigung um-
fasst. Dariiber hinaus begreift der BGH die Vernichtung als die ,,schérfste Form der
Beeintrichtigung“.”’® Als Folge wird eine Interessenabwiigung zwischen den wi-
derstreitenden Positionen durchgefiihrt.*”” Dazu fithrt der BGH aus, dass die Ver-
dnderung des Werkstiicks stets das Interesse des Urhebers an der Entscheidung
dariiber beriihrt, wie das Werk an die Offentlichkeit tritt, indem die Gestalt des
Werkes verfilscht wird. Dies gelte erst recht im Falle einer Zerstorung des Werkes,
da dann das Werk nicht mehr wahrnehmbar sei.*”® Insbesondere kann das Urhe-
berpersonlichkeitsrecht

»durch die Vernichtung eines Werkes in besonderer Weise betroffen sein, weil die Ver-
nichtung das Fortwirken des Werkes (als Ausdruck der Personlichkeit seines Schopfers)

vereitelten oder erschweren [kann]*.*”

Zur Begriindung fiihrt der BGH unter anderem an, dass auch auf Seite des Ur-
hebers ein grundrechtlicher Schutz seiner Interessen gewdhrleistet sei, der sich
durch die Kunstfreiheit nach Art. 5 Abs. 3 S. 1 GG ergebe. Danach umfasse die
Kunstfreiheit auch den Wirkbereich, also die ,,fiir die Begegnung mit der Kunst

erforderliche Darbietung und Verbreitung des Kunstwerkes.**°

Im Ergebnis verneinte der BGH dennoch einen Anspruch auf Unterlassung der
Vernichtung zugunsten der Urheberin, da die Interessen der Beklagten Stadt
Mannheim an der Umgestaltung des Gebéudeteils nach Durchfiihrung einer um-
fassenden Interessenabwiigung iiberwiegen wiirden.*! In der Regel trete das Inter-

45 BGH Urt. v. 21.02.2019 — I ZR 98/17 = GRUR 2019, 609, LS 1 und Rn. 30 ff. — HHole
(for Mannheim); BGH Urt. v. 21.02.2019 - 1 ZR 99/17 = ZUM 2019, 521, LS 1 und
Rn. 29 ff. — PHaradise; vgl. Lauber-Ronsberg, in: FS Schack, S. 205, 206.

46 BGH Urt. v. 21.02.2019 — I ZR 98/17 = GRUR 2019, 609, Rn. 29f. — HHole (for
Mannheim); BGH Urt. v. 21.02.2019 — 1 ZR 99/17 = ZUM 2019, 521, Rn. 29 f. — PHaradise;
BGH Urt. v. 21.02.2019 — 1 ZR 15/18 = GRUR 2019, 619, Rn. 15 ff. — Minigolfanlage.

“TBGH Urt. v. 21.02.2019 — 1 ZR 98/17 = GRUR 2019, 609, Rn. 36 ff. — HHole (for
Mannheim); BGH Urt. v. 21.02.2019 -1 ZR 99/17 = ZUM 2019, 521, Rn. 35 ff. — PHaradise;
BGH Urt. v. 21.02.2019 -1 ZR 15/18 = GRUR 2019, 619, Rn. 20 ff. — Minigolfanlage.

4 BGH Urt. v. 21.02.2019— I ZR 98/17 = GRUR 2019, 609, Rn. 47 — HHole (for
Mannheim).

49 BGH Urt. v. 21.02.2019 - T ZR 98/17 = GRUR 2019, 609, Rn. 33 — HHole (for
Mannheim).

%0 BGH Urt. v. 21.02.2019 - T ZR 98/17 = GRUR 2019, 609, Rn. 35— HHole (for
Mannheim), unter Verweis auf BVerfG Beschl. v. 24.02.1971—1 BvR 435/68 = NJW 1971,
1645 — Mephisto, BVerfG Beschl. v. 13.06.2007—1 BvR 1783/05 = GRUR 2007, 1085,
Rn. 63 — Esra.

“1BGH Urt. v. 21.02.2019 — 1 ZR 98/17 = GRUR 2019, 609, Rn. 38 ff. — HHole (for
Mannheim).
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esse des Urhebers am Fortbestehen eines mit einem Bauwerk unldsbar verbundenen

Kunstwerkes hinter den Interessen des Gebdudeeigentiimers an einer anderweitigen

Gebédudenutzung und einer damit verbundenen Zerstérung des Kunstwerkes zu-
. 1482

riick.

Im ersten Schritt erweitert der BGH somit den Rechtskreis des Urhebers und
postuliert, dass es sich bei einer Vernichtung des Werkes um die ,,schirfste Form
der Beeintrachtigung handelt”, um den Schutzbereich sodann im Rahmen der In-
teressenabwigung zu beschrianken. Gerade in Bezug auf Bauwerke und untrennbar
mit Bauwerken verbundene Werke erscheint es daher fraglich, inwieweit die dem
Urheber mit der Erdffnung des Schutzbereichs von § 14 UrhG eingerdumten Be-
fugnisse im Ergebnis nicht doch ein ,,stumpfes Schwert* darstellen.

2. ,,Minigolfanlage*

Das am selben Tag wie die vorherigen Entscheidungen ergangene Urteil zu In-
stallationen fiir die Innenrdume einer Minigolfanlage ist insofern interessant und
unterscheidet sich von den anderen zwei Verfahren, als dass es sich hier nicht um
fest mit dem Bauwerk verbundene Werke handelte und diese ohne eine vollstindige
Zerstorung hitten entfernt werden kénnen.*

Der BGH hat auch hier festgestellt, dass bei einer vollstdndigen Zerstdrung eines
Kunstwerkes der Anwendungsbereich des § 14 UrhG erdffnet sei und gab Anre-
gungen fiir die Vornahme einer Interessenabwigung.** Die Sache wurde allerdings
an das Berufungsgericht zuriickverwiesen, da sie bisher nicht entscheidungsreif
war.

Das Kammergericht folgte den Ausfiihrungen des BGH. Es entschied nach
Vornahme einer Interessenabwigung, dass durch die Zerstdrung einer nicht un-
trennbar mit einem Raum verbundenen urheberrechtlich geschiitzten Installation
ohne vorherige Gelegenheit zur Entfernung des Werkes eine schwerwiegende
Verletzung des Urheberpersonlichkeitsrechts vorliegt.*®® Diese kann nach Ansicht
des Kammergerichts nicht in anderer Weise als durch eine Geldentschidigung
ausgeglichen werden.**

2 BGH Urt. v. 21.02.2019 — I ZR 98/17 = GRUR 2019, 609, LS 3 und Rn. 43 — HHole
(for Mannheim).

48 BGH Urt. v. 21.02.2019 — I ZR 15/18 = GRUR 2019, 619, 619 und Rn. 25 — Mini-
golfanlage.

4 BGH Urt. v. 21.02.2019 — I ZR 15/18 = GRUR 2019, 619, LS und Rn. 16 ff. — Mini-
golfanlage.

S KG Urt. v. 19.12.2019-24 U 173/15 = GRUR-RR 2020, 97, LS und 98 — Minigolf-
anlage.

#6KG Urt. v. 19.12.2019-24 U 173/15 = GRUR-RR 2020, 97, LS und 98 — Minigolf-
anlage.
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Bei der vorgenommen Interessenabwégung wurde dabei aufseiten des Urhebers
beriicksichtigt, ob es sich um Werkoriginale oder Vervielféltigungen handelte,
welche Gestaltungshohe die Werke aufwiesen und ob sie einem Gebrauchszweck
dienten. Auf Seite der Eigentiimerin wurde beriicksichtigt, ob bautechnische
Griinde oder eine Nutzungsidnderung der Anlage vorlagen, die eine Entfernung der
Installation rechtfertigen konnten und, ob dem Urheber die Gelegenheit zur Riick-
nahme oder zum Abbau der Installationen gegeben wurde.**’

Im Ergebnis wurde hier — anders als in den Entscheidungen ,,HHole (for Mann-
heim)“ und ,,PHaradise dem Kliger eine Geldentschddigung zugesprochen. Dies
zeigt, dass — sofern es sich um trennbare Gegenstéinde handelt — die Rechtsposition
des Urhebers gestirkt wurde. Ausgehend von der BGH-Rechtsprechung wird daher
fiir die Beurteilung der Erfolgsaussichten eines Rechtsstreits ausschlaggebend sein,
ob es sich bei dem Kunstwerk um ein Bauwerk oder um eine fest mit dem Bauwerk
verbundene Installation handelt, oder ob diese frei beweglich und vom Bauwerk
trennbar ist.

III. Zusammenfassung

Nachdem dem Urheber iiber 100 Jahre die Befugnis die Vernichtung seines
Werkes durch Dritte verbieten zu kdnnen von der Rechtsprechung abgesprochen
wurde, wird nun durch die Entscheidungen des BGH eine neue Richtung fiir weitere
Entscheidungen eingeschlagen. Die BGH-Entscheidungen beantworten allerdings
besondere Problemkonstellationen und Folgefragen nicht und lassen Urheber und
Eigentiimer im Unsicheren, sodass von Rechtssicherheit keine Rede sein kann.

B. Verankerung eines Vernichtungsverbotes
im Urheberrechtsgesetz

Die Neuerung in der Rechtsprechung sorgt nicht nur fiir Klarheit, sondern wirft
eine Vielzahl von Fragen auf. Dazu zihlt die Frage, ob das Urheberrechtsgesetz ein
Vernichtungsverbot zugunsten des Urhebers enthilt. Besteht das grundsétzliche
Verbot, ist dessen normative Verankerung und konkrete Anwendung zu untersu-
chen.

Die Einordnung der Vernichtung gestaltet sich unter mehreren Gesichtspunkten
problematisch. Das deutsche Urheberrecht selbst enthilt keine Vorschrift, die eine
Vernichtung oder Zerstorung eines Werkes im Wortlaut ausdriicklich umfasst.
Dabher ist bereits fraglich, ob dem Urheber iiberhaupt Schutz vor einer Vernichtung
gesetzgeberisch geboten werden soll. SchlieSlich existiert auch das Denkmal-

®TKG Urt. v. 19.12.2019-24 U 173/15 = GRUR-RR 2020, 97, 98 — Minigolfanlage.
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schutzrecht, das explizit dazu dient, herausragende Kunstgegenstinde und fiir ihre
Entstehungszeit typische Bauwerke zu schiitzen.*®® Falls ein solcher Schutz fiir
Werkoriginale gegeben ist, ist fraglich, warum er sich zusitzlich aus dem Urhe-
berrechtsgesetz ergeben soll. Denkbar wire auch eine Subsumtion unter das allge-
meine Personlichkeitsrecht, da der Urheber durch die Vernichtung auch in seiner
Personlichkeit betroffen sein konnte.

I. Schutz des Urhebers vor Vernichtung seines Werkes

Zuerst wird die grundlegende Frage geklirt, ob ein Vernichtungsverbot zu-
gunsten des Urhebers besteht.

Der Regierungsentwurf des Urheberrechtsgesetzes aus dem Jahr 1965 macht die
Intention des Gesetzgebers deutlich. Es soll ein umfassendes subjektives Recht des
Urhebers geschaffen werden, das auch die ideellen Interessen umfasst.*® Dort heiBit
es:

»[--.] Um diese Schwierigkeiten fiir die Zukunft zu vermeiden, gestaltet der Entwurf das
Urheberrecht als ein umfassendes absolutes, das dem Urheber alle vorhandenen und
kiinftig etwa neu entstehenden Verwertungsmoglichkeiten vorbehélt und ihn zugleich all-

gemein in seinen ideellen Interessen am Werk schiitzt.*”°

Dies kommt auch im heutigen § 11 S. 1 UrhG und fritherem § 11 UrhG zum
Ausdruck. Der Urheber soll in seinen geistigen und personlichen Beziehungen zum
Werk geschiitzt werden. Der Wortlaut verdeutlicht, dass der Schutz iiber die nor-
mierten Urheberpersonlichkeitsrechten der §§ 12 bis 14 UrhG hinausgeht.*' Es
handelt sich um einen Grundsatz, der das gesamte Urheberrecht prigt.*”* Eine ne-
gative Tatbestandswirkung der in §§ 12 bis 14 UrhG geregelten Einzelbefugnisse
existiert nicht.*”* Folglich ist der Schutz der geistigen und personlichen Beziehung
des Urhebers zum Werk bei der gesamten Auslegung und Anwendung des Urhe-
berrechts zu beachten.***

Systematisch gewéhrt das Urheberrecht somit einen umfassenden Schutz des
Urhebers, der sich grundsitzlich auch auf Vernichtungen des Werkoriginals er-
streckt. Es ist daher im Umkehrschluss zu fragen, wieso der Urheber sich nicht vor
der Vernichtung seines Werkes schiitzen konnen sollte.

488 Schack, Kunst und Recht, Rn. 850.

9 Vgl. Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstorungsverbot, S. 93.

40 Amtliche Begriindung des Regierungsentwurfs, UFITA 45, 240, 242.
1 Schricker/Loewenheim/Loewenheim/Peifer, § 11 Rn. 5.

42 Schricker/Loewenheim/Loewenheim/Peifer, § 11 Rn. 5.

43 Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstdrungsverbot, S. 93.

44 Schricker/Loewenheim/Loewenheim/Peifer, § 11 Rn. 5.
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1. Keine Beeintriichtigung der ideellen Interessen des Urhebers

Als ein wesentliches Argument gegen das Bestehen eines Vernichtungsverbotes
wird angefiihrt, dass die Vernichtung keinen Eingriff in die persénlichen oder
geistigen Urheberinteressen darstellt.*”

Wesentliches Argument ist, dass dem Urheber bei einer Vernichtung im Ver-
gleich zu einer Anderung oder Entstellung kein falsches, von ihm so nicht gewolltes
Endprodukt zugerechnet wird. Es besteht kein Eingriff in die kiinstlerische Eigenart
des Werkes.*® Die Vorstellung der Mit- und Nachwelt vom Schaffen des Urhebers
wird nicht verfilscht, weswegen das Ansehen und der Ruf des Urhebers in der
Offentlichkeit durch eine Vernichtung nicht beeintrichtigt werden konnen.*”

Zu beachten ist, dass das Urheberrecht durch das Urheberpersonlichkeitsrecht
das geistige Band zwischen Urheber und Schopfung schiitzt.*”® Dabei umfassen die
ideellen Interessen die geistigen Interessen des Urhebers an der Wirkung des Wer-
kes — etwa seiner Aussage oder seinem Anliegen — gleichermaflen, wie den Schutz
der persénlichen Interessen des Urhebers und somit seiner Urheberehre.*® Mit
personlichen Interessen sind die auf die Person des Urhebers gerichteten Interessen
an dem geschiitzten Werk gemeint.>” Der Urheber hat ein Interesse daran, dass das
Werk seine Personlichkeit so widerspiegelt, wie er sie — bewusst oder unbewusst —
durch die Werkgestaltung kommuniziert hat.>®" Das Urheberpersonlichkeitsrecht
umfasst somit auch den Schutz des Urhebers vor Beeintriachtigungen seines Anse-
hens, seines Rufs oder seiner Ehre, sofern diese in Verbindung zum konkreten Werk
stehen.™®”

Nach der Vernichtung eines Werkes wird jedoch — anders als bei einer Verén-
derung — kein falsches Bild der Personlichkeit des Urhebers in der Offentlichkeit
gezeichnet und kein verdndertes Werk dem Urheber zugerechnet. Vielmehr ist das
Werk nicht mehr wahrnehmbar und es findet keine kommunikative Auseinander-
setzung mit dem Werk mehr statt. Dadurch wird der Ruf des Urhebers oder sein

43 Vgl. RG Urt. v. 08.06.1912— Rep. I. 382/11 = RGZ 79, 397, 401 — Felseneiland mit
Sirenen; LG Miinchen I Urt. v. 03.08.1982—-7 O 12918/82 = NJW 1983, 1205, 1205 — Ha-
jek II; Altenberg, JW 1913, 76, 78; Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstérungsverbot, S. 94.

4% RG Urt. v. 08.06.1912— Rep. I. 382/11 =RGZ 79, 397, 401 — Felseneiland mit Sirenen,
LG Miinchen I Urt. v. 03.08.1982—7 O 12918/82 = NJW 1983, 1205, 1205 — Hajek I1.

7 Altenberg, JW 1913, 76, 78; Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstrungsverbot, S. 94.

4% Hoeren/Holznagel/Ernstschneider/Rinken, Handbuch Kunst und Recht, S. 69.

4 peukert, Urheberrecht, § 18 Rn. 1 ff.

S0vgl. Federle, Der Schutz der Werkintegritit, S. 24; Jinecke, Das urheberrechtliche
Zerstorungsverbot, S. 94.

' Grunert, Werkschutz contra Inszenierungskunst, S. 209.

392 Schifer, Die Rechtsverhiltnisse, S. 141; v. Waasen, Spannungsverhiltnis zwischen Ur-
heberrecht und Eigentum, S. 145 f.; Schilcher, Der Schutz des Urhebers, S. 84; Jéinecke, Das
urheberrechtliche Zerstorungsverbot, S. 95.
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offentliches Ansehen nicht beeintrichtigt,”” denn er wird insgesamt nicht mehr als
Schépfer des Werkes wahrgenommen.* Daher sind die persdnlichen Interessen des
Urhebers durch eine Vernichtung des Werkes nicht betroffen.*"

Etwas anderes ergibt sich auch nicht durch ein Abstellen auf das Gesamtoeuvre
des Urhebers. Durch die Vernichtung eines Werkes konnte in das Gesamtschaffen
und den darauf bezogenen Ruf und das Ansehen des Urhebers eingegriffen und das
Gesamtoeuvre des Urhebers im Ganzen geschmilert werden.’”® So sind durch die
Vernichtung eines Werkes nicht die personlichen Interessen am konkreten Werk,
allerdings die personlichen Interessen am Gesamtschaffen des Urhebers betrof-
fen.”” Dieser Bereich ist jedoch aufgrund des, ausgehend vom Wortlaut des § 11
UrhG erforderlichen, aber in der Konstellation fehlenden konkreten Werkbezugs
dem Schutzbereich des allgemeinen Personlichkeitsrechts und nicht dem des Ur-
heberpersonlichkeitsrechts zuzuordnen. Das Urheberrecht erfordert stets einen
konkreten Werkbezug, wohingegen das allgemeine Personlichkeitsrecht einen um-
fassenden Schutz fiir die ideellen Interessen des Urhebers jenseits seiner personli-
chen und geistigen Beziehung zu einem konkreten Werk gewihrt. 5

Letztlich sind allerdings die geistigen Interessen des Urhebers am konkreten
Werk durch eine Vernichtung verletzt.”” Es wird ,,das Band der geistigen Vater-
schaft, das den Urheber mit seinem Werk verbindet’!® zerschnitten. Es ist dem
Urheber nicht mehr méglich Abbildungen, Kopien oder Bearbeitungen des Werkes
zu schaffen, die als Anregung und Inspiration fiir eine weitere kiinstlerische Ent-
wicklung dienen konnen. Auch wird dem Urheber das Objekt der Kommunikation
genommen, mit dem er seine inneren Prozesse dem Werkbetrachter mitteilt.”'' Der
Zweck einer Werkverkdrperung besteht in der Weitergabe von Informationen an
den Werkkonsumenten, um die kommunikative Wirkung des Werkes zu entfal-

393 gl. Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstérungsverbot, S. 95; v. Waasen, Spannungs-
verhéltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 146.

3%y gl. Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstérungsverbot, S. 95; v. Waasen, Spannungs-
verhéltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 146.

595 ygl. Wandtke/Bullinger/Bullinger, § 14 Rn. 24; Jéinecke, Das urheberrechtliche Zer-
storungsverbot, S. 94 f.

59 Schack, GRUR 1983, 56, 59; v. Waasen, Spannungsverhiltnis zwischen Urheberrecht
und Eigentum, S. 146; Schdfer, Die Rechtsverhéltnisse, S. 141 ff.

7 Vgl. Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstrungsverbot, S. 95.

5% Schricker/Loewenheim/Peukert, Vor §§ 12 ff. Rn. 32; Jéinecke, Das urheberrechtliche
Zerstorungsverbot, S. 96, 236 ff.; Haberstumpf, Urheberrecht, Rn. 198; Stuhlert, Die Be-
handlung der Parodie im Urheberrecht, S. 77; Jacobs, in: FS Piper, S. 679, 681; kritisch:
Katzenberger, GRUR 1982, 715, 718.

599 Ebenso Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstorungsverbot, S. 96 ff.
19 T6lke, Das Urheberpersonlichkeitsrecht, S. 90; vgl. Jinecke, Das urheberrechtliche

Zerstorungsverbot, S. 97; Schdfer, Die Rechtsverhiltnisse, S. 144; Fuchs, Das Urheberper-
sonlichkeitsrecht, S. 72.

S'''gl. Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstérungsverbot, S. 97; v. Waasen, Spannungs-
verhiltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 148; Peukert, ZUM 2019, 567, 570.
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ten.’'> Das Urheberpersénlichkeitsrecht schiitzt gerade diese werkbezogenen, geis-
tigen Interessen des Urhebers. Unabhingig von seiner Urheberehre hat dieser ein
Interesse daran, dass der Prozess der Kommunikation {iberhaupt ablaufen kann.
Dies ist erst durch die Verkorperung des Werkes moglich. Wird ein Werk verédndert,
wird dieser Kommunikationsprozess beeintrachtigt. Die Kommunikation kann nicht
mehr in der vom Urheber intendierten Art und Weise erfolgen. Ist das Werk jedoch
vernichtet, so ist diese Kommunikation gar nicht mehr moglich. In beiden Fillen
wird auf den Kommunikationsprozess und die Informationsvermittlung durch die
Werkverkdrperung eingewirkt, sodass im Ergebnis durch eine Vernichtung die
geistigen Interessen ebenso wie durch eine Anderung tangiert werden.””® Sachge-
rechte Griinde fiir eine unterschiedliche Handhabung von Anderung und Vernich-
tung hinsichtlich der Einwirkung auf den Kommunikationsprozess ergeben sich
nicht.

Die Urheber-Werk-Bezichung ist wesentlicher Schutzbestandteil der geistigen
Interessen des Urhebers und damit des Urheberpersonlichkeitsrechts. Dies folgt
bereits aus der amtlichen Begriindung zu den §§ 11 und 14 UrhG.’" Diese Bezie-
hung kann allerdings nur effektiv und sinnvoll geschiitzt werden, wenn auch der
Bestand des Werkes selbst geschiitzt wird.’”> Im Ubrigen wiirde der Schutz der
Beziehung durch die ,,Hintertlir“ einer erlaubten Vernichtung génzlich entwertet
werden. Dies gilt umso mehr, als dass durch eine Vernichtung auch bestimmte
Rechte des Urhebers — wie das Zugangsrecht nach § 25 UrhG — erldschen.’'®

Damit ist festzustellen, dass die personlichen Interessen des Urhebers durch eine
Vernichtung nicht betroffen sind, sehr wohl aber die geistigen Interessen des Ur-
hebers tangiert werden konnen. Ein Schutz vor Vernichtung des Werkes muss
konsequenterweise ermoglicht werden, um die Interessen des Urhebers im Sinne
des Urheberrechts und damit im Sinne des Gesetzgebers zu schiitzen.

2. Erwerb der Vernichtungsbefugnis bei Verduflerung des Werkstiicks

Das Reichsgericht hatte in seiner Entscheidung festgehalten, dass dem Urheber
ein Abwehrrecht gegen Anderungen seines Kunstwerks durch den Sacheigentiimer
zustiinde, davon indes nicht die Vernichtung von Werkexemplaren erfasst sei.’”

312 Vgl. Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstérungsverbot, S. 97.

313 Ebenso Jéinecke, Das urheberrechtliche Zerstorungsverbot, S. 97f.; v. Waasen, Span-
nungsverhiltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 148; Federle, Der Schutz der
Werkintegritit, S. 24.

514 Amtliche Begriindung des Regierungsentwurfes, UFITA 1965, Bd. 45, 240, 257 ff.; vgl.
Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstorungsverbot, S. 98.

515 Ebenso Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstorungsverbot, S. 98.
316 Ebenso HK-UrhR/Dreyer, UrhR, § 14 Rn. 50.

7RG Urt. v. 08.06.1912 — Rep. I. 382/11 = RGZ 79, 397, 401 — Felseneiland mit Sirenen;
vgl. Lauber-Ronsberg, in: FS Schack, S. 205, 205.
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Das Gericht erkannte mithin den Anwendungsfall, sprach sich jedoch bewusst
gegen einen Vernichtungsschutz zugunsten des Urhebers aus.

Es argumentiert dabei mit der Verduerung des Werkstiicks. Der Urheber hat das
Eigentum an seinem Werkstiick verdufert und dafiir ein Entgelt erhalten. Damit soll
er alle Risiken des Verkehrslebens an den Eigentiimer iiberantwortet haben.’'®
Folglich miisse er mit der Zerstdrung des Werkstiicks rechnen.’’’ Dieser Argu-
mentation folgen auch Teile der Literatur, wonach sogar bei Werken der bildenden
Kunst durch ein hoheres Entgelt fiir das Werkoriginal das Recht der Vernichtung

durch den Eigentiimer ,,eingepreist* sei.’*

Dem ist jedoch entgegenzuhalten, dass — sollte die Vernichtung bei einer Ver-
duBerung durch das Entgelt abgegolten worden sein — dies nur bei freiwilligen
VerauBerungen Anwendung finden kann. Die VerduBerung des Werkexemplars und
damit die Eigentumsverschaffung muss eine gewollte Entscheidung des Urhebers
sein, sodass das zuvor benannte Argument nicht zum Tragen kommen kann, wenn
es sich beispielsweise um einen gutgldubigen Eigentumserwerb handelt.’?' Dariiber
hinaus {iberzeugt die Argumentation insgesamt nicht, da sie dem immateriellen
Charakter des Werkes nicht hinreichend Rechnung trigt.** Durch die Eigentums-
iibertragung am Werkstiick erfolgt weder eine Ubertragung des Urheberrechts noch
die Einrdumung urheberpersonlichkeitsrechtlicher Befugnisse. Da beide Rechte
uniibertragbar sind, ist dies nicht moglich.*® Durch die Ubertragung des Eigentums
wird im Zweifel auch kein Nutzungsrecht eingerdumt. Dies stellt § 44 Abs. 1 UrhG
klar.

Im Ergebnis wird das Entgelt allein fiir das Eigentum an der Werkverkorperung
gezahlt und nicht fiir weitere Rechte an dem Werk. Eine andere Bewertung und
schlichte ,,Einpreisung™ der Zerstrung des Werkes und damit ein konkludenter
Verzicht auf § 14 UrhG durch den Akt der VerduBerung, wiirde die Selbstbestim-
mung des Urhebers sowie die Grundziige des Urheberrechtsgesetzes und des Ur-
heberpersonlichkeitsrechts unterlaufen und die Befugnisse des Urhebers unzuléssig
verkiirzen.”** Eine ,,automatische® Vernichtungsbefugnis des Eigentiimers wider-

S RG Urt. v. 08.06.1912 —Rep. I. 382/11 = RGZ 79, 397, 401 — Felseneiland mit Sirenen;
LG Miinchen Urt. v. 03.08.1982—-7 O 12918/82 = NJW 1983, 1205, 1205 — Hajek 1.

S RG Urt. v. 08.06.1912 —Rep. 1. 382/11 =RGZ 79, 397, 401 — Felseneiland mit Sirenen;
LG Miinchen Urt. v. 03.08.1982—7 O 12918/82 = NJW 1983, 1205, 1205 — Hajek I1.

520 Grohmann, Das Recht des Urhebers, S. 120.

21 Vgl. Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstorungsverbot, S. 100; Movsessian, UFITA
1983, Bd. 95, 77, 84; v. Waasen, Spannungsverhéltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum,
S. 144,

522 Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstérungsverbot, S. 101.

523 Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstrungsverbot, S. 101; v. Waasen, Spannungsver-
haltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 144.

%2 Siche ausfiihrlich zu Rechtsgeschiften iiber das Urheberpersonlichkeitsrecht unter Ka-
pitel 3 B.IL.1., S. 195 ff.; BGH Urt. v. 15.06.2023 — 1 ZR 179/22 = GRUR 2023, 1619, 1621 —
Microstock-Portal.
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spricht dem Sinn und Zweck des Urheberrechts die geistigen und ideellen Rechte
des Urhebers zu schiitzen und schafft keinen interessengerechten Ausgleich.’> Die
Idee erscheint zwar in der Anwendung weniger kompliziert, da eine umfangreiche
Interessenabwédgung umgangen werden kann, allerdings ist von einer Rechtsver-
kiirzung zur Vereinfachung der Rechtsanwendung abzusehen.

3. Bewusstes Absehen von der Normierung
eines Vernichtungsverbotes durch den Gesetzgeber

Als weiteres Argument gegen ein Vernichtungsverbot wird die amtliche Be-
griindung des Regierungsentwurfs des Urheberrechtsgesetzes angefiihrt.”*® Dort
heiflt es:

,Es erscheint weiterhin nicht angebracht, in das Gesetz ein Vernichtungsverbot fiir Werke
der bildenden Kiinste aufzunehmen, soweit an ihrer Erhaltung ein 6ffentliches Interesse
besteht. Die Erhaltung kulturell wertvoller Kunstwerke ist nicht Aufgabe des privatrecht-
lichen Urheberrechts, sondern des zum Gebiet es 6ffentlichen Rechts gehérenden Denk-
malschutzes.**?’

Daraus konnte sich die Deutung ergeben, dass der Gesetzgeber den Fall eines
Vernichtungsverbotes zwar erkannt, sich aber bewusst gegen eine Regelung im
Urheberrechtsgesetz entschieden hat, da es nicht dessen Anwendungsbereich un-
terliegt.”*® Aus der Formulierung der Begriindung folgt aber schon, dass es dem
Gesetzgeber nicht um ein allgemeines Vernichtungsverbot des Urhebers gegen den
Eigentiimer ging, sondern vielmehr der spezifische Fall eines Vernichtungsverbotes
aus Kulturschutzerwégungen fiir Werke der bildenden Kunst mit Bedeutung fiir die
Allgemeinheit vom Regelungsgehalt des Urheberrechtsgesetzes ausgeschlossen
werden sollte.”” Auf die hier relevante Frage danach, ob dem Urheber zum Schutz
seiner ideellen Interessen eine Befugnis zum Vorgehen gegen die Vernichtung
seines Werkes durch Eigentiimer gewéhrt werden soll, wird in der Begriindung

5 Vgl. Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstorungsverbot, S. 101; Schofer, Die Rechts-
verhéltnisse, S. 153 ff.; Schilcher, Der Schutz des Urhebers, S. 85.

526y Gamm, UrhG, § 14 Rn. 11; Grohmann, Das Recht des Urhebers, S. 126 f.; Weber, Der
strafrechtliche Schutz, S. 86; Locher, Das Recht der pildenden Kunst, S. 74; Haberstumpf,
Urheberrecht, Rn. 74; Jestaedt, Die Zulassigkeit der Anderung, S. 59, bis zur 5. Auflage so
auch Fromm/Nordemann/Dustmann, § 14 Rn. 33; Movsessian, UFITA 1983, Bd. 95, 77, 84 f.;
Jéinecke, Das urheberrechtliche Zerstorungsverbot, S. 104.

527 Amtliche Begriindung des Regierungsentwurfes, UFITA 1965, Bd. 45, 240, 260.

528 Vgl. v. Gamm, UrhG, § 14 Rn. 11; Grohmann, Das Recht des Urhebers, S. 126 f.; Weber,
Der strafrechtlichq Schutz, S. 86 f.; Locher, Das Recht der bildenden Kunst, S. 74; Jestaedt, Die
Zuldssigkeit der Anderung, S. 59, bis zur 5. Auflage so auch Fromm/Nordemann/Dustmann,
§ 14 Rn. 33; Movsessian, UFITA 1983, Bd. 95, 77, 84 f.; Jédnecke, Das urheberrechtliche Zer-
storungsverbot, S. 104.

52 Dietz, Der Werkintegrititsschutz im deutschen und US-amerikanischen Recht, S. 55;
Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstorungsverbot, S. 105.
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nicht eingegangen.”*® Es wird daher teilweise darauf geschlossen, dass der Gesetz-
geber aufgrund seines Schweigens zu einem allgemeinen Vernichtungsverbot die
Moglichkeit der Normierung eines solchen nicht in Betracht gezogen hat.>*' Dieser
Schluss ist indes nicht zwingend, es konnte ebenso argumentiert werden, dass der
Gesetzgeber die oben abgebildete Passage explizit aufgenommen hat, da er von
einem allgemeinen Vernichtungsverbot ausgeht, dies aber unter denkmalschutz-
rechtlichen Aspekten besonders herausheben wollte.*

Es lasst sich somit nicht feststellen, ob der Gesetzgeber von einem Vernich-
tungsverbot ausgeht oder nicht. Sicher ist lediglich, dass sich keine Hinweise fiir
oder gegen ein Vernichtungsverbot finden lassen, sodass ein solches nicht grund-
sitzlich ausgeschlossen ist.”**

4. Kollision mit Denkmalschutzrecht aufgrund
von Erhaltungspflichten des Eigentiimers

Zuletzt konnte auch gegen ein Vernichtungsverbot angefiihrt werden, dass dies
mit dem Denkmalschutzrecht kollidieren wiirde und ein ,urheberrechtlichen
Denkmalschutz die Folge wire, da durch ein Vernichtungsverbot des Urhebers
Erhaltungspflichten des Eigentiimers begriindet werden kdnnten.**

a) Telos des Denkmalschutzrechts im Vergleich zum Urheberrecht

Sinn und Zweck des Denkmalschutzrechts ist es, das 6ffentliche Interesse an der
Erhaltung von Kulturdenkmilern zu sichern und zu schiitzen.”*® Dabei ist dieses
offentliche Interesse grundsétzlich imstande, eine Erhaltungspflicht und somit eine
einschrinkende Regelung im Sinne von Art. 14 Abs. 1 S. 2 GG zu rechtfertigen.™®
Der Denkmalschutz ist in Deutschland nach Art. 70 Abs. 1 GG Landersache und
bezieht sich nicht nur auf Baudenkmaler, sondern auch auf bewegliche Denkméler
wie wertvolle Kunstgegenstinde.™ Danach sind Erhaltungspflichten des Eigentii-
mers, Verdnderungsverbote und auch Nutzungsbeschrankungen denkbar, um das

530 Dietz, Der Werkintegrititsschutz im deutschen und US-amerikanischen Recht, S. 55f;
Schofer, Die Rechtsverhdltnisse, S. 151 f.

31 So etwa Grohmann, Das Recht des Urhebers, S. 126 f.
332 Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstorungsverbot, S. 105.

533 Ebenso Urt. v. 21.02.2019 — I ZR 98/17 = GRUR 2019, 609, Rn. 32 — HHole (for
Mannheim); Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstérungsverbot, S. 105; v. Waasen, Span-
nungsverhiltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 150; a. A. Peukert, ZUM 2019, 567,
571.

3 Vgl. Obergfell, in: FS Harte-Bavendamm, S. 69, 73.
535 BVerwG Urt. v. 21.04.2009—4 C 3/08 = NVwZ 2009, 1231, Rn. 8 ff.

53 BVerwG Urt. v. 21.04.2009—4 C 3/08 = NVwZ 2009, 1231, Rn. 8; BVerfG Beschl. v.
02.03.1999—1 BvL 7-91 = NJW 1999, 2877, 2878.

537 Schack, Kunst und Recht, Rn. 850.
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geistig-zivilisatorische Erbe fiir gegenwirtige und kiinftige Generationen zu be-
wahren.>*® Diese Pflichten und das Gemeinwohlanliegen ergeben sich aus den un-
terschiedlichen Funktionen der Denkmailer. Sie konnen der Bevolkerung sowohl als
Identifikationsmerkmale und als wissenschaftliche Erkenntnisquelle dienen, als
auch eine touristische Attraktion darstellen und so eine erhebliche imagefordernde
Wirkung haben.**

Das Urheberrecht auf der anderen Seite erfiillt zwar ebenfalls eine wichtige
kulturelle Aufgabe, indem es die Voraussetzungen fiir die Entstehung und Forde-
rungen von kulturellen Leistungen auf dem Gebiet der Literatur, Wissenschaft und
Kunst schafft.*** Durch exklusive Verwertungs- und Urheberpersonlichkeitsrechte
wird der Urheber belohnt, sodass ein Anreiz zur schopferischen Leistung geschaf-
fen werden soll.>*' Gétting bezeichnet das Urheberrecht sehr treffend als ,, Triebfe-
der des kulturellen Fortschritts*.>*? Es ist denkbar, dass es zu Uberschneidungen des
Urheberrechts und des Denkmalschutzrechts kommt, wenn urheberrechtlich ge-
schiitzte Werke eine solche Bedeutung erlangen, dass an deren Bewahrung ein 6f-
fentliches Interesse besteht. Dabei ist allerdings zu differenzieren. In Anbetracht der
individualrechtlichen und urheberpersonlichkeitsrechtlichen Ausgestaltung des
Urheberrechts handelt es sich um ein individuell den Urheber schiitzendes und
somit nicht kollektives Schutzinstrument.*** Mittels des urheberrechtlichen Ent-
stellungsschutzes und dem Anderungsverbot nach § 14 UrhG kann zwar fiir die
Zeitspanne der Schutzdauer des Urheberrechts nach § 64 UrhG die Erhaltung eines
Kunstwerks auch erwirkt werden, allerdings fiihrt die Uberschneidung unter-
schiedlicher Schutzregime nicht dazu, dass sich die Schutzregime vermischen.’*
Insbesondere das Entstellungs- und Anderungsverbot nach § 14 UrthG verkorpert
keine Art ,,urheberrechtlichen Denkmalschutz®, das es dem Urheber ermdglichen
konnte fragwiirdige, iiberindividuelle Interessen an der Reinhaltung kultureller
Werte durchzusetzen.”” Dies wiirde in fragwiirdiger und nicht gewollter Weise
einer staatlich gelenkten Kulturdoktrin Vorschub leisten und widerspriche damit
ginzlich der Ausgestaltung des Urheberrechts als Individualrecht.**® Es sind somit —
wie sich bereits aus der Gesetzesbegriindung ergibt — der Schutzbereich des Denk-
malschutzrechts als 6ffentlich-rechtlicher Werkerhaltungsschutz einerseits und der

538 Schack, Kunst und Recht, Rn. 850; Guckelberger, NVwZ 2016, 17, 18; Obergfell, in:
FS Harte-Bavendamm, S. 69, 72.

539 Guckelberger, NVWZ 2016, 17, 18; Obergfell, in: FS Harte-Bavendamm, S. 69, 72.
0 Gotting, in: FS Loewenheim, S. 103, 103.

1 Gotting, in: FS Loewenheim, S. 103, 103.

2 Gétting, in: FS Loewenheim, S. 103, 103.

3 Gotting, in: FS Loewenheim, S. 103, 103.

3% Obergfell, in: FS Harte-Bavendamm, S. 69, 73.

5 Schack, Urheber- und Urhebervertragsrecht, Rn. 374 ff., 415; Schlingloff, GRUR 2017,
572, 577.

346 Schlingloff, GRUR 2017, 572, 574.
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privatrechtliche Urheberschutz andererseits klar zu trennen.”*” Ein {iber das Urhe-
berrecht erzeugter Denkmalschutz ist daher abzulehnen und wird nicht durch ein
urheberrechtliches Vernichtungsverbot geschaffen.>*®

b) Erhaltungspflichten des Eigentiimers

Es konnte angenommen werden, dass sich aus dem Vernichtungsverbot fiir den
Urheber die Pflicht des Eigentiimers ergibt, mit dem Werkexemplar besonders
pfleglich umzugehen und es vor einer Vernichtung durch Umwelteinfliisse — mithin
vor einer ,,indirekten Vernichtung® aktiv zu schiitzen.”* Den Eigentiimer wiirden
dann Erhaltungspflichten beziiglich der Werkverkdrperung treffen, wie es im
Denkmalschutzrecht der Fall ist. Dies wiirde zu einem ungewollten Gleichlauf von
Urheberrecht und Denkmalschutzrecht fiihren. Es entstinden durch die Erhal-
tungspflichten Parallelen zu einem ,,urheberrechtlichen Denkmalschutz®, da Werke
des jeweiligen Urhebers geschiitzt und wie im Denkmalschutzrecht erhalten werden
konnten. Dies wiirde die grundlegende Systematik des Urheberrechts insbesondere
des Urheberpersonlichkeitsrechts verkennen und ist daher im Ergebnis abzuleh-
nen.”*

Das Urheberpersonlichkeitsrecht enthélt nach seiner gesetzlichen Ausgestaltung
keine Grundlage dafiir, einen Dritten zur positiven Vornahme einer Handlung zu
verpflichten.®! So heiBt es im Gesetzesentwurf zum Urheberrechtsgesetz:

,,Der Urheber eines Gemaldes z.B. braucht zwar nach § 14 nicht zu dulden, daf3 dessen
Besitzer es durch Ubermalung entstellt; er kann aber nicht verlangen, daB dieser dem
Gemailde eine besonders pflegliche Behandlung zuteil werden 146t. Hierzu konnte der
Besitzer nur im offentlichen Interesse — etwa nach den Grundsétzen des Denkmalschut-
zes — angehalten werden.**>

7 Amtliche Begriindung des Regierungsentwurfes, UFITA 1965, Bd. 45, 240, 260; wie-
dergegeben unter B.1.3., S. 93; Obergfell, in: FS Harte-Bavendamm, S. 69, 73.

% Ebenso Obergfell, in: FS Harte-Bavendamm, S. 69, 73; Hones, BauR 2014, 477, 477.

980 offenbar Samson, UFITA 1966, Bd. 47, 1, 37, wo dieser ausfiihrt: ,,[Es miisse dem
Urheber] erst recht das Recht zugestanden werden, sich gegen die durch eine verstindnislose
und unpflegliche Behandlung verursachte Vernichtung zu wehren.*

5% Ebenso Olshausen, Beschrinkung des Rechts des Eigentiimers, S. 113; Borges, Das
Urheberrecht an Werken der Baukunst, S. 34; Té6lke, Das Urheberpersonlichkeitsrecht, S. 94;
Grohmann, Das Recht des Urhebers, S. 121; v. Gamm, UrhG, § 14 Rn. 13; v. Waasen, Span-
nungsverhiltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 141 f.; Paschke, GRUR 1984, 858,
867f.; Schulze, in: FS Dietz, S. 177, 182; Fromm/Nordemann/A4. Nordemann, § 25 Rn. 20;
Schricker/Loewenheim/Vogel, § 25 Rn. 25; Jéinecke, Das urheberrechtliche Zerstérungsver-
bot, S. 101 f.

! RegE UrhG 1965, BT-Drucks. 1V/270, 52; Paschke, GRUR 1984, 858, 867 f.; Meyer,
Schutz gegen Anderung und Entstellung, S. 82.

%2 RegE UrhG 1965, BT-Drucks. 1V/270, 52.
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Es handelt sich demnach um ein reines Abwehrrecht des Urhebers gegen Ein-
griffe Dritter, sodass dem Eigentiimer im Verhiltnis zum Urheber richtigerweise
nur Duldungs- und Unterlassungspflichten auferlegt werden koénnen.*

Das BVerfG bestitigte jedoch, dass sich aus einer Unterlassungsverpflichtung
auch mdgliche und zumutbare Handlungspflichten ergeben kénnen.”* Dies folgt
aus der Natur des Unterlassungsanspruchs, der auf einen Erfolg und nicht auf eine
Handlung gerichtet ist.’ Ubertragen auf das Vernichtungsverbot kénnte daraus
folgen, dass der Eigentiimer nicht nur die Vernichtung zu unterlassen hat, sondern
ihn die Pflicht trifft, die Vernichtung durch zumutbare Handlungen zu verhindern.
Der Eigentiimer haftet allerdings grundsétzlich nicht fiir das selbststdndige Handeln
Dritter.**® Das bedeutet, eine Vernichtung durch einen Dritten muss der Eigentiimer
nicht verhindern. Fraglich ist aber, wie es sich mit anderen Einwirkungen — etwa das
Wetter oder andere duBlerliche Umsténde — auf die Werkverkdrperung verhdlt, die
das Potential haben, diese zu vernichten.

Hierbei ist jedoch der im Einzelfall geltend gemachte Unterlassungsanspruch
von einem allgemeinen Grundsatz, wie dem Vernichtungsverbot, zu unterscheiden.
Der Beschluss des BVerfG bezieht sich auf einen konkret geltend gemachten Un-
terlassungsanspruch.”” Hierbei wurde dem Unterlassungsgegner eine faktische
Pflicht zum Handeln auferlegt, um den Unterlassungserfolg herbeizufiihren.**® Dies
ist von einer dem Gesetz immanenten aktiven Handlungspflicht zu unterscheiden.
Fiir eine aktive Handlungspflicht sind Anhaltspunkte im Gesetz erforderlich. Ein
gesetzlich geregeltes Unterlassen kann sich nicht in eine abstrakte Handlungspflicht
wandeln. Erst im Einzelfall kann sich eine solche durch die Vollziehung eines Un-
terlassungsanspruchs ergeben, sofern dies mdglich und zumutbar ist. Es bleibt daher
dabei, dass fiir den Eigentimer im Verhdltnis zum Urheber aus dem Vernich-
tungsverbot nur Unterlassungspflichten folgen.

Dies ergibt sich auch aus der Betrachtung der Normierung der urheberperson-
lichkeitsrechtlichen Befugnisse im Urheberrechtsgesetz:*>* § 12 Abs. 1 UrhG be-
inhaltet das Recht des Urhebers zu bestimmen, ob und wie sein Werk veroffentlicht
wird. Aus diesem Recht ergibt sich fiir den Eigentiimer eines Werkes nicht positiv

533 RegE UrhG 1965, BT-Drucks. 1V/270, 52; Paschke, GRUR 1984, 858, 867; Jéinecke,
Das urheberrechtliche Zerstérungsverbot, S. 102.

5% BVerfG Beschl. v. 13.04.2022—1 BvR 1021/17 = GRUR 2022, 1089, LS 3 und
Rn. 23 f. — ,,Bot“-Software.

555 BeckOGK/Spohnheimer, § 1004 Rn. 274.

56 BVerfG Beschl. v. 13.04.2022—1 BvR 1021/17 = GRUR 2022, 1089, 1091 — , Bot“-
Software.

3T BVerfG Beschl. v. 13.04.2022—1 BvR 1021/17 = GRUR 2022, 1089, 1090 — ,,Bot"-
Software.

538 BVerfG Beschl. v. 13.04.2022—1 BvR 1021/17 = GRUR 2022, 1089, 1091 — , Bot*“-
Software.

¥ Vagl. Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstdrungsverbot, S. 102.
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die Pflicht, aktiv fiir eine Verdffentlichung des Werkes zu sorgen. Er hat lediglich
eine Verdffentlichung des Werkes entgegen dem Urheberwillen zu unterlassen und
somit die Entscheidung des Urhebers, ob und wie das Werk verdffentlicht wird, zu
dulden.’® Dieses Bild zeichnet sich auch bei § 13 S. 1 UrhG fort. Hier handelt es
sich ebenfalls um ein Abwehrrecht fiir den Fall, dass die Urheberschaft des Werk-
schopfers bestritten wird oder eine félschliche Anmafung der Urheberschaft vor-
liegt. Dieses Abwehrrecht kann ausnahmsweise dann in eine Pflicht zum positiven
Tun miinden, wenn eine dffentliche Wiedergabe des Werkes unter Unterlassung der
Urheberbenennung erfolgt, dies aber vom Urheber anders gewollt ist.”' Dies éindert
indes nichts am grundsétzlichen Charakter des Urheberpersonlichkeitsrechts als
Abwehrrecht. Denn es beschrinkt allein die Herrschaftsmacht des Eigentiimers.**

Dies ist auch im Lichte einer grundrechtlichen Betrachtung konsequent. Durch
Erhaltungspflichten des Eigentiimers in der Beziehung zum Urheber wiirde insbe-
sondere auch der Unterscheidung zwischen Urheberrecht und Denkmalschutzrecht
unter grundrechtlichen Gesichtspunkten nicht hinreichend Rechnung getragen
werden. Der Denkmalschutz und die damit einhergehenden Verpflichtungen und
Einschrankungen zulasten des Eigentiimers fallen unter die Sozialbindung des
Art. 14 Abs. 2 GG.*® Dieser gewiihrt nicht nur Rechte, sondern verpflichtet ebenso
im Interesse der Allgemeinheit, sodass durch das Denkmalschutzrecht auch positive
Pflichten fiir den Eigentiimer normiert werden konnen. Erst durch die Ankniipfung
an Erwégungen des Allgemeininteresses konnen Eingriffe in das Eigentumsrecht
aufgrund des Denkmalschutzrechts gerechtfertigt werden. Das Urheberrecht hin-
gegen ist gerade kein Ausfluss allgemeiner Interessen, sondern ein Individualrecht,
sodass hier die Sozialbindung nicht zum Tragen kommt. Erst die Sozialpflichtigkeit
des Eigentums fiihrt jedoch im Ergebnis dazu, dass intensive Eingriffe — wie etwa
positive Restaurierungs- und Erhaltungspflichten des Eigentlimers im Denkmal-
schutzrecht — unter dem Vorbehalt der Zumutbarkeit hinnehmbar sind und insge-
samt verhdltnismifBig sind. Wiirde der Gesetzgeber Eingriffs- und Einwirkungsbe-
fugnisse Privater gegeniiber durch Art. 14 GG geschiitzte vermdgenswerte Rechte
Dritter normieren, ist darin eine Konkretisierung der Sozialpflichtigkeit nach
Art. 14 Abs. 1 und 2 GG zu sehen, sofern keine privatrechtliche Kompensation
erfolgt.*** Davon kann im Rahmen des Urheberrechts jedoch keine Rede sein, da
dies gerade kein Ausfluss der Interessen der Allgemeinheit ist, sondern allein dem
Individualschutz dient. Dies wird zudem durch die Einordnung des Urheberper-
sonlichkeitsrecht als Personlichkeitsrecht deutlich, da es letzteren immanent ist,

30 Fromm/Nordemann/Dustmann, § 12 Rn. 8, 10; Schricker/Loewenheim/Peukert, § 12
Rn. 1.

56! Schricker/Loewenheim/Peukert, § 13 Rn. 8.
582 Mittelstaedt, GRUR 1913, 84, 88; Paschke, GRUR 1984, 858, 867.

33 BGH Urt. v. 17.12.1992 — 111 ZR 112/91 = NJW 1993, 1255, 1256; BGH Urt. v. 23.06.
1988 —III ZR 8/87 = NJW 1988, 3201, 3201.

54 Sachs/Wendt, Art. 14, Rn. 83.
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dass sie reine Abwehrrechte darstellen.”®® Damit ist es bereits nicht dazu geeignet
positive Pflichten des Eigentiimers zu formulieren.

Hinzukommt, dass Erhaltungspflichten dem Instrument der Interessenabwigung
widersprechen wiirde. Wie eingangs festgestellt ist im Rahmen der praktischen
Konkordanz ein Interessenausgleich zwischen Urheber- und Eigentiimerinteressen
herzustellen. Das bedeutet, dass beide Positionen bestmdglich in Ausgleich zu
bringen sind, wobei keine vollstédndig hinter der anderen zuriicktritt. Die Auferle-
gung positiver Handlungspflichten auf Seite des Eigentlimers wére jedoch kein
Ausgleich durch den das Eigentumsrecht in seinem Schutzbereich verringert wird.
Sie wiren ein positiver Eingriff in den Schutzbereich, der aufgrund der fehlenden
Sozialkomponente des Urheberrechts nicht zu rechtfertigen ist. Damit wéren Er-
haltungspflichten des Eigentiimers zu weitreichend und nicht mit grundrechtlichen
Erwégungen vereinbar.

Im Ergebnis ist daher eine Erhaltungspflicht des Eigentiimers abzulehnen. Im
Einzelfall wird indes die Grenze zwischen der unpfleglichen Behandlung eines
Werkstiickes und der willentlichen Vernichtung des Werkes nur schwer auszuma-
chen sein. So ist etwa fraglich, ob die Aufbewahrung eines Olgemildes in einem
feuchten Keller oder das Aufstellen von Aquarellen unter freiem Himmel eine ak-
tive Vernichtung oder ein unpfleglicher Umgang ist.’®® Auf diese Frage wird im
Rahmen der weiteren Bearbeitung vertieft eingegangen.>®’

5. Schutz des Urhebers vor jeder Vernichtung

Aufgrund der vorstehenden Ausfithrungen konnte gefolgert werden, dass von
einem grundsétzlichen Vernichtungsverbot auszugehen ist, wovon im Ausnahme-
fall, bei entgegenstehenden Eigentiimerinteressen, abgesehen werden kann.*® So
formuliert der BGH, dass der Urheber ,,grundsétzlich [...] eine Vernichtung seines
Werkes verbieten konne.>®

Ein grundsitzliches Vernichtungsverbot wiirde sich sowohl auf Werkoriginale
als auch auf Vervielfdltigungen beziehen. Wiirde das heimische ,,Harry Potter und
der Stein der Weisen“-Exemplar aus dem ehemaligen Kinderzimmer in die Pa-
piertonne verbannt, miisste der Eigentiimer und ,,Verbannende* fragen, ob ein ur-
heberrechtliches Vernichtungsverbot entgegensteht. Fiir den Eigentiimer einer
Werkverkdrperung wiére es nicht sicher, ob er die Verkdrperung zerstéren darf. Er
konnte dadurch gegen ein grundséitzliches Vernichtungsverbot verstoen. Noch

%65 Siehe dazu unter Kapitel 1 B.IL2.b)cc)(2), S. 42.
%66 Vgl. v. Waasen, Spannungsverhiltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 142.
%67 Siehe dazu unter Kapitel 2 B.I1.2.b)aa), S. 118 1.
58 Vgl. v. Waasen, Spannungsverhiltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 151.

¥ BGH Urt. v. 21.02.2019 - I ZR 98/17 = GRUR 2019, 609, Rn. 33 — HHole (for
Mannheim).
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deutlicher wird dies am Beispiel eines Vervielféltigungsstiickes wie einer Text-
oder Tondatei auf dem eigenen Computer. Auch hierbei handelt es sich um ein
Vervielfaltigungsstiick des Werkoriginals. Wird diese nachdem sie gelesen oder
gehort wurde und nicht mehr benétigt wird geldscht, verbleibt beim Eigentiimer das
Risiko gegen das Vernichtungsverbot zu verstoflen.

Es zeichnet sich die Schlussfolgerung ab, dass diese Vernichtungshandlungen
fir den Urheber nicht einschneidend sind. Derartige Handlungen sind nicht im-
stande die geistigen Interessen des Urhebers zu tangieren. Hierdurch wird allein die
quantitative Wirkung des Werkes beeintrichtigt, denn es existiert dann lediglich ein
Werkexemplar weniger, aber die iibrigen Exemplare bringen genau das zum Aus-
druck, was der Urheber mitteilen wollte.””® Die kommunikative Wirkung des Wer-
kes und damit die Urheber-Werk-Beziehung wird im Ergebnis durch die Vernich-
tung einer Vervielfiltigung nicht beeintriichtigt.’”" Die sich ergebende Folgefrage
ist, welche Vernichtungshandlungen sind geeignet, die ideellen Interessen in Form
der geistigen Interessen zu tangieren?

Hierbei muss es sich um eine Vernichtung handeln, die derart auf den Kommu-
nikationsprozess einwirkt, dass sich eine Auswirkung auf die Beziehung zwischen
Urheber und Werk ergibt.’”> Es wird teilweise vertreten, dass die geistigen Inter-
essen des Urhebers schon dann betroffen sind, wenn von wenigen Werkstiicken mit
Originalcharakter eines vernichtet wird.’” Mit jedem unwiederbringlich unterge-
gangenen Werkstiick soll die Gefahr wachsen, dass das Werk selbst verloren
geht.>™

Dem ist nicht zuzustimmen, da der Schutz der geistigen Interessen die Bezie-
hung zwischen Urheber und Werk schiitzt und nicht die Beziehung des Urhebers zu
einem konkreten Werkstiick.’” In diese Beziehung wird allerdings erst eingegriffen,
wenn die vom Urheber vorgesehene und durch die Verkorperungsweise und
Formgebung gewihlte kommunikative Wirkung und Auseinandersetzung nicht
mehr mdglich ist oder nur mit einer anderen Qualitit.’”® Eine bloBe Erhdhung der
Wabhrscheinlichkeit eines Eingriffs in die Urheber-Werk-Beziehung reicht hingegen
nicht aus.””” Dies wire auch faktisch nicht umsetzbar und wiirde den Eigentiimer
unzumutbar belasten. Im Regelfall wird dieser nicht wissen, wie viele andere
Werkexemplare noch vorhanden sind oder konnte dies nur mit im Einzelfall er-
heblichem Aufwand herausfinden. Auch dies diirfte dem Eigentiimer im Kontext

570 Peukert, ZUM 2019, 567, 570.

ST Peukert, ZUM 2019, 567, 570.

S Peukert, ZUM 2019, 567, 570.

53y, Waasen, Spannungsverhiltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 161.
™y, Waasen, Spannungsverhiltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 161.
575 Ebenso Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstorungsverbot, S. 98.

576 Vgl. Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstérungsverbot, S. 98; Peukert, ZUM 2019,
567, 570.

577 Ebenso Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstdrungsverbot, S. 99.
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einer grundrechtlichen Bewertung nicht zuzumuten sein, da im Gegenzug die
ideellen Interessen des Urhebers nicht gefahrdet werden wiirden. Eine Gefédhrdung
ist erst dann anzunehmen, wenn die Zerstorung des Werkoriginals droht.

Es ergibt sich jedoch eine unterschiedliche Handhabung fiir Werke — wie dem
Harry Potter-Roman — bei denen das Original ohne EinbuBlen im qualitativen
Wirkbereich vervielfiltig werden kann und Werken — wie der Mona Lisa — bei
denen eine Vervielféltigung des Werkoriginals mit identischem Wirkbereich nicht
moglich ist.

a) Autografische Werke

Bei autografischen Werken ist das Werkoriginal derart einmalig, dass die
Schaffung eines weiteren identischen Originals nicht moglich ist. Es kann keine
Vervielfaltigung mit demselben qualitativen Wirkbereich geschaffen werden. So
verhilt es sich beispielsweise bei einem Olgemilde wie der Mona Lisa. Selbst ein
genaues Duplikat stellt hier kein Aquivalent zum Original dar.””® Wiirde versucht
werden, eine identische Kopie der Mona Lisa anzufertigen, wire es noch immer
eine Kopie, da die kommunikative Wirkung in allen Facetten nicht nachahmbar ist.
Das bedeutet, dass der Wirkbereich des Werkoriginals qualitativ nicht reprodu-
zierbar ist, mit der Folge, dass nur das Original den vom Urheber gewollten, ein-
zigartige Wirkbereich abbildet und sich somit die Zerstérung von Vervielfaltigun-
gen nicht auf den Wirkbereich des Originals auswirkt. Dieser ist erst betroffen,
wenn das Original zerstort wird.

b) Allografische Werke

Bei allografischen Werken hingegen hat eine Vervielféltigung des Werkoriginals
denselben qualitativen Wirkbereich wie das Werkoriginal. Allografische Werke
finden sich hiufig im Bereich der angewandten Kunst, da sich diese Alltagsgegen-
stinden widmet und somit regelméfBig Produkte in einer gewissen Stiickzahl ge-
schaffen werden. Die Vernichtung eines solchen Vervielfiltigungsstiicks greift
nicht in die Urheber-Werk-Bezichung ein, da der qualitative Wirkbereich durch
jede andere Werkverkorperung zum Original identisch fortbesteht. So verhélt es
sich beispielsweise bei Musikwerken, da dort das Manuskript des Komponisten
keine qualitativ andere kommunikative Wirkung hat als ein spéter gedrucktes No-
tenblatt.>”

Ausnahmsweise kann die Vernichtung einer Vervielfaltigung eines allografi-
schen Werkes ein Eingriff in die Urheberinteressen darstellen, wenn es sich bei der

78 Peukert, ZUM 2019, 567, 570.

S Vgl. Peukert, ZUM 2019, 567, 570; fiir die Unterscheidung zwischen autografischen
und allografischen Werken: Goodman, Sprachen der Kunst, S. 115 ff.
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Vervielfiltigung um die letzte bestehende Werkverkdrperung handelt.”™ Da diese
denselben qualitativen Wirkbereich wie das Werkoriginal hat, tangiert die Ver-
nichtung dann die Urheberinteressen wie die Vernichtung des Werkoriginals selbst.
Aufgrund der Reproduzierbarkeit der Wirkung des Originals hat diese Fallgruppe
wenig Praxisrelevanz. Im Zweifel kann der Urheber stets ein eigenes Exemplar
behalten oder eine Vervielfaltigung erstellen, sodass der Konflikt zwischen Urheber
und Eigentiimer aufgeldst wird. Aufgrund der einfachen Moglichkeit der Interes-
sensicherung durch den Urheber selbst, besteht daher kein Schutzbediirfnis, selbst
wenn es sich um die letzte Werkverkérperung handelt und die Urheberinteressen
ausnahmsweise betroffen wiren. Es ist dem Eigentiimer in diesem Kontext nicht
zuzumuten, das Vervielféltigungsstiick nicht vernichten zu diirfen oder umstindli-
che Nachforschungen anzustellen.

In aller Regel greift damit die Vernichtung einer Vervielfiltigung bei allografi-
schen Werken nicht in die Urheber-Werk-Beziehung ein. Geschiitzt ist die konkrete,
durch die Originalverkérperung geschaffene, kommunikative Wirkung und somit
der qualitative und nicht der quantitative Wirkbereich. Der Urheber kann bei allo-
grafischen Werken selbst fiir den Schutz vor einer Beeintrachtigung seiner Inter-
essen durch eine Vernichtung durch Dritte sorgen.

¢) Werkoriginale als Schutzgegenstand

Ist ein Werk autografischer Natur, konnen zwar Vervielfiltigungen erstellt
werden, diese bilden jedoch nicht den qualitativen Wirkbereich des Originals ab.
Eine Vernichtung der Vervielfaltigung betrifft daher den Wirkbereich des Originals
nicht und kann so nicht die geistigen Interessen des Urhebers beeintréchtigen. Auch
bei allografischen Werken greift die Vernichtung von Vervielfaltigungen nicht in
die geistigen Interessen des Urhebers ein. Zwar kann die Vervielféltigung denselben
qualitativen Charakter wie das Original haben, aufgrund der Reproduzierbarkeit
wird diese Wirkung durch die Vernichtung jedoch nicht geschmalert. Selbst wenn
es sich um das letzte Vervielfiltigungsstiick handelt, ist der Urheber aufgrund der
leichten Reproduzierbarkeit des Werkoriginals nicht schutzbediirftig. Er konnte
schlicht eine Kopie erstellen. Damit bleibt als Anwendungsfall fiir ein Vernich-
tungsverbot nur die Vernichtung eines Werkoriginals.

6. Zusammenfassung

Aus den in den §§ 12 bis 14 UrhG normierten Regelungen und der amtlichen
Begriindung des Regierungsentwurfes zum Urheberrechtsgesetz ergibt sich kein
ausdriickliches Recht des Urhebers, gegen eine Werkvernichtung vorzugehen.
Dennoch folgt aus dem Schutzbereich des Urheberpersonlichkeitsrechts und dem

380vgl. Peukert, ZUM 2019, 567, 570; fiir die Unterscheidung zwischen autografischen
und allografischen Werken: Goodman, Sprachen der Kunst, S. 115 ff.
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Sinn und Zweck des Urheberrechts das Erfordernis eines Abwehrrechts des Urhe-
bers gegen eine Vernichtung, da die ideellen Interessen des Urhebers in Form der
geistigen Interessen durch eine Vernichtung betroffen sein konnen. Nur so kann der
gesetzgeberisch intendierte Schutz der geistigen Interessen des Urhebers addquat
gewihrleistet werden. Ein solches Verbot kollidiert aufgrund der verschiedenen
Schutzrichtungen auch nicht mit dem Denkmalschutzrecht. Das Urheberrecht und
der Denkmalschutz stehen selbststindig nebeneinander. Die jeweiligen Schutzbe-
reiche werden nicht ausgehebelt, da dem Eigentiimer aufgrund des Vernichtungs-
verbots keine Erhaltungs- oder Restaurierungspflichten treffen, die zu einer Ver-
mischung der Schutzbereiche fithren konnten. Derartige Pflichten wéren nicht mit
dem Grundgesetz vereinbar. Vielmehr ist das Vernichtungsverbot insgesamt unter
grundrechtlichen Gesichtspunkten nur begrenzt zu gewihrleisten. Dies zeigt sich
insbesondere dadurch, dass ein Eingriff in die geistigen Interessen des Urhebers nur
denkbar ist, wenn ein Werkoriginal zerstort wird. Im Ergebnis hat der Urheber
jedoch die Befugnis die Vernichtung eines Werkoriginals zu verbieten.

I1. Normative Verankerung eines Vernichtungsverbots

Nachdem der Urheber grundsitzlich die Befugnis hat die Vernichtung seines
Werkes zu verbieten, ist fraglich wie dieses Verbot innerhalb des bestehenden ge-
setzlichen Rahmens einzuordnen ist. Es wurde bereits festgestellt, dass die ideellen
Interessen des Urhebers durch die Vernichtung eines Werkoriginals beeintrichtigt
werden,*®' sodass nun die normative Verankerung herausgearbeitet wird.

1. Das allgemeine Personlichkeitsrecht als Ankniipfungspunkt

Das allgemeine Personlichkeitsrecht konnte als Ankniipfungspunkt fiir ein Ver-
nichtungsverbot herangezogen werden. Eine Subsumtion unter das allgemeine
Personlichkeitsrecht wére denkbar, da der Urheber durch die Vernichtung auch in
seiner Personlichkeit betroffen sein konnte.’®

Diese Einordnung wiirde indes den verschiedenen Anwendungsbereichen des
Urheberpersonlichkeitsrechts und des allgemeinen Personlichkeitsrechts nicht hin-
reichend Rechnung tragen. Es kann zwar zu Uberschneidungen kommen, wenn die
Vernichtung eines einzelnen Werkstiicks derart gravierend ist, dass das Gesamt-
oeuvre des Urhebers und damit der Urheber in seiner Person betroffen ist. Aller-
dings tangiert die Vernichtung des Werkoriginals originir die geistigen Interessen

581 Siehe dazu unter Kapitel 2 B.I.1., S. 89 ff.

%2 Vgl. Wandtke/Bullinger/Bullinger, § 14 Rn. 25, der formuliert, dass ,,In Fillen, bei
denen die Zerstdrung eines Originalwerkes einen gravierenden Eingriff in die persénliche
Sphére des Urhebers bedeutet, [...] das allgemeine Personlichkeitsrecht Schutz gegen den
Eingriff bieten [kann].*
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des Urhebers, die nicht vom Schutzbereich des allgemeinen Persdnlichkeitsrechts
umfasst sind.’* Es umfasst vielmehr die Konstellationen, in denen unabhingig
eines konkreten Werkbezuges die Urheberehre betroffen ist. Da die Vernichtung
eines Werkstiicks stets einen konkreten Werkbezug aufweist, fallt diese nicht in den
Schutzbereich des allgemeinen Personlichkeitsrechts, sodass ein Vernichtungsver-
bot zugunsten des Urhebers dort keine Verankerung finden kann. Es ist auf das
Urheberpersonlichkeitsrecht und damit das Urheberrechtsgesetz abzustellen, wel-
ches gerade die ideellen Interessen des Urhebers schiitzt.

2. § 14 UrhG als Ankniipfungspunkt

Innerhalb des Urheberrechtsgesetzes ergeben sich verschiedene Ankniipfungs-
moglichkeiten fiir das Vernichtungsverbot. Wird ein solches angenommen, besteht
Einigkeit dariiber, dass das Urheberpersonlichkeitsrecht diesen Schutz gewihrt.’

Beziiglich der konkreten Einordnung innerhalb des Urheberrechts besteht aller-
dings keine Einigkeit. So wird § 11 S. 1 UrhG als allgemeine Normierung des Ur-
heberpersonlichkeitsrechts von denjenigen herangezogen, die die Vernichtung des
Werkoriginals nicht als Unterfall des § 14 UrthG ansehen.’®

Teilweise wird auch eine Gesamtschau der dnderungsrechtlichen Vorschriften
bzw. eine Zusammenschau von §§ 14, 39 UrhG herangezogen. Dies ist jedoch be-
reits aufgrund der eingangs vorgenommen Einordnung der &nderungsrechtlichen
Vorschriften abzulehnen.”®® § 14 UrhG ist die zentrale &nderungsrechtliche Vor-
schrift, die durch die iibrigen &nderungsrechtlichen Vorschriften der §§ 39 Abs. 1,
2, 62 und 93 UrhG fiir bestimmte Fille niher ausgestaltet wird.™® § 39 UrhG ver-
dringt § 14 UrhG immer dann, wenn ein Werk vom Inhaber eines Nutzungsrechts
bei dessen Ausiibung gedindert wird.**® In anderen Konstellationen ist fiir die An-
wendung von § 39 UrhG gegeniiber § 14 UrhG kein Raum,*® sodass im Ergebnis
im Rahmen der dnderungsrechtlichen Vorschriften allein § 14 UrhG als Ankniip-
fungspunkt fiir ein Vernichtungsverbot in Betracht kommt.

5% Siehe dazu unter Kapitel 1 B.IL.2.b)cc)(2), S. 42.

8 Vgl. Paschke, GRUR 1984, 858, 865; Schack, GRUR 1983, 56, 56 ff.; Walchshéfer, in:
FS Hubmann, S.469, 474; Schmelz, GRUR 2007, 565, 566 ff.; HK-UrhR/Dreyer, § 14
Rn. 50 ff.; Peukert, ZUM 2019, 567, 570 ff.; Schack, Kunst und Recht, Rn. 189 ff.

85 Vgl. Schmelz, GRUR 2007, 565, 566 ff.; Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstorungs-
verbot, S. 90 ff.

58 Siehe dazu unter Kapitel 1 C.V.2., C.V.3., S. 66 ff., insbesondere unter C.V.3., S. 71.

%7 Hegemann, in: FS Hertin, S. 87, 90; Dieselhorst, Was bringt das Urheberpersénlich-
keitsrecht, S. 121.

588 Sack, JZ 1999, 577, 580 f.

% Vgl. Zentner, Das Urheberrecht des Architekten, S. 79; BGH Urt. v. 01.10.1998 -1 ZR
104/96 = GRUR 1999, 230, 231 — Treppenhausgestaltung; Wandtke/Bullinger/Wandtke, § 39
Rn. 17.
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Uberdies ist auch die Ableitung eines Vernichtungsverbotes aus anderen urhe-
berrechtlichen Befugnissen wie §§ 25, 26 UrhG abzulehnen.

Nach § 25 UrhG kann der Urheber vom Besitzer eines Werkstiicks verlangen,
ihm das Werkstiick zur Herstellung von Vervielféltigungsstiicken oder Bearbei-
tungen des Werkes zuginglich zu machen, soweit nicht berechtigte Interessen des
Besitzers entgegenstehen. Dieses Recht umfasst dabei personlichkeitsrechtliche wie
auch vermdgensrechtliche Komponenten, weil die Anfertigung von Vervielfalti-
gungsstiicken und Bearbeitungen auch der wirtschaftlichen Vermarktung des Wer-
kes dient.””® Da durch die Zerstdrung eines Werkstiicks das Zugangsrecht endgiiltig
vereitelt wird, konnte angenommen werden, dass sich, zur Erhaltung dieser Be-
fugnis, aus der Vorschrift ein Vernichtungsverbot ergibt.”! Es wird vertreten, dass
das Zugangsrecht ein Vernichtungsverbot insoweit begriinde, als die Vernichtung
allein der Vereitelung des ggf. bereits geltend gemachten Zugangsrechts diene.>”
Dies ist allerdings abzulehnen, da sich ein Verbot einer Vernichtung mit dem ein-
zigen Zweck der Rechtevereitelung bereits aus § 226 BGB ergibt, da das Werkstiick
nur zerstért werden wiirde, um dem Urheber zu schaden.’®® Es besteht schon kein
Schutzerfordernis. Zudem hat der Gesetzgeber, wie sich aus dem Wortlaut des § 25
UrhG ergibt, das Zugangsrecht bewusst an die Besitzposition und somit an die
tatsdchliche Sachherrschaft und nicht an die rechtliche Position des Eigentums ge-
kniipft.*** Das Zugangsrecht richtet sich somit immer gegen den Inhaber der tat-
sdchliche Sachherrschaft, selbst wenn diese temporér ist. Daraus folgt, dass gerade
kein Vernichtungsschutz gegeniiber dem Eigentiimer in § 25 UrhG begriinden
werden sollte, sondern allein ein Zugangsrecht des Urhebers gegeniiber dem je-
weiligen Besitzer.

Ebenso ergibt sich kein Vernichtungsverbot aus § 26 UrhG. Danach ist bei einer
WeiterverduBerung eines Originals eines Werkes der bildenden Kiinste oder eines
Lichtbildwerkes unter Beteiligung eines Kunsthéndlers oder Versteigerers als Er-
werber, VerduBerer oder Vermittler dem Urheber ein Anteil des VerduBerungser-
16ses zu entrichten. Auch hier werden Vereitelungs-Argumente angefiihrt.””> Wird
das Werkstiick vernichtet, so wird das Recht aus § 26 UrhG vereitelt. Die Annahme
eines Vernichtungsverbotes scheitert allerdings bereits am engen Wortlaut des § 26
UrhG, der sich lediglich auf bestimmte, dort explizit aufgefiihrte VerduBerungsbe-
dingungen bezieht und somit nicht imstande ist, einen dariiberhinausgehenden

% Dietz, Der Werkintegrititsschutz im deutschen und US-amerikanischen Recht, S. 69;
Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstérungsverbot, S. 88; v. Gamm, UrhG, § 25 Rn. 1, 4;
Télke, Das Urheberpersonlichkeitsrecht, S. 121; Wandtke/Bullinger/Bullinger, § 25 Rn. 10;
Schricker/Loewenheim/Vogel, § 25 Rn. 4.

! Vgl. Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstorungsverbot, S. 89.
$2Vgl. Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstorungsverbot, S. 89.

593 Schack, Kunst und Recht, Rn. 194; Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstdrungsverbot,
S. 89.

3% Vgl. Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstorungsverbot, S. 89.
3% Vgl. Opet, Annalen des deutschen Reiches zur Gesetzgebung, 368, 379.
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Schutz zu begriinden. Die Vorschrift regelt daher keinen Anspruch auf Erhaltung
des Werkes zur Gewéhrleistung einer spéteren Verduflerung und infolgedessen kein
Verbot der Vernichtung.>*

a) Ableitung des Vernichtungsverbot aus § 14 UrhG

Die Frage, ob ein Vernichtungsverbot aus § 14 UrhG folgen kann, wird seit den
BGH-Entscheidungen aus dem Jahr 2019 erneut diskutiert. Es handelt sich dabei
allerdings um einen in der Literatur schon bekannten Streit.”’

Einigkeit besteht dahingehend, dass § 14 UrhG Ausdruck des Urheberperson-
lichkeitsrechts ist und daher den Schutz des geistigen und personlichen Bandes
zwischen Urheber und Werk zum Gegenstand hat.**® Nach § 14 UrhG hat der Ur-
heber das Recht, eine Entstellung oder eine andere Beeintrichtigung seines Werks
zu verbieten, die geeignet ist, seine berechtigten geistigen oder personlichen Inter-
essen am Werk zu geféhrden.

Einerseits wird darauf hingewiesen, dass § 14 UrhG das Interesse des Urhebers
am Fortbestand des unverfialschten Werks, nicht aber das Interesse des Urhebers an
der Existenz des Werks als solchem schiitze, sodass eine Anwendung dieser Vor-
schrift auf die Vernichtung des Werks verneint wird.>® Als Folge wird entweder ein
Vernichtungsverbot insgesamt abgelehnt®® oder es wird unter die Generalklausel
des Urheberpersonlichkeitsrechts nach § 11 S. 1 UrhG subsumiert.*”' Als wesentli-
ches Argument wird der Wortlaut des § 14 UrhG angefiihrt, welcher von einer
Entstellung oder anderen Beeintrichtigung spricht. Die Beeintrichtigung setzte
demnach voraus, dass nach der Handlung das Objekt der Beeintrdchtigung noch

% Ebenso Jéinecke, Das urheberrechtliche Zerstdrungsverbot, S. 90; v. Waasen, Span-
nungsverhéltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 28, 153.

%7 Vgl. Hones, BauR 2014, 477, 483 ff.

% RegE UrhG 1965, BT-Drucks. IV/270, S.45; Schricker/Loewenheim/Peukert,
§ 14 UrhG Rn. 1; BGH Urt. v. 21.02.2019 — 1 ZR 98/17 = GRUR 2019, 609, Rn. 26 — HHole
(for Mannheim); BGH Urt. v. 21.02.2019 — 1 ZR 99/17 = ZUM 2019, 521, Rn. 25 — PHara-
dise; BGH Urt. v. 21.02.2019 — I ZR 15/18 = GRUR 2019, 619, Rn. 12 — Minigolfanlage.

9 Vgl. KG Berlin Urt. v. 22.05.1981—5 U 2295/81 = GRUR 1981, 742, 743 — Toten-
maske I; LG Miinchen Urt. v. 08.12.1981-7 O 17562/79 = NJW 1982, 655, 655 — Hajek I,
LG Miinchen Urt. v. 03.08.1982—7 O 12918/82 = NJW 1983, 1205, 1205 — Hajek II; LG
Hamburg Urt. v. 03.12.2004—-308 O 690/04 = GRUR 2005, 672, 675 — Astra-Hochhaus;
OLG Schleswig Urt. v. 28.02.2006—29 U 4763/05 = ZUM 2006, 426, 427 — Kubus Balance;
Schricker/Loewenheim/Peukert, § 14 Rn. 21; Fromm/Nordemann/Dustmann, § 14 Rn. 32 ff.

890 K G Berlin Urt. v. 22.05.1981—5 U 2295/81 = GRUR 1981, 742, 743 — Totenmaske I,
LG Miinchen Urt. v. 08.12.1981-7 O 17562/79 = NJW 1982, 655, 655 — Hajek I; LG
Miinchen Urt. v. 03.08.1982—-7 O 12918/82 = NJW 1983, 1205, 1205 — Hajek II; LG Ham-
burg Urt. v. 03.12.2004-308 O 690/04 = GRUR 2005, 672, 675 — Astra-Hochhaus; OLG
Schleswig Urt. v. 28.02.2006—-29 U 4763/05 = ZUM 2006, 426, 427 — Kubus Balance.

! Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstdrungsverbot, S. 91 ff.; Schmelz, GRUR 2007,
565, 570f.
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fortbestehen miisse. Nur so konne ein weiterhin bestehendes Gut beeintréichtigt sein.
Dabei soll sich der Begriff Beeintrachtigung nach dem Wortlaut des § 14 UrhG
ebenso wie der Begriff Entstellung allein auf den Zustand des konkreten Werkes
beziehen, nicht jedoch auf die Interessen des Urhebers an seinem Werk.®” Eine
Entstellung oder andere Beeintrachtigung sei dann nur moglich, wenn urheber-
rechtlich schutzfihige Teile von dem Werk selbst weiter fortbestiinden.*”

Die andere Ansicht meint, dass die Vernichtung eines Werkoriginals die
schirfste Form der Beeintrichtigung i.S.d. § 14 UrhG sei.®” Sie verletzte das In-
teresse des Urhebers, durch sein Werk auf den kulturellen oder gesellschaftlichen
Kommunikationsprozess einzuwirken und im Werk fortzuleben.®” Hierbei wird mit
dem Sinn und Zweck des § 14 UrhG argumentiert. Dieser schiitze die berechtigten
geistigen oder personlichen Interessen des Urhebers an seinem Werk, sodass der
Urheber nach dieser Bestimmung grundsétzlich auch eine Vernichtung seines
Werks verbieten konne. Das Urheberpersonlichkeitsrecht kdnne durch die Ver-
nichtung eines Werks in besonderer Weise betroffen werden, da dadurch das geis-
tige Band zwischen dem Urheber und seinem Werk durchschnitten werde.*

92 Bullinger, Kunstwerkfilschung und Urheberpersénlichkeitsrecht, S. 109; Grohmann,
Das Recht des Urhebers, S. 126; Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstorungsverbot, S. 86.

893 Grohmann, Das Recht des Urhebers, S. 126; Jinecke, Das urheberrechtliche Zersto-
rungsverbot, S. 86.

84 BGH Utt. v. 21.02.2019 — T ZR 98/17 = GRUR 2019, 609, Rn. 29 ff. — HHole (for
Mannheim); BGH Urt. v. 21.02.2019 -1 ZR 99/17 = ZUM 2019, 521, Rn. 28 ff. — PHaradise;
BGH Urt. v. 21.02.2019 - 1 ZR 15/18 = GRUR 2019, 619, Rn. 15 ff. — Minigolfaniage;
Mohring/Nicolini/Kroitzsch/Gétting, § 14 Rn. 24; Dreier/Schulze/Schulze, § 14 Rn. 27 f.;
Schack, Urheber- und Urhebervertragsrecht, Rn. 374 ff., 415; Schack, Kunst und Recht,
Rn. 189; Dietz, Der Werkintegrititsschutz im deutschen und US-amerikanischen Recht,
S. 70 ff.; Schilcher, Der Schutz des Urhebers, S. 83 ff.; Schdfer, Die Rechtsverhiltnisse,
139 f.; v. Waasen, Spannungsverhiltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 151; Mov-
sessian, UFITA 1983, Bd. 95, 77, 85; Samson, UFITA 1966, Bd. 47, 1, 37.

85 BGH Urt. v. 21.02.2019 - 1 ZR 98/17 = GRUR 2019, 609, Rn. 29 — HHole (for
Mannheim); BGH Urt. v. 21.02.2019 — I ZR 99/17 = ZUM 2019, 521, Rn. 28 — PHaradise;
BGH Urt. v. 21.02.2019 — I ZR 15/18 = GRUR 2019, 619, Rn. 15 — Minigolfanlage; Moh-
ring/Nicolini/Kroitzsch/Gotting, § 14 Rn. 24; Dreier/Schulze/Schulze, § 14 Rn. 27 f.; Schack,
Urheber- und Urhebervertragsrecht, Rn. 374 ff., 415; Schack, Kunst und Recht, Rn. 189;
Dietz, Der Werkintegrititsschutz im deutschen und US-amerikanischen Recht, S. 70 ff;
Schilcher, Der Schutz des Urhebers, S.83ff.; Schdfer, Die Rechtsverhéltnisse, 139 f.;
v. Waasen, Spannungsverhéltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 151; Movsessian,
UFITA 1983, Bd. 95, 77, 85; Samson, UFITA 1966, Bd. 47, 1, 37.

896 BGH Urt. v. 21.02.2019 — T ZR 98/17 = GRUR 2019, 609, Rn. 29 ff. — HHole (for
Mannheim); BGH Urt. v. 21.02.2019 — I ZR 99/17 = ZUM 2019, 521, Rn. 32 — PHaradise;
BGH Urt. v. 21.02.2019 - 1 ZR 15/18 = GRUR 2019, 619, Rn. 19 — Minigolfanlage; Erd-
mann, in: FS Piper, S. 655, 674; Schack, Urheber- und Urhebervertragsrecht, Rn. 374 ff., 415;
Schack, Kunst und Recht, Rn. 189; Dietz, Der Werkintegrititsschutz im deutschen und US-
amerikanischen Recht, S. 70 ff.; Schilcher, Der Schutz des Urhebers, S. 83 ff.; Schofer, Die
Rechtsverhéltnisse, 139 f.
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Der erstgenannten Ansicht ist entgegenzuhalten, dass das Wortlautargument
nicht zu iiberzeugen vermag. Dass sich die Entstellung und andere Beeintrichtigung
allein auf den Zustand des konkreten Werkes beziehen und nicht auf die Interessen
des Urhebers an seinem Werk, ist zu eng gefasst. Hierbei wird der Begriff des
Werkes mit dem Begriff der Werkverkorperung gleichstellt, was dem Werk als
immaterielles Gut nicht gerecht wird und im Ergebnis ungenau ist. Unter dem Werk
im Sinne des Urheberrechtsgesetzes ist zum einen der geistige Akt selbst, welcher
auf einer rein abstrakt-geistigen Ebene existiert und der kommunikative Aspekt,
welcher durch die Verkdrperung des Werks in der realen Welt existiert zu verste-
hen. Von einer vollstdndigen Vernichtung eines Werkes kann somit nie ausgegan-
gen werden.®”” Der in der Werkverkorperung enthaltene kommunikative Aspekt
kann allerdings sehr wohl beeintrichtigt werden. Es wurde bereits festgestellt, dass
die Entstellung eine besonders gravierende Form der Beeintrichtigung ist,*”® und
Anderungen des Werkes zugleich eine Beeintrichtigung darstellen.” Eine Ande-
rung und Beeintrichtigung des Werkes bedeutet — unter Zugrundelegung des her-
ausgearbeiteten Werkbegriffs — eine Abweichung von der vom Urheber gewollten
kommunikativen Wirkung seines verkérperten geistigen Guts. Dies kann geschehen
durch eine Einwirkung auf die Sachsubstanz der Werkverkorperung selbst, ebenso
wie durch Verdnderung des Umfelds der Werkverkorperung durch eine indirekte
Einwirkung auf den Kommunikationsinhalt und auch durch eine Vernichtung der
Werkverkorperung. Durch die vollstdndige Vernichtung der Werkverkdrperung
wird dem Urheber die Mdglichkeit genommen, in der von ihm gewéhlten Art sei-
nem geistigen Werk Ausdruck zu verleihen. Es handelt sich damit um eine starke
Abweichung von der gewollten und damit eine intensive Beeintrdchtigung der
kommunikativen Wirkung des Werkes. Der Begriff der Beeintrachtigung bezieht
sich folglich weder auf die Werkverkdrperung noch auf ideellen Interessen des
Urhebers an seinem Werk, sondern — wie der Wortlaut es auch benennt — auf das
Werk. Das Wortlautargument steht somit der Subsumtion der Vernichtung unter
§ 14 UrhG nicht entgegen.®'® § 14 UrhG muss richtigerweise wie folgt verstanden
werden:

Der Urheber hat das Recht, eine Entstellung oder eine andere Beeintrachtigung der von
ihm gewollten und konkret verkorperten kommunikativen Wirkung zu verbieten, die ge-
eignet ist, seine berechtigten geistigen oder personlichen Interessen am Werk zu gefahrden.

Auch ist die Vernichtung vom Schutzbereich und Telos des § 14 UrhG umfasst.
Dieser ist eine dem Werkintegrititsschutz dienende Norm und hat damit den Schutz

897 Siehe dazu ausfiihrlich unter Kapitel 1 C.ITI., S. 55 ff.
5% Siehe dazu unter Kapitel 1 A.II., S. 19.
9 Siehe dazu unter Kapitel 1 C.V.3., S. 71 ff.

81 Ebenso BGH Urt. v. 21.02.2019 — 1 ZR 98/17 = GRUR 2019, 609, Rn. 31 — HHole (for
Mannheim); BGH Urt. v. 21.02.2019 — I ZR 99/17 = ZUM 2019, 521, Rn. 30 — PHaradise;
BGH Urt. v. 21.02.2019 — 1 ZR 15/18 = GRUR 2019, 619, Rn. 17 — Minigolfanlage.
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und die Sicherung der ideellen Interessen des Urhebers zum Ziel."' Durch die
vollstindige Vernichtung eines Werkoriginals sind die geistigen Interessen des
Urhebers tangiert.*’> Um einer solchen Verletzung entgegenzuwirken, sind diese
Interessen zu schiitzen. Dies ermoglicht § 14 UrhG. Auch entspricht die Anwen-
dung dem Charakter des § 14 UrhG als Normierung des ungeschriebenen allge-
meinen urheberrechtlichen Anderungsverbots.®'* Die weiteren Argumente der erst-
genannten Ansicht wurden bereits im Rahmen der Erlduterung zum grundsétzlichen
Bestehen eines Vernichtungsverbotes ausgerdumt. So steht weder die Gesetzesbe-
griindung des § 14 UrhG noch eine mégliche ,,Einpreisung™ der Vernichtung des
Werkoriginals bei der VerduBerung an den Eigentlimer einer Verankerung des
Vernichtungsverbotes in § 14 UrhG entgegen. Auch Bedenken wegen einer mog-
lichen Kollision mit dem Denkmalschutzrecht wurden ausgerdumt.®'*

Damit ist mit dem BGH und weiteren Stimmen in der Literatur die Vernichtung
eines Werkes unter § 14 UrhG zu subsumieren. Ob es sich dabei jedoch — wie von
der Rechtsprechung und Teilen der Literatur angenommen — um die ,,schirfste
Form* der Beeintrichtigung handelt, wird nachfolgend noch herausgearbeitet.’"

b) Kein Riickgriff auf die Generalklausel des § 11 S. 1 UrhG

Nachdem die vollstindige Vernichtung eines Werkoriginals unter § 14 UrhG
eingeordnet wurde, ist ein Riickgriff auf § 11 S. 1 UrhG und die Diskussion der
damit verbundene Einordnungsproblematik nicht mehr erforderlich.

§ 11 S. 1 UrhG wird teilweise als Verankerung des Vernichtungsverbots heran-
gezogen, wenn eine Subsumtion unter § 14 UrhG abgelehnt wird.%'® Dabei kann
dariiber gestritten werden, ob § 11 S. 1 UrhG als eine Generalklausel im urheber-
personlichkeitsrechtlichen Bereich angesehen, oder ein Vernichtungsverbot unmit-
telbar aus dem Urheberpersonlichkeitsrecht abgeleitet wird. Dies wiirde vorausset-
zen, dass das Urheberpersonlichkeitsrecht {iber die im Urheberrechtsgesetz nor-
mierten Fille, einen allgemeinen Schutz gebietet, der in § 11 S. 1 UrhG verankert
sein konnte.*”” Ein streng positivistischer Ansatz, wonach das Urheberpersonlich-
keitsrecht nur in dem vom urheberrechtlich ausdriicklich normierten Umfang be-

' Federle, Der Schutz der Werkintegritit, S. 17; Dieselhorst, Was bringt das Urheber-
personlichkeitsrecht, S. 121; v. Waasen, Spannungsverhéltnis zwischen Urheberrecht und Ei-
gentum, S.41; Schricker/Loewenheim/Peukert, § 14 Rn. 3; Wandtke/Bullinger/Bullinger,
§ 14 Rn. 1; Schilcher, Der Schutz des Urhebers, S. 54 ff.; Zentner, Das Urheberrecht des
Architekten, S. 67.

512 Siehe dazu unter Kapitel 2 B.1.1., S. 89 ff.

63 Siehe dazu unter Kapitel 1 C.V.3., S. 71 ff.
614 Siehe dazu unter Kapitel 2 B.I1.4., S. 94 ff.

815 Siche dazu unter Kapitel 2 B.II1.2.a), S. 115f.

816 Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstdrungsverbot, S. 91 ff.; Schmelz, GRUR 2007,
565, 570f.

817 Vgl. Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstdrungsverbot, S. 90 ff.
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steht, ist abzulehnen. Dies folgt aus der historischen Entwicklung des Urheberper-
sonlichkeitsrechts. So hatte bereits des Reichsgerichts vor Inkrafttreten des Urhe-
berrechtsgesetz 1965 das Urheberpersonlichkeitsrecht als umfassendes subjektives
Recht des Urhebers anerkannt, obwohl nur rudimentire gesetzliche Grundlagen
bestanden.®’® Eine Beschrinkung auf normierte Einzelbefugnisse wiirde diesem
historisch anerkannten und gewachsenen umfassenden Charakter als subjektives
Recht nicht gerecht werden. Dies folgt auch aus dem Wortlaut des § 11 S. 1 UrhG,
der ausgehend von einem abschlieBend normierten Urheberpersonlichkeitsrecht
keinen gesonderten Regelungsgehalt hitte und rein deklaratorisch wire. Dass der
Gesetzgeber sich allerdings fiir diese Norm entschieden hat, spricht fiir den Willen
dem Urheber einen umfassenden Schutz seiner ideellen Interessen iiber den nor-
mierten Charakter hinaus zu gewihrleisten.*"

Die Inanspruchnahme dieser Generalklausel ist indes bei einer Vernichtung eines
Werkoriginals nicht erforderlich und damit abzulehnen, da § 14 UrhG einschlégig
ist. Insbesondere wiirde eine Inanspruchnahme auch zu weiteren Rechtsunsicher-
heiten in der Praxis fiihren, da unklar ist, nach welchen Voraussetzungen zu priifen
wiren. Im Ergebnis wire wohl eine dhnliche Priifung wie bei § 14 UrhG vorzu-
nehmen, nur dass ein Eingriff in die ideellen Interessen des Urhebers durch die
Vernichtung des Werkoriginals angenommen werden wiirde und sodann ebenfalls
eine Interessenabwigung erfolgen wiirde. Dies ist allerdings noch offener als der
Tatbestand des § 14 UrhG und ist so unter dem Gesichtspunkt der Rechtssicherheit
fiir Urheber und Eigentliimer zu vermeiden. § 11 S. 1 UrhG kann als ,,letzter Anker*
nur dann zum Tragen kommen, wenn die Voraussetzungen der urheberpersonlich-
keitsrechtlichen Vorschriften des Urheberrechtsgesetz nicht einschldgig sind.

3. Ergebnis

Nachdem festgestellt wurde, dass der Urheber vor der Vernichtung eines
Werkoriginals grundsétzlich zu schiitzen ist und denkmalschutzrechtliche Aspekte
nicht entgegenstehen, ist auch eine Einordnung der Vernichtung unter § 14 UrhG
nicht nur vertretbar, sondern sinnvoll und nachvollziehbar. Der Wortlaut der Norm
steht dem keineswegs entgegen und systematische Erwégungen tragen diese Ent-
scheidung. Damit ist die Vernichtung eines Werkoriginals ein Unterfall des § 14
UrhG. Das urheberrechtliche Vernichtungsverbot fiir Werkoriginale findet mithin
seine Verankerung in § 14 UrhG.

818 RG Urt. v. 08.06.1912 — Rep. I. 382/11 = RGZ 79, 397, 399 — Felseneiland mit Sirenen;
Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstérungsverbot, S. 92.

819 Ebenso Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstdrungsverbot, S. 92.
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II1. Priifung des § 14 UrhG bei der Vernichtung
einer Werkverkorperung

Da das urheberrechtliche Vernichtungsverbot in § 14 UrhG verankert ist, ist
fraglich, wie § 14 UrhG unter Beachtung der Besonderheiten des Vernichtungs-
verbotes zu priifen ist und welche Kriterien im Rahmen einer Interessenabwagung
heranzuziehen sind.

1. Allgemeiner Streitstand zum Priifungsaufbau des § 14 UrhG

Es ist zunéchst zu kldren, welche Voraussetzungen bei der Anwendung von § 14
UrhG zu priifen sind. Dieser gewéhrt seinem Wortlaut nach dem Urheber das Recht,
eine Entstellung oder eine andere Beeintriachtigung seines Werkes zu verbieten, die
geeignet ist, seine berechtigten geistigen oder personlichen Interessen am Werk zu
gefihrden. Ausgehend von diesem Wortlaut werden unterschiedliche Priifungs-
schemata und abweichende Voraussetzungen vorgeschlagen.

Einerseits wird ein zweistufiger Aufbau vorgeschlagen. Danach wird zuerst ge-
priift, ob eine Entstellung oder andere Beeintrichtigung vorliegt, um dann im
zweiten Schritt eine Interessenabwigung vorzunehmen.®®® Als Argumente werden
angefiihrt, dass der Gesetzgeber mit dem Merkmal der ,,Eignung zur Interessenge-
fahrdung* lediglich den Zeitpunkt der Geltendmachung des Verbietungsrechts auf
ein Stadium vor dem Gefahrdungseintritt ausweiten, damit aber keinen gesonderten,
dritten Priifungsschritt schaffen wollte.*”' Dadurch solle dem Urheber ein priven-
tiver Abwehranspruch zugestanden werden, sodass es im Prozess geniige, wenn nur
die theoretische Moglichkeit der Interessengefihrdung dargelegt werde.®?

Die andere und herrschende Ansicht vertritt einen dreistufigen Priifungsaufbau,
wobei sich Unterschiede in den Einzelheiten ergeben. Zunichst sei eine Entstellung
oder andere Beeintrachtigung festzustellen. Dieser Eingriff miisse weiter geeignet
sein, die berechtigten geistigen oder personlichen Interessen des Urhebers am Werk
zu gefihrden. Zuletzt sei ebenfalls eine Interessenabwigung vorzunehmen.®”* Nach

620 Zentner, Das Urheberrecht des Architekten, 87 ff.; Federle, Der Schutz der Werkinte-
gritét, S. 45; Engl, Urheberrechtsschutz fiir Architektenleistungen, S. 54; Wiesner, Rechte des
bildenden Kiinstlers, S. 142.

821 Zentner, Das Urheberrecht des Architekten, 88; Federle, Der Schutz der Werkintegritit,
S. 45; Schéfer, Die Rechtsverhiltnisse, S. 50 f.

822y, Gamm, UthG, § 14 Rn. 9; Zentner, Das Urheberrecht des Architekten, 88; Federle,
Der Schutz der Werkintegritét, S. 44; Engl, Urheberrechtsschutz fiir Architektenleistungen,
S. 54.

623 Loewenheim/Dietz, Handbuch des Urheberrechts, § 16 Rn. 103; Schricker/Loewen-
heim/Peukert, § 14 Rn. 12; HK-UrhR/Dreyer, § 14 Rn. 36; Gotting/Scherz/Seitz/Gotting,
Handbuch des Personlichkeitsrechts, § 15 Rn. 22; Asmus, Harmonisierung des Urheberper-
sonlichkeitsrechts, S. 154, 156; Schack, Kunst und Recht, Rn. 261; Schack, Urheber- und
Urhebervertragsrecht, Rn. 396; Neumeister/v. Gamm, NJW 2018, 2678, 2680f.; Dreier/
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dieser Ansicht ist kein Unterschied zwischen einer Entstellung oder einer anderen
Beeintrichtigung bzgl. der Vornahme einer Interessenabwigung zu machen, da der
zweite Halbsatz des § 14 UrhG sich allgemein auf werkéndernde Eingriffe bezieche
und damit Entstellung und andere Beeintrachtigungen gleichermal3en umfasst seien.
Eine Interessenabwiigung sei damit stets vorzunehmen.®** Als Argument wird die
laut der Gesetzesbegriindung dem allgemeinen Personlichkeitsrecht nahestehende
generalklauselartige Unbestimmtheit des § 14 UrhG angefiihrt, weswegen der
Umfang des Rechts durch eine Interessenabwiigung zu begrenzen sei.’” Allein das
Vorliegen einer Entstellung oder anderen Beeintrichtigung erfiille nicht den Tat-
bestand des § 14 UrhG, sondern setze erst die Interessenabwigung in Gang.®*

Anderen zufolge ist nochmals zwischen der Entstellung und der anderen Be-
eintrachtigung zu differenzieren. Der dreistufige Aufbau ist danach nur beim Vor-
liegen einer ,,anderen Beeintrichtigung®, nicht jedoch bei Vorliegen einer Entstel-
lung zu priifen.®” Der Urheber soll im Falle einer Entstellung nicht darlegen miis-
sen, dass der Eingriff seine ideellen Interessen am Werk verletzt.*® Es wird argu-
mentiert, dass es sich bei Entstellung um eine besonders schwere Form der
Beeintrichtigung handelt, bei der das Gesetz eine Interessengefdhrdung unter-
stellt.®”

Noch weitergehend fordern manche einen absoluten Schutz vor Entstellungen,
sodass eine Entstellung ausnahmslos verboten sei und keine Interessenabwégung
nach sich ziehe. Das Integrititsinteresse des Urhebers sei bei einer Entstellung

Schulze/Schulze, § 14 Rn. 16; Lettl, Urheberrecht, § 4 Rn. 25; Wiesner, Rechte des bildenden
Kinstlers, S. 131; Honscheck, GRUR 2007, 944, 945; Wandtke/Bullinger/Bullinger, § 14
Rn. 10 ff.; Fromm/Nordemann/Dustmann, § 14 Rn. 9 ff., 20.

624 Schricker/Loewenheim/Peukert, § 14 Rn. 12; Hoeren/Holznagel/Ernstschneider/Rin-
ken, Handbuch Kunst und Recht, S. 77; Fischer/Reich/Beduhn, Der Kiinstler und sein Recht,
§ 3 Rn. 59; Osenberg, Die Unverzichtbarkeit des Urheberpersonlichkeitsrechts, S. 172; Miil-
ler, Das Urheberpersonlichkeitsrecht des Architekten, S. 155; Dreier/Schulze/Schulze, § 39
Rn. 18; Mohring/Nicolini/Kroitzsch/Gotting, § 14 Rn. 8, 15.

©5 RegE UrhG 1965, BT-Drucks. IV/270, 27, 45.
626 Loewenheim/Dietz, Handbuch des Urheberrechts, § 16 Rn. 103.

$7BGH Urt. v. 13.10.1988 — I ZR 15/87 = GRUR 1989, 106, 107 — Oberammergauer
Passionsspiele I, BGH Urt. v. 31.05.1974 — T ZR 10/73 = GRUR 1974, 675, 676 — Schul-
erweiterung; BGH Urt. v. 02.10.1981 — T ZR 137/79 = GRUR 1982, 107, 110 — Kirchen-
Innenraumgestaltung; Wandtke/Bullinger/Bullinger, § 14 Rn. 9; a. A. OLG Stuttgart Urt. v.
06.10.2010—4 U 106/10 = GRUR-RR 2011, 56, 58 — Stuttgart 21; OLG Frankfurt Urt. v.
04.12.1975-6 U 156/75 = GRUR 1976, 199, 201 — Gétterdimmerung.

828 BGH Urt. v. 13.10.1988 — I ZR 15/87 = GRUR 1989, 106, 107 — Oberammergauer
Passionsspiele 1I; BGH Urt. v. 31.05.1974 — 1 ZR 10/73 = GRUR 1974, 675, 676 — Schul-
erweiterung; BGH Urt. v. 02.10.1981 — I ZR 137/79 = GRUR 1982, 107, 110 — Kirchen-
Innenraumgestaltung; Wandtke/Bullinger/Bullinger, § 14 Rn. 9; a. A. OLG Stuttgart Urt. v.
06.10.2010—4 U 106/10 = GRUR-RR 2011, 56, 58 — Stuttgart 21, OLG Frankfurt Urt. v.
04.12.1975-6 U 156/75 = GRUR 1976, 199, 201 — Gétterdimmerung.

629 Wandtke/Bullinger/Bullinger, § 14 Rn. 9.
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grundsitzliche vorrangig.*® Diese Ansicht lisst sich teilweise anhand der Recht-
sprechung begriinden, die wiederholt formuliert, dass Anderungen des Werkes zu-
lassig seien, wenn sie unter Abwigung der Interessen fiir den Urheber zumutbar
erscheinen und ferner keine Werkentstellung i.S.d. § 14 UrhG darstellen.®

Zur Einordnung der verschiedenen Ansichten ist zunéchst festzustellen, dass der
Wortlaut des § 14 UrhG nicht eindeutig ist. Beziiglich der Eignung zur Interessen-
gefihrdung lisst er Deutungsspielraum zu.**> Da es sich bei der Entstellung um
einen Unterfall der Beeintrichtigung handelt und § 14 UrhG ein allgemeines An-
derungsverbot normiert,*** entspricht eine unterschiedliche Handhabung von Ent-
stellung und anderer Beeintrdchtigung nicht dem Normcharakter.

Fiir die Ansicht, dass eine Entstellung die Interessendarlegung durch den Urhe-
ber iiberfliissig werden lésst, finden sich zudem weder Anhaltspunkte im Geset-
zeswortlaut noch in der Gesetzesbegriindung.®** Eine Beschrinkung der Priifung der
Interessengefdhrdung nur im Fall einer anderen Beeintrachtigung wiirde zudem
praktisch zu einer kaum zu bewiéltigenden Differenzierung zwischen ,,Entstellung*
und ,,anderen Beeintrichtigung® fiihren.®*® Es handelt sich um eine flieBende Un-
terscheidung, sodass eine verschiedene Handhabung in der Praxis zu fragwiirdigen
Ergebnissen fiihren konnte. Insbesondere durch die Vornahme einer Interessenab-
wigung wird auch im Falle einer Entstellung eine Einzelfallgerechtigkeit herbei-
gefiihrt. Es ist ein Ausgleich zwischen Urheber und Eigentiimerinteressen herzu-
stellen und nicht ein einseitiger ,,blinder” Schutz. Eine einheitliche Behandlung ist
zudem die Konsequenz einer verfassungskonformen Auslegung. Die Vornahme
einer Interessenabwégung ist Ausfluss des Gebots der VerhéltnisméBigkeit, sodass
immer festzustellen ist, welche Interessen konkret gefdhrdet sind, und zwar unab-
héngig einer Einordnung als Entstellung oder andere Beeintrachtigung. Auch der
Gesetzgeber hat nicht zwischen beiden Eingriffsformen unterschieden.**

Zudem ist die Ansicht auch in Anbetracht der Einordnung der Vernichtung eines
Werkoriginals als andere Beeintrachtigung fraglich. Denn auch diese beeintréchtigt
die Urheberinteressen nicht unerheblich. Es ist danach zu fragen, wo die Grenze zu
ziehen ist. Es ist unklar, was als andere Beeintrichtigung und was schon als Ent-
stellung betrachtet werden soll. Ferner ist bereits nach dem Urheberrechtsgesetz
nicht jede Entstellung eines Werkes verboten. So konnte als erlaubte Verstiimme-
lung beispielsweise das Kleinzitat in § 51 S.2 Nr. 2 UrhG oder aber die zwangs-

39 vgl. Honscheck, GRUR 2007, 944, 946; Rehbinder, Urheberrecht, Rn. 411.

' BGH Urt. v. 31.05.1974 —1 ZR 10/73 = GRUR 1974, 675, 676 — Schulerweiterung; LG
Hamburg Urt. v. 03.12.2004-308 O 690/04 = GRUR 2005, 672, 674 — Astra-Hochhaus.

832 Federle, Der Schutz der Werkintegritit, S. 45.

633 Siehe dazu unter Kapitel 1 A.II., S. 19; Kapitel 1 C.V.3., S. 71.
8% Ebenso Fromm/Nordemann/Dustmann, § 14 Rn. 17 ff.

835 Fromm/Nordemann/Dustmann, § 14 Rn. 17 ff.

636 RegE UrhG 1965, BT-Drucks. IV/270, S.45; Fromm/Nordemann/Dustmann, § 14
Rn. 19.
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laufige Verkleinerung einer Werkverkdrperung im Rahmen der Katalogbildfreiheit
nach §§ 58, 62 Abs. 3 UrhG angesehen werden.®”’ Das bedeutet, dass das Urhe-
berrecht selbst nicht jede Verstiimmelung und damit Entstellung eines Werkexem-
plars als derart gravierend ansieht, dass die Handlung nicht aufgrund tiberwiegender
anderer Interessen gestattet sein kdnnte.

Auch die Tatsache, dass der Gesetzgeber einen praventiven Abwehranspruch fiir
den Urheber schaffen wollte, steht einem dreistufigen Priifungsaufbau nicht entge-
gen. Es ergibt sich nicht ausdriicklich der Wille des Gesetzgebers, dass der Wortlaut
,,Gefdahrdung der Interessen allein dem Zweck eines praventiven Abwehranspruchs
dienen soll. Er konnte ebenso auch auf einen dreistufigen Priifungsaufbau hinwei-
sen.

Das Merkmal der Eignung zur Interessengefdahrdung ist aulerdem erforderlich
als ein sinnvoller Filter vor der Interessenabwégung. Damit wird der ,,Rechtsof-
fenheit™ einer Interessenabwigung entgegengewirkt. Sofern der Urheber die ange-
griffenen Werkénderungen wirksam gestattet hitte und dadurch zum Ausdruck
bréchte, dass ihm an der konkreten Wirkung des Werkes nichts liegt, bestiinde keine
Interessengefihrdung.*® Dies ergibt auch eine verfassungskonforme Auslegung
von § 14 UrhG. Wenngleich das Urheberpersonlichkeitsrecht nicht abdingbar ist,
erscheint es unter Beachtung von grundrechtlichen Erwégungen sehr fraglich, wieso
ein offensichtlich nicht stark ausgeprigtes ideelles Interesse insbesondere im Ver-
hiltnis zu einem stark ausgeprigten Eigentiimerinteresse derart schiitzenswert ist,
dass es einer komplexen Abwiagung bedarf, obwohl das Ergebnis bereits vorbe-
stimmt ist. Bei derart evidenten Fallkonstellationen ist eine Interessenabwégung
somit ,,reine Formsache®, sodass kritisch zu hinterfragen ist, wieso es einer solchen
im Einzelfall bedarf.

Es ist somit ein dreistufiger Aufbau zu wihlen und nicht zwischen der Entstel-
lung und anderen Beeintrachtigung in Bezug auf das Merkmal der Interessenge-
fahrdung und innerhalb der Interessenabwégung zu unterscheiden.

Zuerst ist zu priifen, ob eine Entstellung oder andere Beeintrdchtigung des
Werkes vorliegt. Sodann miisste dieser Eingriff zur Gefahrdung der geistigen oder
personlichen Interessen des Urhebers am Werk geeignet sein, was voraussetzt, dass
diese bestehen. Im letzten Schritt ist eine umfassende Interessenabwégung zwischen
Urheber- und Eigentlimerinteressen vorzunehmen und zu priifen, ob die Interessen
des Urhebers gegeniiber denen des Eigentiimers berechtigt sind.

837 Schack, Urheber- und Urhebervertragsrecht, Rn. 398.

% BGH Urt. v. 18.12.2008 — I ZR 23/06 = GRUR Int. 2009, 616, Rn. 27 ff. — Klingeltone
fiir Mobiltelefone; Schack, Rn. 386; Hegemann, in FS: Hertin, S. 87, 95; Jéinecke, Das urhe-
berrechtliche Zerstérungsverbot, S. 145, 196 ff.
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2. Priifung der Werkvernichtung als Fall des § 14 UrhG
a) Andere Beeintrichtigung durch Vernichtung eines Werkoriginals

Die andere Beeintrachtigung nach § 14 UrhG erfasst alle Eingriffe, die aus ob-
jektiver Sicht direkt oder indirekt verdndernd auf die kommunikative Wirkung des
Werkexemplars und damit auf das Werk einwirken.®** Es miisste eine Hemmung,
Behinderung oder Einschrinkung der Wirkung des Werkes gegeben sein.®*

Es wurde bereits festgestellt, dass die Vernichtung eines Werkoriginals die
geistigen Interessen des Urhebers betrifft, indem der Bezugspunkt der Urheber-
Werk-Beziehung in Form des verkorperten geistigen Guts zerstort wird. Danach ist
das Werk in seiner Wirkung maximal gehemmt, denn es ist nicht mehr wahr-
nehmbar. Auch wurde herausgearbeitet, dass durch die vollstindige Vernichtung
eines Werkoriginals das Werk selbst beeintrichtigt wird und der Tatbestand des
§ 14 UrhG einschligig ist.*!

Die Beeintriachtigung umfasst dabei die Entstellung als einen besonders schwe-
ren Fall der Beeintrichtigung.®”? Die Vernichtung eines Werkoriginals stellt somit
ebenso wie die Entstellung einen Unterfall der anderen Beeintrachtigung des Wer-
kes nach § 14 UrhG dar.

aa) Vollstindige Vernichtung als ,,schirfste Form* der anderen Beeintrichtigung?

Neben der Einordnung als einen Unterfall des § 14 UrhG wird von der Recht-
sprechung zudem postuliert, dass die vollstindige Vernichtung eines Werkes die
,.schirfste Form* der Beeintrichtigung darstelle.®”® Unabhingig von der Frage, ob
eine Abgrenzung der Beeintriachtigungsformen iiberhaupt notwendig ist, ist der
pauschalen Einordnung der Vernichtung als ,,schirfste Form* der Beeintrichtigung
nicht zuzustimmen.

Wie herausgearbeitet betrifft die Vernichtung von Werkoriginalen die geistigen
Interessen des Urhebers. Der Schutzbereich des § 14 UrhG und damit auch der
Begriff der anderen Beeintrichtigung umfassen die gesamten ideellen Interessen,
also personliche wie auch geistige. Abhéngig von der Art der Vernichtung kann
diese ebenso wie bei den sonstigen Beeintrichtigungen die Urheberinteressen gra-
duell intensiver oder weniger intensiv betreffen. Dies kann beispielsweise davon

639 Fromm/Nordemann/Dustmann, § 14 Rn. 12.
90 Wandtke/Bullinger/Bullinger, § 14 Rn. 3.
1 Siehe dazu unter Kapitel 2 B.I1.2.a), S. 106.

2 Siehe dazu unter Kapitel 1 A.IL., S. 19; ebenso Schack, Urheber- und Urhebervertrags-
recht, Rn. 397.

3 BGH Urt. v. 21.02.2019 — T ZR 98/17 = GRUR 2019, 609, Rn. 30 ff. — HHole (for
Mannheim); BGH Urt. v. 21.02.2019 — I ZR 99/17 = ZUM 2019, Rn. 29 ff. — PHaradise;
BGH Urt. v. 21.02.2019 - I ZR 15/18 = GRUR 2019, Rn. 16 ff. — Minigolfanlage; Schack,
Urheber- und Urhebervertragsrecht, Rn. 412.
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abhéngig sein, einem wie groBem Publikum das Werkoriginal zugénglich ist. Es ist
der Literatur und Rechtsprechung zuzugestehen, dass eine vollstdndige Vernichtung
im Regelfall tendenziell eine intensive Beeintrachtigung der Urheberinteressen
darstellt, allerdings diirfte es auch Konstellationen geben, in denen eine Entstellung
die Urheberinteressen stéirker betrifft als eine Vernichtung. So ist es denkbar, dass
der Urheber sein Werkoriginal lieber zerstort sehen mochte, als dass ihm ein
géanzlich sinnentfremdetes Geisteswerk zugerechnet wird. Auch durch die Ent-
scheidung der gesonderten Benennung der Entstellung durch den Gesetzgeber wird
deutlich, dass diese besonders intensive Beeintrichtigungen umfassen soll. Unter
Zugrundelegung der Beeintrachtigung als Oberbergriff ist folglich anzunehmen,
dass die Entstellung als besonders schwerwiegende, unter Umstinden sogar
»scharfste Form* der Beeintrachtigung erfasst werden sollte, wohingegen die Ver-
nichtung eine nicht unter die Entstellung zu subsumierende andere Form der Be-
eintrichtigung darstellt, dessen Intensitit im Einzelfall ermittlungsbediirftig ist.***

Diese Annahme wird auch von grundrechtlichen Erwdgungen getragen. Die
eingangs geschilderter Interessenlage zeigt das Konfliktpotenzial und das Erfor-
dernis die betroffenen Interessen in einen angemessenen Ausgleich zu bringen.®*
Eine pauschale Einordnung der Vernichtung als ,,schirfste Form™ der Beeintriach-
tigung wird den Anforderungen an einen angemessenen Interessenausgleich in
Form einer im Einzelfall vorzunehmenden VerhdltnisméBigkeitspriifung nicht ge-
recht.** Es ist stets zu priifen, wie stark die ideellen Interessen des Urhebers aus-
gepragt sind oder ob wirtschaftliche Interessen an der Erhaltung des Werkes im
Vordergrund stehen. Es muss die Frage gestellt werden, inwieweit der Urheber die
Wirkungsmacht seines Kunstwerks schiitzen mochte und, ob andere Erwdgungen
fiir den Erhalt des Werkstiicks eine Rolle spielen. Diese anderen Erwadgungen sind
auch schiitzenswert, etwa iiber § 25 UrhG, allerdings nicht im Rahmen von § 14
UrhG. Eine ausdifferenzierte und dem Einzelfall gerecht werdenden Einordnung ist
somit erst im Rahmen einer ausfiihrlichen Interessenabwigung mdglich und auch
erforderlich. Es ist dem Urheber kein ,,blinder” Schutz auf Kosten der Eigentii-
merinteressen zu gewéhren.

bb) Erforderlichkeit der Abgrenzung der Eingriffsarten

Teilweise wird in Rechtsprechung und Literatur auf eine Abgrenzung zwischen
der Entstellung oder anderen Beeintrachtigung mit der Begriindung verzichtet, dass
die Intensitét des Eingriffs ohnehin noch in der vorzunehmenden Interessenabwi-

844 vgl. dhnlich v. Waasen, Spannungsverhiltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum,
S. 157.

65 Siche dazu unter Kapitel 1 B., S. 22 ff.
846 Im Ergebnis ebenso Goldmann, GRUR 2005, 639, 643.
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gung Beriicksichtigung finden wiirde.*” Dem wird entgegengehalten, dass dies die
besondere Hervorhebung der Entstellung durch den Gesetzgeber als besonders
schwerwiegende Form der anderen Beeintrachtigung nicht hinreichend respektie-
re.*® Die Unterscheidung habe den Sinn Fallgruppen zu erméglichen, um dadurch
die Interessenabwigung zu erleichtern.*”’ Auch kénnten sich durch diese Einord-
nung Folgen fiir die Einwilligungsfahigkeit und den Verzicht durch den Urheber
ergeben.® Hier ist auf das zuvor benannte Argument der praktischen Abgrenzbar-
keit zu Verweisen.”' Der Gesetzgeber hat durch die Hervorhebung der Entstellung
deutlich gemacht, dass ein gradueller Unterschied innerhalb der anderen Beein-
trachtigung zu machen ist. Dem wird durch eine Beriicksichtigung der Eingriffsin-
tensitdt Rechnung getragen. Die Unterscheidung ist jedoch derart flieBend und von
Nuancen abhéngig, dass es einem angemessenen Interessenausgleich nicht zutrdg-
lich wire, anhand von Fallgruppen und daran gekniipfte Rechtsfolgen eine sche-
matische Vorbewertung zu verlangen. Vielmehr ist die Einordnung der Intensitit im
Rahmen der Interessenabwégung vorzunehmen, wobei die Entstellung das obere
Ende einer Skala darstellt. Der konkrete Einzelfall ist dann auf dieser Skala einzu-
ordnen.

b) Eignung zur Interessengefihrdung

Nach dem Wortlaut der Vorschrift muss die Entstellung oder andere Beein-
trichtigung des Werkes geeignet sein, die geistigen oder personlichen Interessen
des Urhebers an seinem Werk zu gefahrden. Die Notwendigkeit dieses Priifungs-
punktes wurde im Rahmen der unterschiedlichen Ansichten zum Priifungsaufbau
des § 14 UrhG bereits dargelegt.®>

Liegt objektiv eine Entstellung oder — wie im Fall Vernichtung — eine andere
Beeintrichtigung vor, ist die Eignung zur Interessengefihrdung grundsitzlich in-
diziert.** Denn das im Werkintegrititsschutz zum Ausdruck kommende grundle-
gende Interesse des Urhebers am unversehrten Fortbestand des Werkstiicks auch

%7 OLG Frankfurt Urt. v. 04.12.1975—-6 U 156/75 = GRUR 1976, 199, 201 — Gdtter-
ddmmerung; Schricker/Loewenheim/Peukert, § 14 Rn. 18; Schilcher, Der Schutz des Urhe-
bers, S. 65f.

% Vgl. Zentner, Das Urheberrecht des Architekten, S. 83; v. Waasen, Spannungsverhiltnis
zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 44f.; Engl, Urheberrechtsschutz fiir Architekten-
leistungen, S. 52.

649, Waasen, Spannungsverhiltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 45.

0 Zentner, Das Urheberrecht des Architekten, S. 83.

8! Siehe dazu unter Kapitel 2 B.IIL.1., S. 111 ff.

652 Siehe dazu unter Kapitel 2 B.IIL.1., S. 111 ff.

63 Ebenso Schricker/Loewenheim/Peukert, § 14 Rn.23; OLG Stuttgart Urt. v. 06.10.
2010—4 U 106/10 = GRUR-RR 2011, 56, 58 — Stuttgart 21; Schofer, Die Rechtsverhiltnisse,
S. 50; Schilcher, Der Schutz des Urhebers, S. 95; Wallner, Der Schutz von Urheberwerken,
S. 135; v. Waasen, Spannungsverhdltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 47.
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nach dessen VerduBerung rechtfertigt den Schluss, dass bei Beeintrichtigungen
durch den Eigentiimer die Urheberbelange betroffen sind.®** Das geistige Band
zwischen Urheber und Werkstiick besteht auch nach der VerduBerung des Werk-
originals fort.*>> Es kann nur sinnvoll und umfinglich geschiitzt werden, wenn der
Schluss auch bzgl. der Vernichtung eines Werkoriginals angewendet wird. Im Falle
einer Vernichtung ist daher im Grundsatz die Eignung zur Interessengefdhrdung
indiziert.

Es sind ergédnzend die gesetzgeberischen Wertungen zu beriicksichtigen, wonach
durch den Wortlaut der ,,Fignung zur Interessengefahrdung® es ausreichend, aber
auch erforderlich ist, dass eine Gefahrdung bevorsteht. Dies gilt umso mehr im
Kontext eines addquaten Schutzniveaus bei einer vollstindigen Vernichtung des
Werkoriginals, da sie nicht revidierbar und somit endgiiltig ist.

Eine Ausnahme von der indizierten Interessengefdahrdung kann nur bestehen,
wenn der Urheber einem Werkeingriff zugestimmt hat oder sein Desinteresse am
Fortbestehen des Werksoriginals bekundet hat, indem deutlich wird, dass ihm an der
unbedingten Aufrechterhaltung des urspriinglichen Werkzustands nichts liegt.®*®
Dadurch wird die Wahrung eines angemessenen Interessenausgleichs zwischen den
Eigentiimer- und Urheberinteressen fortgefiihrt. Wenn der Urheber erkennbar nicht
an der Verhinderung einer Vernichtung interessiert ist, ist nicht nachvollziehbar,
wieso die grundrechtlich geschiitzten Interessen des Eigentiimers zuriicktreten
sollten, wo doch das ideelle Interesse des Urhebers offenbar nicht stark ausgepréagt
ist. Hier greift erneut das Argument, dass kein ,,blinder Schutz* zu gewéhren ist. In
diesem Zusammenhang ergeben sich bei einer Vernichtung eines Werkoriginals die
nachfolgenden Fallgruppen.

aa) ,,Fahrldssige* Vernichtung eines Werkoriginals

Es wurde im Rahmen der Kollision mit dem Denkmalschutzrecht festgestellt,
dass den Eigentiimer eines Werkes keine positive Erhaltungs- oder Restaurie-
rungspflicht trifft, sodass er nicht verpflichtetet ist, Malnahmen zur Erhaltung des
Werkes zu ergreifen.®” Auch kénnen aus der aus dem Vernichtungsverbot resul-
tierenden Unterlassungspflicht des Eigentiimers keine aktiven Handlungspflichten
hergeleitet werden.®® Unklar blieb dabei, wie es sich mit dem Bereich zwischen

654, Waasen, Spannungsverhiltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 47.

655 Vel. v. Waasen, Spannungsverhiltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 31 f.

856 Ebenso v. Waasen, Spannungsverhiltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 48;
Schricker/Loewenheim/Peukert, § 14 Rn. 24; dhnlich Schilcher, Der Schutz des Urhebers,
S.97; BGH Urt. v. 13.10.1988 — I ZR 15/87 = GRUR 1989, 106, 107 — Oberammergauer
Passionsspiele II; BGH Urt. v. 18.12.2008 — I ZR 23/06 = GRUR Int. 2009, 616, Rn. 27 ff. —
Klingeltone fiir Mobiltelefone; Schack, Rn. 386; Hegemann, in: FS Hertin, S. 87, 95; Jinecke,
Das urheberrechtliche Zerstorungsverbot, S. 145, 196 ff.

%7 Siehe dazu unter Kapitel 2 B.I1.4., S. 94 ff.

658 Siehe dazu unter Kapitel 2 B.1.4.b), S. 96 ff.
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einer willentlichen Vernichtung des Werkstiicks und einer positiven Erhaltungs-
pflicht des Eigentiimers verhilt. Ist das ,,Zusehen beim allméhlichen Verfall eines
Werkstiicks nicht auch eine bewusste Entscheidung fiir den Verfall? Ob auch das
»Zusehen® vom Vernichtungsverbot umfasst ist, und wann es sich um eine wil-
lentliche Vernichtung des Werkstiicks und wann blofl um eine ,,fahrldssige” Ver-
nichtung als Folge einer unsachgemifien Behandlung handelt, ist zu erdrtern. Die
Verliufe sind jedoch flieBend, was eine Abgrenzung im Einzelfall erschwert.5®

Die Vernichtung des Werkoriginals setzt grundlegend eine Handlung voraus.*®
Um an ein Unterlassen des Eigentiimers — etwa das Unterlassen von Erhaltungs-
mafinahmen — ankniipfen zu koénnen, bedarf es grundsétzlich einer Pflicht zum
Handeln.*' Da gerade keine Handlungspflicht zur Erhaltung des Werkstiicks be-
steht, ist eine Ankniipfung an ein Unterlassen nicht moglich.5®

Einem Unterlassen geht allerdings gerade bei der Vernichtung eines Werkori-
ginals regelmiBig eine Handlung voraus. Wird beispielsweise ein Aquarell dem
Regen iiberlassen, muss es vorher dort hingestellt worden sein. Damit ist die Ein-
ordnung als Handlung oder als Unterlassen im Ergebnis regelméBig eine Frage der
Perspektive, wobei das Unterlassen die Ausnahme darstellt.*® Der Urheber wird
jedenfalls bei der Vernichtung seines Werkoriginals dem Eigentiimer eine aktive
Handlung vorwerfen, da sich stets ein Ankniipfungspunkt dafiir ergeben wird. Be-
zogen auf die Handlung stellt sich dann die Frage, ob bereits eine fahrlédssige
Handlung des Eigentiimers fiir den Vernichtungstatbestand des § 14 UrhG ausreicht
oder ob grobe Fahrléssigkeit oder Vorsatz zu fordern sind.

Einfache Fahrléssigkeit bedeutet im Zivilrecht nach § 276 Abs. 2 BGB das aufer
Acht lassen der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt. Vorsatz ist das Wissen und
Wollen des rechtswidrigen Erfolges im Bewusstsein der Rechts- bzw. Pflichtwid-
rigkeit.®** Grobe Fahrlissigkeit umfasst das auBer Acht lassen der im Verkehr er-
forderlichen Sorgfalt in besonders schwerem, ungewohnlich hohem MaB.** Das ist
der Fall, wenn einfachste ganz naheliegende Uberlegungen nicht angestellt werden
und ungeachtet bleibt, was unter den gegebenen Umstinden jedem einleuchten
miisste.®® Im Rahmen der Vernichtung wird vertreten, dass lediglich eine vorsitz-

89 Vgl. Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstdrungsverbot, S. 103; Schack, Kunst und
Recht, Rn. 190f.; v. Waasen, Spannungsverhiltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum,
S. 142.

860 vgl. BeckOK UrhR/Gétting, § 14 Rn. 10.

6! Vgl. grundlegend fiir § 823 BGB: BGH Urt. v. 01.12.2015 - X ZR 170/12 = GRUR
2016, 630, 632; BeckOGK/Spindler, § 823 Rn. 75.

662 Siehe dazu unter Kapitel 2 B.L4., S. 94 ff.

% Vgl bei § 823 BGB: BeckOK BGB/Férster, § 823 Rn. 100.
664 Jauernig/Stadler, § 276 Rn. 15.

863 Jauernig/Stadler, § 276 Rn. 33.

%6 BGH Urt. v. 10.05.1994 — XI ZR 212/93 = NIJW 1994, 2093, 2094; Jauernig/Stadler,
§ 276 Rn. 33.
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liche oder grob fahrlissige Handlung das Vernichtungsverbot betreffen konne.®’
Begriindet wird dies damit, dass der Eigentiimer nicht zur sorgsamen Behandlung
des jeweiligen Werkstiicks verpflichtet sei.®®®

Wire der Eigentiimer zum sorgsamen Umgang mit dem Werkoriginal ver-
pflichtet, miisste er die im Verkehr erforderliche Sorgfalt walten lassen. Es wiirde
der Mafistab des § 276 Abs. 1 BGB Anwendung finden. Die Folge wire jedoch eine
faktische Erhaltungspflicht. Die Achtung der im Verkehr erforderliche Sorgfalt
bedeutet, dass die Sorgfalt eines besonnenen und gewissenhaften Zugehdrigen des
in Betracht kommenden Verkehrskreises zum Zeitpunkt des zu beurteilenden Ver-
haltens zu beachten ist.®” Aufgrund der grundsitzlich nach Art. 14 Abs. 1 GG
1. V.m. § 903 S. 1 BGB absoluten Befugnisse des Eigentiimers an dem kdrperlichen
Werkoriginal kann ihm unter Beriicksichtigung der Urheberinteressen nicht zuge-
mutet werden, dass er sich an dem MaBstab eines besonnenen und gewissenhaften
Verkehrsteilnehmers messen lassen muss. Dies gilt insbesondere, da der Urheber
durch die Entlassung des Werkoriginals aus seinem Einwirkungskreis die Einwir-
kung fiir Dritte er6ffnet hat, und er somit nicht grundsétzlich erwarten kann, dass
durch den neuen Eigentiimer mit dem Gegenstand stets besonnen und gewissenhaft
umgegangen wird. Seine personlichen und geistigen Interessen konnen nur insoweit
gefiihrdet werden, als er der Einwirkung nicht zugestimmt hitte.””® Durch die Ent-
scheidung der WeiterverduBerung wird zwar nicht eine Vernichtungsbefugnis durch
den Eigentiimer ,,erworben®,”" sie enthilt aber die Zustimmung, dass das Werk-
stiick dem sachgemifBen oder auch unsachgemiflen Umgang eines anderen ausge-
setzt ist. Andersfalls wire der Eigentiimer zur Vermeidung von Schadensersatzan-
spriichen dazu verpflichtet, eine Vernichtung durch sorgsamen Umgang zu verhin-
dern. Dies wiirde eine abzulehnende Erhaltungspflicht ,,durch die Hintertiir* kreie-
ren. Daher ist bei einer fahrldssigen Handlung die Eignung zur
Interessengefdhrdung nicht indiziert.

Fraglich ist indes, ob sich der Eigentiimer nicht an dem MaBstab der eigeniibli-
chen Sorgfalt nach § 277 BGB messen lassen muss. Entscheidend sind dabei die

87 Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstrungsverbot, S. 103; v. Waasen, Spannungsver-
héltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 142.

668y, Waasen, Spannungsverhiltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 142.

9 BGH Urt. v. 20.10.1987 — VI ZR 280/86 = NJW 1988, 909, 909; Jauernig/Stadler,
§ 276 Rn. 29.

870y, Waasen, Spannungsverhiltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 48; Schri-
cker/Loewenheim/Peukert, § 14 Rn. 24; dhnlich Schilcher, Der Schutz des Urhebers, S. 97,
BGH Urt. v. 13.10.1988 — I ZR 15/87 = GRUR 1989, 106, 107 — Oberammergauer Passi-
onsspiele I, BGH Urt. v. 18.12.2008 — I ZR 23/06 = GRUR Int. 2009, 616, Rn. 14, 27f. —
Klingeltone fiir Mobiltelefone; Schack, Urheber- und Urhebervertragsrecht, Rn. 402; Hege-
mann, in: FS Hertin, S. 87, 95; Jdnecke, Das urheberrechtliche Zerstorungsverbot, S. 145,
196 ff.

7' Vgl. Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstdrungsverbot, S. 101; Schdfer, Die Rechts-
verhéltnisse, S. 152 ff.; Schilcher, Der Schutz des Urhebers, S. 85, sieche dazu unter Kapitel 2
B.I12,S.91f
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individuellen, persénlichen Eigenarten des jeweiligen Schuldners, inklusive eines
bei ihm iiblichen ,,Schlendrians®, soweit er nicht schon grob fahrlissig ist.*”> Da-
durch wiirde dem Eigentiimer lediglich aufgebiirdet, mit dem Werkoriginal nicht
schlechter umzugehen als mit seinen sonstigen Gegenstdnden. Dies erscheint zu-
néchst unter Beachtung der beidseitigen Interessen angemessen, birgt indes fakti-
sche Herausforderungen.

Nach § 277 BGB bleibt eine Haftung wegen grober Fahrldssigkeit neben der
eigeniiblichen Sorgfalt bestehen. Allerdings ist die Feststellung des Malstabes im
Prozess aufwendig und erhéht die Rechtsunsicherheit fiir den Urheber, da nur der
Eigentliimer weif, wie er mit seinen anderen Gegenstinden umgeht und so einen fiir
ihn giinstigen Vortrag wéhlen konnte. Hinzukommt, dass die eigentiibliche Sorgfalt
stets in Féllen einer engen Zusammenarbeit mit gemeinsamem Zweck oder bei
Unentgeltlichkeit angewendet wird.®” Daran fehlt es bei dem Verhiltnis zwischen
Urheber und Eigentiimer, sodass eine Anwendung neben prozessualen Hiirden auch
nicht dem systematischen Anwendungsbereich der Norm entsprechen wiirde und
somit abzulehnen ist.

Wenngleich die Haftungsprivilegierung nach § 277 BGB nicht greift, wird im
Wortlaut des § 277 BGB klargestellt, dass ein Ausschluss von grober Fahrléssigkeit
gesetzgeberisch nicht gewollt ist. Dabei handelt es sich um eine grundsétzliche, dem
gesamten BGB immanente, gesetzgeberische Wertung, die beispielsweise auch in
§ 309 Nr. 7 b) BGB zum Ausdruck kommt. So unterliegt auch innerhalb von AGB
der Ausschluss oder die Begrenzung der Haftung aufgrund einer grob fahrléssigen
Pflichtverletzung einem Klauselverbot ohne Wertungsmdoglichkeit. Auch §§ 300
Abs. 1, 521, 599, 680, 968 BGB sind Beispiele fiir diese Wertung.*’* Es ist nicht
ersichtlich, wieso dieser Grundsatz beim Eigentiimer insbesondere unter dem Ge-
sichtspunkt der ,,Einheit der Rechtsordnung® durchbrochen werden sollte. Selbst
der Finder, der den Gegenstand nicht ké&uflich erworben hat, muss nach § 968 BGB
vorsétzliche und grob fahrldssige Handlungen vertreten.

Es bleibt somit als Ankniipfungspunkt das vorsitzliche oder grob fahrldssige
Handeln des Eigentiimers.®” Daher ist das fahrlissige, nicht tatbestandsmifBige
Verhalten von dem grob fahrldssigen oder sogar vorsitzlichen Verhalten abzu-
grenzen.

Eindeutig ist es, wenn ein Verhalten nur dazu dient, eine aktive Zerstdrungs-
handlung durch eine andere, schleichende und indirekte Zerstérung zu ersetzten.
Hierbei handelt es sich um eine ,,getarnte Fahrldssigkeit”, die aber bewusst ge-

72 MiiKo BGB/Grundmann, § 277 Rn. 3.

673 Vgl. MiiKo BGB/Grundmann, § 277 Rn. 2 f.; Anwendungsfille sind § 690 BGB bei der
unentgeltlichen Verwahrung, § 708 BGB bei Personengesellschaften, § 1359 BGB bei Ehe-
gatten, § 1664 BGB bei Eltern gegeniiber ihren Kindern sowie der Haftung zwischen Vor- und
Nacherben nach § 2131 BGB.

7 Vgl. BeckOK BGB/Lorenz, § 277 Rn. 7.
575 Ebenso v. Waasen, Spannungsverhiltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 142.
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schieht. Da ein willentlicher Prozess und somit Vorsatz und nicht nur eine reine
Sorglosigkeit vorliegt, ist der Handlung dann immanent, dass sie geeignet ist, die
geistigen Interessen des Urhebers zu gefihrden.®’”® Von einer Zustimmung des Ut-
hebers hinsichtlich des Verhaltens des Eigentiimers kann dann keine Rede mehr
sein. Dies gilt auch dann, wenn das Eigentum am Werkoriginal im Rahmen eines
durch den Urheber unfreiwillig vollzogenen Erwerbsvorgang erlangt wurde, wie
etwa bei einem gutgldubigen Erwerb oder einer Ersitzung. Denn der Urheber muss
das Werk zuvor in den Rechtsverkehr bewusst entlassen haben, ansonsten wiirde ein
Eigentumserwerb nach § 935 Abs. 1 S. 1 BGB wegen Abhandenkommen der Sache
ausscheiden. Durch das Entlassen hat er seine Zustimmung bzgl. des Umgangs
durch Dritte mit dem Werkstiick erteilt.

Die Feststellung einer solchen ,,Vertuschung® ist allerdings oft problematisch.
Der Eigentiimer wird in seinem Interesse nicht vortragen, dass er das Werkoriginal
eigentlich vernichten wollte, damit er aber nicht hafte, habe er es dem Verfall
uiberlassen. Praktisch ist daher anhand von Indizien fiir eine ,,schleichende® Ver-
nichtung auf den objektivierten Horizont des Eigentiimers abzustellen.”” Insbe-
sondere, wenn der Eigentiimer mit anderen Gegenstidnden deutlich sorgsamer um-
geht, konnte dies ein Indiz sein.

Die Ausfiihrungen zeigen aber, dass die Feststellung in der Praxis selten er-
folgreich sein wird. Bei objektiv einfach fahrldssig anmutendem Verhalten besteht
keine Eignung zur Interessengefdhrdung. Der Urheber miisste somit bereits darle-
gen, dass keine fahrldssige Handlung vorliegt, was ohne eindeutige Indizien nicht
umsetzbar sein wird. Kann der Urheber aber substantiiert Anhaltspunkte vortragen,
gerdt der Eigentiimer in Zugzwang. Eine fahrldssige Vernichtung durch den Ei-
gentlimer ist mithin nicht vom Vernichtungsverbot des § 14 UrhG umfasst.

bb) ,,Heimliche* Vernichtung

Eine weitere Fallgruppe, bei der die Eignung zur Interessengefahrdung fraglich
ist, ist die ,,heimliche” Vernichtung eines Werkoriginals. Darunter fallt die voll-
stindige Zerstorung des Werkstiicks, ohne dass dies von der Offentlichkeit wahr-
genommen wird, also Eingriffe, die sich in der Privatsphire des Eigentlimers ab-
spielen.

Bezogen auf entstellende Eingriffe an dem Werkstiick wird vertreten, dass die
Eignung zur Interessengefdahrdung fehlt, wenn die Entstellung im privaten Rahmen
stattfindet und die Offentlichkeit diese daher nicht vernehmen kann.®”® Die Wertung

876 Vgl. Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstérungsverbot, S.103; v. Waasen, Span-
nungsverhiltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 142.

877 Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstrungsverbot, S. 103; v. Waasen, Spannungsver-
haltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 142.

578 Schricker/Loewenheim/Peukert, § 14 Rn.25; OLG Schleswig Urt. v. 28. Februar
2006—6 U 63/05 = ZUM 2006, 426, 427; Dreier/Schulze/Schulze, § 14 Rn. 25; v. Gamm,
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folgt unter Anlehnung an § 23 UrhG.” Bei der Bearbeitung ist die Einwilligung des
Urhebers erst dann erforderlich, wenn das bearbeitete Werk verdffentlicht oder
verwertet werden soll, nicht aber schon bei der Bearbeitung selbst.®®® Es liegt damit
der Schluss nahe, dass erst die Mdglichkeit der Kenntnisnahme der Anderung durch
die Offentlichkeit ausschlaggebend fiir die Beeintrichtigung der ideellen Interessen
ist.%®! Erst bei Veroffentlichung entsteht die Gefahr, dass dem Urheber ein bear-
beitetes Werk zugerechnet und dadurch seine ideellen Interessen gefahrdet sind. Die
Bearbeitung fiir sich genommen geniigt daher nicht zur Interessengefdahrdung.
Ebenso verhilt es sich bei der Entstellung. Geschieht diese ohne Kenntnisnahme
durch die Offentlichkeit, kann dem Urheber kein entstelltes Werk zugerechnet
werden. Auch das Interesse des Urhebers zu bestimmen in welcher Gestalt das
Werk an die Offentlichkeit treten soll ist nicht tangiert, sofern keine Offentlichkeit
besteht.®®? Demnach ist bei der Entstellung im Privaten eine Indizierung der Ge-
fihrdung nicht gegeben, sofern es nicht zu einer Verdffentlichung kommt.®**

Bei einer vollstindigen Vernichtung des Werkoriginals konnte dies anders zu
beurteilen sein. Wesentlicher Unterschied zwischen der Entstellung und der voll-
standigen Vernichtung ist, dass bei einer Entstellung dem Urheber durch die Ver-
offentlichung etwas anders als das Gewollte zugerechnet wird, wohingegen es bei
der Vernichtung keine Rolle spielt, ob eine Veroffentlichung stattfindet oder nicht,
da das gegenstindliche Bezugsobjekt des Werkes nicht mehr existiert. Es findet
keine ungewollte Zurechnung statt und das Werk wird nicht mit einem anderen
Sinngehalt verdffentlicht. Eine Vernichtung beseitigt jedoch den Wirkbereich un-
wiederbringlich und unabhéngig davon, ob das Werkoriginal einen offentlichen
Wirkungskreis hatte. Das Bezugsobjekt der ideellen Interessen wird beseitigt, so-
dass ein Wirken weder im privaten noch im 6ffentlichen Kontext mdéglich ist. Die
offentliche Wirkung des Werkes spielt daher bei einer vollstindigen Vernichtung
des Werkoriginals eine weniger entscheidende Rolle als bei einer Entstellung.

Wiirde Entstellung und Vernichtung dennoch gleichbehandelt werden, wiirde
dieser Unterschied verkannt werden. Bei dem Vernichtungsverbot steht der Schutz
der Méglichkeit der kommunikativen Wirkung im Vordergrund, und nicht der In-
halt des Werkes. Zur Gewdhrung dieses Schutzes ist der Urheber vor einer Flucht in
die Privatsphire durch den Eigentiimer zu schiitzen.

Der Urheber kann nicht verhindern, dass der Eigentiimer das Werkoriginal der
Offentlichkeit entzieht. Nach § 12 UrhG hat der Urheber das Recht zu bestimmen,

UrhG, § 14 Rn. 13; Grohmann, Das Recht des Urhebers, S. 196; Tolke, Das Urheberperson-
lichkeitsrecht, S. 77.

67 Schricker/Loewenheim/Peukert, § 14 Rn. 25.
6% Schricker/Loewenheim/Peukert, § 14 Rn. 25.
881 Schricker/Loewenheim/Peukert, § 14 Rn. 25.
882 Vgl. OLG Schleswig Urt. v. 28. Februar 2006—6 U 63/05 = ZUM 2006, 426, 427.

683 Vgl. RG Urt. v. 08.06.1912 — Rep. 1. 382/11 = RGZ 79, 397, 402 — Felseneiland mit
Sirenen.
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ob und wie sein Werk zu verdffentlichen ist. Davon umfasst ist nach ganz iiber-
wiegender Ansicht lediglich das Recht zur Erstverdffentlichung.®®* Nach der Erst-
verdffentlichung ist das Recht verbraucht.®®® Daraus folgt, dass der Urheber zwar
durch die urheberrechtlichen Schutzinstrumente, insbesondere § 14 UrhG und § 23
UrhG und auch im Rahmen seiner Verwertungsrechte nach den §§ 15 ff. UrhG
dafiir sorgen kann, dass das Werk in der von ihm vorgesehenen Art und Weise in
der Offentlichkeit wirkt, jedoch hat er kein Schutzinstrument, um die Offentlichkeit
selbst herzustellen oder zu erhalten. Dies wiirde — ohne einen Vernichtungsschutz
auch im Privaten — dazu fiihren, dass Werkoriginale aus der Offentlichkeit in die
Privatsphére des Eigentlimers verbracht werden wiirden, um sie dann ,,heimlich®
vollstédndig zu vernichten.

Der Sinn und Zweck des Vernichtungsverbotes kann somit nur erfiillt werden,
wenn auch ,,heimliche” Vernichtungen von Werkoriginalen grundsétzlich eine In-
teressengefahrdung indizieren. Dabei ist es im Gegensatz zu einer Entstellung nicht
relevant, ob das Werkoriginal durch eine Offentlichkeit kiinftig wahrgenommen
werden konnte.

Fiir den Urheber mag eine Vernichtung einschneidender sein, je groBer der
Wirkbereich des Werkes ist. Zur Erhaltung eines angemessenen Schutzniveaus auch
fiir weniger bekannte Kiinstler und Werke ist es dennoch erforderlich, bei jedem
Werkoriginal — unabhingig seines Wirkbereichs — von einer Interessengefahrdung
auszugehen.

cc) Aufgedringte Werkverkdrperungen

Zuletzt ist auch die Fallgruppe der rechtswidrig aufgedridngten Werkverkorpe-
rungen zu betrachten. Gemeint sind damit Verkdrperungen, die ohne den Willen des
Eigentliimers auf dessen Gegenstinde aufgebracht werden, wie oftmals bei Graffiti-
Kunst.®*$ Der jeweilige Schopfer benutzt das fremde Eigentum als Trigermedium.
Es konnte zundchst angenommen werden, dass die Rechtswidrigkeit der Handlung
auch das Urheberrecht am Werk ausschliefit. Da das Urheberrecht jedoch durch den
Realakt entsteht, steht es demjenigen, der gesetzeswidrig sein Werk auf fremdem
Eigentum anbringt bei einer entsprechenden Schopfungshohe zu.®®” Es ist fiir das
Urheberrecht unbeachtlich, dass es sich um eine zivil- und strafrechtliche Eigen-

884 Fromm/Nordemann/Dustmann, § 12 Rn. 9; OLG Kéln Utt. v. 10.6.2005—6 U 12/05 =
GRUR-RR 2005, 337, 338 — Dokumentarfilm Massaker; OLG Zweibriicken Urt. v. 21.02.
1997-2 U 30/96 = GRUR 1997, 363, 364 — Jiidische Friedhdfe; Dreier/Schulze/Schulze, § 12
Rn. 6; Schricker/Loewenheim/Peukert, § 12 Rn. 7; Schack, Urheber- und Urhebervertrags-
recht, Rn. 382; Wandtke/Bullinger/Bullinger, § 12 Rn. 9.

885 Fromm/Nordemann/Dustmann, § 12 Rn. 9.
6% Vgl. BGH Urt. v. 23.02.1995 — T ZR 68/93 = GRUR 1995, 673, 675 — Mauer-Bilder.

87 Schack, Kunst und Recht, Rn. 197, 235; BGH Urt. v. 23.02.1995 — I ZR 68/93 = GRUR
1995, 673, 675 — Mauer-Bilder; Schack, GRUR 1983, 56, 60.
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tumsverletzung handelt.®®® Obwohl der Kiinstler fremdes Eigentum verletzt, und

sich daher regelméfig wegen Sachbeschiddigung strafbar macht, ist ein vollwertiges
Urheberrecht entstanden. Dies hat zur Folge, dass ithm das Zugangsrecht aus § 25
UrhG und auch das Vervielfiltigungs- und Verbreitungsrecht zustehen.®®

Fiir Streetart-Kiinstler wie Bansky ist es charakteristisch, Werke im 6ffentlichen
Raum aufzubringen, um eine grofle Personenzahl erreichen zu koénnen. Typischer-
weise wird dabei das Eigentum anderer als Tragermedium genutzt, was teilweise fiir
Unmut sorgt. Daher werden die Werkoriginale oftmals von den Eigentiimern ent-
fernt, was eine Vernichtung des Werkoriginals darstellt. Weder das Zugangsrecht
noch das Vervielfaltigungs- und Verbreitungsrecht kdnnen dann noch ausgeiibt
werden. Dennoch ist dieses Vorgehen der Regelfall.

So titelte die FAZ 2020:

1ee

,,Das war Banksy, und das konnte weg

Der Kiinstler Banksy hatte hier die Innenseite eines Waggons der Londoner U-
Bahn bespriiht. Die Verkehrsbehdrde lief das fiir Banksys Erfolg verantwortliche
und typische Rattenbild wegen der geltenden Anti-Graffiti-Regeln entfernen.®
Wenngleich der Sachverhalt sich in GroBbritannien abspielte, ist der doch exem-
plarisch fiir eine Vielzahl an Streetart-Werken. So wurde aktuell ein Kunstwerk des
»Sprayers von Ziirich” Harald Naegeli in Kéln von Reinigungskréften ,,nahezu

weggeputzt“.®!

Gerade weil es diesen Werken aber immanent und den Kiinstlern auch bewusst
ist, dass sie fremdes Eigentum in ihre Schopfung einbeziehen, stellt sich die Frage,
ob auch hier die Vernichtung des Werkoriginals geeignet ist, die Interessen des
Urhebers zu gefdahrden. Der Kiinstler hat zundchst ein vollwertiges Urheberrecht
erlangt. Daraus wiirde folgen, dass — wie bei jedem anderen Urheber auch — das
Vernichtungsverbot greift und der Eigentiimer das Werkoriginal nur vernichten
diirfte, wenn ein Vernichtungsverbot fiir ihn unzumutbar wire. Dies wire dann
innerhalb der Interessenabwigung nach § 14 UrhG festzustellen, wobei im Regel-
fall die Eigentiimerinteressen iiberwiegen wiirden.®>

Gegen die Anwendbarkeit des Vernichtungsverbot spricht indes, dass durch die
Wahl von fremdem Eigentum als Tragermedium der Urheber erkennen konnte, dass
die Wahrscheinlichkeit der Vernichtung héher ist. Die Ausgangslage unterscheidet

588 BGH Urt. v. 23.02.1995 — I ZR 68/93 = GRUR 1995, 673, 675 — Mauer-Bilder.

889 Schack, Kunst und Recht, Rn. 197; BGH Urt. v. 23.02.1995 — I ZR 68/93 = GRUR
1995, 673, 675 — Mauer-Bilder; Schack, GRUR 1983, 56, 60.

89 https://www.faz.net/aktuell/stil/trends-nischen/londoner-u-bahn-behoerde-wischt-bank
sy-graffiti-weg-16861863.html#:~:text=Die%20U%2DBahn%2DKunstwerke%20von,Krise%
20geworben%?20hat%2C%20wegwischen%?20lassen, zuletzt abgerufen am 04.10.2024.

1 https://www.deutschlandfunk.de/naegeli-kunstwerk-in-koeln-aus-versehen-wegge
wischt-100.html, zuletzt abgerufen am 04.10.2024.

2 Schack, Kunst und Recht, Rn. 197.


https://www.faz.net/aktuell/stil/trends-nischen/londoner-u-bahn-behoerde-wischt-banksy-graffiti-weg-16861863.html#:~:text=Die%2520U%252DBahn%252DKunstwerke%2520von,Krise%2520geworben%2520hat%252C%2520wegwischen%2520lassen,
https://www.faz.net/aktuell/stil/trends-nischen/londoner-u-bahn-behoerde-wischt-banksy-graffiti-weg-16861863.html#:~:text=Die%2520U%252DBahn%252DKunstwerke%2520von,Krise%2520geworben%2520hat%252C%2520wegwischen%2520lassen,
https://www.faz.net/aktuell/stil/trends-nischen/londoner-u-bahn-behoerde-wischt-banksy-graffiti-weg-16861863.html#:~:text=Die%2520U%252DBahn%252DKunstwerke%2520von,Krise%2520geworben%2520hat%252C%2520wegwischen%2520lassen,
https://www.deutschlandfunk.de/naegeli-kunstwerk-in-koeln-aus-versehen-weggewischt-100.html,
https://www.deutschlandfunk.de/naegeli-kunstwerk-in-koeln-aus-versehen-weggewischt-100.html,
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sich somit von der eines rechtméfig handelnden Urhebers. Der Urheber hat sein
Werk eigenméchtig auf fremdes Eigentum aufgebracht und kann daher nicht er-
warten, dass der Eigentiimer eine nicht gewollte Verdnderung des Erscheinungs-
bildes seines Eigentums aus Riicksicht auf die Interessen des Urhebers hinnimmt.**

Wiirde dieser Tatsache erst auf Ebene der Interessenabwigung Rechnung ge-
tragen, wiirden die tatbestandlichen Moglichkeiten des § 14 UrhG nicht ausge-
schopft werden. Dies gilt insbesondere vor dem Hintergrund, dass die Interessen-
abwigung zumeist zu Gunsten des Eigentiimers ausfallen wird.®** Wieso eine In-
teressenabwigung vornehmen, wenn es bereits an der Eignung zur Gefahrdung der
ideellen Interessen fehlen konnte?

Grundsitzlich ist bei einer Vernichtung die Eignung zur Interessengefdhrdung
indiziert.”> Das im Werkintegrititsschutz zum Ausdruck kommende grundlegende
Interesse des Urhebers am unversehrten Fortbestand des Werkstiicks rechtfertigt
den Schluss, dass bei Beeintrichtigungen durch den Eigentiimer die Urheberbe-
lange betroffen werden.®® Dieses grundlegende Interesse diirfte hier allerdings
nicht per se anzunehmen sein. Dass der Urheber sein Werk auf fremdes Eigentum
anbringt, 1dsst darauf schlielen, dass er damit rechnet, dass das Werkoriginal nur
einen ,,Bestand auf Zeit“ haben wird. Wire ihm ein dauerhafter Erhalt wichtig,
wiirde er ein anderes Medium wihlen. Aus dem objektiven Erklarungsgehalt des
Handelns des Urhebers, dass er ein Werk auf fremdem Eigentum aufbringt, folgt
aus Sicht eines objektiven Erkldrungsempfangers, dass der Urheber seine Einwilli-
gung zur Vernichtung des Werkoriginals gibt.*’” Bei der Vernichtung des Werk-
originals durch den Eigentiimer handelt es sich, sofern es sich um eine aufgedringte
Werkverkdrperung handelt, um eine nach den Umsténden iibliche Handlung des
Eigentiimers, mit welcher der Urheber rechnen muss.*®

Durch die Wahl des Mediums ist somit nach objektiver Auslegung von einer
schlichten, stillschweigenden Einwilligung des Urhebers zur Vernichtung auszu-
gehen.®” Das bedeutet fiir die Anwendung von § 14 UrhG, dass bei rechtswidrig

893y, Waasen, Spannungsverhiltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 168 f.

84 Vgl. Schack, Kunst und Recht, Rn. 197, zur Interessenabwiigung siche ausfiihrlich so-
gleich in Kapitel 2 B.II1.2.c), S. 128 ff.

% Ebenso Schricker/Loewenheim/Peukert, § 14 Rn. 23; OLG Stuttgart Urt. v. 06. 10.
2010—4 U 106/10 = GRUR-RR 2011, 56, 58 — Stuttgart 21; Schdfer, Die Rechtsverhiltnisse,
S. 50 f.; Schilcher, Der Schutz des Urhebers, S. 95; Wallner, Der Schutz von Urheberwerken,
S. 135; v. Waasen, Spannungsverhéltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 47.

8%y, Waasen, Spannungsverhiltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 47.

%7vgl. BGH Urt. v. 11.09.2024 — T ZR 140/23 = GRUR-RS 2024, 23639, LS 1 und
Rn. 16 f. — Coffee.

% Vgl. BGH Urt. v. 11.09.2024 — T ZR 140/23 = GRUR-RS 2024, 23639, LS 1 und
Rn. 16 f. — Coffee.

9 vgl. BGH Urt. v. 11.09.2024 — T ZR 140/23 = GRUR-RS 2024, 23639, LS 1 und
Rn. 16f. — Coffee; BGH Urt. v. 19.10.2011 — I ZR 140/10 = GRUR 2012, 602, Rn. 16 ff. —
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aufgedrangten Werkoriginalen die Eignung zur Interessengefdhrdung nicht indiziert
ist,””* sondern der Urheber konkret darlegen muss, wieso die Vernichtung entgegen
dem objektiven Anschein nicht von seiner Zustimmung gedeckt ist und seine
ideellen Interessen ausnahmsweise gefahrdet sind. Durch diese Anwendung kommt
dem Urheber dennoch das Vernichtungsverbot zugute und er wird in seiner Position
als Urheber nicht untergraben. Es besteht allerdings ein erhdhter Darlegungsauf-
wand als Kehrseite der Rechtswidrigkeit seiner Handlung. Gelingt die Darlegung
nicht, ist davon auszugehen, dass eine Interessengfahrdung nicht méglich ist, sodass
es auf eine Interessenabwégung nicht mehr ankdme. Erst wenn der Urheber sub-
stantiiert vorgetragen und sein ideelles Interesse dargetan hat, kommt es zur Ab-
wiagung, die regelméBig zugunsten des Eigentiimers ausgehen wird. Dieses Vor-
gehen ermoglich fiir beide Parteien einen interessengerechten Schutz.

Damit ist ein Vernichtungsschutz bei Werken der rechtswidrig aufdrangen Kunst
zwar moglich, aber faktisch nur in seltenen Ausnahmeféllen bei Uberwiegen der
Urheberinteressen durchsetzbar.

dd) Zusammenfassung

Es zeigt sich, dass der Priifungspunkt der Eignung zur Interessengefidhrdung ein
niitzlicher Filter ist, durch den der Anwendungsbereich der Interessenabwigung
verkleinert wird. Auch wird die Rechtssicherheit erhoht. Der Eigentiimer kann im
Grundsatz davon ausgehen, dass die Eignung zur Interessengefdhrdung durch die
Vernichtung eines Werkoriginals besteht, auch wenn die Vernichtung innerhalb
seiner Privatsphére geschieht. Anders verhélt es sich bei sorglosem Umgang. Der
Eigentiimer muss nicht in der stdndigen Angst leben ein Werkoriginal nicht hin-
reichend sorgfiltig oder sachgemil zu behandeln. Ein solches Verhalten ist nicht
zur Interessengefihrdung geeignet. Ausnahmen greifen, sofern durch einen un-
sachgemdfien Umgang gezielt eine Vernichtung herbeigefiihrt werden soll, wobei
der objektivierte Eigentiimerhorizont maf3geblich ist. Ebenso ist bei der Vernich-
tung von rechtswidrig aufgedringten Werken eine Interessengefahrdung nicht in-
diziert.

Die Unterscheidung danach, ob die Interessengefihrdung indiziert ist oder nicht,
ist sinnvoll, da aus einer fehlenden Indikation nicht automatisch auf das Nichtvor-
liegen einer Interessengefahrdung geschlossen werden kann. Dem Urheber wie
auch dem Eigentiimer bleibt ein vom Regelfall abweichender Vortrag mdglich,
sodass bereits hier dem Einzelfall Rechnung getragen wird. Allerdings ist so zu-
mindest eine grundsitzliche Orientierung vorgegeben, die grobe Unsicherheiten bei
der Evaluation des Sachverhalts verringert.

Vorschaubilder II; BGH Urt. v. 29.04.2010 — I ZR 69/08 = GRUR 2010, 628, LS 3 und
Rn. 33 ff. — Vorschaubilder I.

" Ebenso fiir ein Vernichtungsrecht v. Waasen, Spannungsverhiltnis zwischen Urheber-
recht und Eigentum, S. 168; Schack, GRUR 1983, 56, 60.
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¢) Interessenabwdgung und deren Kriterien

Als dritter und letzter Priffungsschritt ist eine umfassende Interessenabwigung
unter Berticksichtigung der jeweiligen Grundrechtspositionen vorzunehmen. Hier-
bei sind die einschldgigen Grundrechte und die schiitzenswerten Interessen und
Belange des Urhebers am Erhalt des Werkoriginals gegen die Eigentiimerinteressen
abzuwigen.”

Die Notwendigkeit einer Interessenabwégung ergibt sich schon aus den eingangs
geschilderten grundrechtlichen Erwigungen.”® Diese wird teilweise aus dem Be-
griff ,berechtigte Interessen in § 14 UrhG hergeleitet’”, andere ordnen die Inter-
essenabwigung als ungeschriebenes Tatbestandsmerkmal ein.”* Es besteht jedoch
kein Erfordernis fiir ein ungeschriebenes Tatbestandsmerkmal, wenn der Wortlaut
selbst ein Einfallstor fiir eine Interessenabwigung enthilt.”” Die Interessenabwi-
gung stellt ein Korrektiv dar, mit dem Zweck eines schonenden Ausgleichs des
Verbietungsrechts des Urhebers aus § 14 UrhG und den kollidierenden Interessen
des Eigentiimers an der Anderung des Werkes.”* Fraglich ist dabei, welche Krite-
rien innerhalb der Interessenabwigung bei einer Vernichtung des Werkoriginals
heranzuziehen und wie diese zu gewichten sind. In der Literatur und Rechtspre-
chung finden sich fiir die Interessenabwigung im Rahmen von § 14 UrhG eine
Vielzahl von Kriterien. Diese sollen nachfolgend erldutert und fiir den Anwen-
dungsfall der Vernichtung eines Werkoriginals bewertet werden. Denn nicht alle
Kiriterien die iiblicherweise im Rahmen der Interessenabwégung von § 14 UrhG bei
einer Entstellung oder anderen Beeintrichtigung herangezogen werden, kdnnen
ohne Weiteres auf die Vernichtung iibertragen werden.”®’

In seiner Entscheidung ,,HHole (for Mannheim)* fiihrt der BGH an, dass im
Rahmen der Interessenabwigung insbesondere zu beriicksichtigen sei, ob es sich
bei dem vernichteten Werk um das einzige Vervielfiltigungsstiick des Werkes
handele, oder ob weitere Vervielfiltigungsstiicke existieren. Ferner sei zu beriick-

I BGH Urt. v. 09.11.2023 — I ZR 203/22 = GRUR 2024, 386, Rn. 37 — E2; BGH Urt. v.
21.02.2019 — 1 ZR 98/17 = GRUR 2019, 609, Rn. 34 ff. — HHole (for Mannheim); BGH Urt.
v. 21.02.2019 -1 ZR 99/17 = ZUM 2019, 521, Rn. 35 ff. — PHaradise; BGH Urt. v. 21.02.
2019 -1 ZR 15/18 = GRUR 2019, 619, Rn. 20 ff. — Minigolfanlage; HK-UrhR/Dreyer, § 14
Rn. 63 ff.; Richard/Junker, GRUR 1988, 18, 22 ff.

"2 Siehe dazu unter Kapitel 1 B.IL.2., S. 30 ff.

" Hegemann, in: FS Hertin, S. 87, 95; vgl. Riesenkampff, Inhalt und Schranken des Ei-
gentums, S. 240, 259 f.; Sack, JZ 1999, 577, 577; v. Waasen, Spannungsverhiltnis zwischen
Urheberrecht und Eigentum, S. 156.

" Wandtke/Bullinger/Bullinger, § 14 Rn. 8.

5 ygl. Schricker/Loewenheim/Peukert, § 14 Rn. 12.

796 v gl. Wandtke/Bullinger/Bullinger, § 14 Rn. 8; Hegemann, in: FS Hertin, S. 87, 95.
7 Ebenso Jéinecke, Das urheberrechtliche Zerstdrungsverbot, S. 152.
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sichtigen, welche Gestaltungshohe das Werk aufweise und ob es ein Gegenstand der
zweckfreien Kunst sei oder als angewandte Kunst einem Gebrauchszweck diene.”

Die Frage, ob es sich um das einzige Vervielfaltigungsstiick handelt oder nicht,
ist nach hier vertretener Ansicht schon kein Teil der Interessenabwigung, da das
Vernichtungsverbot lediglich Werkoriginale umfasst. Dies folgt aus einer grund-
rechtskonformen Anwendung. "’ Im Ausgangspunkt steht dem Urheber daher ein
Vernichtungsverbot bei Werkoriginalen zu, weswegen danach zu fragen ist, ob und
wann dieser Eingriff bzw. die Gefédhrdung dieses Rechts durch die Eigentiimer-
interessen gerechtfertigt werden kann und welche Kriterien dabei heranzuziehen
sind. Besonderes Augenmerk wird auf die von der Rechtsprechung angewendeten
Kriterien der Gestaltungshohe und der Kategorisierung in angewandte oder
zweckfreie Kunst gelegt.

aa) Ideelle Interessen des Urhebers

Auf Seiten des Urhebers sind die ideellen Interessen und deren konkrete Aus-
pragung elementarer Bestandteil der Interessenabwigung. Grundsitzlich ist davon
auszugehen, dass je stirker die ideellen Interessen des Urhebers an der Erhaltung
des Werkoriginals sind, desto eher muss der Eigentiimer ein Vernichtungsverbot
hinnehmen.”® Zu beachten ist, dass das Interesse des Urhebers am physischen
Fortbestand seines Werkes zumeist auch Schutz tiber Art. 5 Abs. 3 GG erfahrt,
weswegen die ideellen geistigen Interessen im Lichte der Kunstfreiheit in der Ab-
wagung zu beriicksichtigen sind. Nur in Ausnahmefille greift die Kunstfreiheit
nicht.”"" Auch ist der vollstindigen Vernichtung eines Werkoriginals immanent,
dass diese nicht reversibel ist. Das hat zur Folge, dass das Werk in seiner ur-
spriinglichen Verkdrperung als Original verloren geht, sodass Aussage und Anlie-
gen des Urhebers nichts mehr in der von ihm gewollten Form wahrnehmbar sind.
Daher ist grundsitzlich von einer nicht unbeachtlichen Intensitit auszugehen.”
Insbesondere bei Werkoriginalen mit autografischem Charakter, da die Authenti-
zitit des Werkes vollstindig verloren geht.””® Fraglich ist jedoch, anhand welcher
Kriterien die Intensitéit des Eingriffs zu ermitteln ist, denn ein allgemeines objekti-

" BGH Urt. v. 21.02.2019 — 1 ZR 98/17 = GRUR 2019, 609, Rn. 39 — HHole (for
Mannheim); Erdmann, in: FS Piper, S. 655, 674.

™ Siehe dazu unter Kapitel 2 B.L5., S. 99 ff.

"0y gl. Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstorungsverbot, S. 152.

! Siehe dazu unter Kapitel 1 B.IL.2.b)bb), S. 32.

"2 Wandtke/Bullinger/Bullinger, § 14 Rn. 19; Schricker/Loewenheim/Peukert, § 14
Rn. 28; Bullinger, Kunstwerkfalschung und Urheberpersonlichkeitsrecht, S. 80; Télke, Das
Urheberpersonlichkeitsrecht, S. 72.

"3 Wandtke/Bullinger/Bullinger, § 14 Rn. 19; Schricker/Loewenheim/Peukert, § 14
Rn. 28; Bullinger, Kunstwerkfilschung und Urheberpersonlichkeitsrecht, S. 80; Télke, Das
Urheberpersonlichkeitsrecht, S. 72.
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ves Mal} zur Bestimmung der Stirke der Bindung zwischen Urheber und Werk
existiert nicht.”"*

(1) Gestaltungshohe

Als ein wesentliches Kriterium zur Bestimmung der Auspragung der ideellen
Interessen konnte die Gestaltungshdhe herangezogen werden.””® Die Gestaltungs-
hohe beschreibt dabei den Grad der Individualitét einer geistigen Schopfung, also
inwieweit das Werk Ausdruck einer eigenschopferischen Pragung des Urhebers ist.
Sie dient als MafBeinheit.”'® Die Literatur geht davon aus, dass das ideelle Band
zwischen Urheber und Werk umso stirker ist, je mehr individuelle, personliche
Ziige des Urhebers im Werk enthalten sind und somit das Werkoriginal eine hohe
Eigenart hat, durch die sich der Urheber ausdriickt.”"” Die Beeintrichtigung durch
eine vollstindige Vernichtung des Werkoriginals wiirde daher intensiver, je hoher
die Gestaltungshdhe ist, da das Werk dann mehr individuelle und persénliche Ziige
aufweist.”'®

Als Einstieg und Ausgangspunkt einer Interessenabwigung ist die Gestaltungs-
hohe insofern ein sinnvolles Kriterium, als davon auszugehen ist, dass mit stei-
gender Individualitdt des Werkoriginals der Urheber einen zunehmenden Teil seiner
Personlichkeit im Schaffungsprozess hat einflieen lassen. Er musste mehr indivi-
duelle Entscheidungen treffen, die von seiner Personlichkeit geprégt sind. Daher ist
tendenziell das ideelle Band und Interesse an der Erhaltung der kommunikativen
Wirkung des Werkoriginals und der Kundgabe des Werkes als Teil seiner Person-
lichkeit stiarker ausgeprigt, wenn die Gestaltungshohe hoch ist. Wenngleich dies im
Einzelfall abweichen kann, ist die Gestaltungshohe dennoch ein objektiv feststell-
barer Anhaltspunkt zur Bemessung der Eingriffsintensitit. Denn zumindest die In-
dividualitit des Werkoriginals ist grundsétzlich objektiv bestimmbar.”"® Das Gericht

" Vagl. Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstdrungsverbot, S. 153.

5 Auch BGH Urt. v. 21.02.2019 — I ZR 98/17 = GRUR 2019, 609, Rn. 39 — HHole (for
Mannheim); BGH Urt. v. 31.05.1974 — 1 ZR 10/73 = GRUR 1974, 675, 676 — Schulerweite-
rung; v. Waasen, Spannungsverhiltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 90; Schdfer,
Die Rechtsverhiltnisse, S. 96; Schilcher, Der Schutz des Urhebers, S. 109 ff.; Jdnecke, Das
urheberrechtliche Zerstorungsverbot, S. 153; v Gamm, UrhG, § 14 Rn. 9; Grohmann, Das
Recht des Urhebers, S. 44 ff.; Wandtke/Bullinger/Bullinger, § 14 Rn. 16; Dreier/Schulze/
Schulze, § 14 Rn. 31; Dietz, ZUM 1993, 309, 315; Heidmeier, Das Urheberpersonlichkeits-
recht und der Film, S. 88; Bullinger, Kunstwerkfilschung und Urheberpersonlichkeitsrecht,
S. 78.

16 Wandtke/Bullinger/Bullinger, § 2 Rn. 23; Méhring/Nicolini/Ahlberg, § 2 Rn. 68; BGH
Urt. v.27.01.1983 —1ZR 177/80 = GRUR 1983, 377, 378 — Brombeermuster; BeckOK UrhR/
Rauer/Bibi, § 2 Rn. 71 ff.

"Vgl. v. Gamm, UthG, § 14 Rn. 9; Schifer, Die Rechtsverhiltnisse, S. 96; Jinecke, Das
urheberrechtliche Zerstérungsverbot, S. 153.

"8 Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstérungsverbot, S. 153.

"9 Schricker, in: FS Kreile, S. 715, 715 f.; Nordemann, in: FS Bornkamm, S. 895, 896;
Wandtke/Bullinger/Bullinger, § 2 Rn. 23; Fromm/Nordemann/A. Nordemann § 2 Rn. 16, 41;



B. Verankerung eines Vernichtungsverbotes im Urheberrechtsgesetz 131

hat so ohne einen Vortrag zu inneren Vorgingen des Urhebers die Moglichkeit,
durch ein objektives Kriterium einen Ausgangspunkt und Mafstab fiir die Interes-
senabwigung zu schaffen. Dabei ist zu beriicksichtigen, wie viel Gestaltungsspiel-
raum der Schopfer bei der Schaffung des Werkoriginals hat. Es sind die objektiven
Rahmenbedingungen und die den Urheber in seinem Schaffen bestimmenden Re-
geln festzustellen.”® Besteht eine Vielzahl von Vorgaben ist iiblicherweise der
Gestaltungsspielraum des Urhebers und damit dessen Moglichkeit seiner Person-
lichkeit Ausdruck zu verleihen tendenziell geringer und damit auch die Originalitét
und Individualitit.””' Je groBer der Spielraum ist, desto eher besteht Raum fiir
kreatives schopferisches Schaffen. Dann ist danach zu fragen, ob und wie dieser
individuell ausgeschopft wurde und ob das Werkoriginal rationalen Erwigungen
oder technischen Zwingen entspricht.””? Zudem ist zu priifen, inwiefern sich das
geschaffene Werkoriginal von vorbekannten Werkstiicken unterscheidet und somit
eine Originalitit aufweist.”” Es ist somit nach der Individualitit und Originalitiit des
jeweiligen Werkoriginals zu fragen und inwieweit es sich von Alltdglichem unter-
scheidet.

So sind gemessen an der Gestaltungshdhe bei Werkoriginalen der sog. ,.kleine
Miinze* die ideellen Urheberinteressen gering. Denn die kleine Miinze liegt an der
untersten Grenze der Schutzfihigkeit.”** Es handelt sich um Gestaltungen, die ein
Minimum an Gestaltungshohe aufweisen, aber dennoch urheberrechtsschutzfihig
sind. Es sind einfache, aber soeben noch geschiitzte geistige Schdpfungen.’”” Sie
sind primér in ihrer Formgebung durch duBlere Gegebenheiten und deren Zweck-
bestimmung geprigt.””® Die geringe Gestaltungshohe ist somit bereits ein Indiz

Schricker/Loewenheim/Loewenheim/Leistner, § 2 Rn. 51; BeckOK UrhR/Rauer/Bibi, § 2
Rn. 75.

™ Haberstumpf, GRUR 2021, 1249, 1251; Zech, ZUM 2020, 801, 802; BeckOK UrhR/
Rauer/Bibi, § 2 Rn. 87.

' vgl. BGH Urt. v. 15.07.2004 — I ZR 142/01 = GRUR 2004, 941, 942 — Metallbett;
BGH Urt. v. 12.05.2011 — 1 ZR 53/10 = GRUR 2012, 58, Rn. 20 ff. — Seilzirkus; BGH Urt. v.
13.11.2013 —1ZR 143/12 = GRUR 2014, 175, Rn. 41 — Geburtstagszug; OLG Miinchen Urt.
v. 14.10.2010-29 U 2001/10 = GRUR-RR 2011, 54, 55 — Eierkoch; BeckOK UrhR/Rauer/
Bibi, § 2 Rn. 87.

2Vgl. EuGH Urt. v. 29.07.2019 — C-469/17 = GRUR 2019, 934, Rn. 23 ff. — Funke
Medien; EuGH Urt. v. 12.09.2019 — C-683/17 = GRUR 2019, 1185, Rn. 30f. — Cofemel;
EuGH Urt. v. 11.06.2020 — C-833/18 = GRUR 2020, 736, Rn. 23 ff. — Brompton; Koch,
GRUR 2021, 273, 275; dhnlich auch schon BGH Urt. v. 12.05.2011 — I ZR 53/10 = GRUR
2012, 58, Rn. 20 ff. — Seilzirkus; kritisch zu dieser von ihm als Funktionslehre beschriebenen
Auslegung mit neuem Interpretationsvorschlag Haberstumpf, GRUR 2021, 1249, 1251 ff,;
BeckOK UrhR/Rauer/Bibi, § 2 Rn. 87.

2 BeckOK UrhR/Rauer/Bibi, § 2 Rn. 91 ff.

2% Schricker/Loewenheim/Loewenheim/Leistner, § 2 Rn. 61.

" BGH Urt. v. 03.11.1967 — Ib ZR 123/65 = GRUR 1968, 321, 324 — Haselnuf3; BGH
Urt. v. 22.06.1995 — 1 ZR 119/93 = GRUR 1995, 581, 582 — Silberdistel.

26 Schulze, GRUR 1987, 769, 770; Schricker/Loewenheim/Loewenheim/Leistner, § 2
Rn. 63; Fromm/Nordemann/4. Nordemann, § 2 Rn 30.
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dafiir, dass das Werkoriginal weniger personliche Pragungen des Urhebers aufweist
im Vergleich zu Werkverkorperungen, bei deren Gestaltung der Urheber nicht an
Regeln gebunden ist. Daraus folgt, dass auch die Urheber-Werk-Beziehung regel-
méBig weniger stark ausgeprdgt und die Beeintrachtigung der ideellen Interessen
geringer ist.

Durch eine Vernichtung eines Werkoriginals der kleinen Miinze wird daher
niederschwellig in die Interessen des Urhebers eingegriffen, sodass bei iiblichen
Fallkonstellationen die Interessen des Eigentliimers eine vollstindige Vernichtung
rechtfertigen.””” Eine andere Bewertung ist lediglich in Konstellationen denkbar, wo
es dem Urheber gelingt, seine starke Bindung zum Werk trotz der geringen Ge-
staltungshohe darzulegen.’®

Fraglich ist dann jedoch, wann ein solches Werkoriginal der kleinen Miinze
vorliegt. Denn es obliegt dem Eigentiimer selbststdndig zu bestimmen, ob er das
Risiko einer mdglicherweise nicht gerechtfertigten Vernichtung in Kauf nehmen
mochte. Dazu kann kein allgemeingiiltiger Leitfaden entworfen werden, allerdings
sollte sich der Eigentiimer an den zuvor benannten Kriterien orientieren und diese
einbeziehen, bevor er ein Werkoriginal vollstdndig vernichtet.

Die Gestaltungshdhe ist somit ein geeignetes Kriterium zur Bestimmung der
ideellen Interessen des Urhebers. Da diese bei Werkoriginalen der kleinen Miinze in
der Regel gering ausgeprégt ist, ist eine Vernichtung durch den Eigentiimer typi-
scherweise gerechtfertigt.

(2) Beziehung des Urhebers zu seinem Werk

Fraglich ist aber, ob der Urheber iiber das Kriterium der Gestaltungshdhe hinaus
und unabhingig von dieser eine besondere Innigkeit der Beziehung zu seinem Werk
darlegen muss, wie dies geschehen soll und ob dies innerhalb der Interessenabwai-
gung beriicksichtigt werden sollte.

Teilweise wird zur objektiven Bestimmung der Intensitit der Beziehung der
kiinstlerische Rang des Werkoriginals und damit auch seines Urhebers herangezo-
gen. So wird eine hierarchische Einordnung des Werkoriginals und Kiinstlers im
kunsthistorischen Sinn vorgenommen und dies als MaB fiir die Intensitdt herange-
zogen.”” Ein derartiges Vorgehen ist allerdings nicht geeignet eine Aussage iiber
die Innigkeit der personlichen Beziehung des Urhebers zu seinem Werk zu tref-

7 Ebenso Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstérungsverbot, S. 157; v. Waasen, Span-
nungsverhiltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 158; Schdfer, Die Rechtsverhalt-
nisse, S. 157; Grohmann, Recht des Urhebers, S. 47; Schilcher, Der Schutz des Urhebers,
S. 110; Schricker/Dietz, § 14 Rn. 31; vgl. LG Hannover Urt. v. 14.12.2020—-18 O 74/19 =
GRUR-RR 2021, 72, LS und Rn. 55 ff. — Liipertz-Kirchenfenster; BeckOK UrhR/Gétting,
§ 14 Rn. 21.

8 Ebenso Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstrungsverbot, S. 158.

S0 Loewenheim/Dietz/Peukert, Handbuch des Urheberrechts, § 16 Rn. 112; OLG
Karlsruhe Urt. v. 26.04.2017—-6 U 207/15 = GRUR-RS 2017, 108288, Rn. 41.
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fen.”® Unabhingig der Frage, ob ein Gericht den kiinstlerischen Wert eines Werk-
originals zu beurteilen vermag,”' handelt es sich dabei um ein von der Einschétzung
des Urhebers selbst vollig abgetrenntes Vorgehen, das eine im Wesentlichen innere
Vorginge des Urheber betreffende Beziehung nicht einzuordnen vermag.

Zwar wird, je hoher die Rangeinordnung ist, die Bewahrung des Werkoriginals
als eine Demonstration dieser Einordnung fiir den Urheber, umso wichtiger sein und
damit eine Vernichtung im Einzelfall schwer wiegen. Fraglich ist aber, ob dies auch
einen schwerwiegenden Eingriff in die ideellen Interessen des Urhebers mit sich
bringt. Da Zentrum des Urheberrechts die schopferische Personlichkeit ist,”* wird
nicht das Werk um seiner selbst willen geschiitzt, sondern die ideellen Interessen
des Urhebers an seinem Werk als ein manifestierter Bestandteil seiner Personlich-
keit.”** Eine kunsthistorische Einordnung des Werkoriginals gibt allerdings keine
Anhaltspunkte dariiber, was fiir ein manifestierter Bestandteil der Personlichkeit
Eingang in die Werkverkdrperung gefunden hat. Eine Einordnung anhand dieses
Kriteriums wiirde einen ,,Riickschaufehler enthalten. Aufgrund des nun aner-
kannten Status des Werkoriginals und des Urhebers kann nicht darauf geschlossen
werden, dass von Beginn an und bereits im Schaffensprozess eine enge personliche
Bindung des Urhebers zum Werk als Teil seiner Personlichkeit bestanden hat.

Auch birgt eine Rangeinordnung die Gefahr, dass einem bekannten und aner-
kannten Urheber im Zuge der Riickschau fiir seine Werke ein umfassenderer Schutz
gewdhrt wird als einem unbekannten Kiinstler, da sein Rang hoéher eingestuft
wird.”* Eine Unterscheidung anhand des kiinstlerischen Rangs — sei es des Werkes
oder des Schopfers, sofern dies iiberhaupt streng voneinander getrennt werden
kann — ist dem Urheberrecht jedoch fremd. Das Werkoriginal kann also mit stei-
gendem kunsthistorischem Ansehen an Wichtigkeit fiir den Urheber gewinnen,
indes fiihrt das nicht dazu, dass das Werk plétzlich einen héheren personlichen oder
geistigen Gehalt aufweist. Hierzu miisste der Urheber selbst vortragen und seine
Beziehung zum jeweiligen Werkstiick und deren Entwicklung darlegen. Die bloB3e
Wichtigkeit, weil es kunsthistorische relevant ist, unterféllt nicht den ideellen In-
teressen des Urhebers. § 14 UrhG umfasst aber allein die ideellen Interessen des
Urhebers, weswegen derartige Erwégungen auBer Betracht zu lassen sind.”

30 Ebenso Wandtke/Bullinger/Bullinger, § 14 Rn. 17; Bullinger, Kunstwerkfilschung und
Urheberpersonlichkeitsrecht, S. 79.

'So BGH Urt. v. 13.10.1988 — 1 ZR 15/87 = GRUR 1989, 106, 107 — Oberammergauer
Passionsspiele II; BGH Urt. v. 02.10.1981 —I ZR 137/79 = GRUR 1982, 107, 110 — Kirchen-
Innenraumgestaltung; a. A. Bullinger, Kunstwerkfalschung und Urheberpersonlichkeitsrecht,
S. 79.

732 Schack, Urheber- und Urhebervertragsrecht, Rn. 368; Windisch, GRUR 1993, 352, 353.
33 Wandtke/Bullinger/Bullinger, Vor §§ 12 ff. Rn. 2.

34 Ebenso Wandtke/Bullinger/Bullinger, § 14 Rn. 17; Bullinger, Kunstwerkfilschung und
Urheberpersonlichkeitsrecht, S. 79.

35 Vgl. v. Gruben, Das urheberrechtliche Entstellungsverbot, S. 57 ff.
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Aufgrund der vorherigen Ausfiihrungen zum kiinstlerischen Rang kénnte nun
angenommen werden, dass im Umkehrschluss auch die Bedeutung des Werkorigi-
nals fiir das Gesamtschaffen und damit auch fiir den Urheber selbst kein geeignetes
Kriterium darstellt, da sich dies meist auch erst anhand einer Riickschau ergibt. Dies
wiirde jedoch verkennen, dass es um innere Vorginge des Urhebers geht und nicht
um eine kunsthistorische, externe Einordnung. Es ist denklogisch, dass dem Urhe-
ber nicht jedes Werk gleich wichtig ist. Unabhingig von der objektiv zu bestim-
menden Gestaltungshohe sind auch subjektive Erwédgungen des Urhebers denkbar,
die dazu fiihren, dass ein nach objektivem MaBstab in der Gestaltungshdhe niedrig
anzusiedelndes Werkoriginal vom Urheber als dasjenige angesehen wird, das den
groBten kommunikativen Effekt hat oder seine Personlichkeit am ehesten wider-
spiegelt.

Dieses Kriterium beriicksichtigt damit die fiir die ideellen Interessen des Urhe-
bers relevante subjektive Einordnung des Werkoriginals. Hat der Urheber den
Eindruck, dass das konkrete Werkoriginal seine Personlichkeit besonders wider-
spiegelt, muss dies bei der Intensitit des Eingriffs Berticksichtigung finden. Denn es
sollen gerade die ideellen Interessen, die Beziehung des Urhebers zu seinem
Werkoriginal und das Interesse am Fortbestand der Wirkung des Werkes gegen die
Eigentiimerinteressen abgewogen werden.”® Die subjektive Einschitzung ist ge-
richtlich nicht nachpriifbar, wenn nicht objektive Kriterien zur Bestimmung heran-
gezogen werden wiirden. Diese miisste der Urheber in prozessualer Hinsicht vor-
tragen und bei Bestreiten der Gegenseite auch beweisen.

Objektive Indikatoren innerhalb der Interessenabwégung konnten sein, inwiefern
der Urheber nach der VerduBlerung sein nach § 25 UrhG bestehendes Zugangsrecht
ausgelibt hat oder, ob er Kontakt mit dem Eigentiimer gesucht hat, um sich nach
dem Verbleib des Werkoriginals zu erkundigen. Uberdies kidme auch die Erreich-
barkeit des Urhebers fiir den Eigentiimer in Betracht. Handelt es sich um ein be-
sonders wichtiges Werkoriginal fiir den Urheber, so wird er in der Regel auch nach
der VerduBerung sein Interesse am Zustand und Erhalt des Werkoriginals bekunden.
Auch konnte hier einbezogen werden, ob der Urheber das Werkoriginal 6ffentlich
ausgestellt wissen wollte, sodass auch andere daran teilhaben konnten und es so sein
Gesamtschaffen repréisentieren kann. Der Urheber konnte zudem auch zu der per-
sonlichen Entwicklung der Beziehung zum Werk vortragen und Verbindungen zu
seinem Leben und damit zum persdnlichen Gehalt und die gewiinschte Wirkung des
Werkoriginals aufzeigen. Dies ist im Einzelfall abhingig vom Vortrag des Urhe-
bers. Trigt er allerdings derartige Erwédgungen vor, sind sie in der Interessenab-
wigung einzubeziehen.

Zu beachten ist allerdings, dass hier nicht die Interessen des Urhebers an der
Erhaltung seines Gesamtschaffens zu schiitzen sind, da es hierbei an dem fiir § 14

36 Vgl. v. Waasen, Spannungsverhiltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 157;
Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstérungsverbot, S. 154; Richard/Junker, GRUR 1988, 18,
22; Fromm/Nordemann/Dustmann, § 14 Rn. 21.
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UrhG erforderlichen konkreten Werkbezug fehlt und dies nicht unter den Schutz-
bereich des Urheberpersonlichkeitsrechts fallt.”*” An dieser Stelle bietet sich jedoch
ein Einfalltor fiir die Einbeziehung des allgemeinen Personlichkeitsrechts. Wiegt
die Vernichtung dieses einen Werkoriginals derart stark, dass, aufgrund der Ver-
nichtung dieses Werkoriginals, der soziale Geltungsanspruch des Urhebers betrof-
fen ist, kann auch das allgemeine Personlichkeitsrecht in der Interessenabwigung
Beriicksichtigung finden.”*® Ist das allgemeine Personlichkeitsrecht im Einzelfall
betroffen, spricht dies indiziell fiir ein ausgeprégtes Erhaltungsinteresse des Urhe-
bers.

Insgesamt ist damit auch die Beziehung des Urhebers zu seinem Werk — sofern
dies vorgetragen wird — unabhingig von der Gestaltungshdhe fiir die Bestimmung
der Auspriagung der ideellen Interessen als Kriterium zu beriicksichtigen.

(3) Grad der Offentlichkeit des Werkoriginals

Auch die Frage, wie 6ffentlich und 6ffentlich-wirksam die Vernichtung vollzo-
gen wird, konnte fiir die Bestimmung der ideellen Interessen herangezogen werden.
Das Kriterium wird typischerweise im Kontext einer Entstellung nach § 14 UrhG
angefiihrt.””* Denn wird ein entstelltes Werkoriginal verdffentlicht, kann der Ein-
druck entstehen, der Urheber habe das Werkoriginal selbst so geschaffen oder aber
in die Entstellung eingewilligt, da es ihm 6ffentlich als sein Werk zugerechnet wird.
Demnach wiirde das Ansehen des Urhebers als Teil seiner Urheberehre umso mehr
leiden, je groBer der Kreis derer ist, die das entstellte Werkoriginal wahrnehmen
konnen.™ Die Erwigungen sind allerdings auf die vollstindige Vernichtung nicht
tibertragbar, da dem Urheber kein anderes Werk zugerechnet wird.

Es ist jedoch zu beachten, wie dffentlich wirksam das Werkoriginal ausgestellt
war. Dabei ist zu priifen, wie grof3 der Kreis derjenigen war, die die Wirkung des
Werkoriginals vernehmen konnten. Die geistigen Interessen des Urhebers schiitzen
in der Beziehung zum Werk, dass die verkorperten Aussagen und Anliegen des
Urhebers als kommunikativer Akt der Offentlichkeit so zuginglich sind, wie es
gewollt ist. Ist das Werkoriginal ohnehin nur einem kleinen Kreis zugénglich, ist die
AuBlenwirkung entsprechend geringer und die kommunikative Wahrnehmbarkeit
fiir Dritte ebenso. Demnach ist hier das geistige Interesse von vornherein regelma-
Big geringer ausgeprigt. Die geistigen Interessen sind aber umso stirker tangiert,
wenn das Werkoriginal einer groen Anzahl an Rezipienten zugénglich ist und es
somit eine grofere kommunikative Aufenwirkung entfaltet, die durch die Ver-
nichtung ginzlich genommen wird. Diese Erwégungen werden durch den Wortlaut

37 Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstérungsverbot, S. 154.
38 Siehe dazu unter Kapitel 1 B.IL.2.b)cc)(2), S. 42.

9 Vgl. Wandtke/Bullinger/Bullinger, § 14 Rn. 20; Fromm/Nordemann/Dustmann, § 14
Rn. 25.

™0 Wandtke/Bullinger/Bullinger, § 14 Rn. 20; Fromm/Nordemann/Dustmann, § 14 Rn. 25.
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des § 23 UrhG getragen, wonach eine Bearbeitung erst dann die Zustimmung des
Urhebers erfordert, wenn diese verdffentlicht oder verwertet wird. Dieser ldsst die
Vermutung zu, dass erst mit einer Veroffentlichung die Belange des Urhebers derart
relevant tangiert werden, dass eine Zustimmung seinerseits erforderlich ist.”*'
Weswegen im Umkehrschluss davon auszugehen ist, dass das Interesse an der Er-
haltung mit dem Grad an Offentlichkeit steigt.

Dies bedeutet nicht, dass der kommunikative Akt und der Grad der Offentlich-
keit identisch sind. Allerdings entfaltet der kommunikative Akt eine groBBere Wir-
kung, wenn der Grad der Offentlichkeit — wie in Museen — hoch ist, da die Botschaft
des Urhebers eine groBere Zahl von Menschen erreicht. Zur Wahrung dieser starken
kommunikativen Wirkung und der Reichweite wird der Urheber regelméBig ein
hoheres Interesse am Erhalt des Werkoriginals haben, als wenn das Werkoriginal
unzuginglich in einem Tresor aufbewahrt wird. Der Grad der Offentlichkeit dient
daher als Indiz fiir den Wirkkreis des kommunikativen Aktes. Maf3geblich ist dabei
der Zustand vor Vernichtung des Werkoriginals. War ein Werkoriginal mehrere
Jahre ausgestellt, wurde dann aber in den Tresor gelegt ohne, dass der Urheber
Einwénde duBerte, spricht zunéchst einiges dafiir, dass die kommunikative Wirkung
nicht die hochste Prioritdt hatte. Der Schutz des kommunikativen Akts kann indes
weiterhin geboten sein. Das Werkoriginal soll im Interesse des Urhebers auch zum
Erhalt einer kiinftigen kommunikativen Wirkung und der physischen Wahrnehm-
barkeit geschiitzt werden. Dann sind jedoch weitere Anhaltspunkte fiir ein beste-
hendes Interesse erforderlich. Insgesamt ist somit zur Bestimmung der ideellen In-
teressen auch der Grad der Offentlichkeit des Werkoriginals als Indiz heranzuzie-
hen.

(4) Noch bestehende Schutzdauer

Als weiteres Kriterium konnte die noch bestehende Schutzdauer des Urheber-
rechts herangezogen werden.”*” Die Schutzdauer des Urheberrechts endet gem. § 64
UrhG 70 Jahre nach dem Tod des Urhebers. Fraglich ist, ob der dieser Schutz fiir die
gesamte Dauer auf das Urheberpersonlichkeitsrecht iibertragbar ist. Es konnte
analog zum allgemeinen Personlichkeitsrecht angenommen werden, dass mit Ab-
laufen der Schutzfrist auch die ideellen Interessen des Urhebers abnehmen.”*® Beim
allgemeinen Personlichkeitsrecht ist anerkannt, dass dessen Gewicht und Schutz-
bediirfnis postmortal mit zunehmendem Abstand zum Tod des Rechtsinhabers ab-

™'vgl. Schilcher, Der Schutz des Urhebers, S. 122; Grohmann, Das Recht des Urhebers,
S. 106—116; Schricker/Loewenheim/Peukert, § 14 Rn. 25.

™2 Vgl. v. Gruben, Das urheberrechtliche Entstellungsverbot, S. 61 ff.

™330 OLG Stuttgart Urt. v. 06.10.2010—4 U 106/10 = GRUR-RR 2011, 56, 58 — Stuttgart
21. Danach verliere das Urheberpersonlichkeitsrecht bei den Urhebererben nach und nach an
Kraft und die Urheberinteressen hétten ,,Jahre oder Jahrzehnte nach dem Tod des Urhebers
nicht notwendig dasselbe Gewicht [...] wie zu seinen Lebzeiten.“; vgl. Wandtke/Bullinger/
Bullinger, Vor § 12 Rn. 15.
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nimmt.”** Die ideellen Interessen konnten daher ebenfalls mit dem zeitlichen Ab-

stand zum Tode des Urhebers an Gewicht verlieren.”” Ein Argument gegen diese
Ansicht ist, dass das Urheberpersonlichkeitsrecht monistisch mit den Urheberver-
wertungsrechten verwoben ist, bei denen die Schutzintensitét iiber die Dauer nicht
abnimmt. Eine Aufspaltung zwischen personlichkeitsrechtlichen und vermdgens-
rechtlichen Interessen konnte der monistischen Ausrichtung des Urheberrechtsge-
setzes widersprechen.”* Die klare Normierung der Schutzfrist in § 64 UrhG spricht
somit zuniichst gegen eine Abschwiichung des Schutzes iiber die Jahre.”*” Auch ist
das Urheberpersonlichkeitsrecht ein eigenstindiges Personlichkeitsrecht™®, wes-
wegen die MaBstibe des postmortalen Personlichkeitsrechtsschutzes im Rahmen
des allgemeinen Personlichkeitsrechts nicht ohne Weiteres in das Urheberrecht
iibertragen werden konnen.”®

Es ist aber zu beachten, dass § 64 UrhG seinem Wortlaut nach lediglich die
Schutzdauer festlegt, nicht jedoch die Intensitit.””” Weiterhin bedeutet die monisti-
sche Ausrichtung des Urheberrechts und insbesondere des Urheberpersonlich-
keitsrechts zundchst lediglich, dass auch die vermdgensrechtlichen Verwertungs-
rechte an die Person des Urhebers gebunden sind und damit auch zeitlich begrenzt,
und vererbbar sind.””' Es werden zugleich wirtschaftliche wie auch ideelle Interes-
sen des Urhebers geschiitzt und weitergegeben. Dass die vermdgensrechtlichen
Komponenten des Urheberrechts iiber die gesamte Schutzdauer voll verwertbar
sind, steht jedoch einer abgeschwichten Beriicksichtigung der ideellen Interessen
im Rahmen eines Abwigungsprozesses nicht entgegen.” Es liegt in der Natur der
Sache, dass das Urheberrecht entweder voll vermdgensrechtlich entsprechend durch
die Nutzungsrechte verwertbar ist oder gar nicht nach Ablauf der Schutzfrist. Die
vermdgensrechtlichen Verwertungsrechte betreffen allerdings nicht die Bezichung
zwischen dem Urheber und seinem Werk und seine geistigen Interessen in Bezug
auf das Werk, weswegen sie im Verlauf der Zeit unverdndert bleiben. Die ideellen
Interessen des Urhebers kdnnen jedoch iiber die Zeit hinweg abnehmen, insbeson-

" Vgl. BVerfG Beschl. v. 24.02.1971—1 BvR 435/68 = NJW 1971, 1645, 1647 — Me-
phisto; Buschmann, NJW 1970, 2081, 2083 ff.; Schack, GRUR 1985, 352, 354 {f.; Elmenhorst/
v. Briihl, GRUR 2012, 126, 129.

™5 Wandtke/Bullinger/Bullinger, Vor § 12 Rn. 15.

6 Obergfell, in: FS Harte-Bavendamm, S. 69, 79.

™7 Elmenhorst/v. Briihl, GRUR 2012, 126, 129.

™8 Siehe unter Kapitel 1 B.I1.2.b)cc)(2), S. 42.

™ Obergfell, in: FS Harte-Bavendamm, S. 69, 79 f.

0 Elmenhorst/v. Briihl, GRUR 2012, 126, 129; vgl. Wandtke/Bullinger/Bullinger, Vor
§ 12 Rn. 15.

St Elmenhorst/v. Briihl, GRUR 2012, 126, 129; Steinbeck, GRUR-RR 2011, 56, 64 f.; HK-
UrhR/Dreyer, § 11 Rn. 3.

2 Elmenhorst/v. Briihl, GRUR 2012, 126, 130; a. A. Obergfell, in: FS Harte-Bavendamm,
S. 69, 79.
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dere nach dessen Tod.””® Wichtig ist in diesem Kontext, dass es sich hierbei nicht
um einen allgemeinen Rechtssatz handelt, sondern dies im Einzelfall vorzutragen
und zu beweisen ist. Die Schutzintensitét verringert sich nicht ,,automatisch* mit
Zeitablauf, sondern es miissen besondere Umstinde dargetan werden, die darauf
schliefen lassen, dass das ideelle Interesse iiber die Jahre hinweg abgenommen
hat.”* Es geniigt nicht der bloBe Verweis auf eine geringe Restschutzdauer. Wird
jedoch entsprechend vorgetragen, muss das Gericht dies innerhalb der Interessen-
abwigung beriicksichtigen und es kann davon ausgegangen werden, dass die Be-
eintrichtigung durch eine Vernichtung von geringerer Intensitit ist. Einer Ubertra-
gung der Grundsitze des allgemeinen Personlichkeitsrechts bedarf es daher im Er-
gebnis nicht, sodass das Argument nicht zum Tragen kommt.

Anhaltspunkte fiir eine Verringerung des ideellen Interesses konnen sein, ob es
sich um ein zeitgebundenes Werk handelt, das bewusst und von vornherein eine
begrenzte Lebensdauer hatte oder,”> ob das konkrete Werkoriginal einen wesent-
lichen Bestandteil des Gesamtouvres ausmacht und die Personlichkeit des Urhebers
daher im besonderen Mal reprisentiert. Im Ausgangspunkt ist jedoch von einer
einheitlichen Schutzintensitdt auszugehen. Es kommt daher auf den Vortrag im
Einzelfall an.

bb) Interessen des Eigentiimers

Ublicherweise werden im Rahmen der Kriterien fiir eine Interessenabwigung
einzelne Kriterien oder Fallgruppen gebildet. Diese haben gemein, dass im We-
sentlich stets die Eingriffsintensitdt sowohl auf Seite des Urhebers wie auch auf
Eigentiimerseite zu ermitteln und anhand verschiedener Faktoren zu bemessen ist.
Ist die Beeintrdchtigung derart stark, dass nur eine Vernichtung zumutbar ist, muss
letztere fiir den Eigentiimer moglich sein. Andererseits ist die Zumutbarkeit ein
Mosaik verschiedener Kriterien, welches sich erst mit der Gesamtschau ergibt.
Nachfolgend werden die regelméBig betrachteten Kriterien diskutiert und festge-
legt, anhand welcher der nachfolgenden Kriterien die Zumutbarkeit zu bestimmen
ist und wo ihre Grenzen sind.

3 Vgl. Elmenhorst/v. Briihl, GRUR 2012, 126, 130; Wandtke/Bullinger/Bullinger, Vor
§ 12 Rn. 15; v. Gamm, UrhG, § 30 Rn. 3; st. Rspr. BGH Urt. v. 13.10.1988 — 1 ZR 15/87 =
GRUR 1989, 106, 107 — Oberammergauer Passionsspiele II; BGH Urt. v. 19.03. 2008 — I ZR
166/05 = GRUR 2008, 984, Rn. 29 — St. Gottfried; bestdtigt durch BGH Beschl. v. 09.11.
2011 -1 ZR 216/10 = GRUR 2012, 172, LS und Rn. 5 — Stuttgart 21.

7 OLG Hamm Urt. v. 02.05.2006—7 U 19/06 = ZUM 2006, 641, 647.
™ Vgl. OLG Hamm Urt. v. 02.05.2006—7 U 19/06 = ZUM 2006, 641, 647.
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(1) Bestehen eines Gebrauchszwecks

Als Kriterium bei nicht zerstérenden Eingriffen in die Urheber-Werk-Beziehung
wird hiufig der Gebrauchszweck des Werkstiicks benannt.”*® Dass durch eine An-
passung an den Gebrauchszweck Anderungen des Werkoriginals erforderlich wer-
den konnen, erkennt der Gesetzgeber im Rahmen der §§ 39, 62 UrhG ausdriicklich
an.”” Es wird danach unterschieden, ob es sich um ein Werk der reinen, zweck-
freien Kunst, wie etwa der bildenden Kunst oder aber der angewandten Kunst
handelt.”® Letztere sind fiir den Gebrauch im Alltag geschaffene Gegenstinde. Bei
Gegenstdnden der angewandten Kunst ist davon auszugehen, dass je eher der Ge-
brauchszweck des Gegenstandes im Vordergrund steht, desto eher ist eine Beein-
trichtigung durch den Eigentiimer hinzunehmen.” Der Urheber muss sich dariiber
im Klaren sein, dass ein fiir einen Gebrauchszweck geschaffener Gegenstand ent-
sprechend den Anforderungen an seine Funktion angepasst und veréndert wird.”

Bei einer Vernichtung des Werkoriginals ist jedoch fraglich, ob der Gebrauchs-
zweck ebenso wie bei nicht zerstorenden Eingriffen, wie der Entstellung, herange-
zogen werden kann und somit eine Rechtfertigung fiir die Zerstorungshandlung sein
kann. Ist die Werkverkorperung fiir einen bestimmten Gebrauchszweck geschaffen
worden, kann es vorkommen, dass aufgrund des Gebrauchszwecks Anpassungen
der Werkverkorperung erforderlich sind. Wird beispielsweise eine schutzfahige
Treppe mit einer besonders glatten Stufenbeschichtung geschaffen, kann der Ge-
brauchszweck es erfordern, dass die Beschichtung ersetzt oder iiberdeckt wird,
damit die Treppe entsprechend ihrer Funktion gefahrlos verwendet werden kann.
Darin konnte eine Beeintrachtigung des Werkes liegen, die aber aufgrund der
Funktionsanpassung gerechtfertigt wére. Hierbei kommt insbesondere zum Tragen,
dass Werkverkorperungen mit einem Gebrauchszweck auch diesem angepasst sein
miissen, damit sie nutzbar sind. Bei einer Vernichtung kann dieses Argument al-
lerdings nicht zum Tragen kommen. Durch die vollstindige Vernichtung der
Werkverkorperung wird der Gegenstand nicht an den Gebrauchszweck angepasst,
sondern beseitigt. Fiir das Treppenbeispiel bedeutet das, dass statt durch eine neue
Beschichtung oder Aufleger Abhilfe zu schaffen, die Treppe abgerissen werden
wiirde. Damit wire die Treppe insgesamt nicht nutzbar. Die Werkverkdrperung und
damit der Gebrauchszweck wiren vollstdndig beseitigt. Das bedeutet, eine Ver-
nichtung kann nicht dadurch begriindet werden, dass die Werkverkdrperung an
ihren vorgesehenen Gebrauchszweck angepasst wird. Der Gebrauchszweck kann

56y, Waasen, Spannungsverhiltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 157; Schri-
cker/Loewenheim/Peukert, UrhR, § 14 Rn. 26; Wandtke/Bullinger/Bullinger, § 14 Rn. 18;
Dreier/Schulze/Schulze, § 14 Rn. 26.

57 Wandtke/Bullinger/Bullinger, § 14 Rn. 18.
8 Wandtke/Bullinger/Bullinger, § 14 Rn. 18.
7% Schricker/Loewenheim/Peukert, UrhR, § 14 Rn. 26.

" BGH Urt. v. 31.05.1974 — 1 ZR 10/73 = GRUR 1974, 675, 676 — Schulerweiterung;
OLG Stuttgart Urt. v. 06.10.2010—4 U 106/10 = GRUR-RR 2011, 56, 58 — Stuttgart 21,
Wandtke/Bullinger/Bullinger, § 14 Rn. 18.
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nicht ohne die Verkdrperung bestehen und somit auch nicht die Vernichtung
rechtfertigen.”'

Wiirde argumentiert werden, dass die Verkdrperung gar nicht nutzbar ist, sodass
nur ein Abriss bei fest verbauten Werkverkdrperung in Betracht kdme, wiirde dies
zwar der Errichtung einer neuen Verkdrperung Platz machen, der Gebrauchszweck
des abgerissenen Gegenstandes konnte dadurch indes nicht optimiert werden.

Die Vernichtung eines Werkoriginals der angewandten Kunst kann somit im
Gegensatz zu einer nicht zerstorenden Beeintrachtigung nicht aufgrund einer An-
passung des Werkoriginals an seine Gebrauchsfunktion gerechtfertigt werden. Im
Rahmen des Vernichtungsverbotes ist die Unterscheidung zwischen Werken der
angewandten und bildenden Kunst und eine mdgliche Anpassung an den Ge-
brauchszweck als Abwigungskriterium daher nicht zielfiihrend. Damit ist diese,
von der Rechtsprechung und auch Teilen der Literatur vorgeschlagene Kategori-
sierung, kein geeignetes Kriterium fiir eine Interessenabwégung und differenziert
nur unzureichend.

(2) Immobile Werkoriginale

In Betracht kommen allerdings die in der Praxis sehr relevanten Konstellationen
einer festen Verbindung des Werkoriginals mit einem Gebdude oder einem
Grundstiick, sodass das Werkoriginal immobil ist.”®* In diesem Kontext kann der
Grundgedanke der Anpassung an einen Gebrauchszweck herangezogen werden. Es
ist dabei im Unterschied zu nicht zerstorenden Beeintrdchtigungen nicht auf den
Gebrauchszweck des Werkoriginals selbst, sondern auf die Erfordernisse der Um-
gebung und den jeweiligen Gebrauchszweck dieser abzustellen. Die Umgebung
kann jedoch nur herangezogen werden, wenn das Werkoriginal nicht von ihr
trennbar ist. Andernfalls konnte es schlicht umplatziert werden. Der Umgebungs-
gebrauchszweck ist demnach nur bei Werkoriginalen mit einer festen Verbindung
mit einem anderen unbeweglichen Gegenstand, wie Gebduden oder Grundstiicken,
zu beriicksichtigen. Dieser kann eine vollstindige Vernichtung aufgrund eines ge-
dnderten Gebrauchszwecks oder wegen erforderlichen ModernisierungsmafBnah-
men von mit dem Werkexemplar fest verbundenen Teilen von Bauwerken oder
Grundstiicken rechtfertigen.’®

' Vgl. v. Waasen, Spannungsverhiltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 157;
Schofer, Die Rechtsverhiltnisse, S. 157 f.

62 ygl. RG Urt. v. 08.06.1912 — Rep. I. 382/11 = RGZ 79, 397, 401 — Felseneiland mit
Sirenen; LG Miinchen I Urt. v. 08.12.1981-7 O 17562/79 = NJW 1982, 655, 655 — Hajek I,
LG Miinchen I Urt. v. 03.08.1982—7 O 12918/82 = NJW 1983, 1205, 1205 — Hajek II; LG
Bielefeld v. 09.02.2001—-4 O 20-10 (unveroffentlicht), S. 5f., zitiert nach Schmelz, GRUR
2007, 565, 566 — Mindener Keilstiick; BGH Urt. v. 21.02.2019 — 1 ZR 98/17 = GRUR 2019,
609, 609 f. — HHole (for Mannheim); BGH Urt. v. 21.02.2019 — I ZR 99/17 = ZUM 2019,
521, LS 3 und Rn. 9 — PHaradise; OLG Celle Urt. v. 27.02.2024—13 U 57/23 = GRUR-RR
2024, 234, Rn. 23.

3 Vgl. v. Waasen, Spannungsverhiltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 157.
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Es ist daher zu priifen, ob das Werkoriginal fest mit einem anderen unbewegli-
chen Gegenstand verbunden ist, dieser Gegenstand einen Gebrauchszweck hat und
der Eigentiimer diesen Gegenstand den Gebrauchszweck fordernd anpassen moch-
te. Wichtiges Kriterium ist dabei die feste Verbindung, die den wesentlichen Un-
terschied zu beweglichen Werkoriginalen bildet und so eine besondere Beriick-
sichtigung in der Interessenabwigung erforderlich macht. Der Eigentiimer hat we-
niger Ausweichmdglichkeiten, um sein Ziel zu erreichen, sodass seine Interessen in
der Regel stirker tangiert sein diirften als bei beweglichen oder mit beweglichen
Gegenstinden verbundenen Werkoriginalen, die ortlich umplatziert werden kon-
nen.”* Dies gilt umso mehr, als dass es sich bei den unbeweglichen Gegenstinden
meist um durch den Eigentiimer genutzte Gebidude oder Grundstiicke handelt. Die
Nutzungsbefugnis iiber das Eigentum ist gem. § 903 S. 1 BGB wesentlicher Be-
standteil der Eigentiimerbefugnisse, weswegen bei deren Einschrankung eine hohe
Beeintrachtigungsintensitét vorliegt.

Auch ist zu beachten, dass es dem Urheber in der Regel bekannt sein wird, dass
sein Werk mit einem anderen Gegenstand fest verbunden ist. Wenn eine schutzfa-
hige Treppe als Sonderanfertigung in einem Architektenhaus eingebaut wird, weil3
der Schopfer in der Regel, dass Treppen in das Gebaude eingebaut und somit Teil
eines groferen Komplexes werden. Als Folge driangt sich bei VerduBerung und
Schaffung des Werkoriginals das Risiko auf, dass der Eigentiimer das fest verbun-
dene Werkoriginal an die ortlichen Gegebenheiten und deren Gebrauchszwecke
anpassen mochte. Ideal wire es, wenn dieses Risiko bereits bei der Vertragsge-
staltung erfasst und geregelt werden wiirde.”® Sollte dies nicht geschehen sein, ist
dennoch zu priifen, ob es sich dem Urheber bei der Schaffung und VerduBerung des
Werkoriginals hitte aufdringen konnen, dass das Werkoriginal mit einem anderen
unbeweglichen Gegenstand fest verbunden werden soll. Ist dem so, ist dies in der
Interessenabwigung zu beriicksichtigen. Es wiére widerspriichlich zunédchst das
Werkoriginal ,,zur festen Verbauung“ zu schaffen, um dann den Eigentiimer keine
Anpassung an den Gebrauchszweck des ,,Gesamtkomplexes* zuzugestehen.”®® Das
bedeutet allerdings nicht, dass der Urheber sich durch Schaffung eines Werkorigi-
nals ,,zur festen Verbauung“ seines Urheberrechts begibt. Der Eigentiimer darf
weiterhin das Werkoriginal nur vernichten, wenn die Vernichtung gerechtfertigt ist.
Die Tatsache, dass das Werkoriginal fest verbaut wurde und dies fiir den Urheber
erkennbar war, wirkt sich in der Interessenabwégung fiir den Eigentiimer giinstig
aus, ersetzt aber nicht die weiteren Aspekte einer Abwagung. Dazu zéhlen insbe-
sondere die Gestaltungshdhe des Werkes sowie die Beziehung des Urhebers zum

4 Vgl. Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstorungsverbot, S. 167.
765 Siehe zu individualvertraglichen Regelungsméglichkeiten Kapitel 3 B.IL., S. 194 ff,
766y, Waasen, Spannungsverhiltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 157.
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Werk. AuBlerdem sind auch die Motive des Eigentiimers — dazu sogleich — relevant.
Durch die feste Verbindung wird die Interessenabwigung mithin nicht obsolet.”"’

Eine andere Einordnung wiirde dazu fiihren, dass der Eigentiimer in seinen
Rechten stark beeintrdchtigt werden wiirde. Dies ist nicht Ziel eines angemessenen
Interessenausgleichs. Der Eigentiimer hétte ungewtinschte funktionale Einschrén-
kungen in der Nutzung seiner Gegenstinde dauerhaft hinzunehmen, ohne eine Be-
riicksichtigung in der Abwégung gegeniiber den Urheberinteressen. Das ideelle
Interesse des Urhebers wird bereits mit dem Risiko der Anpassung und mdglichen
Vernichtung im Rahmen des Schaffungsprozesses unmittelbar belastet. Dies flihrt
nicht dazu, dass das ideelle Interesse an der Erhaltung entfillt. Es kommt aufgrund
der méglichen Folgen allerdings abgemildert zum Tragen. Ist dies ausnahmsweise
anders, hat der Urheber noch immer die Mdglichkeit seine starke Beziehung zum
Werk darzulegen, sodass diese in der Abwégung zu beriicksichtigen wire.

Bei einer Verbindung mit einem beweglichen Gegenstand hingegen ist nicht
ersichtlich, wieso der Eigentiimer diesen vernichten sollte, bevor er ihn dem Urhe-
ber zur Interessenwahrung beispielsweise zum Riickkauf gegen den Materialwert
angeboten hat. Erst nachdem ein solches Angebot — trotzdem es moglich war —
gescheitert ist, oder auf Ablehnung sto6t, kann regelméBig eine Vernichtung inter-
essengerecht sein. Auch hier sind jedoch die weiteren Umsténde des Einzelfalls zu
beriicksichtigen. Dennoch stellt sich bei beweglichen Gegenstinden im Rahmen
eines moglichst schonenden Interessenausgleichs unabhidngig vom Gebrauchs-
zweck damit stets die Frage, ,,Warum vernichten, wenn die Riickgabe an den Ur-
heber moglich ist?*’*® Es konnte dem Eigentiimer auch zumutbar sein, das Werk-
original zu verduflern, da dies den Eingriff in das Urheberrecht durch eine Ver-
nichtung umgehen wiirde. Dies kann bei individuell an deren Umgebung ange-
passten Werkoriginalen allerdings mit groferen Schwierigkeiten verbunden sein,
weshalb es hier ebenfalls einer Einzelfallpriifung bedarf. Es verbleiben dem Ei-
gentlimer mithin verschiedenste Handlungsoptionen neben einer Vernichtung, um
sich dem Werkoriginal zu entledigen, sodass die Intensitit der Beeintrachtigung, die
sich durch die Erhaltung des Werkes ergibt, geringer ist als bei fest verbundenen
unbeweglichen Gegenstinden.

Die feste Verbindung des Werkoriginals mit einem unbeweglichen Gegenstand
ist mithin ein geeignetes Kriterium fiir eine Interessenabwégung. Entscheidet sich
der Urheber wissentlich fiir eine feste Verbindung mit einem anderen Gebrauchs-
gegenstand, so ist die Intensitdt der Beeintrdchtigung des Eigentums bei Erhalt des
Werkes fiir den Eigentiimer deutlich erhdht im Vergleich zu beweglichen oder mit
beweglichen Gegenstidnden verbundenen Werkoriginalen.

"7 Ebenso Jéinecke, Das urheberrechtliche Zerstorungsverbot, S. 167; a. A.: Schulze, in: FS
Dietz, S. 177, 183.

768 ygl. BGH Urt. v. 21.02.2019 — I ZR 15/18 = GRUR 2019, 621, Rn. 21 ff. — Minigolf-
anlage; Ulmer, Urheber- und Verlagsrecht, S. 220; Erdmann, in: FS Piper, S. 655, 674 f.



B. Verankerung eines Vernichtungsverbotes im Urheberrechtsgesetz 143

Dieses Kriterium nimmt im Besonderen bei Architekturwerkoriginalen und bei
mit fremden unbeweglichen Gegenstéinden untrennbar verbundenen Werkorigina-
len ein hohes Gewicht in der Abwigung ein.”® Eine Anpassung des ,, Trigermedi-
ums‘ an den Gebrauchszweck und eine damit einhergehende vollstindige Zersto-
rung des Werkoriginals — wie beispielsweise in den, den BGH-Entscheidungen
,HHole (for Mannheim)“ und ,,PHaradise” zugrundeliegenden Sachverhalten —
rechtfertigt damit bei Kenntnis des Urhebers von der festen Verbindung bzw. der
Unbeweglichkeit des Werkes in der Regel eine Vernichtung, da der Eigentiimer in
seiner Herrschaftsmacht iiber sein Eigentum andernfalls unzumutbar beschréankt
werden wiirde. Dies gilt selbst dann, wenn es sich um ein Werkoriginal mit einer
hohen Gestaltungshohe handelt, weil die Intensitdt der Beeintrachtigung der Ei-
gentiimerbefugnisse in diesen Konstellationen derart hoch ist.”° Diese Einschiit-
zung scheint nun auch das Bundesministerium fiir Justiz (BMJ) zu teilen, da es im
Rahmen einer 6ffentlichen Konsultation im Juni 2024 Anderungen des Urheber-
rechtsgesetzes erwigt. Es sollen Fallgruppen aufgenommen werden, wodurch der
Eigentiimer auch ohne Zustimmung des Architekten zu bestimmten Anderungen
und zum Abriss von Bauwerken befugt ist.””"

Es ist jedoch auch atypischen Fallkonstellationen Rechnung zu tragen, etwa
wenn die Intensitit der Beeintrichtigung des Urhebers ebenfalls enorm hoch ist
oder eine Trennung des Werkes von dem Gebdude technisch moglich ist und mit
einer geringen Beeintrichtigung des Eigentlimers in zeitlicher wie auch ideeller
Hinsicht einhergeht.””” Daher ist nach dem aktuellen Gesetz stets eine Interessen-
abwigung vorzunehmen und nicht auf pauschale Aussagen abzustellen.””

Bei isolierten Werkoriginalen fillt die Abwigung indes anders aus. Ist das Werk
weder mit einem Grundstiick noch mit einem anderen unbeweglichen Gegenstand
des Eigentiimers verbunden, so ist die Beeintrichtigung des Eigentiimers aufgrund
bestehender Handlungsoptionen regelméBig von geringerer Intensitét.

" Vgl. v. Waasen, Spannungsverhiltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 162 ff.,
164; Jéinecke, Das urheberrechtliche Zerstorungsverbot, S. 167; Schofer, Die Rechtsverhalt-
nisse, S. 158; Té6lke, Das Urheberpersonlichkeitsrecht, S. 89 ff.

" Vgl. Schack, GRUR 1983, 56, 58; Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstérungsverbot,
S. 168; Schofer, Die Rechtsverhiltnisse, S. 158; v. Waasen, Spannungsverhiltnis zwischen
Urheberrecht und Eigentum, S. 162 f.; Movsessian, UFITA 1983, Bd. 95, S. 77, 87; Nahme,
GRUR 1966, 474, 478.

" Bundesministerium der Justiz, Offentliche Konsultation zum Anpassungsbedarf des
Urheberrechts im Hinblick auf Umgestaltungen von Bauwerken, 10.06.2024, https:/www.
bmyj.de/DE/themen/wirtschaft _finanzen/rechtschutz_urheberrecht/urheberrecht/stellungnahmen/
stellungnahmen_Urheberrecht Bauwerke.html?nn=17748, zuletzt abgerufen am 04.10.2024.

2 Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstdrungsverbot, S. 168.

3 Ebenso Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstrungsverbot, S. 167.


https://www.bmj.de/DE/themen/wirtschaft_finanzen/rechtschutz_urheberrecht/urheberrecht/stellungnahmen/stellungnahmen_Urheberrecht_Bauwerke.html?nn=17748,
https://www.bmj.de/DE/themen/wirtschaft_finanzen/rechtschutz_urheberrecht/urheberrecht/stellungnahmen/stellungnahmen_Urheberrecht_Bauwerke.html?nn=17748,
https://www.bmj.de/DE/themen/wirtschaft_finanzen/rechtschutz_urheberrecht/urheberrecht/stellungnahmen/stellungnahmen_Urheberrecht_Bauwerke.html?nn=17748,
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(3) Motive des Eigentiimers fiir die Vernichtung

Abgesehen davon, dass der Eigentiimer in der Nutzung seines Eigentums durch
den Erhalt des Werkoriginals meist — wenn auch nur minimal — eingeschriankt wird,
ist fraglich, ob auch die Motive des Eigentiimers fiir die Vernichtung des Werkes
zur Bemessung der Eingriffsintensitit herangezogen werden sollten. Auch &stheti-
sche Aspekte konnen neben wirtschaftlichen und funktionalen Entscheidungen
Beweggriinde fiir eine Vernichtung sein. Es wird sogar die Regel sein, dass die
Vernichtung nicht zwingend fiir den Gebrauchszweck erforderlich ist, sondern
subjektiv #dsthetische Erwigungen im Vordergrund stehen.””* So waren es bei der
Felseneiland-Entscheidung rein édsthetische Erwigungen, welche die Eigentiimerin
des Wandfreskos zu dessen Abinderung bewegten.’”

Die Motive des Eigentiimers fiir die Vernichtung sind ein wichtiger Anhalts-
punkt zur Bestimmung der Eingriffsintensitit, denn sie zeigen auf, mit welchen
Konsequenzen sich der Eigentiimer abfinden miisste, wenn er von einer Vernich-
tung absieht. Dies verdeutlichen die zuvor gemachten Ausfithrungen zur festen
Verbindung mit unbeweglichen Gegenstanden: Der Eigentiimer miisste in Erman-
gelung von Alternativen mit dem Erhalt des Werkoriginals und damit ggf. einher-
gehenden Folgen leben. Diese konnen von funktionalen hin zu &dsthetischen Beein-
trachtigungen im alltédglichen Leben reichen.

Wenngleich eine &sthetische Beeintrachtigung im alltdglichen Leben zunichst
einschneidend anmuten mag, so ist dies das ,,schwéchste* Motiv. Denn die dsthe-
tischen Vorstellungen des Eigentiimers kdnnen wankelmiitig sein und fulen nicht
unmittelbar auf Art. 14 GG. Wire der Urheber diesen ausgeliefert, so wiirde sein
ideelles Interesse faktisch ausgehdhlt werden.”’® Asthetische Griinde allein stellen
somit keine hinreichende Beeintrachtigungsintensitét dar, sodass eine Vernichtung
des Werkoriginals gerechtfertigt wére. Dies bedeutet jedoch im Umkehrschluss
nicht, dass &sthetische Griinde in der Gesamtschau nicht fiir deine Vernichtungs-
befugnis ausreichen kénnten.””” Handelt es sich um eine feste Verbindung mit
einem unbeweglichen Gebrauchsgegenstand, so ist der Eigentiimer derart in seinen
Handlungsmdglichkeiten eingeschrankt und somit bereits deswegen in seinen In-
teressen so stark beschnitten, dass dsthetische Griinde einer Vernichtung nicht ent-
gegenstehen. Bei einem Wandfresko hat der Eigentiimer nur die Optionen der
Vernichtung, der VerduBerung des gesamten Gebdudes oder aber des Ertragens

"™ Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstorungsverbot, S. 169.

"SRG Urt. v. 08.06.1912 —Rep. 1. 382/11 =RGZ 79, 397, 401 — Felseneiland mit Sirenen.

6 Vgl. BGH Urt. v. 01.10.1998 — I ZR 104/96 = GRUR 1999, 230, 231 — Treppenhaus-
gestaltung; Wandtke/Bullinger/Bullinger, § 14 Rn. 34; Obergfell/Elmenhorst, ZUM 2008, 23,
30f.; Nahme, GRUR 1966, 474, 475; Bindner/Kosterhohn, Urheberrecht fiir Architekten und
Ingenieure, Rn. 260; Miiller, Urheberpersonlichkeitsrecht des Architekten, S. 165 ff.; Wiesner,
Rechte des bildenden Kiinstlers, S. 149; Zentner, Das Urheberrecht des Architekten, S. 117.

7 Ebenso Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstrungsverbot, S. 169.
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eines fiir ihn unisthetischen Freskos.””® Sind nur wenige Handlungsoptionen offen,
muss somit auch eine auf dsthetischen Griinden basierende Vernichtung im Ein-
zelfall moglich sein.”” Andererseits steht, gerade bei beweglichen Werkoriginalen,
die dem Urheber zuriickgegeben werden konnen und dieser ggf. damit einverstan-
den war, bei dsthetisch motivierter Vernichtung die Frage des Rechtsmissbrauchs
im Raum. Dies ist in der Interessenabwigung entsprechend zu wiirdigen.”®

Stehen hingegen funktionale Erwigungen im Vordergrund, so wiegen diese
schwer, da die Nutzungsoptionen des Eigentiimers andernfalls erheblich bis hin zu
unzumutbar beeintrachtigt werden, sodass sich hierbei in der Regel eine hohe Ein-
griffsintensitiit ergibt.”®' Denn der Eigentiimer hat einen aus Art. 14 GG folgenden
Anspruch auf Erhaltung der vorbestimmten Zweckbestimmung.”* Dies kommt bei
Gebéduden verstirkt zum Tragen. Dazu zdhlen Erhaltungs- und Wiederherstel-
lungsmafinahmen, Umbau- und Erweiterungsarbeiten, VergroBerungen und An-
bauten wie auch sicherheitsrelevante und technische Anpassungen in Form von
Modernisierungen.”®® Sind Anderungen gesetzlich vorgeschrieben — wie etwa
Brandschutzmalnahmen — so muss dies in der Abwagung Beriicksichtigung finden,
da faktisch keine andere Handlungsoption aufler der VerduBerung des unbewegli-
chen Gegenstandes in Betracht kime. Wenngleich das Motiv der Anpassung an den
Gebrauchszweck ein gewichtiges Kriterium darstellt, geniigt es nicht in jedem Fall
zur Begriindung eines Vernichtungsverbots.”™ Auch hier handelt es sich um gra-
duelle Erwdgungen, die im Einzelfall durch den Eigentiimer vorzutragen sind. Erst
nachdem die Gesichtspunkte des Eigentiimers eingebracht worden sind, kann die
Intensitit der Beeintrachtigung eingeschitzt und in ein Verhéltnis zu den Belangen
des Urhebers gesetzt werden.”

Zuletzt kénnen auch wirtschaftliche Erwigungen herangezogen werden.’®
Wirtschaftliche Griinde kdnnen sich nur ergeben, wenn eine Erhaltung des Werkes
mit erheblichen Kosten verbunden ist und somit eine vollstdndige Vernichtung die

" Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstérungsverbot, S. 169.

" Ebenso Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstrungsverbot, S. 169.

" vgl. BGH Urt. v. 21.02.2019 — I ZR 98/17 = GRUR 2019, 609, Rn. 38 — HHole (for
Mannheim); KG, Urt. v. 16.12.2019-24 U 173/15 = GRUR-RR 2020, 97, Rn. 19 ff. (Nach-
instanz zu BGH Urt. v. 21.02.2019 — 1 ZR 15/18 = GRUR 2019, 619 — Minigolfanlage).

"8 Vgl. Zentner, Das Urheberrecht des Architekten, S. 120 ff.

82 Riesenkampff, Inhalt und Schranken des Eigentums, S. 122; Nahme, GRUR 1966, 474,
477, Zentner, Das Urheberrecht des Architekten, S. 121.

™ Vgl. Zentner, Das Urheberrecht des Architekten, S. 120; Honscheck, GRUR 2007, 944,
947 {.; Wandtke/Bullinger/Bullinger, § 14 Rn. 32.

84S0 aber teilweise die Formulierung in der Rechtsprechung Literatur; vgl. BGH Urt. v.
31.05.1974 -1 ZR 10/73 = GRUR 1974, 675, 676 — Schulerweiterung; Nahme, GRUR 1966,
474, 477; Honscheck, GRUR 2007, 944, 947; Wandtke/Bullinger/ Wandtke, § 39 Rn. 37.

™ Vgl. v. Waasen, Spannungsverhiltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 76;
Paschke, GRUR 1984, 848, 866.

78 Vgl. bei Entstellungen: Schilcher, Der Schutz des Urhebers, S. 121.
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»gunstigere™ Alternative darstellt. Dann ist eine Einschdtzung des Gerichts zur In-
tensitdt vorzunehmen. Die Intensitdt kann dabei hoch sein, besonders, wenn eine
Erhaltung des Werkoriginals mit erheblichem Kostenaufwand verbunden ist. Indes
sind hier im Gegensatz zu funktional notwendigen Erwdgungen auch Handlungs-
optionen wie etwa die VerduBerung des Werkoriginals zu beriicksichtigen.

Die Motive des Eigentiimers sind daher zur Bestimmung der Eingriffsintensitdt
heranzuziehen. Dabei wiegen dsthetische Erwégungen weniger schwer als funktio-
nale. Wirtschaftliche Aspekte konnen ebenso relevant sein.

Hiufig wird es allerdings eine Mischung aus verschiedensten Motiven sein, so-
dass nach entsprechend substantiiertem Vortrag des Eigentiimers eine Einordnung
in Bezug auf die Intensitdt durch das Gericht stattzufinden hat.

(4) Persénlichkeitsrechtlicher Bezug zum Werkoriginal

Neben den bisher genannten Kriterien ist im Einzelfall auch das allgemeine
Persénlichkeitsrecht zur Bestimmung der Eingriffsintensitit heranzuziehen.”™

So kann das allgemeine Personlichkeitsrecht beispielsweise bei Briefen mit
personlichem Inhalt betroffen sein, sofern diese ein urheberrechtlich geschiitztes
Werk darstellen.”®® Durch den Empfang des Briefes gelangt dieser in das Eigentum
des Adressaten, der nicht Urheber ist. Enthdlt der Brief einen, den Adressaten be-
treffenden, personlichen Inhalt, ist der Schutzbereich des allgemeinen Personlich-
keitsrechts zugunsten es Adressaten betroffen.”® Hier kann eine Vernichtung durch
den Eigentiimer und Adressaten oder dessen Nachfahren gewollt sein, um etwa ein
positives Bild des Eigentiimers zu bewahren.””

Ist das allgemeine Personlichkeitsrecht betroffen, ist nach den verschiedenen
Eingriffsstufen zu differenzieren (Sozialsphére, Privatsphire und Intimsphére) und
anhand derer die Intensitit einer Erhaltung fiir den Eigentiimer zu bestimmt.”' Zu
den betroffenen Personlichkeitsrechten kann insbesondere auch das Recht am ei-
genen Bild nach § 22 KUG zihlen.”” Die Verfiigungsbefugnisse des Eigentiimers
aus § 903 BGB werden dadurch erweitert, dass der abgebildeten Person das Recht

Vgl v. Waasen, Spannungsverhiltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 166;
Jénecke, Das urheberrechtliche Zerstorungsverbot, S. 164.

™ Vgl. v. Waasen, Spannungsverhiltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 166;
Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstorungsverbot, S. 164; vgl. zum Werkcharakter von per-
sonlichen Briefen: Schricker/Loewenheim/Loewenheim/Leistner, § 2 Rn. 100 ff., 113.

89y, Waasen, Spannungsverhiltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 166; Jéinecke,
Das urheberrechtliche Zerstérungsverbot, S. 164.

™y, Waasen, Spannungsverhiltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 167.

™! Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstdrungsverbot, S. 165.

2y, Waasen, Spannungsverhiltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 167; Jéinecke,
Das urheberrechtliche Zerstorungsverbot, S. 164 f.; BeckOK InfoMedienR/Herrmann, § 22,
KunstUrhG Rn. 3.
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eingerdumt wird, iiber die Verwendung seines Bildnisses entscheiden zu konnen.””®
Nach §§ 37, 38 KunstUrhG steht der abgebildeten Person das Recht zu, die Ver-
nichtung des Bildes zu verlangen, sofern es widerrechtlich veroffentlicht und ver-
breitet wurde. Damit personlichkeitsrechtliche Erwégungen Beriicksichtigung fin-
den konnen, ist es daher erforderlich, dass Eigentiimer und abgebildete Person
identisch sind.

Anhand der Eingriffsstufen diirfte eine Vernichtung der Briefe in dem oben
genannten Beispiel gerechtfertigt sein. Es handelt sich regelmafBig um private, nicht
verdffentlichte Werkverkorperungen, die der Urheber bewusst in den Machtbereich
des Eigentiimers entsendet hat.” Damit ist die Privatsphire, im Einzelfall sogar die
Intimsphdre beim Eigentiimer betroffen. Die Beeintrichtigung des Urhebers ist
aufgrund der bewussten Ubersendung und der nur auf den Empfinger beschriinkten
kommunikativen Wirkung gering.

Ahnlich verhilt es sich mit den Bildnissen, insbesondere um sie vor dem Anblick
Dritter zu schiitzten.””> Die Vereinbarung eines Veréffentlichungsverbotes bietet
keinen hinreichend sicheren Schutz vor der Veroffentlichung, sodass eine Ver-
nichtung regelmiBig gerechtfertigt wire.”*

Zuletzt ist auch eine Vernichtung des Abbilds naher Angehoriger durch den
Eigentiimer zumeist gerechtfertigt.””” Obwohl dem Eigentiimer hier kein Recht am
eigenen Bild zusteht, ist seine Privatsphére durch den Erhalt des Bildes oder alter-
nativ durch eine Verdffentlichung und damit sein allgemeines Personlichkeitsrecht
betroffen.””® Damit sind auch diese Gesichtspunkte innerhalb einer Interessenab-
wigung als Kriterien fiir die Intensitit der Beeintrachtigung der Eigentiimerinter-
essen zu beriicksichtigen.

cc) Zusammenfassung

Im Rahmen der Interessenabwigung sind die ideellen Interessen des Urhebers
und deren Auspragung mit der Zumutbarkeit der Interessenbeeintrachtigung fiir den
Eigentiimer abzuwégen.

3y, Waasen, Spannungsverhéltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 167.

4y, Waasen, Spannungsverhiltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 167; Jéinecke,
Das urheberrechtliche Zerstérungsverbot, S. 165.

95y, Waasen, Spannungsverhiltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 168; Jéinecke,
Das urheberrechtliche Zerstorungsverbot, S. 165.

%6 Ebenso v. Waasen, Spannungsverhiltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 168;
Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstorungsverbot, S. 165; Schack, GRUR 1983, 56, 58.

™7 Ebenso v. Waasen, Spannungsverhiltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 168;
Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstorungsverbot, S. 164 f.; Schack, GRUR 1983, 56, 58.

8y, Waasen, Spannungsverhiltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 168; Jinecke,
Das urheberrechtliche Zerstérungsverbot, S. 164 f.; Schack, GRUR 1983, 56, 58.
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Die ideellen Interessen sind dabei der Mafstab fiir die Anforderungen an die
Zumutbarkeit fiir den Eigentiimer, sodass diese zuerst zu bestimmen sind. Dazu ist
neben dem objektiven Kriterium der Gestaltungshohe — sofern entsprechender
Vortrag erfolgt — die Urheber-Werk Beziehung als subjektives Element zu beriick-
sichtigen. Soweit dies aus den bisherigen Urteilen ersichtlich ist, orientieren sich die
Gerichte bislang ausschlielich an dem objektiven Kriterium der Gestaltungsho-
he.” Es fehlt eine Auseinandersetzung mit der subjektiven Beziehung des Urhebers
zu seinem Werk. Dies wird den Anforderungen an eine umfangreiche Interessab-
wigung nicht gerecht.

Auch der Grad der Offentlichkeit des Werkoriginals vor der Vernichtung sowie
eine mogliche Verringerung der ideellen Interessen mit zeitlichem Ablauf der
Schutzfrist werden von den Gerichten bislang im Kontext der Vernichtung nicht
beriicksichtigt.**® Eine Betrachtung aller Komponenten gewihrleistet eine mog-
lichst prizise Abschitzung der Intensitét und die Mdglichkeit fiir den Urheber, dass
auch seine subjektive Beziehung zum Werk — bei entsprechendem Vortrag — in die
Interessenabwégung einbezogen wird.

Die Interessen des Eigentiimers stellen den Gegenpol zu den Urheberinteressen
dar. Es ist danach zu fragen, wann ein Vernichtungsverbot noch zumutbar ist, ins-
besondere im Verhéltnis zur Intensitdt der Beeintrachtigung der Urheberinteressen.
Zur Ermittlung der Zumutbarkeit ist festzustellen, wie einschneidend ein Vernich-
tungsverbot fiir den Eigentiimer wére.

Dies lasst sich anhand der festen Verbindung des Werkoriginals mit einem an-
deren Gegenstand festmachen. Eine untrennbare Verbindung mit einem unbeweg-
lichen Gegenstand wie einem Grundstiick oder Gebédude spricht fiir eine starke
Interessenbeeintrachtigung, da dem Eigentiimer kaum sinnvolle Handlungsoptionen
neben einer Vernichtung bleiben. Zudem sind subjektiv die Motive fiir eine Ver-
nichtung zu beriicksichtigen, sofern ein prozessualer Vortrag erfolgt. Funktionale
Motive — besonders wenn diese rechtlich vorgegeben sind, wie bei Brandschutz-
mafBnahmen — wiegen schwer. Asthetische Einschriinkungen sind im Lichte einer
grundrechtlichen Betrachtung eher zumutbar. Auch wirtschaftliche Aspekte konnen
eine Rolle spielen.

Zuletzt kann im Einzelfall ein personlichkeitsrechtlicher Bezug des Eigentiimers
zum Werkoriginal bestehen, wenn es sich um personliche Bildnisse oder Briefe
handelt. Dieses Kriterium kommt indes nur zum Tragen, wenn die Eigentiimer-
position und personlichkeitsrechtliche Belange in derselben Person vereint sind.

™ Vgl. BGH Urt. v. 21.02.2019 — T ZR 98/17 = GRUR 2019, 609, Rn. 39 — HHole (for
Mannheim); BGH Urt. v. 21.02.2019 — 1 ZR 99/17 = ZUM 2019, 521, Rn. 39 — PHaradise;
BGH Urt. v. 21.02.2019 — 1 ZR 15/18 = GRUR 2019, 619, Rn. 24 — Minigolfanlage.

80 yvgl. BGH Urt. v. 21.02.2019 — I ZR 98/17 = GRUR 2019, 609, LS 2 und Rn. 39 ff. —
HHole (for Mannheim); BGH Urt. v. 21.02.2019 — 1 ZR 99/17 = ZUM 2019, 521, LS 2 und
Rn. 39 f. — PHaradise; BGH Urt. v. 21.02.2019 — I ZR 15/18 = GRUR 2019, 619, Rn. 24 —
Minigolfanlage.
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Innerhalb der Abwiégung sollte somit zunédchst die Intensitit der Beeintréchti-
gung der ideellen Interessen des Urhebers unabhingig der Eigentiimerinteressen
betrachtet werden. Die festgestellte Eingriffsintensitét bildet sodann den Mafstab
flir die Zumutbarkeit eines Vernichtungsverbotes. Je hoher die Intensitét ist, desto
schwerwiegender miissen die Eigentiimerbelange ausgeprégt sein, damit ein Ver-
nichtungsverbot unzumutbar ist. Je niederschwelliger die ideellen Interessen be-
troffen sind, desto geringer sind die Anforderungen an die Zumutbarkeit eines
Vernichtungsverbotes. Es ergibt sich somit ein Spannungs- und Abhéngigkeitsver-
hiltnis zwischen den betroffenen Interessen.

d) Oﬁ’entliche und kirchliche Einrichtungen

Besonderheiten innerhalb der Abwégung kdnnen sich ergeben, wenn es sich bei
dem Eigentiimer um eine Offentliche Einrichtung, ein Museum oder um eine
kirchliche Einrichtung handelt. Es ist grundsétzlich auch nach einer festen Verbin-
dung, den Motiven der Vernichtung sowie mdglichen personlichkeitsrechtlichen
Beziigen zu fragen. Jedoch ergeben sich hier einige zusitzliche Erwédgungen.

Ist das Werkoriginal im Eigentum einer kirchlichen Einrichtung, hat dies bereits
bei der Intensitdt der Beeintrichtigung der ideellen Interessen des Urhebers, kon-
kreter bei der Ausgestaltung der Urheber-Werk-Beziehung Auswirkungen. Fertig
der Urheber ein Werkoriginal flir kirchliche Raumlichkeiten an oder die Kirche
selbst, dringt sich ihm auf, dass sich das Werkoriginal an dem Gebrauchszweck der
religiosen Einrichtung ausrichtet.*”’ Es besteht daher ein erhohtes Risiko zur An-
passung des Werkes an den Gebrauchszweck.*™ Bei religiosen Einrichtungen
kommt im Vergleich zu privaten Eigentiimern hinzu, dass mit einer gewandelten
Uberzeugung hinsichtlich der Gestaltung des Gottesdienstes auch ein Bediirfnis zur
Abiénderung des Kircheninnenraums einhergehen kann.*” Die Urheber-Werk-Be-
ziehung ist daher beim Schaffensprozess von diesem Wissen iiberschattet. Aufer-
dem ergibt sich das Abédnderungsbediirfnis bei einer religiésen Einrichtung nicht
nur aus den grundrechtlichen Eigentumsbefugnissen, sondern wird auch durch das
kirchliche Selbstbestimmungsrecht und die Religionsfreiheit nach Art. 4 Abs. 1 GG
getragen.®™

Auf Seite der Religionsgemeinschaft ist daher neben Art. 14 Abs. 1 GG auch
Art. 4 Abs. 1 und 2 GG, das kirchliche Selbstbestimmungsrecht gem. Art. 140 GG

$UBGH Urt. v. 19.03. 2008 — I ZR 166/05 = GRUR 2008, 984, Rn. 38 — St. Gottfiied,
BGH Urt. v. 02.10.1981 — I ZR 137/79 = GRUR 1982, 107, 110 f. — Kirchen-Innenraumge-
staltung.

802 BGH Urt. v. 19.03. 2008 — I ZR 166/05 = GRUR 2008, 984, Rn. 38 — St. Gottfried,
BGH Urt. v. 02.10.1981 — I ZR 137/79 = GRUR 1982, 107, 110 f. — Kirchen-Innenraumge-
staltung.

83 BGH Urt. v. 02.10.1981 — I ZR 137/79 = GRUR 1982, 107, 110f. — Kirchen-Innen-
raumgestaltung.

84 BGH Urt. v. 19.03.2008 — I ZR 166/05 = GRUR 2008, 984, Rn. 32 f. — St. Gottfiied.
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1. V.m. Art. 137 Abs.3 S. 1 WRV und zuletzt auch der Schutz des Kirchengutes
nach Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 Abs. 3 S.1 WRV zu beriicksichtigen.*” Das
kirchliche Selbstbestimmungsrecht garantiert Religionsgemeinschaften die Freiheit,
ihre Angelegenheiten selbststindig innerhalb der Schranken des fiir alle geltenden
Gesetzes zu ordnen und zu verwalten.*®® Darunter fillt auch die Ausstattung des
Kirchengebiudes und dessen Innenriume.*” Sind die tragenden Motive bei einer
Vernichtung theologischer oder liturgischer Natur, wird das kirchliche Selbstbe-
stimmungsrecht durch die Religionsfreiheit aus Art. 4 Abs. 1, Abs. 2 GG verstérkt,
wobei das Selbstverstindnis der Kirche maBgeblich heranzuziehen ist.**®

Auf Ebene der Urheberinteressen ist demnach innerhalb der Interessenabwigung
bei einer Vernichtung des Werkoriginals von einer schwicher ausgepréagten Urhe-
ber-Werk-Bezichung auszugehen. Der Urheber kann dieser Ausgangslage durch
entsprechenden Vortrag im Zivilprozess entgegentreten. Die {ibrigen Kriterien zur
Bemessung der Eingriffsintensitéit sind davon separat zu betrachten. Das Werkori-
ginal hat beispielsweise oftmals eine Offentlichkeitswirkung, sodass zugunsten des
Urhebers ein gesteigertes geistiges Interesse vorliegen kann.

Bei der Frage der Zumutbarkeit fiir den Eigentiimer wiegen bei Religionsge-
meinschaften die Motive besonders schwer, da diese auf weiteren Grundrechten
basieren und in mehrerlei Hinsicht verfassungsméBigen Schutz erfahren. Allerdings
ist auch an der Stelle danach zu fragen, ob eine feste Verbindung besteht bzw. ob es
sich um einen unbeweglichen Gegenstand handelt. Ist dies nicht der Fall, kann trotz
der tiberragenden grundrechtlichen Argumente auf Seite der Religionsgemeinschaft
ein grundsétzliches Vernichtungsverbot im Einzelfall zumutbar sein, da das Werk-
original an einen anderen Ort verbracht werden konnte.

Auch bei o6ffentlichen Einrichtungen sind einige Besonderheiten zu beachten.
Bei im Eigentum von 6ffentlichen Einrichtungen stehenden Werkoriginalen — wie
etwa Werken der bildenden Kunst oder Bauwerken — kann sich ebenso wie bei
Privatpersonen der Konflikt zwischen Urheber und Eigentliimerinteressen ergeben.
Auch hier ist auf Seite des Urhebers zunéchst bei der Beziehung zu beriicksichtigen,
dass dieser regelméfig von der Verwertung des Werkoriginals Kenntnis haben
wird. Zudem ist wie bei Religionsgemeinschaften als Eigentiimerin zu beachten,
dass das Werk regelmiBig eine groBe Offentlichkeitswirkung haben wird, sodass

805 BGH Urt. v. 19.03.2008 — I ZR 166/05 = GRUR 2008, 984, Rn. 31 ff. — St. Gottfried;
Obergfell, in: FS Harte-Bavendamm, S. 69, 78 f.

806 BGH Urt. v. 19.03.2008 — T ZR 166/05 = GRUR 2008, 984, Rn. 33 — St. Gottfried,
BVerfG Beschl. v. 25.03.1980—2 BvR 208/76 = NJW 1980, 1895, 1895; BVerfG Beschl. v.
04.06.1985-2 BvR 1703/83, 2 BvR 1718/83, 2 BvR 856/84 = NJW 1986, 367, 368.

87 BGH Urt. v. 19.03.2008 — T ZR 166/05 = GRUR 2008, 984, Rn. 33 — St. Gottfiied.

88 BGH Urt. v. 19.03.2008 — I ZR 166/05 = GRUR 2008, 984, Rn. 33 — St. Gottfiied,
BVerfG Beschl. v. 25.03.1980—-2 BvR 208/76 = NJW 1980, 1895, 1896; BVerfG Beschl. v.
04.06.1985-2 BVR 1703/83, 2 BvR 1718/83, 2 BvR 856/84 = NJW 1986, 367, 368; BVerfG
Beschl. v. 05.02.1991 -2 BvR 263/86 = NJW 1991, 2623, 2624.
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von einem gesteigerten geistigen Interesse auszusehen ist.*”” Der Unterschied liegt
darin, dass die Motive anders ausgeprigt sind. Hier kommt neben Art. 14 GG auch
gef. Art. 28 Abs. 2 GG, das Recht der kommunalen Selbstverwaltung, sofern es sich
um Gemeinden i.S.d. Art. 28 Abs. 2 GG handelt, zum Tragen. Auch ist — sofern
einschldgig — die Landesverfassung des jeweiligen Landes und die darin enthalte-
nen Pflichten — wie etwa die Forderung von kulturellem Leben und kultureller
Vielfalt — bei der Bestimmung der Zumutbarkeit eines Vernichtungsverbotes zu
beachten.®'® Neben funktionalen Griinden — wie Verkehrssicherheit — sind auch
ideologische Griinde zu beriicksichtigen, die sich am Interesse der Allgemeinheit
ausrichten.®"' Damit konnen nicht nur die unmittelbaren Interessen des Eigentii-
mers — wie etwa die des Landes Niedersachsen, sondern auch die Interessen der
Allgemeinheit, stark ins Gewicht fallen.®'? Problematischer ist der Fall, wenn is-
thetische Erwigungen im Vordergrund stehen, denn die 6ffentliche Hand selbst ist
nicht in der Lage einen eigenen Geschmack oder ein dsthetischen Empfinden aus-
zubilden.®" Diese kénnen nur als Motiv beriicksichtigt werden, wenn sich das is-
thetische Interesse der 6ffentlichen Hand aus der Einschétzung der Allgemeinheit
oder der iiberwiegenden Mehrheit der Bevolkerung herleitet.®'* Dies ist entspre-
chend durch den Eigentiimer darzulegen. Der personliche Geschmack einzelner
Amtstrager ist in diesem Kontext aufgrund des offentlichen Charakters der Ein-
richtung und der damit einhergehenden grundrechtlichen Privilegien kein addquates
Argument innerhalb der Interessenabwigung.®'®

Bei Museen ergeben sich weitere Besonderheiten. Sind diese der dffentlichen
Hand zuzuordnen, sind die zuvor erlduterten Erwégungen zu beriicksichtigen. Fer-
ner sind weitere Gesichtspunkte zu beachten. Auf Urheberseite spricht zunédchst fiir
eine starker ausgepragte Bindung, dass er das Werkoriginal in einen ,,geschiitzten*
Raum in Form des Museums iibergibt. Sinn und Zweck ist hier gerade die Aus-
stellung und offentliche Zugénglichmachung des Werkoriginals, sodass im Grund-
satz von einem gesteigerten ideellen Interesse auszugehen ist.

Andererseits muss aber auch hier beachtet werden, dass — selbst, wenn es sich
um eine dauerhafte Installation handelt — vom Urheber nicht davon ausgegangen
werden kann, dass sein Werkoriginal fiir die gesamte Schutzdauer des Urheber-
rechtsgesetzes und somit 70 Jahre post mortem auctoris in dem Museum ausgestellt

89 Vgl. Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstdrungsverbot, S. 173.

810°vgl. Bullinger/v. Rauch, GRUR-Prax 2019, 226, 228; bspw. Art. 3¢ Abs. 1 Verfassung
des Landes Baden-Wiirtemberg.

811 Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstorungsverbot, S. 172.

812 Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstorungsverbot, S. 172; vgl. KG Berlin Beschl. v.
08.10.1991—-5 W 6299/91 (unveréffentlicht, zit. nach Jinecke, Das urheberrechtliche Zer-
storungsverbot, S. 172).

813 Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstérungsverbot, S. 173.
814 Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstérungsverbot, S. 173.
815 Vgl. Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstdrungsverbot, S. 173.
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bleibt. Museen sind ein Abbild des Zeitgeschehens und damit stets einem Wandel
unterlegen, sodass abwechselnde Ausstellungen iiblich und sogar typisch sind. Dies
diirfte sich dem verstindigen Urheber aufdrangen und ist entsprechend bei seiner
Bindung zum Werk einzubeziehen.

Auf Seite der 6ffentlichen Einrichtung sind die Ethischen Richtlinien fiir Museen
des ICOM als Besonderheit zu beriicksichtigen, wie es auch das OLG Karlsruhe in
seiner Entscheidung tat.*'® Das ICOM hat bereits 1986 als nicht-staatliche interna-
tionale Vereinigung von Museen einen Code for Professional Ethics fir Museen
weltweit verabschiedet. Eine solche Verhaltensrichtlinie oder Ethikkodex ist
rechtlich nicht bindend, allerdings verpflichten sich die Mitglieder der ICOM zur
Einhaltung dieser Vorgaben.®”

Das bedeutet fiir die Interessenabwiagung, dass bei Museen auch selbst auferlegte
Leitlinien in die Abwigung einzubezichen sind. Bei einer Mitgliedschaft in einer
solchen Vereinigung muss sich der Urheber auf die Einhaltung der Vorgaben ver-
lassen konnen. Die Verhaltensrichtlinie enthdlt auch Regelungen zur ,,Aussonde-
rung des Werkes“. Diese besagen, dass sich die Aussonderung an gesetzlichen
Vorgaben auszurichten hat. Zudem muss sie unter vollem Verstindnis fiir die Be-
deutung des Gegenstandes, seines Charakters (erneuerbar oder nicht erneuerbar),
seiner rechtlichen Stellung und unter Erwégung des offentlichen Vertrauensver-
lusts, den ein derartiges Vorgehen méglicherweise nach sich zieht, erfolgen.®'® Eine
Vernichtung des Werkoriginals bringt zwangsldufig eine Aussonderung mit sich,
sodass die Vorgaben zu beachten sind.*'’ Das hat fiir die Interessenabwigung zur
Folge, dass als Motive des Eigentiimers die Vorgaben derartiger Verhaltensrichtli-
nien in die Interessenabwigung einflieBen. Verstoft ein Vorgehen gegen die
Richtlinien, so sind die Motive als weniger gewichtig einzuschitzen, was fiir eine
Zumutbarkeit des Vernichtungsverbotes im Ergebnis fiihrt. Andererseits muss be-
achtet werden, dass durch die Ausstellung in einem Museum keine ,,museale
Ewigkeitsgarantie® geschaffen werden soll*®® und auch hier eine Einzelfallabwi-
gung die Zumutbarkeit einer Vernichtung des Werkoriginals als Ergebnis haben
kann.

3. Zusammenfassung

Im Rahmen der Priifung des § 14 UrhG ist ein dreistufiger Priifungsaufbau zu
wihlen. Auf erster Stufe ist das Vorliegen der Entstellung oder andere Beeintréch-
tigung zu priifen. Liegt diese vor, ist auf zweiter Stufe zu priifen, ob diese geeignet

816 OLG Karlsruhe Urt. v. 26.04.2017—6 U 92/15 = GRUR 2017, 803, 808; Strobl, GRUR
2017, 1094, 1098 1.

817 Strobl, GRUR 2017, 1094, 1098 £.

818 OLG Karlsruhe Urt. v. 26.04.2017—6 U 92/15 = GRUR 2017, 803, 808.

819 ygl. OLG Karlsruhe Urt. v. 26.04.2017—6 U 92/15 = GRUR 2017, 803, 808.
820 Bullinger/v. Rauch, GRUR-Prax 2019, 226, 228.
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ist, die geistigen oder persdnlichen Interessen des Urhebers am Werk zu gefihrden.
Ist auch das der Fall, folgt eine umfassende Interessenabwégung zwischen Urheber-
und Eigentiimerinteressen. Insbesondere der zweite Priifungsschritt dient als wich-
tiger ,,Vorfilter”, um bereits vor der Interessenabwégung eine Vorbewertung vor-
nehmen zu kénnen. Dadurch werden Urheber und Eigentiimer Rahmenbedingungen
vorgegeben, die eine Situations- und Interesseneinschitzung vereinfachen und zu-
mindest im ersten Schritt die Rechtsanwendung klarer und transparenter gestalten.
Im Grundsatz ist davon auszugehen, dass die Eignung zur Interessengefdhrdung
indiziert ist. Davon abweichend ist dies bei fahrldssigen Vernichtungen durch den
Eigentiimer und auch bei der Vernichtung von aufgedriangten Werkverkdrperungen
nicht der Fall. Hier ist eine Eignung zur Interessengefihrdung im Einzelfall positiv
festzustellen.

Im Anschluss ist eine umfangreiche Interessenabwégung vorzunehmen, wobei
nicht alle Kriterien, die iiblicherweise bei einer Entstellung herangezogen werden,
auf die Vernichtung iibertragen werden konnen. Es ist die Intensitit der Beein-
trichtigung fiir den Urheber bei einer vollstdndigen Vernichtung des Werkoriginals
anhand verschiedener, objektiver und subjektiver Kriterien zu bestimmen. Das Er-
gebnis dieser Einschitzung dient als MafBstab fiir die Zumutbarkeit der Interessen-
beeintrichtigung des Eigentiimers durch ein Vernichtungsverbot. Es ist danach zu
fragen, ob das Verbot der Vernichtung gemessen an der Intensitét der Beeintréch-
tigung fiir den Urheber durch eine Vernichtung dem Eigentiimer zumutbar ist. Auch
fiir die Zumutbarkeit sind auf Seite des Eigentiimers verschiedene objektive und
subjektive Kriterien zu beriicksichtigen. Abweichungen in der Abwégung konnen
sich bei besonderen Stellungen der Eigentiimer ergeben. Wenn es sich um 6ffent-
liche Einrichtungen oder Religionsgemeinschaften handelt, sind neben Art. 14
Abs. 1 GG weitere Grundrechte wie die Religionsfreiheit oder das Recht der kom-
munalen Selbstverwaltung zu beachten.

Es zeigt sich also, dass die dem Urheber eingerdumten Befugnisse keine
,stumpfen Schwerter” sind. Zwar ist zuzugestehen, dass die Eigentiimerinteressen
bei unbeweglichen oder fest mit unbeweglichen Gegenstinden verbundenen
Werkoriginalen meist stark ausgepriagt und damit die Urheberinteressen im Ergeb-
nis {iberwiegen werden.*?' Es ist jedoch dem Urheber auch hier nicht unméglich im
Einzelfall, wenn seine Interessen stark betroffen sind, ein Vernichtungsverbot zu
erwirken.

81'Vgl. Bundesministerium der Justiz, Offentliche Konsultation zum Anpassungsbedarf
des Urheberrechts im Hinblick auf Umgestaltungen von Bauwerken, 10.06.2024, https://
www.bmj.de/DE/themen/wirtschaft_finanzen/rechtschutz_urheberrecht/urheberrecht/stellung
nahmen/stellungnahmen_Urheberrecht Bauwerke.html?nn=17748, zuletzt abgerufen am
04.10.2024.


https://www.bmj.de/DE/themen/wirtschaft_finanzen/rechtschutz_urheberrecht/urheberrecht/stellungnahmen/stellungnahmen_Urheberrecht_Bauwerke.html?nn=17748,
https://www.bmj.de/DE/themen/wirtschaft_finanzen/rechtschutz_urheberrecht/urheberrecht/stellungnahmen/stellungnahmen_Urheberrecht_Bauwerke.html?nn=17748,
https://www.bmj.de/DE/themen/wirtschaft_finanzen/rechtschutz_urheberrecht/urheberrecht/stellungnahmen/stellungnahmen_Urheberrecht_Bauwerke.html?nn=17748,
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IV. Uberblick des Priifungsaufbaus von § 14 UrhG

1. Schritt:

Priifung, ob eine Beeintrichtigung des Werkes in Form einer vollstindigen
Vernichtung des Werkoriginals vorliegt.

Die Vernichtung eines Werkoriginals stellt ebenso wie die Entstellung einen
Unterfall der anderen Beeintrachtigung des Werkes nach § 14 UrhG dar, wobei sich
graduelle Unterschiede bei der Intensitét ergeben, die in der spiteren Interessenab-
wagung herauszuarbeiten und zu beriicksichtigen sind.

2. Schritt:
Priifung der Eignung zur Gefdhrdung der geistigen Interessen des Urhebers.

Die Eignung zur Interessengefahrdung ist bei der vollstdndigen Vernichtung
indiziert. Es ist daher zu priifen, ob Ausnahmekonstellationen wie eine ,,fahrlassige®
Vernichtung oder ein aufgedringtes Werkoriginal vorliegen, die eine andere Beur-
teilung der Interessenlagen bereits vor der Interessenabwégung zulassen. Damit die
Ausnahmekonstellation durch die Gerichte gepriift wird, ist diese jedoch im Zivil-
prozess vom Urheber vorzutragen.

3. Schritt:

Vornahme einer an den Wortlaut des § 14 UrhG gekniipften, umfassenden In-
teressenabwagung.

Ausgangspunkt der Abwégung ist die Intensitét der Beeintrichtig der geistigen
Interessen des Urhebers. Diese ist unabhéngig von den Eigentiimerinteressen als
spaterer Malstab fiir die Zumutbarkeit fiir den Eigentiimer anhand der benannten
Kriterien festzustellen. Dabei sind neben objektiven Erwigungen wie der Gestal-
tungshohe, dem Grad der Offentlichkeit und die noch bestehende Schutzdauer auch
subjektive Kriterien, wie die Beziehung des Urhebers zu seinem Werk einzubezie-
hen. Erst wenn die Intensitdt der Beeintrachtigung feststeht, ist die Zumutbarkeit
des Vernichtungsverbotes fiir den Eigentiimer gemessen an der Intensitdt der Be-
eintrdchtigung zu priifen. Hierbei sind neben dem objektiven Kriterium einer festen
Verbindung mit einem anderen unbeweglichen Gegenstand, auch die subjektiven
Motive fiir eine Vernichtung — &sthetische, wirtschaftliche oder funktionale — auf
Seite des Eigentiimers heranzuziehen. Ergibt sich aus dem Vergleich der Intensita-
ten eine hohere Beeintriachtigungsintensitét fiir den Eigentiimer, ist die Vernichtung
gerechtfertigt. Die damit einhergehenden prozessualen Konsequenzen werden im
nachfolgenden Kapitel vertieft.®?

822 Siche dazu unter Kapitel 3 C., S. 222.
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C. Rechtsfolgen des § 14 UrhG

I. Allgemeines

Die Einordnung der vollstindigen Vernichtung eines Werkoriginals als Fall des
§ 14 UrhG fiihrt zur Anwendbarkeit des § 97 UrhG. Dieser regelt die zivilrechtli-
chen Unterlassungs-, Beseitigungs- und Schadensersatzanspriiche, die bei der Ver-
letzung des Urheberrechtsgesetzes geltend gemacht werden konnen.® § 97 UrhG
ist die zentrale Norm des zivilrechtlichen Schutzes gegen rechtswidrige Eingriffe in
Urheber und verwandte Schutzrechte.®

Es handelt sich um einen Anspruch aus unerlaubter Handlung.* Aufgrund der
monistischen Ausprigung des deutschen Urheberrechts ist nicht zwischen vermo-
gens- und personlichkeitsrechtlichen Eingriffen zu differenzieren, sodass die Norm
einheitlich anzuwenden ist.*”® Dabei gewihrt sie Rechtsschutz gegen Verletzung der
absolut gewiahrten Befugnisse des Urheberrechtsgesetzes.

§ 97 Abs. 1 UrhG regelt den verschuldensunabhéngigen Beseitigungs- und Un-
terlassungsanspruch. In § 97 Abs.2 S.1 UrhG ist der verschuldensabhingige
Schadensersatzanspruch normiert. Danach ist zum Ersatz des Schadens verpflichtet,
wer die Handlung vorsitzlich oder fahrldssig vornimmt. Auch wegen eines Nicht-
vermdgensschadens kann der Urheber gem. § 97 Abs. 2 S. 4 UrhG eine Entschadi-
gung in Geld verlangen, sofern dies der Billigkeit entspricht.

II. Verletzungstatbestand

Da Voraussetzung des Anwendungsbereichs des § 97 UrhG die Verletzung eines
absoluten Rechts des Urhebers ist, setzt eine tatbestandsmifBige Verletzung ein
solches Recht des Urhebers voraus.*”’ Bei der vollstindigen Vernichtung eines
Werkoriginals wird der Urheber in seinem Recht aus § 14 UrhG verletzt, sodass der
Anwendungsbereich erdffnet ist.*?® Liegt eine tatbestandsméBige Verletzungs-
handlung wie bei der Vernichtung vor, ist die Widerrechtlichkeit indiziert.* Sie

823 Wandtke/Bullinger/v. WolfflBullinger, § 97 Rn. 1.
824 Schricker/Loewenheim/Leistner, § 97 Rn. 1.

825 BeckOK UrhR/Reber, Einleitung § 97; Dreier/Schulze/Specht-Riemenschneider, § 97
Rn. 3.

826 Dreier/Schulze/Specht-Riemenschneider, § 97 Rn. 3 f.; Mohring/Nicolini/Reber, § 97
Rn. 1 ff., 6 ff.

827 Schricker/Loewenheim/Leistner, § 97 Rn. 25.
828 Siehe dazu unter Kapitel 2 B.IL.2., S. 104.
829 Schricker/Loewenheim/Leistner, § 97 Rn. 26.
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entfillt lediglich beim Vorliegen von Rechtfertigungsgriinden.*’ Der Verletzte hat
die Verletzungshandlung darzulegen und zu beweisen.**!

III. Unterlassungsanspruch

Der Unterlassungsanspruch des § 97 Abs. 1 UrhG gilt fiir vermdgensrechtliche
und persdnlichkeitsrechtliche Beeintrichtigungen gleichermafBen.®? Voraussetzung
ist eine tatsdchlich begangene widerrechtliche Rechtsverletzung und eine Wieder-
holungsgefahr, wobei der Anspruch auch bei einer Erstbegehungsgefahr besteht.**
Die Wiederholungsgefahr wird durch eine begangene Rechtsverletzung indiziert,
sodass eine tatsichliche Vermutung hinsichtlich einer erneuten Verletzung anzu-
nehmen ist.*** Diese Vermutung bezieht sich auf kerngleiche Verletzungshandlun-
gen und kann sich im Einzelfall auf die Verletzung anderer Schutzrechte erstre-
cken.® Unter kerngleichen Verletzungshandlungen sind im Wesentlichen gleich-
artige Abwandlungen zu verstehen, in denen das Charakteristische der konkreten
Verletzungsform zum Ausdruck kommt.**® Wird der Unterlassungsanspruch vor-
beugend geltend gemacht, sind greifbare tatsdchliche Anhaltspunkte fiir eine in
naher Zukunft drohende konkrete Verletzungshandlung erforderlich.*’” Ein Ver-
schulden ist nicht erforderlich.®*®

Bei einer vollstindigen Vernichtung des Werkoriginals kommt der Unterlas-
sungsanspruch zur Anwendung, wenn der Urheber von einer bevorstehenden Ver-
nichtung Kenntnis hat und entsprechende tatséchliche Anhaltspunkte vorliegen. Da
auch die Erstbegehungsgefahr umfasst ist, kann der Urheber gegen die Vernichtung
praventiv vorgehen. In der Praxis héufiger ist jedoch der Fall, dass es bereits zu
einer Vernichtung gekommen ist und der Urheber Schadensersatzanspriiche geltend

80BGH Urt. v. 05.02.1987 — I ZR 210/84 = GRUR 1987, 630, 631 — Raubpressungen;
Schricker/Loewenheim/Leistner, § 97 Rn. 26.

81 Schricker/Loewenheim/Leistner, § 97 Rn. 28.
82 Schricker/Loewenheim/Wimmers, § 97 Rn. 215.

83 RegE UrhG 2007, BT-Drucks. 16/5048, 48; Dreier/Schulze/Specht-Riemenschneider,
§ 97 Rn. 58; Schricker/Loewenheim/Wimmers, § 97 Rn. 215.

$4BGH Utt. v. 06.07.1954 — 1 ZR 38/53 = GRUR 1955, 97, 98 — Constanze II, zum
Wettbewerbs- und Warenzeichenrecht; Dreier/Schulze/Specht-Riemenschneider, § 97 Rn. 59.

85 BGH Urt. v. 29.04.2010 — I ZR 68/08 = GRUR 2010, 623, Rn. 50 ff. — Restwertbirse;
Schricker/Loewenheim/Wimmers, § 97 Rn.227; Dreier/Schulze/Specht-Riemenschneider,
§ 97 Rn. 59.

86 BGH Urt. v. 29.04.2010 — T ZR 68/08 = GRUR 2010, 623, Rn. 50 — Restwertbérse;
BGH Urt. v. 05.07.2001 — I ZR 311/98 = GRUR 2002, 248, 250 — Spiegel-CD-Rom.

$7BGH Urt. v. 23.02.2017 — 1 ZR 92/16 = GRUR 2017, 793, Rn. 33 — Mart-Stam-Stuhl.
88 BGH Urt. v. 11.03.2009 — I ZR 114/06 = GRUR 2009, 597, Rn. 20 f. — Halzband.
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macht, da er erst nach der Verletzungshandlung Kenntnis erlangte.** Fraglich ist
aber, ob eine bereits geschehene Vernichtung die tatsdchliche Vermutung hin-
sichtlich der Wiederholungsgefahr auslost. Dies hitte zur Folge, dass ein Unter-
lassungsanspruch bzgl. weiterer gleichartiger und im Kernbereich liegender Werk-
originale desselben Urhebers begriindet werden konnte, obwohl keine konkreten
Anbhaltspunkte fiir die Vernichtung durch den Eigentiimer bestehen.

Hinsichtlich der ersten Vernichtung besteht keine Wiederholungsgefahr, da
dieselbe Werkverkorperung nicht erneut vernichtet werden kann.**’ Hat ein Eigen-
timer allerdings mehrere gleichartige Werkoriginale eines Urhebers — wie eine
Bildreihe — und vernichtet er eines der Werkoriginale konnte sich eine tatséchliche
Vermutung der Wiederholungsgefahr und damit ein Unterlassungsanspruch des
Urhebers ergeben. Die Vermutung bezieht sich auf kerngleiche Verletzungshand-
lungen,®' sodass fraglich ist, ob die Vernichtung der weiteren Werkoriginale als
eine kerngleiche Verletzung zur ersten Vernichtung anzusehen ist. Dazu miisste das
Charakteristische der Vernichtung des Werkoriginals auch bei den weiteren Origi-
nalen zum Ausdruck kommen. Das Charakteristische ist, dass der Urheber in seinen
geistigen Interessen beeintrachtigt wird und dem Werk die kommunikative Wirkung
genommen wird. Dies ist bei allen Vernichtungshandlungen identisch, sodass die
weiteren Vernichtungshandlungen kerngleich sind. Uberdies besteht fiir diesen
Unterlassungsanspruch auch ein praktisches Bediirfnis. Der Eigentiimer kann ohne
Weiteres weitere Werkoriginale vernichten, ohne dass der Urheber Kenntnis davon
erlangt. Um ihm einen effektiven Rechtsschutz zu gewihrleisten, muss der Urheber
die Vernichtung weiterer gleichartiger Werkoriginale schon praventiv verhindern
konnen. Ist das Werkoriginal einmal vernichtet, ist eine Wiederherstellung regel-
méaBig nicht moglich. Dem Urheber bleibt dann der Schadenersatzanspruch. Durch
die Vernichtung eines Werkoriginals besteht daher die Wiederholungsgefahr hin-
sichtlich der Vernichtung anderer, ebenfalls im Besitz des Eigentiimers stehender
vom Kernbereich umfasster Werkoriginale desselben Urhebers.

Insgesamt kann der Unterlassungsanspruch den Erhalt des Werkoriginals si-
chern. Dennoch liegt die praktische Hiirde in der Kenntniserlangung der bevorste-
henden Vernichtung, sodass der Urheber zumeist auf einen Schadensersatzanspruch
angewiesen ist.

89 vgl. BGH Urt. v. 21.02.2019 — I ZR 98/17 = GRUR 2019, 609, 609 ff. — HHole (for
Mannheim); BGH Urt. v. 21.02.2019 — 1 ZR 99/17 = ZUM 2019, 521, Rn. 2 ff. — PHaradise.

840 Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstdrungsverbot, S. 182.

81 BGH Urt. v. 29.04.2010 — I ZR 68/08 = GRUR 2010, 623, Rn. 50 f. — Restwertbérse;

Schricker/Loewenheim/Wimmers, § 97 Rn.227; Dreier/Schulze/Specht-Riemenschneider,
§ 97 Rn. 59.
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IV. Beseitigungsanspruch

Der Beseitigungsanspruch nach § 97 Abs. 1 UrhG umfasst die Beseitigung eines
durch einen rechtswidrigen Eingriff fortdauernden stdrenden Zustands.®** Diese
muss, da der Anspruch dem allgemeinen VerhidltnismaBigkeitsgebot unterliegt,
notwendig, geeignet und zumutbar sein.’* Dies ist im Wege einer Interessenab-
wigung zu entscheiden.®** Bezogen auf die Vernichtung eines Werkoriginals hat der
Beseitigungsanspruch allerdings bislang keine Bedeutung.**® So wurde er in den
Verfahren vor dem BGH bislang nicht geltend gemacht.®

Die Vernichtung ist eine konkrete Stérung des Urheberpersonlichkeitsrechts und
der kommunikativen Wirkung des Werkes selbst, sodass grundsétzlich ein Beseiti-
gungsanspruch nach § 97 Abs. 1 S.1i.V.m. § 14 UrhG denkbar ist.*”’ Bei einer
Vernichtung wiirde die Beseitigung der Storung bedeuten, dass die Vernichtung
riickgéngig gemacht werden miisste, was nur durch Wiederherstellung des zerstor-
ten Werkoriginals umsetzbar ist.**®

Dies wird — sofern es mdglich ist — insbesondere Bauwerken die Grenzen des
Zumutbaren iiberschreiten. Zudem ist es meist nicht ohne weiteres mdglich, das
Werkoriginal mit identischem Wirkbereich zu reproduzieren und selbst fiir den
Urheber ist fraglich, ob dieser den exakten Wirkbereich reproduzieren kann. Das ist
bei autografischen Werkoriginalen — die der héufigste Anwendungsfall des Ver-
nichtungsverbotes sind — zu bezweifeln, sodass der Anspruch in diesen Féllen er-
gebnislos wire.

Selbst wenn eine Wiederherstellung moglich sein sollte, ist der Beseitigungsan-
spruch allerdings wenig zielfiihrend.*”® Der Urheber konnte das Werkoriginal zwar
nach der Wiederherstellung dokumentieren oder bei beweglichen Werken zuriick-
nehmen. Wird eine Riicknahme allerdings abgelehnt oder scheidet sie aufgrund der
Beschaffenheit des Werkoriginals aus, konnte vom Eigentiimer zunédchst Wieder-

82 BGH Urt. v. 18.9.2014 — I ZR 76/13 = GRUR 2015, 258, LS 4 und Rn. 62 ff. — CT-
Paradies; Urt. v. 06.07.1954 — 1 ZR 38/53 = GRUR 1955, 97, 99 f. — Constanze II.

83 BGH Urt. v. 12.01.1960, I ZR 30/58, GRUR 1960, 500, LS 1, 503 — Plagiatsvorwurf:
Schricker/Loewenheim/Wimmers, § 97 Rn.239; Dreier/Schulze/Specht-Riemenschneider,
§ 97 Rn. 70.

84 BGH Urt. v. 19.03.2008 — I ZR 166/05 = GRUR 2008, 984, Rn. 12 — St. Gottfried,
Schricker/Loewenheim/Wimmers, § 97 Rn.239; Dreier/Schulze/Specht-Riemenschneider,
§ 97 Ra. 70.

845 Ebenso Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstorungsverbot, S. 182,

#46Vgl. BGH Urt. v. 21.02.2019 — T ZR 98/17 = GRUR 2019, 609, 610 — HHole (for
Mannheim); BGH Urt. v. 21.02.2019 — I ZR 99/17 = ZUM 2019, 521, Rn. 6 — PHaradise;
BGH Urt. v. 21.02.2019 -1 ZR 15/18 = GRUR 2019, 619, 619 — Minigolfanlage.

847 Schulze, GRUR 2019, 609, 619.
848 Schulze, GRUR 2019, 609, 619.
89 Ebenso Schulze, GRUR 2019, 609, 619.
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herstellung auf dessen Kosten verlangt werden, nur damit es dann nach entspre-
chendem Riicknahmeangebot an den Urheber erneut vernichten werden diirfe.**°

Das bedeutet, der einzig Anwendungsfall eines Beseitigungsanspruches ist, dass
das Werkoriginal rechtswidrig vernichtet wurde, eine Wiederherstellung moglich ist
und eine Riicknahme durch den Urheber erfolgen kann. Dieser Anwendungsfall ist
allerdings &uBlerst selten, da im Falle eines wiederherstellbaren beweglichen
Werkoriginals die kommunikative Wirkung des Werkoriginals reproduzierbar ist
und es sich um eine allografische Werkverkorperung handelt. Der Urheber hitte
somit Vervielfdltigungen erstellen konnen. Er konnte ein weiteres Werkoriginal mit
derselben kommunikativen Wirkung schaffen, sodass fraglich ist, in wie weit eine
Interessengefdhrdung besteht. In diesen Féllen — sollte eine Riicknahme angeboten
und abgelehnt worden sein — wird der Eigentiimer das Werkoriginal ohnehin ver-
nichten diirfen. Die Eigentiimerinteressen konnten lediglich zuriicktreten, wenn
eine mutwillige Vernichtung im Raum steht. Dies wird aber in Praxis fiir den Ur-
heber kaum beweisbar sein.

Hinzukommt, dass durch einen Beseitigungsanspruch ein verschuldensunab-
hangiger Wiederherstellungsanspruch geschaffen werden wiirde, welcher der Na-
turalrestitution nach § 249 Abs. 1 BGB im Rahmen eines verschuldensabhéngigen
Schadensersatzanspruchs gleich kidime. Eine Umgehung des Erfordernisses eines
Verschuldens ist nicht Sinn und Zweck des Beseitigungsanspruchs und wiirde die
Systematik des § 97 UrhG zuwiderlaufen, sodass bei einer Vernichtung kein Raum
fiir eine Anwendung besteht.®'

V. Schadensersatzanspruch

Nach § 97 Abs. 2 verpflichtet ein schuldhafter Eingriff in das Urheberrecht zum
Ersatz des daraus resultierenden Schadens. Inhalt und Umfang des Anspruchs be-
stimmen sich nach den allgemeinen Vorschriften, sodass prinzipiell der Zustand
herzustellen ist, der ohne die Rechtsverletzung bestehen wiirde (§ 249 Abs. 1
BGB).*? Dies umfasst den Ersatz materieller Schiiden nach § 97 Abs. 2 S. 1 UrhG
und immaterieller Schiaden nach Abs. 2 S. 4 UrhG. Neben der Naturalrestitution
nach § 249 Abs. 1 BGB ist daher auch eine Entschidigung in Geld nach § 251 BGB
bei materiellen Schiden mdoglich. Der immaterielle Schaden ist auf die Verletzung
des Urheberpersonlichkeitsrecht beschrankt und erfasst nur den Schaden, der nicht

80 Schulze, GRUR 2019, 609, 619.

81 vgl. im Wettbewerbsrecht: BGH Urt. v. 11.09.2024 — I ZR 168/23 = GRUR-RS 2024,
23810, Rn. 36 — Payout Fee.

852 Schricker/Loewenheim/Wimmers, § 97 Rn. 259.
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Vermdgensschaden ist.** Er kommt aus Billigkeitsgesichtspunkten nur in Betracht,
wenn eine schwerwiegende und nachhaltige Verletzung des Urheberpersonlich-
keitsrechts vorliegt und Abwehrrechte den Schaden nicht wiedergutmachen kdnnen
oder zu spit kommen.®* Die Hohe der Entschidigung wird gem. § 287 ZPO ge-
schétzt wobei insbesondere die Tragweite und Bedeutung des Eingriffs zu beriick-
sichtigen sind.®**

Bei einer vollstdndigen Vernichtung des Werkoriginals ist der materielle Scha-
densersatz die Ausnahme. Der Eigentiimer hat das Werkoriginal verduBert, sodass
er dem Eigentiimer die korperliche Nutzung iiberlassen hat.®® Trotzdem kann der
Urheber im Einzelfall weiterhin Verwertungsrechte i.S.d. §§ 15 ff. UrhG — wie das
Vervielfaltigungsrecht — an dem Werkoriginal haben. Wird das Werkoriginal ver-
nichtet, werden diese Verwertungsrechte vereitelt.*’ Hat der Eigentiimer das
Werkoriginal vernichtet, kann der Urheber beispielsweise keine Vervielfaltigung
mehr erstellen, um diese anschlieend zu verduBlern. Der Verlust der Verwer-
tungsmoglichkeiten fiihrt dazu, dass dem Urheber ein moglicher Gewinn durch die
Verwertung des Werkoriginales entgeht.*® Daher bemisst sich der materielle
Schaden nach § 252 S. 1 BGB.*® Demnach ist nicht jede noch so entfernte Ge-
winnmoglichkeit ersatzfahig. Allerdings kommt dem Urheber die Vermutung des
§ 252 Abs. 2 BGB zugute, wonach der Gewinn als entgangen gilt, der nach dem
gewoOhnlichen Lauf der Dinge oder nach den besonderen Umsténden, insbesondere
nach den getroffenen Anstalten und Vorkehrungen, mit Wahrscheinlichkeit erwartet
werden konnte.** Es geniigt somit die bloBe Wahrscheinlichkeit eines bestimmten
Geschehensablaufs. Dennoch muss der Urheber den Nachweis der Kausalitdt zwi-
schen der Verletzungshandlung und entgangenen Verwertungsmoglichkeiten er-
bringen. Er muss den Gewinn definieren und darlegen, dass der eingetretene
Nachteil gerade auf der Verletzungshandlung basiert und nicht durch andere Um-
stinde verursacht wurde.*' Dies stellt den Urheber in der Praxis vor erhebliche

83 BGH Urt. v. 05.03.1971 — T ZR 94/69 = GRUR 1971, 525, 526 — Petite Jacqueline;
Dreier/Schulze/Specht-Riemenschneider, § 97 Rn. 95; Schricker/Loewenheim/Wimmers, § 97
Rn. 297f.

84 BGH Urt. v. 05.03.1971 — T ZR 94/69 = GRUR 1971, 525, 526 — Petite Jacqueline;
Schricker/Loewenheim/Wimmers, § 97 Rn. 301.

85 OLG Miinchen Urt. v. 20.02.1997—-29 U 7359-93 = NJW-RR 1998, 556, 557;
Schricker/Loewenheim/Wimmers, § 97 Rn.304; Dreier/Schulze/Specht-Riemenschneider,
§ 97 Rn. 98.

86 Schricker/Loewenheim/Wimmers, § 97 Rn. 306.
87 Schricker/Loewenheim/Wimmers, § 97 Rn. 306.

88 Dreier, Kompensation und Privention, S.230 ff.; Dreier/Schulze/Specht-Riemen-
schneider, § 97 Rn. 6.

89 Dreier/Schulze/Specht-Riemenschneider, § 97 Rn. 6.
89 Dreier/Schulze/Specht-Riemenschneider, § 97 Rn. 6.

8! BGH Urt. v. 08.10.1971 — I ZR 12/70 = GRUR 1972, 189, 190 — Wandsteckdose II,
BGH Urt. v. 16.02.1973 — 1 ZR 74/71 = GRUR 1973, 375, 376 f. — Miss Petite; Schricker/
Loewenheim/Wimmers, § 97 Rn. 265.
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Herausforderungen,®® sodass der materielle Schadensersatzanspruch in Urteilen

bislang nicht zu finden ist und damit nicht praxisrelevant ist.

Besondere Relevanz hat daher der auf immateriellen Schadensersatz gerichtete,
verschuldensabhiingige Anspruch nach § 97 Abs. 2 S. 4 UrhG.** Danach steht dem
Urheber ein Schadensersatzanspruch fiir die Verletzung seiner urheberpersonlich-
keitsrechtlichen Befugnisse, insbesondere seiner ideellen Interessen zu.*** Obwohl
es sich bei der vollstindigen Vernichtung des Werkoriginals nicht per se um die
,,schirfste Form* der Beeintrichtigung handelt,*® liegt darin eine schwerwiegende
und nachhaltige Verletzung des Urheberpersonlichkeitsrechts.**® Eine Wiedergut-
machung ist in den meisten Fillen unmoglich und Abwehrrechte sind nach der
Vernichtung verspitet.*” Die Hohe der Entschidigung in Geld ist nach § 287 ZPO
zu schitzen, wobei insbesondere die Tragweite und Bedeutung des Eingriffs sowie
die jeweiligen Umstiinde zu beriicksichtigen sind.**®

Entsprechend der iiblichen Beweisverteilung hat der Urheber seinen immateri-
ellen Schaden darzulegen und zu beweisen.®® Dazu zihlen nachteilige Folgen fiir
die korperliche und seelische Verfassung des Geschidigten.®”® Da bei der Ver-
nichtung zumeist die geistigen Interessen des Urhebers betroffen sind, ergeben sich
oftmals keine Uberschneidungen zum allgemeinen Persdnlichkeitsreicht, sodass bei
der Geldentschidigung nicht die Genugtuung des Geschédigten im Vordergrund
steht.*”! Der Urheber muss somit bei einem Schadensersatzanspruch wegen der
Vernichtung seines Werkoriginals neben den Voraussetzungen des § 14 UrhG auch
den immateriellen Schaden in Form von korperlichen oder seelischen Folgen dar-
legen. Dies wird in der Rechtsprechung bislang nicht gepriift.*”> Dort wird auf die
Rechtsprechung bei fehlender Namensnennung nach § 13 UrhG verwiesen, mit der
Begriindung, dass § 14 und § 13 UrhG Teil des Urheberpersonlichkeitsrechts sei-

82 Zu den Schwierigkeiten siehe Dreier, Kompensation und Privention, S. 327 ff.

83 Vgl. BGH Urt. v. 21.02.2019 — T ZR 98/17 = GRUR 2019, 609, 610 — HHole (for
Mannheim); BGH Urt. v. 21.02.2019 — I ZR 99/17 = ZUM 2019, 521, Rn. 6 — PHaradise;
BGH Urt. v. 21.02.2019 -1 ZR 15/18 = GRUR 2019, 619, Rn. 8 — Minigolfanlage.

84 Dreier/Schulze/Specht-Riemenschneider, § 97 Rn. 95.
83 Siehe dazu unter Kapitel 2 B.III.2.a)aa), S. 115 ff.

86 vgl. BGH Urt. v. 21.02.2019 — 1 ZR 98/17 = GRUR 2019, 609, Rn. 30 ff. - HHole (for
Mannheim).

87 BGH Urt. v. 21.02.2019 — I ZR 98/17 = GRUR 2019, 609, Rn. 15, 53 ff. — HHole (for
Mannheim); OLG Miinchen Urt. v. 20.02.1997-29 U 7359/93 = NJW-RR 1998, 556, 557;
vgl. Dreier/Schulze/Specht-Riemenschneider, § 97 Rn. 97.

88 OLG Miinchen Urt. v. 20.02.1997-29 U 7359/93 = NJW-RR 1998, 556, 557; Dreier/
Schulze/Specht-Riemenschneider, § 97 Rn. 98.

89 Vgl. BeckOK ZPO/Bacher, § 284 Rn. 84.
870 BeckOK BGB/Spindler/Flume, § 253 Rn. 27.
871 Vgl. OLG Kln Urt. v. 19.01.2010—24 U 51/09 = NJW 2010, 1676, 1677.

872 Vgl. BGH Urt. v. 21.02.2019 — 1 ZR 98/17 = GRUR 2019, 609, Rn. 23 ff. — HHole (for
Mannheim).
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en.*” Bei fehlender Namensnennung wird dem Urheber bei der jeweiligen Werk-
nutzung ein Zuschlag in Hohe von bis zu 100 % der iiblichen Lizenzgebiihr zuge-
sprochen.*”

Dieser Verweis verkennt indes, dass die Lizenzgebiihr einen materiellen Scha-
den abbildet,*” sodass eine Ubertragung der Rechtsprechung zum Schadensersatz
wegen fehlender Namensnennung auf die vollstindige Vernichtung wegen der
Gemeinsamkeit des Urheberpersonlichkeitsrecht unsauber ist. Vielmehr ist vom
Urheber ein entsprechender substantiierter Vortrag zu fordern. Dies gilt insbeson-
dere im Kontext wirtschaftlicher Erwdgungen. Durch den immateriellen Scha-
densersatz soll eine tatsichliche Beeintrdchtigung kompensiert werden, wobei
wirtschaftlicher Gewinn keine tragende Rolle spielen sollte. Tragt der Urheber seine
Beeintriichtigung vor, bleibt dem Eigentiimer nur die Erkldrung mit Nichtwissen®’¢.
Diese 16st dann eine Verpflichtung zum substantiierten Vortragen durch den Ur-
heber aus.*”” Kommt der Urheber dem durch substantiierten Vortrag nach, kann der
Eigentiimer nichts mehr entgegenhalten, sodass es regelméfig nicht auf einen Be-
weis der immateriellen Beeintrachtigungen ankommen wird.

Ein ,,Ausweichen® {iber einen Verweis zu § 13 UrhG ist somit nicht erforderlich.
Ein substantiierter Schadensvortrag ist moglich und darf erwartet werden, wenn
Schadensersatzsummen von mindestens 70.000,00 EUR gefordert werden.*”® Die
Hohe ist dann vom Gericht nach § 287 ZPO zu schitzen, wobei auf den jeweiligen
Einzelfall einzugehen ist.*”

D. Fazit

Die Befugnis, die Vernichtung seines Werkoriginals durch Dritte zu verbieten,
wurde dem Urheber iiber 100 Jahre durch die Rechtsprechung versagt. Der Literatur
folgend, haben die Entscheidungen des BGH dies nun auch fiir die Rechtsprechung
klargestellt und dem Urheber diese Befugnis gewihrt. Dem ist im Ergebnis zuzu-
stimmen. Eine vollstindige Vernichtung eines Werkoriginals beeintridchtigt die
ideellen geistigen Interessen des Urhebers. Auch enthélt das Urheberrechtsgesetz
die Befugnis, die Vernichtung zu verbieten, insbesondere stehen einem Vernich-

873 Schulze, GRUR 2019, 609, 619.

84 BGH Urt. v. 15.01.2015— 1 ZR 148/13 = GRUR 2015, 780, Rn. 36 — Motorradteile.

875 Vgl. Dreier/Schulze/Schulze, § 13 Rn. 35.

876 Vgl. BeckOK ZPO/v. Selle, § 138 Rn. 23.

877 Vgl. BeckOK ZPO/v. Selle, § 138 Rn. 27.

878 Forderungshohe in BGH Urt. v. 21.02.2019 — T ZR 98/17 = GRUR 2019, 609, 610 —
HHole (for Mannheim).

89 BGH Urt. v. 21.02.2019 — T ZR 98/17 = GRUR 2019, 619 — HHole (for Mannheim);
OLG Miinchen Urt. v. 20.02.1997-29 U 7359/93 = NJW-RR 1998, 556, 557; Dreier/Schulze/
Specht-Riemenschneider, § 97 Rn. 98.
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tungsverbot keine denkmalschutzrechtlichen Aspekte entgegen. Das Vernich-
tungsverbot umfasst allerdings unter Beachtung grundrechtlicher Erwagungen le-
diglich Werkoriginale und keine Vervielféltigungen.

Die Einordnung unter § 14 UrhG ist in Anbetracht der iibrigen dnderungsrecht-
lichen Vorschriften des UrhG aus systematischen Gesichtspunkten geboten und
sinnvoll, sodass die Vernichtung in den Schutzbereich des § 14 UrhG fillt. Dabei ist
die vollstindige Vernichtung eine andere Beeintrichtigung im Sinne der Vorschrift.
Es handelt sich jedoch entgegen der Rechtsprechung nicht per se um die ,,schirfste
Form der Beeintrachtigung. Die Intensitdt sowie die Eignung zur Interessenge-
fahrdung sind im Priifungsverlauf des § 14 UrhG herauszuarbeiten.

§ 14 UrhG ist dabei dreistufig zu priifen. Durch die Vernichtung des Werkori-
ginals und somit die andere Beeintrichtigung des Werkes nach § 14 UrhG ist re-
gelmiBig eine Eignung zur Interessengefdhrdung indiziert. Davon ist in besonderen
Konstellationen, wie bei ,,fahrldssigen Vernichtungen durch den Eigentiimer oder
bei aufgedringten Werkoriginalen abzuweichen. Hier ist die Eignung positiv fest-
zustellen. Es schlieft sich eine umfassende Interessenabwigung an, wobei zunichst
die Intensitdt der ideellen Urheberinteressen festzustellen ist. Dabei sind neben der
Gestaltungshdhe, dem Grad der Offentlichkeit des Werkoriginals und der noch be-
stehenden Schutzdauer des Urheberrechts auch subjektive Elemente, konkret die
Beziehung des Urhebers zu seinem Werk, zu beachten. Wurde die Intensitdt be-
stimmt, ist danach die Zumutbarkeit der Interessenbeeintrichtigung fiir den Eigen-
tiimers festzustellen. Die Eigentiimerinteressen lassen sich ebenfalls anhand ob-
jektiver Kriterien, wie die ggf. untrennbare Verbindung des Werkoriginals mit
einem anderen insb. unbeweglichen Gegenstand oder im Einzelfall bestehende
personlichkeitsrechtlichen Beziige des Werkoriginals zum Eigentiimer, ermitteln.
Aber auch hier sind die subjektiven Motive des Eigentiimers fiir die Vernichtung
mafgeblich. Besonderheiten kdnnen sich zudem bei 6ffentlichen und kirchlichen
Einrichtungen ergeben, da dort auf Eigentiimerseite weitere Grundrechte neben
Art. 14 Abs. 1 GG zu beriicksichtigen sind.



Kapitel 3

Das Vernichtungsverbot nach
§ 14 UrhG in der Praxis

A. Vorgehen und Regelungen in anderen Rechtsordnungen

Zu Beginn des dritten Kapitels wird zundchst ein Blick in andere Rechtsord-
nungen geworfen. Denn in Anbetracht dessen, dass der deutsche Gesetzgeber ein
Vernichtungsverbot fiir den Eigentiimer bzw. die Befugnis des Urhebers eine
Werksvernichtung verbieten zu konnen nicht ausdriicklich normiert hat, ist einen
Blick auf die Regelungen anderer Rechtsordnungen und auf deren Umgang mit dem
grundlegenden Interessenkonflikt und der Werkvernichtung von grolem Interesse.
Dabei kénnen Anregungen fiir den Umgang mit der Konfliktlage und Praxishin-
weise gesammelt werden. Hierbei wird eine punktuelle, nicht abschlieBende Be-
trachtung relevanter Regelungen vorgenommen, sodass lediglich Ausschnitte der
jeweiligen Rechtsordnung eingebracht werden. Es werden das Rechtssystem des
common law anhand des US-amerikanischen Rechts sowie der Werkintegritéts-
schutz in Kontinentaleuropa betrachtet, um einen Gesamteindruck bzgl. des gene-
relleren Umgangs mit dem Interessenkonflikt zu erhalten und Ankniipfungspunkte
fiir eine Ubertragung in das deutsche Rechtssystem zu sammeln. Zudem sollen
weitere bemerkenswerte Regelungen kurz abgebildet werden.

I. Der Werkintegrititsschutz im Rechtssystem des common law

Traditionell kennt das amerikanische Urheberrecht keinen Schutz von geson-
derten persénlichkeitsrechtlichen Interessen des Urhebers.®® Dem Urheber wird das
aus dem englischen Recht stammende copyright als ausschlieliches wirtschaftli-
ches Recht zugestanden. Es dient dazu dem Urheber fiir einen begrenzten Zeitraum
einen Anreiz zur schopferischen Produktion zu gewihren.®' Dennoch finden sich
auf Ebene des Bundes sowie in den einzelnen Bundesstaaten Regelungen iiber ein

880 Rosenthal Kwall, Maquette Intellectual Property Law Review, 12; Moreno, Texas
A&M Journal of Property Law, 103, 105 {f.; Dieselhorst, GRUR Int. 1992, 902, 903.

81Vgl. Art. 1 Abschnitt 8 Abs. 8 Verfassung der Vereinigten Staaten von Amerika:

»[.-.] The Congress shall have Power [...] To promote the Progress of Science and useful
Arts, by securing for limited Times to Authors and Inventors the exclusive Right to their
respective Writings and Discoveries; [...]“
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Vernichtungsverbot des Urhebers.*® Nachstehend werden die fiir die Bearbeitung
relevanten Bundesregelungen néher untersucht.

Im anglo-amerikanischen Rechtskreis werden die personlichen Rechte des Ur-
hebers als moral rights bezeichnet.*®® Diese umfassen auch das right of integrity ***
Nachdem sich die USA zunéchst weigerten, folgte im Jahr 1988 die Unterzeichnung
der RBU, sodass das kontinentaleuropdische Rechtsinstitut der moral rights erst
1990 in den US-amerikanischen Copyright Act von 1976 aufgenommen wurde.*®
Da zuvor bereits mehrere Einzelstaaten eigene Regelungen tiber die moral rights
verabschiedet hatten, bestand in der Rechtspraxis eine verwirrende Situation, sodass
sich eine einheitliche Regelung durch den Bundesgesetzgeber aufdringte.**

Die moral rights werden in das System des copyright law eingeordnet, denn seit
der Schaffung des Visual Artists Right Act (VARA) 1990 steht fest, dass ein ge-
setzlicher Schutz der moral rights auf die verfassungsrechtliche copyright-Kom-
petenz gestiitzt und demgemaB im Copyright Act verankert werden kann.® Das
copyright ist, anders als das kontinentaleuropdische Urheberrecht, nicht individu-
alrechtlich begriindet und am Schutz des Urhebers ausgerichtet, sondern ein Mo-
nopolrecht, welches der Schaffung von Geisteswerken im Interesse der Allge-
meinheit dient® und somit eine deutlich anders gelagerte Schutzrichtung als das
deutsche Urheberrecht innehat. Dem Urheber soll dadurch ein Anreiz gegeben

werden, Werke zur Forderung von Wissenschaft und Kunst zu ,,produzieren‘ ®*

Der VARA gewihrt den Urhebern von Werken der bildenden Kunst das Recht
auf Anerkennung der Urheberschaft und das Recht auf Werkintegritit. Zwar hat der
amerikanische Gesetzgeber die den bildenden Kiinstlern zustehenden Rechte nicht
ausdriicklich als moral rights bezeichnet, jedoch bilden die durch das VARA be-

82 vgl. 17 U.S.C. § 106 A (a) (1) und (2) Copyright Act; Uberblick iiber die historische
Entwicklung des Urheberpersonlichkeitsrechtsschutzes in Amerika: Federle, Der Schutz der
Werkintegritit, S. 89 ff.; Dieselhorst, Was bringt das Urheberpersonlichkeitsrecht, S. 26 ff.

83 Vgl. Carter v. Helmsley-Spear, U.S. District Court for the Southern District of New
York 1994, Inc., 852 F. Supp. 228, 232: ,,VARA grants artists certain rights known as ,droit
moral‘ or moral rights.“; Hayes, Ohio State Law Journal, 1013, 1013 ff.; Rosenthal Kwall,
Magquette Intellectual Property Law Review, 1, 2 ff.; Jahn, Das Urheberpersonlichkeitsrecht,
S. 4.

884 vgl. 17 U.S.C. § 106a Copyright Act.

85 Hayes, Ohio State Law Journal, 1013, 1013 ff.; Dietz, Der Werkintegrititsschutz im
deutschen und US-amerikanischen Recht, S. 183; Dieselhorst, GRUR Int. 1992, 902, 905.

86 Dieselhorst, Was bringt das Urheberpersonlichkeitsrecht, S. 40 f.

87 Rosenthal Kwall, Maquette Intellectual Property Law Review, 1, 2; Dietz, Der Werk-
integritatsschutz im deutschen und US-amerikanischen Recht, S. 183.

88 Vgl. Art. 1 Abschnitt 8 Abs. 8 Verfassung der Vereinigten Staaten von Amerika,
Fn. 881.

8 Dietz, Der Werkintegrititsschutz im deutschen und US-amerikanischen Recht,
S.222 m.w.N.
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zeichneten Rechte einen entsprechenden Schutz ab.®° Auffallig ist allerdings, dass
das VARA lediglich auf Schépfer von bildender Kunst Anwendung findet, wohin-
gegen die Schopfer anderer Werkarten, wie beispielsweise literarischer oder musi-
kalischer Werke, weiterhin auf einen andersartigen Schutz angewiesen sind.*”' Ge-
schiitzt sind nach 17 U.S.C. § 101 Copyright Act Gemélde, Zeichnungen, Drucke
und Skulpturen als Unikate oder in einer auf nicht mehr als 200 Exemplaren limi-
tierten Auflage, sofern sie durch den Urheber signiert und nummeriert sind. Ebenso
sind auch Fotografien in einer nicht mehr als 200 Exemplaren limitierten Auflage
geschiitzt, wenn sie nur zu Ausstellungszwecken hergestellt sind. %> Ausgenommen
sind jedoch unter anderem gewerbliche Kunst sowie jedes Werk, das im Rahmen
eines Anstellungsverhiltnisses hergestellt wurde.®* Folglich ist der gesamte Be-
reich der kommerziellen Urheberproduktion dem Schutzbereich der Bundesrege-
lung entzogen.*** Durch diese Eingrenzung ergibt sich im amerikanischen Bundes-
recht ein eklatanter Unterschied im Vergleich zu den moral rights Regelungen an-
derer common law-Lander.*” So gewihren Kanada, GroBbritannien und Australien
den Schopfern nahezu aller Werksarten Schutz iiber die jeweiligen moral rights
Gesetze.™

Betreffend des Werkintegritdtsschutzes im amerikanischen Recht ist Title 17
U.S.C. § 106 A Copyrights Act die einschldagige Norm. Diese beinhaltet das Recht
auf Anerkennung der Urheberschaft®” sowie das Recht auf Werkintegritit**®. Der

80 HR. Rep. No. 101-514 (1990), reprinted in United States Code Congressional and
Administrative News 1990, 6915, 6917; vgl. Carter v. Helmsley-Spear, U.S. District Court for
the Southern District of New York 1994, Inc., 852 F. Supp. 228, 232 (S.D.N.Y. 1994):
»VARA grants artists certain rights known as ,droit moral‘ or moral rights.; Carter v.
Helmsley-Spear, U.S. District Court for the Southern District of New York 1994, Inc., 861 F.
Supp. 303, 313: ,.In passing VARA Congress for the first time provided for protection of
artists’ moral rights*.

¥ Dietz, Der Werkintegrititsschutz im deutschen und US-amerikanischen Recht, S. 227.

217 U.S.C. § 101 Copyright Act:

»L---] A ,work of visual art‘ is — (1) a painting, drawing, print, or sculpture, existing in a
single copy, in a limited edition of 200 copies or fewer that are signed and consecutively
numbered by the author, or, in the case of a sculpture, in multiple cast, carved, or fabricated
sculptures of 200 or fewer that are consecutively numbered by the author and bear the signa-
ture or other identifying mark of the author; or

(2) a still photographic image produced for exhibition purposes only, existing in a single
copy that is signed by the author, or in a limited edition of 200 copies or fewer that are signed
and consecutively numbered by the author.*

3 Vgl. Ginsburg, GRUR Int. 1991, 593, 598.
84 Dieselhorst, Was bringt das Urheberpersonlichkeitsrecht, S. 43.
85 Dietz, Der Werkintegrititsschutz im deutschen und US-amerikanischen Recht, S. 227.

86 Dietz, Der Werkintegrititsschutz im deutschen und US-amerikanischen Recht, S. 227;
z.B. §§ 77 (1), 80 (1) CDPA of 1988.

¥7vgl. 17 U.S.C. § 106 A (a) (1) und (2) Copyright Act:

»Subject to section 107 and independent of the exclusive rights provided in section 106, the
author of a work of visual art —


https://www.law.cornell.edu/definitions/uscode.php?width=840&amp;height=800&amp;iframe=true&amp;def_id=17-USC-1680030563-364936160&amp;term_occur=999&amp;term_src=title:17:chapter:1:section:101
https://www.law.cornell.edu/definitions/uscode.php?width=840&amp;height=800&amp;iframe=true&amp;def_id=17-USC-2024104691-364936160&amp;term_occur=999&amp;term_src=title:17:chapter:1:section:101
https://www.law.cornell.edu/definitions/uscode.php?width=840&amp;height=800&amp;iframe=true&amp;def_id=17-USC-1680030563-364936160&amp;term_occur=999&amp;term_src=title:17:chapter:1:section:106A
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Integritétsschutz ermoglicht bildenden Kiinstlern, das von ihnen geschaffene
Originalwerk zu erhalten. Auch hier steht das Interesse des Gesetzgebers ent-
sprechend Art. 1 Abschnitt 8 Abs. 8 US-Verfassung an der Férderung und Erhal-
tung nationaler Kunst im Vordergrund.*” Dies erklirt, wieso von dem Schutzbe-
reich lediglich Werke der bildenden Kunst umfasst sind, denn es handelt sich
dabei regelméfBig um Unikate, deren Schutz aus gesellschaftlichen Gesichts-
punkten hohe Prioritit genieBen.”®

Der Schutz der Werkintegritét ergibt sich aus 17 U.S.C. § 106 A (a) (3) Copy-
right Act.”®" Dieser ist begrenzt auf Originalwerke der bildenden Kunst. Die sich
ergebenden Rechte sind nicht {ibertragbar, es kann allerdings auf sie verzichtet
werden.”” Aus 17 U.S.C. § 106 A (a) (3) (B) Copyright Act®® ergibt sich das Recht
des Urhebers die Zerstorung seines Werkes der bildenden Kunst zu verhindern. Jede
vorsétzliche oder grob fahrldssige Zerstorung stellt eine Verletzung dieses Rechts
dar. Das damit normierte Zerstorungsverbot fordert indes nicht, dass durch die
Zerstérung ein Schaden fiir das Ansehen des Kiinstlers droht.”™ Dies bestitigt die

(1) shall have the right —

(A) to claim authorship of that work, and

(B) to prevent the use of his or her name as the author of any work of visual art which he or
she did not create;

(2) shall have the right to prevent the use of his or her name as the author of work of visual
art in the event of a distortion, mutilation, or other modification of the work which would be
prejudicial to his or her honor or reputation; and [...]“.

88 Vgl. Title 17 U.S.C. § 106 A (a) (3) (A) und (B) Copyright Act:

»Subject to section 107 and independent of the exclusive rights provided in section 106, the
author of a work of visual art— [...]

(3) subject to the limitations set forth in section 113(d), shall have the right —

(A) to prevent any intentional distortion, mutilation, or other modification of that work
which would be prejudicial to his or her honor or reputation, and any intentional distortion,
mutilation, or modification of that work is a violation of that right, and

(B) to prevent any destruction of a work of recognized stature, and any intentional or
grossly negligent destruction of that work is a violation of that right. [...]*.

89 Alexander, 36, Arizona State Law Journal 2004, S. 1471, 1485: , With [the decision]
Flack, a picture begins to emerge that VARA protects not so much the artist’s reputation as it
protects a very limited body of worthwhile artistic work.”, zitiert nach Dietz, Der Werkinte-
grititsschutz im deutschen und US-amerikanischen Recht, S. 228; a. A. Dieselhorst, GRUR
Int. 1992, 902, 907 £.

%% Dietz, Der Werkintegrititsschutz im deutschen und US-amerikanischen Recht, S. 228.

9! Dietz, Der Werkintegrititsschutz im deutschen und US-amerikanischen Recht, S. 228.

"2 Vgl. 17 U.S.C. § 106 A (e) (1):

,»The rights conferred by subsection (a) may not be transferred, but those rights may be
waived if the author expressly agrees to such waiver in a written instrument signed by the
author. Such instrument shall specifically identify the work, and uses of that work, to which
the waiver applies, and the waiver shall apply only to the work and uses so identified. In the
case of a joint work prepared by two or more authors, a waiver of rights under this paragraph
made by one such author waives such rights for all such authors.*

%3 Fiir den Wortlaut vgl. Fn. 897.

9% Vgl. Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstdrungsverbot, S. 264.


https://www.law.cornell.edu/definitions/uscode.php?width=840&amp;height=800&amp;iframe=true&amp;def_id=17-USC-1680030563-364936160&amp;term_occur=999&amp;term_src=title:17:chapter:1:section:106A
https://www.law.cornell.edu/definitions/uscode.php?width=840&amp;height=800&amp;iframe=true&amp;def_id=17-USC-1907706649-364936160&amp;term_occur=999&amp;term_src=title:17:chapter:1:section:106A
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Intention des Gesetzgebers aus Art. 1 Abschnitt 8 Abs. 8 Verfassung der Vereinig-
ten Staaten von Amerika. Weiter ergibt sich aus 17 U.S.C. § 106 A (a) (3) (B)
Copyright Act, dass ein Zerstdrungsverbot im Gegensatz zum Verbot der Anderung
oder Entstellung auf Werke von anerkannter Bedeutung (recognized stature) be-
schrankt ist. Damit wurde den Bedenken Rechnung getragen, dass ein Zersto-
rungsverbot bei Werken von geringer Leistungshdhe zu untragbaren Resultaten
fithren konne.”® Mit dieser Normierung eines Zerstérungsverbotes geht der ameri-
kanische Gesetzgeber somit iiber die von Art. 6" RBU** ausdriicklich geforderten
Mindeststandards hinaus. Dies dient jedoch ebenfalls nicht allein der Interessen-
wahrung des Urhebers, sondern dariiber hinaus primér den gesellschaftlichen In-
teressen.””” Dennoch behilt der Urheber das Recht inne, sein eigenes Werk zu zer-
storen, auch wenn es von anerkannter Bedeutung ist.””® Zudem bestehen die werk-
integritdtsschiitzenden Normen im Gegensatz zum deutschen Urheberrecht nur bis
zum Tod des Schopfers.”” Der amerikanischen Werkintegrititsschutzes hat somit
zwei Schutzrichtungen. In erster Linie soll, wie es die Verfassung vorsieht, der
Erhalt von Kulturgiitern als gesellschaftliches Interesse gesichert werden, sodass
sich ,,eine Art individuelles, in die Hinde des Urhebers gelegtes Denkmalschutz-
recht”!® ergibt. Zudem werden die Interessen des Urhebers — wenn auch nur se-
kundér — geschiitzt.

In diesem Kontext ist zusétzlich noch 17 U.S.C. § 113 (d) Copyright Act inter-
essant.”"! Er enthilt gesonderte Regelungen fiir fest mit einem Gebdude verbundene

% Dieselhorst, Was bringt das Urheberpersonlichkeitsrecht, S. 74; Ginsburg, GRUR Int
1991, 593, 598f.; v. Waasen, Spannungsverhéltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum,
S. 237.

% Fiir den Wortlaut vgl. Fn. 233.

%7 House Report Nr. 101—514, S. 16; zitiert nach Dieselhorst, Was bringt das Urheber-
personlichkeitsrecht, S. 75.

%8 Jiinecke, Das urheberrechtliche Zerstorungsverbot, S. 266.

% ygl. 17 U.S.C. § 106 A (d) (1) Copyright Act:

»[---](1) With respect to works of visual art created on or after the effective date set forth in
section 610(a) of the Visual Artists Rights Act of 1990, the rights conferred by subsection (a)
shall endure for a term consisting of the life of the author.*

9 Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstérungsverbot, S. 266.

917 U.S.C. § 113 (d) Copyright Act:

,»(1) In a case in which —

(A) a work of visual art has been incorporated in or made part of a building in such a way
that removing the work from the building will cause the destruction, distortion, mutilation, or
other modification of the work as described in section 106 A(a)(3), and

(B) the author consented to the installation of the work in the building either before the
effective date set forth in section 610(a) of the Visual Artists Rights Act of 1990, or in a written
instrument executed on or after such effective date that is signed by the owner of the building
and the author and that specifies that installation of the work may subject the work to destruction,
distortion, mutilation, or other modification, by reason of its removal,

then the rights conferred by paragraphs (2) and (3) of section 106 A(a) shall not apply.


https://www.law.cornell.edu/topn/visual_artists_rights_act_of_1990
https://www.law.cornell.edu/definitions/uscode.php?width=840&amp;height=800&amp;iframe=true&amp;def_id=17-USC-1680030563-364936160&amp;term_occur=999&amp;term_src=title:17:chapter:1:section:113
https://www.law.cornell.edu/topn/visual_artists_rights_act_of_1990
https://www.law.cornell.edu/uscode/text/17/106A#a
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Werke. Es wird bei solchen Werken danach differenziert, ob ein Kunstwerk von
einem Gebiude ohne Beschiddigungen getrennt werden kann, oder ob die Trennung
zwangsldufig mit einer Zerstérung, Beeintrdchtigung, Verstlimmelung oder einer
anderen Verdnderung des Werkes einhergeht. Ist Letzteres einschldgig und liegt
eine schriftliche Zustimmung des Urhebers fiir den Einbau in das Gebé4ude vor, so
kann der Eigentiimer das Werk ohne Weiteres zerstdren. Der Urheber kann dagegen
nicht vorgehen, insbesondere braucht der Eigentiimer diesen nicht iiber die bevor-
stehende Vernichtung zu informieren.’' Ist indes eine Entfernung méglich, hat der
Eigentiimer die Pflicht den Urheber vor der Entfernung zu informieren. Dann kann
der Urheber binnen einer Frist von 90 Tagen selbst das Werk entfernen oder die
Kosten der Entfernung iibernehmen. Mit der Zahlung wird der Urheber gesetzlicher
Eigentiimer der Werkverkérperung.®® Versdumt der Urheber trotz Kenntnis die
Frist, ist der Eigentiimer dazu befugt, das Werk zu vernichten. Dasselbe gilt, wenn
der Urheber trotz hinreichender Bemiihungen des Eigentiimers nicht informiert
werden konnte. Dabei greift zugunsten des Eigentiimers die Vermutung, dass er
hinreichende Anstrengungen unternommen hat, wenn er einen eingeschriebenen
Brief an die letzte, in einem besonderen Copy-Right-Register gespeicherte Adresse
des Urhebers versendet.”’* Diese Regelungen sind ebenso fiir den Abriss des mit
dem Werk verbundenen Gebiudes anzuwenden.”'®

Abschlieflend ist festzustellen, dass das amerikanische Bundesrecht die Ver-
nichtung eines Werkes umfangreich regelt. Dennoch bleiben Entscheidungen offen,
die in den Ermessensspielraum eines Gerichtes fallen. So ist fraglich, wann es sich
um Werke von anerkannter Bedeutung handelt (recognized stature) auf die das
Zerstorungsverbot Anwendung findet. Dieses Kriterium kann zu einer Benachtei-
ligung noch unbekannter und neuartiger Kiinstler fiihren, da diese Werke noch

(2) If the owner of a building wishes to remove a work of visual art which is a part of such
building and which can be removed from the building without the destruction, distortion,
mutilation, or other modification of the work as described in section 106 A(a)(3), the author’s
rights under paragraphs (2) and (3) of section 106 A(a) shall apply unless —

(A) the owner has made a diligent, good faith attempt without success to notify the author
of the owner’s intended action affecting the work of visual art, or

(B) the owner did provide such notice in writing and the person so notified failed, within
90 days after receiving such notice, either to remove the work or to pay for its removal.

For purposes of subparagraph (A), an owner shall be presumed to have made a diligent,
good faith attempt to send notice if the owner sent such notice by registered mail to the author
at the most recent address of the author that was recorded with the Register of Copyrights
pursuant to paragraph (3). If the work is removed at the expense of the author, title to that copy
of the work shall be deemed to be in the author.*

92 Vgl. Dieselhorst, Was bringt das Urheberpersonlichkeitsrecht, S. 75; Ginsburg, GRUR
Int. 1991, 593, 598 {.; Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstérungsverbot, S. 267.

93 Ginsburg, GRUR Int. 1991, 593, 598 f.; Jiinecke, Das urheberrechtliche Zerstorungs-
verbot, S. 267.

9 Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstdrungsverbot, S. 267.

9 Ginsburg, GRUR Int. 1991, 593, 599; Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstorungsver-
bot, S. 268.


https://www.law.cornell.edu/definitions/uscode.php?width=840&amp;height=800&amp;iframe=true&amp;def_id=17-USC-1680030563-364936160&amp;term_occur=999&amp;term_src=title:17:chapter:1:section:113
https://www.law.cornell.edu/uscode/text/17/106A#a
https://www.law.cornell.edu/definitions/uscode.php?width=840&amp;height=800&amp;iframe=true&amp;def_id=17-USC-1680030563-364936160&amp;term_occur=999&amp;term_src=title:17:chapter:1:section:113

170 Kap. 3: Das Vernichtungsverbot nach § 14 UrhG in der Praxis

keine anerkannte Bedeutung erlangen konnten.”'® Zudem sind die Gerichte ge-
zwungen, die Qualitdt des Werkes zu beurteilen, obgleich diese nicht an objektiven
Kriterien messbar ist.”’

Ebenfalls ist die Differenzierung zwischen work of visual arts und anderen
Werken dem Werkschutz nicht zutridglich und wohl der Schutzrichtung des Bun-
desrechts geschuldet. In diesem Kontext ist interessant, dass der gesamte Bereich
der kommerziellen Urheberproduktion von dem Zerstdrungsverbot ausgenommen
ist. Positiv hervorzuheben sind die Regelungen iiber die Vernichtung von fest mit
dem Gebdude verbundenen Werken. Die konkrete Regelung des Vorgehens beim
Abriss eines Gebaudes oder bei der Vernichtung eines in das Gebédude fest einge-
bauten Werks schafft wiinschenswerte Rechtssicherheit.’’® Hinzukommt, dass
klargestellt wird, welche Pflichten den Eigentiimer treffen und wann er diesen
nachgekommen ist.

Dass die bisherigen Entscheidungen der deutschen Gerichte primir mit Bau-
werken verbundene Werke betreffen zeigt, dass dort ein hohes — wenn nicht das
hochste — Konfliktpotenzial liegt. Demgeméil wire eine konkretere Abbildung der
Pflichten des Eigentiimers vor der Werkvernichtung der Rechtssicherheit zutrig-
lich. Im Besonderen ist die Moglichkeit eines Registers iiber die Urheber von fest
mit Bauwerken verbundenen Werken eine zu priifende Idee.

I1. Der Werkintegrititsschutz in Kontinentaleuropa

Grundlage des Werkintegrititsschutzes in Kontinentaleuropa ist, wie auch im
US-amerikanischen Raum, Art. 6 der RBU. Obgleich den einzelnen Normierun-
gen dieselbe Basis zugrunde liegt, finden sich verschiedene Regelungen in den
Verbandslindern der Berner Ubereinkunft. Gemeinsam haben die Linder, dass dem
Schopfer wesentliche integrititsschiitzende Rechte zustehen. Allerdings unter-
scheidet sich beispielsweise das franzdsische Urheberrecht in seiner grundlegenden
Konzeption vom deutschen Urheberrecht.””® Diese Unterschiede lassen sich unter
anderem durch die verschiedenen Sichtweisen auf das Urheberrecht — monistisch
und dualistisch — begriinden.**

In Frankreich bildet der Urheber gemal einer individualistischen Einordnung das
Zentrum des Urheberrechts, sodass seine Interessen als iiberlegen angesehen wer-
den.””" Die Normgrundlage fiir das Urheberrecht bildet der Code de la Propriété

916 Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstérungsverbot, S. 265.
°'7 Dieselhorst, Was bringt das Urheberpersénlichkeitsrecht, S. 74 m. w.N.

98 ygl. Carter v. Helmsley-Spear, U.S. District Court for the Southern District of New
York 1994, Inc., 852 F. Supp. 228, 232.

9 Doutrelepont, GRUR Int. 1997, 293, 293.
920 Doutrelepont, GRUR Int. 1997, 293, 293.
2! Lucas-Schiétter, GRUR Int. 2002, 2, 3.
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Intellectuelle. Die urheberpersénlichkeitsrechtlichen Befugnisse sind im ersten
Kapitel des zweiten Titels des Codes de la Propriété Intellectuelle geregelt. Das
erste Kapitel beinhaltet die droits moraux des Urhebers und umfasst die
Art. L121-1 bis L121-9 Code de la Propriété Intellectuelle. Art. L121—1 Code de
la Propriété Intellectuelle normiert, dass der Urheber ein Recht auf Achtung seines
Namens sowie auf die Erhaltung der Qualitit seines Werkes hat.””* Eine ausdriick-
liche Regelungen beziiglich der Vernichtung oder Zerstérung eines Werkes ist nicht
vorhanden, sodass eine der deutschen Rechtslage dhnliche Grundlage besteht. Es
existiert mit Art. L121—1 Code de la Propriété Intellectuelle eine Norm, auf die sich
Rechte des Urhebers bei Vernichtung seines Werkes stiitzen konnen. Die konkrete
Anwendung erfolgt aber — wie in Deutschland auch — durch die Gerichte.

Aufgrund der im franzésischen Recht verankerten, grundsitzlichen Uberlegen-
heit der Urheberposition, finden die Interessen des Werknutzers keine priméire Be-
riicksichtigung, mit der Folge, dass die Erdrterung einer moglichen Interessenab-
wigung groBtenteils unterbleibt.”” Dem franzosischen Richter ist es somit nicht
gestattet, die personlichkeitsrechtlichen Interessen des Urhebers mit den Interessen
des Publikums im Allgemeinen abzuwigen.”* Anders ist die Situation, wenn die
subjektiven Rechte Dritter betroffen sind und es um einen Ausgleich dieser geht.
Dazu fiithrt Desurmont aus: ,,Statt die grundsitzliche Uberlegenheit eines der beiden
Rechte iiber das andere einzufiihren, sollen Rechtsprechung und Lehre versuchen,
einen modus vivendi zu finden, in dem alle infrage stehenden Interessen gleich
beriicksichtigt werden.*“*>® Dem schlieBt sich auch die franzésische Rechtsprechung
an, indem sie sagt, es miisse ,,ein gerechtes Gleichgewicht zwischen den Befug-
nissen des Urheberrechts und den genauso schutzwiirdigen Befugnissen des Ei-
gentumsrechts desjenigen, der das Bauwerk bestellt oder gekauft hat, gefunden
werden.“”*® Damit kommt das franzdsische Recht in Summe auf ein #hnliches Er-
gebnis wie das deutsche Recht.

Interessant sind iiberdies die jungen Urheberrechtsordnungen der osteuropdischen
Staaten. Sie enthalten haufig eine Regelung iiber die Frage der Vernichtungsbefugnis
durch den Eigentiimer im Gegensatz zu ilteren Urheberrechtsgesetzen.””” Das ist
damit zu begriinden, dass nach dem grundlegenden Wandel der politischen, 6kono-
mischen und sozialen Verhédltnisse seit 1989 eine umfassende Erneuerung der

92 Art. L121-1 Code de la Propriété Intellectuelle:
,,L’auteur jouit du droit au respect de son nom, de sa qualité et de son oeuvre. [...]*

98 Lucas-Schiétter, GRUR Int. 2002, 2, 3.
2% Lucas-Schiétter, GRUR Int. 2002, 2, 3.
% Desurmont, L’incidence des droits d’auteur, S. 361.

926 Cour d’appel (CA) Versailles 04.04.1996, Juris-Classeur Périodique (JCP) 1996, II,
22741. siehe auch CA Paris 15.05.1990, Revue Internationale du Droit d’Auteur (RIDA)
1991, Nr. 147, S. 311; CA Basse-Terre 30.09.1996, Dalloz (D.) 1998, somm, 58.

%7Vgl. §9 Abs.4 Urhebergesetz der Tschechischen Republik; Art. 34 des Urheber-
rechtsgesetz Polens; Art. 15 des Schweizer Urhebergesetzes.



172 Kap. 3: Das Vernichtungsverbot nach § 14 UrhG in der Praxis

Rechtssysteme durchgefiihrt wurde, welche auch die Urheberrechtsgesetze betraf.”
Verwunderlich ist dennoch, dass Regelungen iiber die Vernichtung eines Werkes
nicht bereits in Rechtsordnungen dlteren Datums Beriicksichtigung gefunden haben,
da die Konferenz von Briissel zur Revision der Berner Ubereinkunft schon im Jahre
1948 den Mitgliedstaaten die Einfithrung von Vorschriften iiber die Vernichtung von
Werken, unter dem Gesichtspunkt, dass in Art. 6" der RBU eine solche nicht aus-
driicklich vorgesehen sei, nahegelegt hat.””

Die jungen Urheberrechtsordnungen der osteuropéischen Léander enthalten den-
noch inhaltlich teilweise divergierende Regelungen. So regelt das Urhebergesetz
der Tschechischen Republik (UrhG-Tschechien) in § 9 Abs. 4, dass ,,der Eigentii-
mer oder ein anderer Nutzer der Sache [...] nicht verpflichtet [ist], die Sache zu
erhalten oder vor der Vernichtung zu schiitzen, wenn nichts anderes vereinbart
worden ist oder sich aus einer besonderen Rechtsvorschrift oder aus diesem Gesetz
ergibt.“**” Damit wird zwar nicht eine ausdriickliche Befugnis des Eigentiimers zur
Vernichtung des Werkes festgelegt, allerdings werden so zumindest die Pflichten
des Eigentiimers betreffend der Werkerhaltung klar definiert. Interessant ist zudem,
dass sich § 9 Abs. 4 UrhG-Tschechien im Abschnitt iiber die Entstehung des Ur-
heberrechts und nicht etwa bei den urheberpersonlichkeitsrechtlichen Regelungen
findet.”' Auch Polen hat in Art. 34 des Urheberrechtsgesetz Polens (UrhG-Polen)
eine ausdriickliche Regelung zur Vernichtungsbefugnis des Eigentiimers getrof-
fen.”? Diese bezieht sich allerdings lediglich auf Originale von Werken der bil-
denden Kunst, die sich an einem offentlich zuginglichen Ort befinden. Diese
Werkexemplare diirfen nur vernichtet werden, wenn dem Urheber zuvor vom Ei-
gentlimer der Riickkauf hochstens zum Materialwert angeboten oder, falls dies nicht
moglich ist, ihm die Anfertigung einer Kopie oder einer vergleichbaren Dokumen-
tation ermoglicht wurde. Die Regelung ist insofern spannend, als das nach der
offentlichen Zugénglichkeit differenziert wird. Als Umkehrschluss der Norm

928 Vgl. Wandtke/Dietz, Urheberrecht in Mittel- und Osteuropa II, 117 ff.

2 Le Droit d’Auteur (DdA) 1948, S. 117; zitiert nach v. Waasen, Spannungsverhiltnis
zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 241.

90 Vollstandige deutsche Ubersetzung des Urhebergesetzes von Tschechien findet sich bei
Wandtke, Urheberrecht in Mittel- und Osteuropa I1, S. 414 ff.

%! Wandtke/Dietz, Urheberrecht in Mittel- und Osteuropa II, S. 126.

%2 Art. 34 UrhG-Polen zitiert nach Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstdrungsverbot,
S.262:

,1. Der Eigentiimer des Exemplares eines Werkes der bildenden Kunst kann es 6ffentlich
ausstellen, wenn damit nicht die Erlangung eines Vermdgensvorteils verbunden ist.

2. Wird die Entscheidung iiber die Vernichtung des an einem offentlich zugénglichen Ort
befindlichen Originalexemplars eines Werkes der bildenden Kunst getroffen, so ist der Ei-
gentiimer verpflichtet, dem Urheber des Werkes oder seinen Angehdrigen ein Angebot zum
Verkauf zu unterbreiten, wenn eine Verstdndigung mit ihm mit dem Ziel der Unterbreitung
eines Angebots moglich ist. Wenn der Verkauf nicht moglich ist, ist der Eigentiimer ver-
pflichtet, dem Urheber die Herstellung einer Kopie oder — abhéngig von der Art des Werkes —
einer entsprechenden Dokumentation zu ermdglichen.*
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konnte sich ergeben, dass eine Vernichtung eines nicht &ffentlich zuginglichen
Werkes ohne vorherige Kontaktaufnahme mit dem Urheber moglich wire.

Zuletzt soll auf das Urhebergesetz der Schweiz eingegangen werden, das be-
treffend der Vernichtungsbefugnis als Vorbild fiir die Neugestaltung diverser Ur-
hebergesetze von Staaten Mittel- und Osteuropas herangezogen wurde.”” Der
Schutz vor Zerstorung ist in Art. 15 des Schweizer Urhebergesetzes (UrhG-
Schweiz) geregelt.”** Danach muss der Eigentiimer vor der Vernichtung eines Ori-
ginalwerks dieses dem Urheber zu Riicknahme anbieten oder ihm eine Nachbildung
ermoglichen. Diese Pflicht besteht indes nur, wenn er annechmen muss, dass ein
berechtigtes Interesse des Urhebers an der Werkerhaltung besteht. Wann diese
Annahme durch den Eigentiimer bestehen muss, richtet sich laut der Literatur nach
dem Verhalten des Urhebers.” Demnach muss der Eigentiimer von einem be-
rechtigten Interesse des Urhebers an der Erhaltung des Werkes ausgehen, wenn
letzterer sich nach der VerduBerung weiter um das Werk ,,gekiimmert* hat, bei-
spielsweise indem er das ihm nach Art. 14 S. 1 UrhG-Schweiz zustehende Zu-
gangsrecht geltend gemacht hat oder wenn er sich in seinem weiteren Schaffen oder
in seinen sonstigen AuBerungen auf das konkrete Werk bezogen hat.”*® AuBerdem
sei ein berechtigtes Interesse auch dann anzunehmen, wenn es in der Fachliteratur
beachtet wurde oder wenn das Werk fiir den Urheber einen hohen Nutzwert habe.””’
Demnach besteht als logische Konsequenz das Interesse nicht, wenn das Kunstwerk
anonym verduBert wurde.”*® Da sich die Regelung allein auf Werkoriginale bezieht,
kann geschlussfolgert werden, dass eine Vernichtung eines Vervielfiltigungsstii-
ckes nicht verboten ist, auch wenn es sich dabei um die letzte und einzige Werk-
verkorperung handelt.” Weiter ist es dem Wortlaut gemifl auch gestattet Werk-
originale zu vernichten, wenn von dem Werk weitere Vervielfaltigungsstiicke be-
stehen, obwohl diese keine Originale sind. Das ist allerdings unter dem Gesichts-
punkt, dass sowohl das Original wie auch alle weiteren Verkdrperungen ohne

933 Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstdrungsverbot, S. 259: so etwa in Slowenien, Ru-
maénien, Litauen und der Ukraine.

%4 Art. 15 UrhG-Schweiz: Schutz vor Zerstdrung

,,! Miissen Eigentiimer und Eigentiimerinnen von Originalwerken, zu denen keine weiteren
Werkexemplare bestehen, ein berechtigtes Interesse des Urhebers oder der Urheberin an der
Werkerhaltung annehmen, so diirfen sie solche Werke nicht zerstoren, ohne dem Urheber oder
der Urheberin vorher die Riicknahme anzubieten. Sie diirfen dafiir nicht mehr als den Mate-
rialwert verlangen.

% Sie miissen dem Urheber oder der Urheberin die Nachbildung des Originalexemplars in
angemessener Weise ermdglichen, wenn die Riicknahme nicht méglich ist.

3 Bei Werken der Baukunst hat der Urheber oder die Urheberin nur das Recht, das Werk zu
fotografieren und auf eigene Kosten Kopien der Plane herauszuverlangen.*

5 Barrelet/Egloff, Art. 15, Rn. 2.

6 Barrelet/Egloff, Art. 15, Rn. 2.

%7 Barrelet/Egloff, Art. 15, Rn. 2.

98 Barrelet/Egloff, Art. 15, Rn. 2.

99 Vgl. Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstdrungsverbot, S. 258.
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Konsequenzen zerstort werden konnen fragwiirdig. So konnte ein Original, von dem
noch eine Kopie besteht, bedenkenlos vernichtet werden, da noch eine Kopie exis-
tiert. Diese konnte selbst aber nach Art. 15 S. 1 UrhG-Schweiz ohne Weiteres zer-
stort werden, da sich die Norm nur auf Werkoriginale bezieht. Dies erscheint im
Ergebnis unbillig. Es kann nicht von der Reihenfolge der Vernichtungshandlungen
abhéngig sein, ob eine Zerstorung des Werkes ,,einfach so* gestattet ist oder ob es
weiterer Korrespondenz mit dem Urheber bedarf, bevor eine Vernichtung des
Werkes vorgenommen werden kann.

Positiv ist jedoch, dass auch Art. 15 S. 3 UrhG-Schweiz zwischen Werken der
Baukunst und anderen Werken differenziert und den Besonderheiten von unbe-
weglichen Werken damit Rechnung trigt. Insgesamt kann eine Zerstérung des
Werkes nach § 15 UrhG-Schweiz jedoch nicht verhindert werden. Es wird lediglich
eine Schadensersatzpflicht des Eigentiimers begriindet, wenn gegen die benannten
Pflichten verstoBen wird.”** Weiter wird aus der Norm keine Erhaltungspflicht des
Eigentiimers abgeleitet, da nur die absichtliche Zerstorung des Werkes normiert
werden sollte.”*!

Die vorstehenden Ausfithrungen zeigen somit, dass eine Normierung der
Werkvernichtung méglich und aufgrund des Konfliktpotentials geboten ist. Die
Pflichten des Eigentiimers vor einer Vernichtung wiren dann klarer umrissen und
die Rechtssicherheit vor einem gerichtlichen Verfahren erhoht. Die Gerichte
miissten noch immer eine Interessenabwigung vornehmen, aber die aktuell auf
Ebene der iiberfrachteten Abwidgung angesiedelten Konflikte wiren durch den
Gesetzgeber entscharft.

Dabei erscheint eine Differenzierung nach der Art des Werkes, ob es sich um ein
Werkoriginal oder ein Vervielfaltigungsstiick handelt und insbesondere, ob es fest
mit einem Bauwerk verbunden ist oder nicht, sachgerecht. Ebenso ist es wichtig,
klar definieren zu konnen, welche Pflichten den Eigentiimer vor der Werksver-
nichtung treffen und wann er diesen nachgekommen ist. Dies wird im Rahmen der
Praxishinweise ndher beleuchtet.

I11. Sonstige Regelungen

Als besondere Regelungen ist Art. 17 des tiirkischen Urheberrechtsgesetzes zu
benennen, der ausdriicklich eine Vernichtung durch den Eigentiimer untersagt.?
Die Anderung wurde im Jahr 1995 eingefiihrt und schneidet stark in das Eigen-

%0 Barrelet/Egloff, Art. 15, Rn. 7.
%! Barrelet/Egloff, Att. 15, Rn. 5.

%42 Vollstindige Ubersetzung: Hirsch/Nal, GRUR Int. 2000, 48, 48 f.; Art. 17 UrhG-Tiirkei:

».-.] Der Eigentiimer des Originals kann im Rahmen der mit dem Urheber vereinbarten
Bestimmungen iiber das Werk verfiigen. Allerdings darf er das Werk nicht zerstéren und
vernichten und darf die Rechte des Urhebers nicht verletzen. [...]“
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tumsrecht an dem Werkstiick ein.”* Insofern ist diese Norm als Ausnahmeregelung
aufzufiihren, da von einer so eindeutigen Regelung in anderen Rechtsordnungen
bislang Abstand genommen wurde. Insbesondere unter den Gesichtspunkten des
Ausgleichs der widerstrebenden Positionen im Rahmen der praktischen Konkor-
danz, ist eine dhnlich lautende Regelung in der deutschen Rechtsordnung undenk-
bar.

Weiter soll auf das Urheberrechtsgesetz der DDR (UrhG-DDR) eingegangen
werden, da dieses bereits eine Regelung zur Werksvernichtung kannte.”** Demnach
stand dem Urheber, wenn eine Gefahrdung oder Vernichtung seines Werkes droht,
ein Riickkaufsrecht zum Zeitwert zu. Da sich diese Vorschrift lediglich auf Origi-
nale bezog, konnte der Urheber die Zerstérung von Vervielfiltigungen nicht ver-
hindern. Teilweise wurde aus der Norm eine grundsétzliche Pflicht des Eigentiimers
zur Information des Urhebers iiber die geplante Vernichtung abgeleitet, damit der
Urheber sein Riickkaufsrecht ausiiben kénne.’*® Fraglich wire dann allerdings,
wann der Eigentlimer diese erfiillt hitte. Geniigt ein Anruf, miissen Nachforschun-
gen zu Kontaktaufnahme angestellt werden? Aufgrund dessen wurde von der Ge-
genansicht angenommen, dass eine Informationspflicht nur fiir Leiter der in § 1
Abs. 2 UrhG-DDR’* angefiihrten Institutionen und Betriebe bestiinde.”*’” Bemer-
kenswert an der Regelung der DDR ist, dass bereits eine bevorstehende Vernich-
tung ein Riickkaufsrecht ausldste. Die Gefahr einer Vernichtung geniigte somit, um
das Riickkaufsrecht auszulosen, sodass es sich um eine Norm im deutschen Recht
handelte, die dem Urheber die Verhinderung der Werksvernichtung einrdumt. Die
bislang abgebildeten Normen haben gemein, dass der Urheber immer erst nach der
Werksvernichtung reagieren konnte, wihrend hier erstmalig die Werksvernichtung
tatsdchlich verhindert werden konnte, indem das Werk zuriickgekauft wurde. Pro-
blematisch an der Regelung ist, dass nicht definiert ist, wann die Gefdhrdung oder
Vernichtung des Werkes droht. Dies kann stark von der subjektiven Wahrnehmung
des Urhebers abhdngen. Ebenso ist nicht klar definiert, inwieweit der Eigentiimer
iiber die bevorstehende Werkvernichtung informieren muss und welche Pflichten
ihn dabei treffen.

%3 Nal, GRUR Int. 2000, 1, 21.

%4 Vgl. § 43 Abs. 4 UrhG-DDR:
,»(4) Droht dem Original des Werkes durch Verhalten seines Eigentiimers eine Gefdhrdung
oder Vernichtung, so steht dem Urheber ein Riickkaufsrecht zu dem Zeitwert zu.*

9% Gliicksmann/Piischel, Urheberrecht, S. 200.

%6 Art. 1 Abs. 2 UrhG-DDR:

,»(2) Die Leiter der Staats- und Wirtschaftsorgane, der kulturellen und wissenschaftlichen
Einrichtungen, der Verlage und Betriebe und die Leitungen anderer Organisationen sorgen
dafiir, da3 die Rechte der Urheber in ihrem Verantwortungsbereich verwirklicht werden, un-
abhéngig davon, ob ein Werk beruflich oder auflerberuflich im Rahmen der kiinstlerischen und
wissenschaftlichen Betétigung der Biirger geschaffen ist. Sie fordern und unterstiitzen alle
Formen der Gemeinschaftsarbeit, die dem Entstehen literarischer, kiinstlerischer und wissen-
schaftlicher Werke dienlich sind.*

%7 Piischel, Urheberrecht der DDR, S. 236f.
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B. Vorprozessuale Folgen und
priventive Interessensicherung

Nachdem ein grundsétzliches Vernichtungsverbot fiir Werkoriginale besteht und
die Kriterien der Interessenabwigung bei einer Vernichtung im Rahmen von § 14
UrhG herausgearbeitet worden sind, werden nun die Folgen und die praktische
Anwendung des Vernichtungsverbotes betrachtet. Unter anderem werden — unter
Berticksichtigung anderer Rechtssysteme — neue Anwendungsvorschlidge abgebil-
det und offene Fragen beantwortet.

I. Pflichten oder Obliegenheiten als Folge
des Vernichtungsverbotes?

Ob den Eigentiimer oder Urheber vor der Vernichtung eines Werkoriginals
Pflichten oder Obliegenheiten aufgrund des Vernichtungsverbotes treffen und wie
sich diese im Rahmen einer Interessenabwigung auswirken, wurde bislang nicht
eindeutig beantwortet. Unabhédngig von individualvertraglichen Gestaltungsmog-
lichkeiten wird daher gepriift, ob Urheber und Eigentiimer aufgrund der gesetzli-
chen Vorgaben ,,echte” Pflichten treffen.

1. Keine Pflichten zwischen Urheber und Eigentiimer

Pflichten sind Hauptleistungspflichten und Nebenleistungspflichten i. S.v. § 241
Abs. 1 BGB.”* Besteht eine Haupt- oder Nebenleistungspflicht, folgt daraus ihre
Erzwingbarkeit.”* Hiervon abzugrenzen sind Nebenpflichten i.S.v. § 241 Abs. 2
BGB. Diese sind nicht unmittelbar auf die Leistung nach § 241 Abs. 1 BGB ge-
richtet, sondern beziehen sich auf sonstige Interessen des Gliubigers.”® Der
Schuldner ist zur Riicksichtnahme auf die Belange des Gliubigers verpflichtet.”!
Dazu zihlen unter anderem sog. Schutzpflichten, aber auch Mitwirkungs- und
Aufklarungspflichten.”> Wesentlicher Unterschied zu den Leistungspflichten ist,
dass Nebenpflichten je nach Art nicht selbststindig einklagbar sind, sondern le-
diglich einen Sekundéranspruch nach sich ziehen.*>*

98 BeckOK BGB/Sutschet, § 241 Rn. 13—15.

%9 BeckOK BGB/Sutschet, § 241 Rn. 16; MiiKo BGB/Bachmann, § 241 Rn. 36.
90 MiiKo BGB/Bachmann, § 241 Rn. 39.

%! MiiKo BGB/Bachmann, § 241 Rn. 55.

%52 MiiKo BGB/Bachmann, § 241 Rn. 39.

%53 MiiKo BGB/Bachmann, § 241 Rn. 77 ff.
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Diese Pflichten sind von bloflen Obliegenheiten abzugrenzen. Es handelt sich bei
Obliegenheiten nicht um ,,echte” Pflichten, sodass diese nicht einklagbar sind.”**
Obliegenheiten sind rechtliche Anforderungen, die gerade keine Pflichten begriin-
den.” Die Missachtung einer Obliegenheit fiihrt dazu, dass der Missachtende
rechtliche Nachteile erleidet, ein Erzwingen einer konkreten Handlung oder eines
Unterlassen ist indes nicht méglich.”® Sie kann weder einen Erfiillungsanspruch
noch bei Verletzung — im Vergleich zu einer Nebenpflicht — einen Schadenser-
satzanspruch begriinden.”’ Es gehen méglicherweise aber Rechte verloren, kdnnen
nicht mehr geltend gemacht werden oder bleiben der Person verwehrt, wenn der
Obliegenheit nicht nachgekommen wird. Es handelt sich daher weniger um abge-
schwichte Pflichten als um Lasten.”®

Damit zwischen Urheber und Eigentiimer aufgrund des Vernichtungsverbotes
Pflichten bestiinden, miisste eine rechtliche Beziehung zwischen Urheber und Ei-
gentiimer bestehen, kraft derer sich die Pflichten ergeben.”” § 241 BGB ist dafiir die
zentrale Vorschrift und fordert das Bestehen eines Schuldverhiltnisses.”® Gemeint
ist damit die Gesamtheit der Rechtsbeziehungen zwischen Glaubiger und Schuld-
ner.”®' Das Schuldverhiltnis kann sich durch ein Rechtsgeschift oder durch ge-
setzliche Bestimmungen ergeben.’® Da Ausgangspunkt das gesetzlich verankerte
urheberrechtliche Vernichtungsverbot ist, ist nach gesetzlichen Bestimmungen zu
suchen. Rechtsgeschiftliche Vereinbarungen konnen sich zusitzlich und davon
unabhiingig ergeben.”®

Als gesetzliche Bestimmung wird zum Teil § 25 UrhG herangezogen, wonach
eine Sonderverbindung zwischen dem Urheber und dem Besitzer des Werkstiicks
besteht.”® Nach § 25 Abs. 1 UrhG kann der Urheber vom Besitzer des Originals
verlangen, dass er ihm dieses zugénglich macht, soweit dies zur Herstellung von
Vervielfaltigungsstiicken oder Bearbeitung des Werkes erforderlich ist. Diese
Pflicht des Besitzers gegeniiber dem Urheber ist einklagbar, insbesondere ist die
Durchsetzung im einstweiligen Verfiigungsverfahren méglich.”®® Durch diese Vor-

4 MiiKo BGB/Bachmann, § 241 Rn. 40; vgl. BeckOK BGB/Sutschet, § 241 Rn. 25.
%55 BeckOK BGB/Sutschet, § 241 Rn. 25.
956 MiiKo BGB/Bachmann, § 241 Rn. 40; vgl. BeckOK BGB/Sutschet, § 241 Rn. 16.

%TBGH Utt. v. 13.06.1957 — II ZR 35/57 = NJW 1957, 1233, 1234; BeckOK BGB/
Sutschet, § 241 Rn. 25.

958 Schmidt, Die Obliegenheiten, S. 104.

99 Vgl. BeckOK BGB/Sutschet, § 241 Rn. 13—15.

90 BeckOK BGB/Sutschet, § 241 Rn. 2 ff.

%! BeckOK BGB/Sutschet, § 241 Rn. 3.

92 BeckOK BGB/Sutschet, § 241 Rn. 3.

%3 Niher dazu unter Kapitel 3 B.II. und B.IIL, S. 194 ff., 220 ff.

%4 Schack, GRUR 1983, 56, 57; v. Waasen, Spannungsverhiltnis zwischen Urheberrecht
und Eigentum, S. 171.

%5 Fromm/Nordemann/A4. Nordemann, § 25 Rn. 2, 21.
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schrift wird somit eine Beziehung zwischen Urheber und Besitzer des Werkorigi-
nals geschaffen, aus der Rechte und Pflichten erwachsen, sodass ein gesetzliches
Schuldverhéltnis i.S.v. § 241 BGB entsteht. Zu beachten ist jedoch, dass dieses
Schuldverhéltnis Pflichten zwischen Urheber und Besitzer, nicht aber zwingend
auch gegeniiber dem Eigentiimer begriindet. Der Wortlaut der Vorschrift bezieht
sich explizit in § 25 Abs. 1 UrhG auf den Besitzer des Originals. Damit kniipft die
Vorschrift an die tatsdchliche Sachherrschaft nach § 854 BGB an, weswegen die
Eigentlimerstellung fiir die Rechte und Pflichten nach § 25 Abs. 1 UrhG unerheb-
lich ist.”*® Den Eigentiimer treffen somit lediglich Pflichten, wenn er zugleich Be-
sitzer ist. So verhilt es sich regelmiBig bei der Vernichtung. Aus dieser Uber-
schneidung ein generelles gesetzliches Schuldverhéltnis zwischen Eigentiimer und
Urheber herzuleiten, wiirde die Wortlautgrenze indes iiberstrapazieren. Aus der
Regelung ergibt sich kein normativer Bezugspunkt an die Eigentiimerstellung.
Wenngleich das Zugangsrecht Ausfluss des Urheberpersénlichkeitsrechtes ist,”®’
folgen daraus keine Pflichten hinsichtlich einer Vernichtung des Originals durch
den Eigentiimer.

Etwas anderes konnte sich jedoch aus dem in § 14 UrhG verankerten Vernich-
tungsverbot ergeben. § 14 UrhG ist in seinem Wortlaut offen gestaltet und kniipft
nicht an eine konkrete Stellung — wie etwa Eigentiimer oder Besitzer — an. Aus dem
Schutzbereich des Urheberpersonlichkeitsrechts und dem Sinn und Zweck des Ur-
heberrechts folgt das Erfordernis eines Abwehrrechts des Urhebers gegen eine
Vernichtung.”® Das Abwehrrecht richtet sich nicht explizit gegen den Eigentiimer,
es handelt sich vielmehr um einen allgemeinen Grundsatz. Damit gilt das Ver-
nichtungsverbot gegeniiber dem, der die Verletzungshandlung vornimmt, sodass
sich daraus eine rechtliche Beziehung ergibt. Jeder ist verpflichtet, eine unerlaubte
Vernichtung zu unterlassen.

Fraglich ist indes, ob daraus auch Pflichten vor der Vernichtung folgen. Steht
eine Vernichtung nicht bevor, droht zunichst keine Gefdhrdung der Urheberinter-
essen. Dann ergibt sich aus § 14 UrhG lediglich ein allgemeiner, gegeniiber jeder-
mann geltender Grundsatz, die Vernichtung zu unterlassen. Erst in Zusammenschau
mit einer konkreten Verletzungshandlung und § 97 UrhG entstehen konkrete
Pflichten und ein Anspruch des Urhebers gegen den Handelnden. Vor einer dro-
henden Vernichtung ergeben sich jedoch aufgrund des allgemeinen Vernichtungs-
verbotes keine konkreten Anspriiche.

Es konnte jedoch angenommen werden, dass den Eigentiimer Nebenleistungs-
pflichten in Form von Aufkldrungs- und Hinweispflichten treffen, damit der Urhe-
ber das Werkoriginal schiitzen kann und dem Vernichtungsverbot Rechnung ge-
tragen wird. Das hitte zur Folge, dass der Urheber diese einklagen konnte, bei-

%6 Schricker/Loewenheim/Vogel, § 25 Rn. 9.

%7TBGH Urt. v. 26.10.1951 — I ZR 93/51 = GRUR 1952, 257, 258 — Krankenhauskartei;
Fromm/Nordemann/A. Nordemann, § 25 Rn. 1.

%% Siche dazu unter Kapitel 2 B.L6., S. 102 f.
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spielsweise den Eigentiimer auf Auskunft bzgl. seiner Vernichtungsabsicht oder auf
Riickgabe des Werkoriginals. Allerdings konnte der Urheber dies — wenn eine sol-
che Pflicht angenommen werden sollte — ohne konkrete Anhaltspunkte fiir eine
Vernichtung allein aufgrund des allgemeinen Vernichtungsverbotes. Nebenleis-
tungspflichten dienen jedoch der Vorbereitung, Durchfithrung und Sicherung der
Hauptleistung.”® Letztere entsteht jedoch erst, wenn die Urheberinteressen durch
den Eigentiimer gefdhrdet werden, sodass es vor der drohenden Vernichtung an
einer Hauptleistungspflicht fehlt, die durch Nebenleistungspflichten abgesichert
werden miisste. Zudem wére durch eine Nebenleistungspflicht die Vernichtung
auch nicht verhindert. Der Eigentiimer wiirde den Urheber zwar informieren miis-
sen, konnte das Werkoriginal dennoch unmittelbar vernichten, sodass eine Riick-
gabe unmoglich wére. Die Annahme einer Nebenleistungspflicht ist daher syste-
matisch nicht zielfithrend und aus prozessokonomischen Gesichtspunkten abzu-
lehnen.

Es bleiben somit nur Nebenpflichten oder Obliegenheiten als mogliche ,,Pflich-
ten“. Aus den Nebenpflichten i.S.v. § 241 Abs. 2 BGB folgen im Gegensatz zu den
Obliegenheiten Sekundiranspriiche bei Verletzung von Integritétsinteressen der
jeweils anderen Partei.”” Eine solche Verletzung kénnte die Beeintrichtigung des
Urheberpersonlichkeitsrechts und damit des Urheberrechts durch eine ,,unange-
kiindigte* Vernichtung des Werkoriginals sein, insbesondere, da diese irreversibel
ist. Bei den Nebenpflichten ist jedoch zu beachten, dass deren Grenzen entlang der
Risiko- und Interessensphire des anderen Teils verlaufen.””' Sie enden dort, wo es
sich um einen ausschlieBlichen Interessen- und Risikobereich der anderen Seite
handelt.””” Das Risiko der konkreten Vernichtung schafft zwar der Eigentiimer,
allerdings hat der Urheber durch die Entlassung des korperlichen Gegenstandes
dieses Risiko origindr geschaffen und muss somit in Anbetracht der jeweiligen
Interessen zumindest in Erwégung zichen, dass der Eigentiimer sich zu einer Ver-
nichtung entschlieen konnte. Die Annahme von Nebenpflichten wird daher der
Ausgangssituation nicht gerecht und belastet den Eigentiimer mit mdglichen Se-
kundéranspriichen, insbesondere, wenn er sich nicht im Klaren iiber seine ver-
meintliche Verpflichtung ist. Auch der Urheber kdnnte Schadensersatzanspriichen
ausgesetzt sein, wenn er beispielsweise seinen ideellen Interessen durch faktische
Handlungen nicht hinreichend Ausdruck verleiht. Das ist mit dem Ziel eines ange-
messenen und schonenden Interessenausgleichs nicht vereinbar. Weder Eigentiimer
noch Urheber treffen daher ,,echte” Pflichten im Vorfeld einer Vernichtung eines
Werkoriginals.

%9 BeckOK BGB/Sutschet, § 241 Rn. 14.
90 BeckOK BGB/Sutschet, § 241 Rn. 15.

' BGH Urt. v. 20.06.1989 — KZR 13/88 = NJW-RR 1989, 1393, 1395; BeckOK BGB/
Sutschet, § 241 Rn. 46.

72 BGH Urt. v. 20.06.1989 — KZR 13/88 = NJW-RR 1989, 1393, 1395.
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Fraglich ist allerdings, ob im Rahmen der rechtlichen Beziehungen aufgrund des
Vernichtungsverbotes Obliegenheiten zwischen Urheber und Eigentiimer bestehen.
Da Obliegenheiten keine Verpflichtungen, sondern lediglich Lasten darstellen,””
konnten diese einen angemessenen Interessenausgleich bewirken.

2. Obliegenheiten des Eigentiimers

Es konnten sich jedoch Obliegenheiten fiir den Eigentiimer ergeben. Diese
konnten, ihr Bestehen vorausgesetzt, im Rahmen der Interessenabwégung von § 14
UrhG zu Gunsten des Urhebers herangezogen werden, um die Abwégungskriterien
zu konkretisieren und Tendenzen im Rahmen der Abwigung zu entwickeln.

a) Erhaltung des Werkoriginals

Es wurde bereits herausgearbeitet, dass die Annahme einer Erhaltungspflicht des
Eigentiimers die grundlegende Systematik des Urheberrechts insbesondere des Ur-
heberpersonlichkeitsrechts als reines Abwehrrecht verkennen wiirde und damit ab-
zulehnen ist.”™ Eine positive Erhaltungspflicht fiir den Eigentiimer wire ein Eingriff
in den Schutzbereich, der aufgrund der fehlenden Sozialkomponente des Urheber-
rechts nicht zu rechtfertigen ist. Damit wiren Erhaltungspflichten des Eigentiimers
zu weitreichend und nicht mit grundrechtlichen Erwagungen vereinbar. Aus dem
Vernichtungsverbot folgen daher nur Unterlassungspflichten.’”

Dieselben Erwagungen kommen auch bei einer Obliegenheit zur Erhaltung zum
Tragen. Eine solchen Obliegenheit wiirde dazu fithren, dass dem Eigentiimer
Nachteile entstehen, sofern er das Werkoriginal nicht erhélt. Erhalten bedeutet, dass
der Eigentliimer dafiir Sorge zu tragen hétte, dass das Werkoriginal nicht mit der Zeit
verfillt und es vor gefahrdenden Umwelteinwirkungen geschiitzt ist. Er wire somit
im Umgang mit dem Werkoriginal auch durch eine Obliegenheit eingeschrinkt.
Allerdings ist gerade der freie Umgang mit dem Werkoriginal — sofern nicht gegen
das Vernichtungsverbot verstoen wird — Kern von Art. 14 Abs. 1 S.2 GG i.V.m.
§ 903 S. 1 BGB. Dies hat zur Folge, dass der Eigentiimer im Grundsatz mit dem
Werkoriginal nach Belieben verfahren kann und ihm keine Nachteile durch die
Nichterhaltung des Werkoriginals entstehen.

Der Urheber hat durch die Entlassung des Werkoriginals aus seinem Einwir-
kungskreis die Einwirkung fiir Dritte er6ffnet. Es kann daher weder erwartet wer-
den, noch ist es fiir die Realisierung des Vernichtungsverbotes erforderlich, dass der
Eigentlimer das Werkoriginal stets besonnen und gewissenhaft behandelt. Die per-

93 BGH Urt. v. 13.06.1957 — 11 ZR 35/57 = NJW 1957, 1233, 1234; BeckOK BGB/
Sutschet, § 241 Rn. 25; Schmidt, Die Obliegenheiten, S. 104.

9 Siehe dazu unter Kapitel 2 B.1.4.b), S. 96 ff.; Schack, Kunst und Recht, Rn. 483.
975 Siehe dazu unter Kapitel 2 B.1.4.b), S. 96 ff.
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sonlichen und geistigen Interessen des Urhebers konnen nur insoweit gefdhrdet
werden, als er der Einwirkung nicht zugestimmt hitte.’® Gerade dies ist durch die
WeiterverauBerung aber erfolgt.””” Im Umkehrschluss folgt daraus, dass gerade
keine nach § 903 S. 1 BGB erforderlichen Rechte Dritter oder das Gesetz dem
Nichterhalten des Werkoriginals entgegenstehen. Die Regelung ist in ihrem Wort-
laut eindeutig und darf nicht durch eine Obliegenheit ausgehohlt werden.

Hinzukommt, dass nicht ersichtlich ist, wie sich ein Verstol gegen eine Oblie-
genheit zur Erhaltung fiir den Eigentiimer im Rahmen der Interessenabwégung ne-
gativ auswirken kann. Ohne eine negative Konsequenz ist die Obliegenheit sinnfrei.
Die Vernichtung des Werkoriginals ist die Konsequenz des VerstoBes gegen die
Obliegenheit zur Erhaltung. Wird ein Prozess wegen der Vernichtung des Werk-
originals gefiihrt, konnen keine eigenstindigen negativen Konsequenzen aus der
Nichterhaltung des Werkoriginals gezogen werden, da diese im Hauptanspruch
selbst aufgehen. Eine Obliegenheit zur Erhaltung des Werkoriginals wére somit
neben einer unzumutbaren Einschrinkung der Eigentiimerbefugnisse auch nicht
zielfiihrend und ist damit abzulehnen.

b) Verhalten im Vorfeld der Vernichtung
aa) Mitteilung an den Urheber iiber bevorstehende Vernichtung?

Bei einer Obliegenheit zur Mitteilung {iber die bevorstehende Vernichtung stellt
sich die grundsétzliche Frage, ob es dem Urheber aufzubiirden ist, sein Interesse an
dem Erhalt des Werkstiicks kundzutun. Es konnte ebenso Aufgabe des Eigentiimers
sein, vor einer Vernichtung den Urheber zu kontaktieren. Letzteres diirfte aus
praktischen wie auch systematischen Griinden der Fall sein.””®

Eine Obliegenheit des Urhebers sein Interesse kundzutun, konnte in der Praxis
dazu fiihren, dass viele Urheber ihr Interesse bereits bei VerduBerung des Werk-
originals vertraglich fixieren, um rein vorsorglich einer Vernichtung entgegenzu-
wirken. Das fixierte Interesse konnte allerdings im Verlauf der Schutzfrist des Ur-
heberrechts langst nicht mehr vorhanden sein, sodass es zu einem priventiven,

976y, Waasen, Spannungsverhiltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 48; Schri-
cker/Loewenheim/Peukert, § 14 Rn. 24; dhnlich Schilcher, Der Schutz des Urhebers, S. 97,
BGH Urt. v. 13.10.1988 — I ZR 15/87 = GRUR 1989, 106, 107 — Oberammergauer Passi-
onsspiele I, BGH Urt. v. 18.12.2008 — I ZR 23/06 = GRUR Int. 2009, 616, Rn. 14, 27f. —
Klingelténe fiir Mobiltelefone; Schack, Urheber- und Urhebervertragsrecht, Rn. 402; Hege-
mann, in: FS Hertin, S. 87, 95; Jdnecke, Das urheberrechtliche Zerstorungsverbot, S. 145,
196 ff.

977 Siehe dazu unter Kapitel 2 B.I1.2.b)aa), S. 118 ff.

78 Ebenso v. Waasen, Spannungsverhiltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 170;
Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstdrungsverbot, S. 159 f.; Schack, GRUR 1983, 56, 57;
Schofer, Die Rechtsverhiltnisse, S. 165; Movsessian, UFITA 1983, Bd. 95, 77, 88f.; a. A.
Paschke, GRUR 1984, 858, 868.
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blinden und absoluten Schutz kiime.”” Da bei einer Vernichtung des Werkoriginals
Eigentiimer- und Urheberinteressen in einen moglichst schonenden Ausgleich zu
bringen sind,’™ ist kein Interesse iiber das notwendige Maf hinaus zu beeintriich-
tigen. Daher ist ein praventiver Schutz ohne Notwendigkeit nicht geboten. Zudem
wire der Urheber stets der Gefahr ausgesetzt, dass das Werkoriginal bereits zerstort
wurde und er nicht rechtzeitig sein Interesse kundtun oder aber den Eigentiimer
nicht auffinden konnte.”®' Eine Obliegenheit des Urhebers sein Interesse kundzutun
konnte daher einerseits den Eigentiimer mehr als notwendig im Umgang mit dem
Werkoriginal beeintrachtigen und zugleich wére nicht sichergestellt, dass die In-
teressen des Urhebers gewahrt sind. Demnach ist es zielfithrend und zum Schutz des
Urhebers erforderlich den Eigentiimer zu belasten. Dieser kann vorhersehen, wann
das Werkoriginal vernichtet wird, da es seinem Wirkungskreis unterliegt. Eine
tibermdfige Beeintrichtigung der Eigentiimerbefugnisse wird so vermieden, das
Erhaltungsinteresse des Urhebers jedoch geschiitzt.

Es bestehen jedoch keine Leistungspflichten.”®? Auch eine Nebenpflicht kommt

nicht in Betracht, da das Risiko der Vernichtung durch die VerduBerung des Urhebers
selbst von diesem verursacht wurde.”® Zudem wiire ein selbststindiger Sekundéran-
spruch wegen Versto3 gegen eine Riicksichtnahmepflicht von dem Hauptanspruch
auf Schadensersatz wegen der Vernichtung des Werkoriginals vollsténdig umfasst.
Der Urheber konnte erst nach Kenntnis von der Vernichtung Schadensersatz wegen
der Verletzung einer Riicksichtnahmepflicht verlangen. Dann kann er aber bereits
Schadensersatz wegen Verstol gegen die Hauptleistungspflicht — Unterlassen der
Vermichtung — verlangen, sodass ein auf der Nebenpflicht basierender Anspruch ins
Leere gehen wiirde. Im Ergebnis kommt daher nur eine Obliegenheit zu Lasten des
Eigentiimers in Betracht, die im Rahmen der Interessabwdgung des § 14 UrhG zu
beachten ist. Entschlieft sich der Eigentiimer zur Vernichtung des Werkoriginals, hat
der die Obliegenheit dem Urheber diesen Entschluss mitzuteilen.”®*

Dies iiberzeugt auch vor dem Hintergrund, dass das Vernichtungsverbot den
Ausgangspunkt bildet. Im Grundsatz ist es dem Eigentiimer nicht erlaubt, das
Werkoriginal zu vernichten, da davon auszugehen ist, dass dadurch die berechtigten
ideellen Interessen des Urhebers nach § 14 UrhG beeintrachtigt werden. Mochte der
Eigentiimer zu seinem Vorteil und zum Nachteil des Urhebers davon abweichen,
hat er — zur Abwendung von Nachteilen in der Interessenabwégung — die Beein-

" Vgl. v. Waasen, Spannungsverhiltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 170.

%0 Siehe dazu unter Kapitel 1 B.IL3., S. 48.

%1y Waasen, Spannungsverhiltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 170.

%2 Siehe dazu unter Kapitel 3 B.I.1., S. 176 ff.

%3 Siehe dazu unter Kapitel 3 B.I.1., S. 176 ff.

%4 Ebenso v. Waasen, Spannungsverhltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 170;
Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstorungsverbot, S. 159 f.; Schack, GRUR 1983, 56, 57; vgl.
Dietz, Der Werkintegritdtsschutz im deutschen und US-amerikanischen Recht, S. 77; Schdfer,
Die Rechtsverhiltnisse, S. 165; Movsessian, UFITA 1983, Bd. 95, 77, 88f.; a. A. Paschke,
GRUR 1984, 858, 868.
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trachtigung der ideellen Interessen so gering wie mdglich zu gestalten. Indem er
seinen Vernichtungsentschluss mitteilt, ermdglicht er dem Urheber ein Einschreiten
vor der endgiiltigen Vereitelung der kommunikativen Wirkung des Werkes durch
die Vernichtung.”® Der Urheber hat dann die Méglichkeit das Zugangsrechts nach
§ 25 UrhG auszuiiben und Vervielféltigungsstiicke zu erstellen, wodurch ihm eine
Interessenwahrung offengehalten wird.”

VerstoBt der Eigentiimer gegen die Obliegenheit, findet dies innerhalb der In-
teressenabwégung bei den Motiven fiir eine Vernichtung Beriicksichtigung, sodass
die ,,Motivlage*“ geschwicht wird. Dies gilt umso mehr, wenn der Urheber dem
Eigentiimer offensichtlich bekannt ist, sodass der Gedanke nahe liegt, dass letzterer
absichtlich nicht {iber die Vernichtung informierte.”®’

Der Eigentiimer geniigt der Obliegenheit, wenn er den Urheber telefonisch,
schriftlich oder personlich erreicht hat und ihm mitgeteilt hat, dass er das Werk-
original vernichten mochte. Erreicht der Eigentiimer den Urheber nicht, ist der
Obliegenheit geniige getan, wenn der Eigentiimer nachweisen kann, dass er ver-
sucht hat, den Urheber telefonisch, schriftlich oder personlich zu erreichen. Hier
sind im Hinblick auf die Nachweisbarkeit schriftliche Kontaktversuche per Post
oder auf elektronischem Wege ratsam. Kontaktversuche und der Kontakt selbst
setzten allerdings voraus, dass der Eigentiimer im Stande ist den Urheber zu kon-
taktieren. Dies setzt wiederum voraus, dass der Eigentiimer weil3, wer Urheber des
Werkes ist und wie er ihn kontaktieren kann. Die Bestimmung des Umfangs der
Obliegenheit ist daher dann problematisch, wenn der Eigentiimer keine Kontakt-
daten des Urhebers hat oder dieser unbekannt ist.

Es ist daher zwischen drei Varianten zu differenzieren. Im ersten Fall kennt der
Eigentiimer den Urheber und seine Kontaktdaten (Anschrift, E-Mail-Adresse oder
Telefonnummer). Dann hat er den Urheber {iber seinen Entschluss zu unterrichten.
Auf eine Riickmeldung des Urhebers kommt es nicht an. Es geniigt der Nachweis
iiber den Versuch der Kontaktaufnahme. Kennt der Eigentiimer die Kontaktdaten
oder den Urheber selbst jedoch nicht, ist fraglich, ob dies zu seinen Lasten geht.
Hierbei ist zu beachten, dass die Obliegenheit nicht zu faktischen Nachfor-
schungspflichten ausgedehnt werden darf, da diese dem Eigentiimer nicht zumutbar
sind.”®® Daraus folgt, dass der Eigentiimer durch die Obliegenheit nicht dazu ver-
pflichtet werden kann, Nachforschungen iiber die Person des Urhebers und ihre
Kontaktdaten anzustellen. Die zweite Fallgruppe umfasst daher die Konstellation,
dass der Urheber dem Eigentiimer unbekannt ist. Um der Obliegenheit dann nach-
zukommen, geniigt es, wenn der Eigentiimer vortrégt, dass ihm der Urheber nicht

%5y, Waasen, Spannungsverhiltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 171.

%6y, Waasen, Spannungsverhiltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 171; Schack,
GRUR 1983, 56, 57; Schack, Kunst und Recht, Rn. 194.

%7 Vgl. KG Berlin Urt. v. 16.12.2019-24 U 173/15 = GRUR-RR 2020, 97, Rn. 31 ff.
(Nachinstanz zu BGH Urt. v. 21.02.2019 —I ZR 15/18 = GRUR 2019, 619 — Minigolfanlage).

%8 Siche dazu unter Kapitel 3 B.L1., S. 176 ff.
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bekannt ist und er keine Moglichkeit zur Kontaktaufnahme hatte. Die dritte Vari-
ante umfasst den Fall, dass dem Eigentiimer die Person des Urhebers bekannt ist,
ihm allerdings keine Kontaktdaten vorliegen. Auch hier geniigt es im Grundsatz,
dass der Eigentiimer, wie bei der zweiten Fallgruppe, vortrdgt, dass er keinerlei
Moglichkeit zur Kontaktaufnahme hatte. Bei den beiden letzten Fallgruppen ist
jedoch zu beachten, dass sich der Eigentiimer nicht bewusst Erkenntnissen iiber die
Person des Urhebers und dessen Kontaktdaten verschlieBen darf. Ein bewusstes
VerschlieBen ist dann anzunehmen, wenn die Person des Urhebers oder seine
Kontaktdaten 6ffentlich bekannt sind. Hintergrund ist, dass die Obliegenheit den
Urheber vor der Vernichtung schiitzen soll. Konnte der Eigentiimer durch eine
Online-Suche des Titels des Werkoriginals den Urheber und dessen Kontaktdaten
ohne Aufwand finden, verschloss sich aber dieser Moglichkeit, so ist ihm dies
anzulasten. Es konnte sich dann der Eindruck einer mutwilligen Vernichtung und
einer Vereitelung der Interessen des Urhebers aufdringen. Trigt der Eigentiimer
indes vor, dass er gepriift hat, ob der Urheber und seine Kontaktdaten offentlich
einsehbar sind und kommt zu dem Ergebnis, dass der Urheber nicht auffindbar war,
muss er keine aktiven Nachforschungen anstellen und geniigt damit der Obliegen-
heit.”®

Um diesen Vorgang zu vereinfachen und rechtssicher zu gestalten, konnte ent-
sprechend Schofers Vorschlag ein Urheberregister bei Verwertungsgesellschaften
wie etwa der VG Bild-Kunst Abhilfe schaffen.”®® Dort wire eine Eintragung des
Urhebers mit seiner jeweils aktuellen Adresse moglich, um sicherstellen, dass er
kontaktierbar ist.””' Problematisch ist, dass auch der ,Laieneigentiimer” diese
Kenntnisse haben miisste, und imstande sein miisste mit der Bezeichnung des Ur-
hebers und des Werkoriginals um Auskunft zu bitten. Dies zdge die Obliegenheit
des Urhebers nach sich, sich zunichst in das Register einzutragen und, dem Ei-
gentiimer seinen Namen, den Titel des Werkoriginals sowie das entsprechende
Register mitzuteilen. Das ist durch eine Anbringung der Daten an das Werkoriginal
moglich und so wiirde auch bei MehrfachverduBerung die Informationen weiter-
gegeben werden. Wire der Urheber in dem Register anhand der mitgeteilten Daten
nicht auffindbar oder hat er die entsprechenden Daten nicht mitgeteilt, wére dies ein
Indiz fiir ein weniger stark ausgeprigtes ideelles Interesse. **?

Diese Idee wurde bereits 1984 von Schofer zum Ausdruck gebracht und danach
mehrfach diskutiert. Trotzdem existiert bis heute kein derartiges Register. Dies und
die tbersichtliche Anzahl an oberinstanzlichen Urteilen sprechen gegen ein Be-
diirfnis zur Errichtung eines Registers. Die Nachforschungen wiirden zwar verein-
facht werden, allerdings kommt der Konflikt zwischen Urheber und Eigentiimer-

% Vgl. v. Waasen, Spannungsverhiltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 174 ff.

9% Schifer, Die Rechtsverhiltnisse, S. 165; v. Waasen, Spannungsverhiltnis zwischen Ur-
heberrecht und Eigentum, S. 175; Jéinecke, Das urheberrechtliche Zerstérungsverbot, S. 163 f.

9! Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstérungsverbot, S. 164.
92 Vgl. Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstdrungsverbot, S. 164.
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interessen am stérksten bei Bauwerken oder fest mit Bauwerken oder Grundstiicken
verbunden Werkoriginalen zum Tragen.””® Der Fallgruppe ist jedoch immanent,
dass sie Gegenstidnde betrifft, bei denen der Eigentiimerwechsel seltener ist und
damit der Urheber regelméBig nicht unbekannt sein diirfte, da das Werkoriginal
vom Eigentiimer beauftragt wurde. Insgesamt ist das Register somit ein sinnvoller
Ansatz, um die Erfiillung der Informationspflicht durch den Eigentiimer zu verein-
heitlichen und zu strukturieren. Es fehlt indes an dem praktischen Bediirfnis. Hin-
zukommt, dass ein Registereintrag fiir den Urheber negativ sein konnte, da der
Erwerb des Werkoriginals fiir einen kiinftigen Eigentiimer unattraktiver wird.
Letzterer konnte von einer Kaufentscheidung Abstand nehmen, da er einen Konflikt
bei Anderungen des Werkoriginals befiirchtet, wenn der Urheber sein Interesse
bereits durch einen Registereintrag bekundet hat. Dies l4ge auch nicht im Interesse
der Urheber.

Konnte der Eigentiimer den Urheber ausfindig machen, trifft ihn die Obliegen-
heit den Urheber iiber die geplante Vernichtung des Werkoriginals zu informieren.
Insbesondere kann er ihm eine Frist zur Riickmeldung setzen. Reagiert er innerhalb
dieser Zeit nicht, so ist davon auszugehen, dass er kein Interesse am Erhalt seines
Werkoriginals hat.

bb) Angebot der Riicknahme des Werkoriginals an den Urheber?

Neben der Informationsobliegenheit ergibt sich die Obliegenheit eines Angebots
an den Urheber, das Werkoriginal — sofern es beweglich oder von einem unbe-
weglichen Gegenstand trennbar ist — zuriickzunehmen gegen Entrichtung des Ma-
terialpreises.”” Diese Obliegenheit kommt nur zum Tragen, wenn der Urheber
ausfindig gemacht werden konnte.

Dem Urheber ist ein Angebot zur Riicknahme zu unterbreiten, welches dieser
ablehnt oder annimmt. Geschieht dies nicht, kann sich dies erneut bei den Motiven
des Eigentlimers fiir die Vernichtung negativ auswirken. Auch hier kann sich der
Gedanke aufdringen, der Eigentiimer wolle das Werkoriginal nur um des ,,Ver-
nichtens Willen und damit mutwillig vernichten. Die Ablehnung des Angebots
durch den Urheber hitte wiederum zur Folge, dass auf ein geringes ideelles Inter-
esse des Urhebers an der Erhaltung des Werkes geschlossen werden kann.’”®

Nimmt er das Angebot an, so ist der Materialwert an den Eigentiimer zu erstat-
ten.””® Es konnte zwar angenommen werden, dass der Eigentiimer ohnehin kein

9% Vgl. BGH Urt. v. 21.02.2019 — 1 ZR 98/17 = GRUR 2019, 609, Rn. 38 ff. — HHole (for
Mannheim); BGH Urt. v. 21.02.2019 —1ZR 99/17 = ZUM 2019, 521, Rn. 39 ff. — PHaradise.

9 Ebenso v. Waasen, Spannungsverhiltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum,
S. 173 ff.; Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstorungsverbot, S. 160 f.

9% Jiinecke, Das urheberrechtliche Zerstdrungsverbot, S. 161.

9%y, Waasen, Spannungsverhiltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 173 f.; Jine-
cke, Das urheberrechtliche Zerstdrungsverbot, S. 161 f.
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Interesse am Erhalt des Werkoriginals hat, wenn er es vernichten mochte und es
daher fiir diesen wertlos ist und der Urheber auch den Materialwert nicht zu er-
statten hat.*”’ Dieser Ansatz verkennt, dass das Werkoriginal dennoch einen hohen
Materialwert haben kann und der Eigentiimer es somit ,,entschiddigungslos® zu-
riickgeben miisste.””® Dies widerspricht einem angemessenen Interessenausgleich
und wiirde den Urheber bevorteilen, da er im Regelfall bereits eine Vergiitung fiir
die VerduBerung des Werkoriginals erhalten hat. Andererseits ist auch eine Riick-
verduBerung zum Marktwert nicht interessengerecht, da sich dieser zum einen ge-
dndert und deutlich gestiegen und somit fiir den Urheber unerschwinglich sein
konnte. Zum anderen kommt durch die Vernichtungsabsicht des Eigentiimers zum
Ausdruck, dass dieser dem Werkoriginal keinen iiber den Materialwert hinausge-
henden Wert zumisst, sonst wiirde er eine WeiterverduBBerung erwigen. Auch der
Eigentiimer soll sich nicht an der Riickgabe bereichern, sodass die Riickgabe zum
Materialwert — wie bereits mehrfach in der Literatur ausgefiihrt — einen interessen-
gerechten Ausgleich darstellt.””

Kommt der Eigentiimer der Informationsobliegenheit und der Obliegenheit des
Angebots der Riicknahme nach, indem er den Urheber informiert und ihn um
Riickmeldung und Riicknahme binnen einer Frist bittet, so ist fraglich, wie der
Eigentiimer sich bei einer fehlenden Riickmeldung zu verhalten hat. Er miisste sich
darauf verlassen, dass die von ihm gesetzte Frist angemessen war und koénnte so-
dann das Werkoriginal vernichten. An dieser Stelle wire es jedoch hilfreich, wenn
es eine einheitliche Handhabung gébe, wie etwa in 17 U.S.C. § 113 (d) Copyright
Act. Dort ist die Pflicht des Eigentiimers normiert, den Urheber vor der Entfernung
und damit Vernichtung eines Werkstiicks zu informieren. Das Gesetz sicht dabei
eine Frist von 90 Tagen fiir den Urheber vor, in der er das Werkstiick selbst ent-
fernen oder die Kosten der Entfernung iibernechmen kann. Versdumt der Urheber
trotzdem er informiert wurde diese Frist, ist der Eigentlimer dazu befugt, das Werk
zu vernichten. Dasselbe gilt, wenn der Urheber trotz hinreichender Bemiihungen
des Eigentiimers nicht informiert werden konnte.'*” Dies kénnte auch in das deut-
sche Recht iibertragen werden. Eine solche Regelung wiirde die widerstreitenden
Interessen in ein angemessenes Verhiltnis setzt. Urheber und Eigentiimer miissten
gleichermaflen Einschrinkungen hinnehmen, wiirden aber auch Rechtssicherheit
erlangen. Der Urheber hitte die Mdglichkeiten sein Werkoriginal zu erhalten und
der Eigentiimer weniger Bedenken bei einer Vernichtung nach Fristablauf.

%7 Vgl. Schack, GRUR 1983, 56, 58; v. Waasen, Spannungsverhiltnis zwischen Urheber-
recht und Eigentum, S. 173 f.; Jdnecke, Das urheberrechtliche Zerstérungsverbot, S. 161 f.

9%y, Waasen, Spannungsverhiltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 173 f.; Jine-
cke, Das urheberrechtliche Zerstérungsverbot, S. 161f.; Schdfer, Die Rechtsverhiltnisse,
S. 165.

99 Vgl. v. Waasen, Spannungsverhiltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 173 f;;
Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstorungsverbot, S. 161 f.; Schofer, Die Rechtsverhéltnisse,
S. 165.

19 Siehe dazu unter Kapitel 3 A.L, S. 164 ff.
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Hat der Eigentiimer den Urheber informiert und ihm die Riicknahme des
Werkoriginals gegen den Materialpreis angeboten, so beginnt eine Frist von
90 Tagen. Meldet sich der Urheber bis dahin nicht zuriick oder ist es nicht zu einer
Riicknahme des Werkoriginals gekommen, so ist der Eigentlimer zur Vernichtung
befugt.

Eine gesetzliche Normierung einer solchen Frist ist besonders fiir bewegliche
und trennbar mit unbeweglichen Gegenstinden verbundenen Werkoriginalen wiin-
schenswert.

Auch fiir unbewegliche und untrennbare Werkoriginale konnte diese Frist zur
Ausiibung des Zugangsrechts durch den Urheber herangezogen werden, damit sich
die Belastung des Eigentiimers in einem absehbaren zeitlichen Rahmen bewegt.

c) Aufbewahrung des Werkoriginals

Auch konnte eine Obliegenheit zur Aufbewahrung des Werkoriginals bestehen.
Die Aufbewahrung des Werkoriginals meint das Unterlassen der Vernichtung und
ist von der Erhaltung abzugrenzen. Letztere ist weitergehend und umfasst die Ab-
wendung von negativen Einfliissen auf das Werkoriginal.'®' Hintergrund der Ob-
liegenheit ist, dass dem Urheber die Moglichkeit zur Antwort und zur Abwendung
der Vernichtung gegeben werden muss, um seine Interessen angemessen zu be-
riicksichtigen. Andernfalls konnte der Eigentiimer den Urheber iiber die bevorste-
hende Vernichtung unterrichten und die Riicknahme anbieten und trotzdem unmit-
telbar danach das Werkoriginal zu vernichten.

Es ist deswegen zwischen zwei Fallgruppen zu unterscheiden: Einerseits der
Fall, dass der Urheber nicht kontaktiert werden kann und andererseits, dass der
Urheber kontaktiert wurde. Im ersten Fall besteht keine Obliegenheit zur Aufbe-
wahrung. Besteht fiir den Eigentiimer keine Moglichkeit den Urheber ausfindig zu
machen und hat er keinerlei Kontaktdaten wiirde eine unbegrenzte Verwahrungs-
obliegenheit dazu fiihren, dass der Eigentiimer das Werkoriginal bis zum Ablauf der
urheberrechtlichen Schutzfrist 70 Jahre nach dem Tod des Urhebers verwahren
miisste, um nachteilige Auswirkungen abzuwenden.'°” Dies wiirde den Eigentiimer
in seinen Rechten aus Art. 14 Abs. 1 S.2 GG i.V.m. § 903 S. 1 BGB stark ein-
schrinken, denn er miisste das Werkoriginal gegen seinen Willen aufbewahren und
das nur, weil er den Urheber nicht iiber seinen Entschluss informieren konnte. Die
Interessen des Urhebers sind in dieser Konstellation jedoch bereits iiber das Ver-
nichtungsverbot selbst hinreichend geschiitzt, sodass es einer zusdtzlichen Oblie-
genheit neben dem ohnehin bestehenden Vernichtungsverbot nicht bedarf. Diese
Einschitzung wird auch durch den Charakter des Urheberpersonlichkeitsrechts als

19" Siehe zur Erhaltungspflicht unter Kapitel 3 B.I.2.a), S. 180.

192v/gl, Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstorungsverbot, S. 161; v. Waasen, Span-
nungsverhéltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 172; Nahme, GRUR 1966, 474,
478; a.A. Télke, Das Urheberpersonlichkeitsrecht, S. 92 f.
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Abwehrrecht untermauert, sodass keine positive Handlung in Form der Aufbe-
wahrung verlangt werden kann.'**

Konnte der Urheber jedoch kontaktiert werden, besteht eine Obliegenheit zur
Aufbewahrung des Werkoriginals. Nachdem der Eigentiimer den Entschluss zur
Vernichtung des Werkoriginals gefasst hat, hat er es so lange aufzubewahren, bis er
seiner Informationsobliegenheit nachgekommen ist und eine angemessene Frist
abgewartet hat. Vernichtet der Eigentiimer das Werkoriginal entgegen der Oblie-
genheit, konnte sein Handeln in der Interessenabwigung als rechtsmissbrauchlich
gewertet werden. Erst nach Ablauf dieser Frist oder nach 90 Tagen ohne Riick-
meldung kann der Eigentiimer das Werkoriginal ohne Nachteile vernichten. Ohne
eine entsprechende Obliegenheit, wiirden die Informations- und Riickgabeoblie-
genheit ins Leere gehen, da der Eigentiimer den Urheber zwar informieren, das
Werkoriginal aber nicht aufbewahren miisste. Dies ist in Anbetracht eines Interes-
sensausgleichs nicht hinnehmbar. Da es sich um einen begrenzten und absehbaren
Zeitraum handelt, ist die Aufbewahrung dem Eigentiimer — der das Werkoriginal
auch vor dem Vernichtungsentschluss aufbewahrt hat — zumutbar. Eine Obliegen-
heit zur Aufbewahrung fiir einen begrenzten Zeitraum bis zu maximal 90 Tagen
besteht daher.

d) Weiterverduflerung oder Dereliktion des Werkoriginals

Eine Obliegenheit zur WeiterverduBBerung oder zur Dereliktion des Werkorigi-
nals besteht nicht.'®™ Die Annahme einer solchen Obliegenheit verkennt, dass damit
weder dem Eigentiimer- noch dem Urheberinteresse gedient ist. Als Folge der
WeiterverduBlerung oder Dereliktion wiisste der Urheber nicht, wo sich sein Werk-
original befindet. Er wird dadurch der Mdglichkeit beraubt, sich mit dem Fortbe-
stand seines Werkoriginals auseinanderzusetzen. Auch der Eigentiimer kann ein
Interesse daran haben, dass das Werkoriginal nicht in ,,dritte Hénde* gerét, bei-
spielsweise wenn es einen besonderen personlichen Bezug zum Eigentiimer auf-
weist.'””® Der Eigentiimer wiirde durch die Obliegenheit zur Vermeidung der Ver-
nichtung gedridngt werden, obwohl der Urheber méglicherweise kein Interesse an
der Erhaltung hétte. Damit wiirde dem Eigentiimer eine zusétzliche Obliegenheit
unabhingig des Einzelfalls aufgebiirdet werden, die den Vorgang vor der Vernich-
tung deutlich komplexer machen wiirde. Insbesondere bei einer Weiterverduflerung
hitte der Eigentiimer zudem einen erhdhten organisatorischen Aufwand. Insgesamt

193 Ebenso vgl. Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstorungsverbot, S. 161; v. Waasen,
Spannungsverhéltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 172; Nahme, GRUR 1966,
474, 478.

1% Ebenso v. Waasen, Spannungsverhiltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum,
S. 173 ff.; Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstorungsverbot, S. 161 f.; a. A. Nahme, GRUR
1966, 474, 478.

1905, Waasen, Spannungsverhiltnis zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 172 f.; Ji-

necke, Das urheberrechtliche Zerstérungsverbot, S. 161.
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ist daher unter dem Gesichtspunkt eines schonenden Ausgleichs der Positionen eine
solche Obliegenheit nicht zielfithrend und daher abzulehnen.'**

e) Planungsalternativen bei unbeweglichen Gegenstdnden

Fraglich ist auBerdem, ob der Eigentiimer bei mit unbeweglichen Gegenstinden
fest verbundenen oder unbeweglichen Werkoriginalen Planungsalternativen zu be-
riicksichtigen hat. Die Rechtsprechung fiihrt an, dass keine Pflicht zur Priifung
weniger einschneidender Planungsvarianten bestehe,'®” jedoch grundsitzlich Al-
ternativen vom Eigentiimer zu beriicksichtigen seien, bis eine Entscheidung ge-
troffen wurde. Danach konne der Eigentiimer nicht auf ,,rechtsschonendere Alter-
nativen verwiesen werden, sodass die Option weiterer — fiir den Urheber weniger
einschneidender — Planungsmoglichkeiten im Rahmen der Interessabwégung keine
Beriicksichtigung finde.'*®

Dies ist im Ergebnis zutreffend. Ein Rechtsanspruch des Urhebers auf die Aus-
fiihrung milderer Varianten statt einer Vernichtung besteht nicht. § 97 UrhG erlaubt
es den Gerichten nicht, den Eigentiimer zur Vornahme einer konkreten Alternativ-
handlung zu verurteilen.'”” Der Eigentiimer hat nach Art. 14 Abs. 1 S.2 GG i.V.m.
§ 903 S. 1 BGB das Recht mit dem Werkoriginal nach Belieben verfahren zu kon-
nen. Es ist wére ihm daher nicht zumutbar, stets priifen zu miissen, ob eine Ver-
nichtung erforderlich ist und ob kein gleich geeignetes, weniger einschneidendes
Mittel zur Verfiigung steht.'’'’ Denn jede Option wird der Eigentiimer nicht abwi-
gen konnen.

Zusitzlich wiirde er im Zweifel anfiihren, dass die iibrigen Mittel jedenfalls fiir
seinen Zweck nicht gleich geeignet seien und die Entscheidung immer mehreren
Zwecken diene, sodass nicht ,,die eine Losung* moglich sei. Es ist fiir den Eigen-
tiimer zudem nur schwer moglich abzuschétzen, wie stark den Urheber welche
Handlung trifft. Auerdem haben Grundrechte in der Abwigung zwar Relevanz,
jedoch ist eine klassische Grundrechtspriifung nicht vorzunehmen. Im Rahmen der
Interessenabwigung des § 14 UrhG ist daher nicht zu priifen, ob der Eingriff einem
legitimen Zweck dient und er geeignet, erforderlich und letztlich angemessen ist.'”"!

1906 jéinecke, Das urheberrechtliche Zerstorungsverbot, S. 161.

107 OLG Stuttgart Urt. v. 06.10.2010—4 U 106/10 = GRUR-RR 2011, 56, 61 — Stutt-
gart 21.

1908 BGH Ut. v. 31.05.1974— 1 ZR 10/73 = GRUR 1974, 675, 676 — Schulerweiterung;
BGH Urt. v. 19.03. 2008 — I ZR 166/05 = GRUR 2008, 984, Rn. 39 — St. Gottfried; Weller/
u.a./v. Ungern-Sternberg, Des Kiinstlers Rechte, 47, 59; OLG Stuttgart Urt. v. 06.10.2010—4
U 106/10 = GRUR-RR 2011, 56, LS, 61 — Stuttgart 21; BGH Urt. v. 21.02.2019 -1 ZR 99/17
=ZUM 2019, 521, Rn. 47 — PHaradise.

199 Bielenberg, GRUR 1974, 675, 678; Banjari, Umgestaltungen am Werk der Baukunst
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1919 A A. Banjari, Umgestaltungen am Werk der Baukunst durch den Eigentiimer, S. 99 f.
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Vielmehr ist danach zu fragen, ob die Erhaltung des Werkoriginals dem Eigentii-
mer — gemessen an der Intensitdt fiir den Urheber — zumutbar ist. Hat sich der Ei-
gentlimer fiir eine Planungsvariante entschieden, ist zu priifen, wie stark diese den
Urheber in seinen Interessen beeintrachtigt. Hat der Eigentlimer sich fiir eine stark
beeintrachtigende Variante entschieden, muss es gute Griinde fiir die Unzumutbar-
keit der Erhaltung geben. Entscheidet sich der Eigentiimer mithin fiir eine sehr
einschneidende Variante, obwohl es andere Optionen gab, ist die negative Konse-
quenz bereits in der Interessenabwégung verankert. Es ergeben sich dann hohere
Anforderungen an die Unzumutbarkeit der Erhaltung, da die ideellen Interessen des
Urhebers stiarker beeintriachtigt sind. Die Rechtsprechung regt daher zur Beriick-
sichtigung von Planungsalternativen an,'®'? sodass sich der Eigentiimer mit mogli-
cherweise weniger einschneidenden Maflnahmen auseinandersetzt.

Negative Folgen und damit eine Obliegenheit ergeben sich jedoch, wenn die
Vernichtung rechtsmissbrauchlich vorgenommen wird. Dies kann dann angenom-
men werden, wenn der Eigentiimer das Werkoriginal vernichtet, ohne eine naher
konkretisierte Planung vorzuweisen.'’”®> Dem Interesse an einer Nutzungsénderung
der mit dem Werkoriginal fest verbundenen Umgebung ist bei immobilen Werk-
originalen ein schutzwiirdiges Interesse des Eigentiimers.'”"* Allerdings ist dem
OLG Celle zuzustimmen, dass, damit die Motive fiir die Vernichtung nicht mut-
willig erscheinen, eine niher konkretisierte Planung vorliegen muss.'""® Niher
konkretisiert meint dabei nicht, dass eine vollstindige und dauerhafte Alternativ-
planung darzulegen ist.'"'® Der Eigentiimer muss anhand einer groben, aber auf den
Einzelfall bezogene Planung darlegen, wieso eine Vernichtung vorgenommen
werden soll. Hierfiir geniigt eine Ideensammlung nicht.”®"” Es muss ich aus dem
Vortrag des Eigentiimers ergeben, welche Pliane er zumindest voriibergehend fiir die
kiinftige Gestaltung hat. Trigt der Eigentiimer diese Planung nicht vor, folgt aus der
Obliegenheit, dass anzunehmen ist, dass er das Werkoriginal ohne Motiv vernichten
mdchte. Eine solche Vernichtung allein um der Vernichtung Willen ist jedoch
mutwillig, weswegen sie sich in der Abwédgung fiir den Eigentiimer negativ aus-
wirkt.

1912 y/g], BGH Urt. v. 31.05.1974 — 1 ZR 10/73 = GRUR 1974, 675, 676 — Schulerweite-
rung; BGH Urt. v. 19.03.2008 — I ZR 166/05 = GRUR 2008, 984, Rn. 39 — St. Gottfried;
Weller/u. a./v. Ungern-Sternberg, Des Kiinstlers Rechte, 47, 59; OLG Stuttgart Urt. v. 06. 10.
2010—-4 U 106/10 = GRUR-RR 2011, 56, LS, 61 — Stuttgart 21; BGH Urt. v. 21.02.2019 — 1
ZR 99/17 = ZUM 2019, 521, Rn. 47 — PHaradise.

1913 yg]. OLG Celle Urt. v. 27.02.2024—13 U 57/23 = GRUR-RR 2024, 234, Rn. 40.

1914 yg]. OLG Celle Utt. v. 27.02.2024—13 U 57/23 = GRUR-RR 2024, 234, Rn. 39; siche
auch unter Kapitel 2 B.II1.2.c)bb)(2), S. 140 ff.

1015 y/g]. OLG Celle Urt. v. 27.02.2024—13 U 57/23 = GRUR-RR 2024, 234, Rn. 40.
1016 o], OLG Celle Urt. v. 27.02.2024—13 U 57/23 = GRUR-RR 2024, 234, Rn. 40.
17 OLG Celle Urt. v. 27.02.2024—13 U 57/23 = GRUR-RR 2024, 234, Rn. 41.
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3. Obliegenheiten des Urhebers

In der Literatur wird bislang kaum untersucht, ob auch dem Urheber aus dem
Vernichtungsverbot Obliegenheiten erwachsen konnen. Das Vernichtungsverbot ist
zwar fiir den Urheber im Grunde vorteilhaft, dennoch sind Obliegenheiten zu Las-
ten des Urhebers nicht von vornherein ausgeschlossen.

a) Ausiibung des Zugangsrechts

Nach § 25 Abs. 1 UrhG kann der Urheber vom Besitzer des Originals oder eines
Vervielfaltigungsstiickes seines Werkes verlangen, dass er ihm das Original oder
Vervielfaltigungsstiick zugénglich macht, soweit dies zur Herstellung von Ver-
vielfaltigungsstiicken oder Bearbeitung erforderlich ist und nicht berechtigte Inter-
essen des Besitzers entgegenstehen.

Aus einem Umkehrschluss konnte gefolgert werden, dass dem Urheber Nach-
teile daraus entstehen konnten, wenn er sein Zugangsrecht nicht ausiibt, da dies als
Indikator fiir eine schwach ausgeprigte geistige Bindung zu seinem Werk heran-
gezogen werden konnte.'*'® Es wiirde sich dann um eine Obliegenheit handeln, denn
der Eigentiimer kann den Urheber nicht zur Ausiibung des Zugangsrechts ver-
pflichten.

Allerdings wird das Zugangsrecht zu den abschlieend aufgefiihrten Zwecken
der Herstellung von Vervielfiltigungsstiicken sowie der Bearbeitung gewihrt.'”"
Eine Nichtausiibung bedeutet also nur, dass der Urheber keine Vervielfaltigungs-
stiicke anfertigen oder eine Bearbeitung vornehmen mdochte. Die Griinde dafiir
konnen vielseitig sein. Beispielsweise besteht keine Notwendigkeit Vervielfalti-
gungen zu erstellen, wenn bereits eine hinreichende Anzahl durch den Urheber vor
der VerduBerung erstellt wurden. Auch eine Bearbeitung wird nicht immer gewollt
und notwendig sein. Daher ist die Ausiibung oder Nichtausiibung kein Indiz fiir die
Ausprigung der ideellen Beziehung des Urhebers zu seinem Werk. Thm entsteht
daher weder aus der Nichtausiibung ein Nachteil noch aus der Ausiibung ein Vorteil
fiir die Interessenabwégung. Es besteht weder eine Pflicht noch die Obliegenheit zur
Ausiibung des Zugangsrechts.

Auch unter praktischen Erwdgungen hitte die Annahme einer Obliegenheit zur
Folge, dass der Urheber priventiv in Erwdgung ziehen konnte, das Zugangsrecht
iiber das fiir den Eigentiimer zumutbare MaB hinaus zu strapazieren, um sicherzu-
stellen, dass ein stark ausgeprégtes ideelles Interesse zu seinem Werk angenommen
wird. Dies ist im Sinne eines angemessenen Interessenausgleichs und unter Be-
riicksichtigung des Wortlautes von § 25 UrhG — ,,und nicht die berechtigten Inter-
essen des Besitzers entgegenstehen® — nicht gewollt. Die Ausiibung des Zugangs-
recht ist somit weder Pflicht noch Obliegenheit des Urhebers.

198 Siehe dazu unter Kapitel 2 B.I11.2.c)aa)(2), S. 132.
1999 Eichelberger/Wirth/Seifert/Seifert/Wirth, § 25 Rn. 2.
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Eine andere Einordnung ergibt sich nur, wenn der Eigentiimer den Urheber be-
reits liber seine Vernichtungsabsicht in Kenntnis gesetzt hat und ihm die Ausiibung
des Zugangsrechts gewihrt, damit er Vervielfaltigungen des ansonsten vernichteten
Werkoriginals anfertigen kann. Lehnt der Urheber die Ausiibung des Zugangsrechts
ab, ist dies innerhalb der Interessenabwdgung als Indiz fiir ein fehlendes Erhal-
tungsinteresse und damit eine schwach ausgeprigte Urheber-Werk-Beziehung zu
werten. Zur Begriindung kann der Gedanke venire contra factum proprium heran-
gezogen werden. Danach ist widerspriichliches Verhalten rechtsmissbrauchlich,
wenn fiir den anderen Teil ein Vertrauenstatbestand geschaffen worden ist oder
wenn andere besondere Umstidnde die Rechtsausiibung als treuwidrig erscheinen
lassen.'™ Durch die Nichtausiibung des Zugangsrechts darf der Eigentiimer darauf
vertrauen, dass dem Urheber die Erhaltung der Wirkung des Werkes nicht sehr
wichtig ist. Verlangt der Urheber dann aber in Rahmen eines Prozesses Schadens-
ersatz wegen der Vernichtung, verhélt er sich widerspriichlich zu seinem vorherigen
Verhalten. Er hat durch die Nichtausiibung des Zugangsrechts die Beeintrachtigung
seiner ideellen Interessen iiber das durch die Vernichtung verursachte Maf} hinaus
vertieft. Dieses Verhalten ist rechtsmissbriduchlich und muss negative prozessuale
Konsequenzen nach sich ziehen. Wurde der Urheber somit vom Eigentiimer kon-
taktiert, wird die Ausiibung seines Zugangsrechts daher zu Obliegenheit.

b) Offentliche Sichtbarkeit des Urhebers

Der Urheber muss dem Eigentiimer nicht jede Anderung seiner Kontaktdaten
mitteilen oder sich regelmiBig nach dem Werkoriginal erkundigen.'®' Indes kénnte
von ihm verlangt werden, dass er auffindbar und kontaktierbar ist, damit der Ei-
gentiimer seinen Obliegenheiten nachkommen kann. Der Eigentiimer hétte hierauf
keinen Anspruch, allerdings kdnnen dem Urheber durch seine fehlende 6ffentliche
Sichtbarkeit Nachteile entstehen. Es kdnnte angenommen werden, dass — wenn der
Urheber nicht 6ffentlich sichtbar ist — nicht kontaktiert oder erkannt werden mochte
und daher darauf zu schlielen ist, dass er kein Interesse am Erhalt seines Werkori-
ginals hat. Wiare dem Urheber daran gelegen, sein Werkoriginal vor einer Ver-
nichtung zu bewahren, wiirde er eine Sichtbarkeit fiir den Eigentiimer schaffen.
Geschieht dies nicht, wire die Konsequenz, dass der Eigentiimer das Werkoriginal
vernichten diirfte, da von einem weniger stark ausgeprégten ideellen Interesse des
Urhebers auszugehen ist. Dieser Schluss iiberzeugt jedoch nicht.

Fiir eine fehlende offentliche Sichtbarkeit des Urhebers konnen verschiedene
Griinde neben einem fehlenden ideellen Interesse bestehen. Eine 6ffentliche Sicht-
barkeit — insbesondere 6ffentliche Kontaktdaten — bedeuten, dass jeder den Urheber
kontaktieren konnte. Es ist die freie Entscheidung des Urhebers, ob er dies mochte

1920 BeckOK BGB/Sutschet, § 242 Rn. 111; BGH Urt. v. 20.03.1986 — III ZR 236/84 =
NJW 1986, 2104, 2107.

192! Siehe dazu unter Kapitel 3 B.1.2.b)aa), S. 181 ff.
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oder nicht. Wiirde von ihm eine Sichtbarkeit verlangt werden, wiirde er in seinem
Recht auf informationelle Selbstbestimmung aus Art. 2 Abs. 11.V.m. Art. 1 Abs. 1
GG beschrinkt werden. Dieser Eingriff wire zwar zu seinem Vorteil, da so eine
Vernichtung verhindert werden konnte. Im Ergebnis liberwiegt dieser Vorteil al-
lerdings nicht den Eingriff in das Recht auf informationelle Selbstbestimmung.
Daraus folgt, dass aufgrund seiner informationellen Selbstbestimmung, von einer
fehlenden 6ffentlichen Sichtbarkeit nicht auf ein fehlendes ideelles Interesse an der
Erhaltung des Werkoriginals geschlossen werden darf.

Liegt dem Urheber etwas am Erhalt des Werkoriginals ist ihm dennoch zu
empfehlen, sofern ihm der Eigentiimer bekannt ist, diesem die Anderung seiner
Kontaktdaten mitzuteilen. So stellt er sicher, dass der Eigentiimer ihn bei einem
Vernichtungsentschluss erreichen kann. Eine Pflicht oder Obliegenheit dazu besteht
jedoch nicht. Andernfalls wére erneut fraglich, ob der Eigentiimer dafiir zu sorgen
hat, dass der Urheber seine aktuellen Kontaktdaten kennt. Dies wiirde eine Reihe
von nicht zielfithrenden Obliegenheiten begriinden, welche die Anforderungen vor
der Vernichtung ohne Mehrwert erhohen wiirden und daher abzulehnen sind.

¢) Riicknahme des Werkoriginals

Wousste der Urheber von dem Entschluss zur Vernichtung des Eigentiimers, trifft
ihn die Obliegenheit, das Werkoriginal zuriickzunehmen, sofern dies physisch
moglich und zumutbar ist. Dies ist nicht der Fall, wenn es sich um Gegenstdnde
handelt, die erheblichen Aufwand und Kosten fiir ihre Verwahrung mit sich brin-
gen.

Gelingt es dem Eigentiimer den Urheber zu kontaktieren und bietet er das
Werkoriginal zur Riicknahme gegen den Materialwert an, dann ist bei einer Ver-
weigerung der Riicknahme davon auszugehen, dass der Urheber kein Interesse am
Erhalt des Werkes hat, sodass eine Erhaltung fiir den Eigentiimer nicht zumutbar
wire. Es konnte angefiihrt werden, dass es dem Urheber unter Umsténden an den
finanziellen Mitteln dafiir fehlt. Er erhielt indes fiir die VerduBerung des Werkori-
ginals bereits eine iiber den Materialwert hinausgehende Gegenleistung, sodass
fehlende Mittel das Risiko des Urhebers sind. Auch hier kommt der Gedanke venire
contra factum proprium zum Tragen. Durch die Verweigerung der Riicknahme des
Werkoriginals ermdglicht der Urheber die Verletzung seiner ideellen Interessen
durch die Vernichtung, sodass der Eigentiimer darauf vertrauen durfte, dass der
Urheber das Werkoriginal nicht erhalten wollte. Da hierdurch erst die Vernichtung
ermoglicht wird, kommt diese Obliegenheit nicht erst in der Interessenabwégung,
sondern bereits im Rahmen der ideellen Interessen des Urhebers zum Tragen.

Verweigert der Urheber die mdgliche und zumutbare Riicknahme ist davon
auszugehen, dass der Urheber kein ideelles Interesse am Erhalt des Werkoriginals
hat, sodass eine Abwégung nicht mehr durchzufiihren ist. Die ideellen Interessen
des Urhebers konnen nicht gefahrdet werden, wenn sie nicht bestehen.
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4. Zusammenfassung

Als Folge des urheberrechtlichen Vernichtungsverbotes ergeben sich auf Ei-
gentiimer wie auch auf Urheberseite Obliegenheiten. ,,Echte* Pflichten kommen
jedoch nicht in Betracht.

Dem Eigentiimer ist die Erhaltung des Werkoriginals in keiner Weise zuzumu-
ten. Dahingehenden treffen ihn weder Pflichten noch Obliegenheiten. Allerdings
muss er das Werkoriginal bis zur Ausiibung seiner Informations- und Riickgabe-
obliegenheit und dem Ablauf eines damit einhergehenden angemessenen Zeitraums
aufbewahren. Die Dauer konnte sich in Anlehnung an die Regelungen des 17 U.S.C.
§ 113 (d) Copyright Act auf 90 Tage nach in Kenntnissetzung des Urhebers von den
Absichten des Eigentlimers erstrecken. Der Urheber hétte diesen Zeitraum, um das
Werk gegen den Materialwert zuriickzunehmen oder Vervielféltigungsstiicke an-
zufertigen. Hat der Urheber Kenntnis iiber die bevorstehende Vernichtung, hat im
Gegenzug die Obliegenheit sein Zugangsrecht auszuiiben und das Werkoriginal
zuriickzunehmen, sofern dies méglich und zumutbar ist. Kommt er dem nicht nach,
wirkt sich dies spétestens innerhalb der Interessenabwégung nach § 14 UrhG aus.
Der Eigentiimer hat zudem die Obliegenheit eine ndher konkretisierte grobe Pla-
nung der kiinftigen Verwendung bei fest mit unbeweglichen Gegenstinden ver-
bunden oder unbeweglichen Werkoriginalen darzulegen. Eine Nichtbeachtung
wirkt sich in der Interessenabwigung zu seinen Lasten aus.

Weitere Obliegenheiten — wie etwa die Obliegenheit des Eigentiimers zur Wei-
terverduflerung oder Dereliktion, sowie die Beriicksichtigung von Planungsalter-
nativen — bestehen nicht.

II. Priventive Interessensicherung
durch Individualvereinbarungen

Trotz der bestehenden Obliegenheiten zwischen Urheber und Eigentiimer im
Vorfeld der Vernichtung, verbleibt im Streitfall eine dem Gericht obliegende Ent-
scheidung im Einzelfall im Rahmen einer Interessenabwigung. Es empfiehlt sich
daher eine ausfiihrliche und konkrete einzelvertragliche Ausgestaltung, wobei et-
waige Obliegenheiten in vertragliche Vereinbarungen einzubeziehen sind, um bei
VerstoBBen an diese Rechtsfolgen kniipfen zu konnen. Damit konnten Pflichten
vertraglich normiert werden, welche die gesetzlichen Vorgaben erginzen und er-
weitern und so zu einer Erhohung der Rechtssicherheit beitragen. Dies birgt jedoch
in Anbetracht des Urheberpersonlichkeitsrechts einige Herausforderungen.
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1. Das Recht auf Werkintegritiit
als Gegenstand von Rechtsgeschiften

Ausgangspunkt vertraglicher Vereinbarung {iber die Werkintegritit ist die Ver-
tragsfreiheit.'” Diese folgt aus der Privatautonomie und ist Teil des allgemeinen
Prinzips der Selbstbestimmung, welches im Kern durch Art. 1 und Art. 2 GG ver-
fassungsrechtlich geschiitzt ist.'”” Die Vertragsfreiheit findet jedoch dort ihre
Grenzen, wo die Selbstbestimmung des einen Teils zur schrankenlosen Fremdbe-
stimmung durch den anderen Teil wird, sodass die verfassungsmifBige Ordnung
beschrinkend zu beachten ist.'” Im Zivilrecht bilden die Generalklauseln des
BGB - §§ 138, 242 und 826 BGB — das Eintrittstor fiir verfassungsmifiige Wer-
tungen, um Vertragsgerechtigkeit herzustellen.'”” Das bedeutet fiir das Urheber-
recht, dass Vereinbarungen, die die Selbstbestimmung des Urhebers unzuldssig
verkiirzen im Einzelfall gegen § 138 Abs. 1 BGB versto3en und somit nichtig sind.

Um die Selbstbestimmung des Urhebers zu wahren, enthélt das monistisch aus-
gerichtete Urheberrechtsgesetz personlichkeitsrechtliche Komponenten, die das
Urheberrecht im Ganzen nach § 29 Abs. 1 UrhG nicht iibertragbar machen.'** Die
Einrdumung von Nutzungsrechten nach §§ 31 ff. UrhG ist moglich, wobei es sich
dabei primdr um verwertungs- und nicht personlichkeitsbezogene Rechte handelt.
Aufgrund des praktischen Bediirfnisses Verwertungsrechte vollumféanglich nutzen
zu konnen, ist es anerkannt und geboten, dass auch die zur vertraglichen Nutzung
unumgénglichen personlichkeitsrechtlichen Befugnisse nicht nur beschrénkt, son-
dern gebunden an das jeweilige Nutzungsrecht zur Ausiibung iibertragen werden
kénnen.'” § 29 Abs. 2 UrhG normiert dies unter Verweis auf die in § 39 UrhG
geregelten Rechtsgeschéfte {iber Urheberpersonlichkeitsrechte.

Fiir die Werkvernichtung sind diese Erkenntnisse jedoch wenig aufschlussreich,
da die vollstidndige Vernichtung des Werkoriginals nicht fiir die vollstdndige Aus-
iibung eines Nutzungsrechtes an dem Werkoriginal notwendig ist und so die Be-
fugnis zur Vernichtung nicht gekoppelt an ein Nutzungsrecht zu dessen Ausiibung
iibertragen werden kann.

Einigkeit besteht jedoch dahin gehend, dass das Urheberpersonlichkeitsrecht als
hochstpersonliches Recht wegen seines Bezugs zu Art. 2 Abs. 1, Art. 1 Abs. 1 GG

1922 Eydmann, in: FS Loewenheim, S. 81, 86.

123 BVerfG Beschl. v. 25.5.1993—1 BvR 1509/91 = BeckRS 1993, 120806.

1024 BVerfG Beschl. v. 07.02.1990—1 BvR 26/84 = NJW 1990, 1469, 1470.

192 Griineberg/Ellenberger, Einf. v. § 145 Rn. 7.

1926 Siehe dazu unter Kapitel 1 C.IV., S. 61; Schack, Urheber- und Urhebervertragsrecht,
Rn. 360, 654; BeckOK UrhR/Gdtting, § 29 Rn. 4.

1927 Schack, Urheber- und Urhebervertragsrecht, Rn. 360, 654; Dietz, Das Droit Moral des
Urhebers, S. 130 ff.
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nicht iibertragen werden kann.'”® Es ist jedoch fraglich, ob aus der Uniibertrag-
barkeit des Urheberpersonlichkeitsrechts auch dessen Unverzichtbarkeit folgt.'"?

Wiirde dem Urheber jegliche Dispositionsfreiheit {iber personlichkeitsrechtliche
Befugnisse verwehrt werden, stiinde dies den praktischen Bediirfnissen des
Rechtsverkehrs entgegen und wiirde den Urheber im Zweifel schiitzen, obgleich
dies nicht mit seinem Willen einherginge.'”’ Dies wiirde den Urheber intensiv in
seiner allgemeine Handlungsfreiheit und seiner Selbstbestimmung nach Art. 2
Abs. 1 GG beschriinken.!®' Andererseits ist auch zu beachten, dass der Urheber
nicht aufgrund eines Machtgefilles gegeniiber dem kiinftigen Eigentiimer zu einer
Ubertragung verleitet werden soll, die seinen Interessen zuwiderliuft, weswegen er
bzgl. des urheberpersonlichkeitsrechtlichen Kerns schutzbediirftig ist.'®* AuBerdem
ist die in Art. 1 Abs. 1 GG verankerte Menschenwiirde ein unverduflerliches und
unverzichtbares Recht, sodass auch die im Kern darauf beruhenden zivilrechtlichen
Befugnisse — wie das Urheberpersonlichkeitsrecht — nicht vollstdndig disponibel
sind.'*®

Im Ergebnis ist daher der urheberpersonlichkeitsrechtliche Kern unverzichtbar,
weswegen Dispositionen des Urhebers, die diesen Kern betreffen, nicht moglich
sind.'®* Bleibt der urheberpersonlichkeitsrechtliche Kern unberiicksichtigt, ist je-

128 RG Urt. v. 16.02.1929 —1320/28 =RGZ 123, 312, 320 — Wilhelm Busch; BGH Urt. v.
26.11.1954 — 1 ZR 266/52 = GRUR 1955, 201, 204 — Cosima Wagner; BGH Urt. v. 20.03.
1968 —1 ZR 44/66 = GRUR 1968, 552, 554 — Mephisto; BGH Urt. v. 01.12.1999 —1 ZR 49/97
= GRUR 2000, 709, 710 — Marlene Dietrich; BGH Urt. v. 15.06.2023 —1 ZR 179/22 = GRUR
2023, 1619, LS 1 und Rn. 16 ff. — Microstock-Portal; Schricker/Loewenheim/Peukert, Vor
§§ 12 ff. Rn. 12; Mohring/Nicolini/Kroitzsch/Gotting, § 11 Rn. 10f.; Fromm/Nordemann/
Dustmann, Vor § 12 Rn. 9; Osenberg, Die Unverzichtbarkeit des Urheberpersonlichkeits-
rechts, S. 41; Schricker, in: FS Hubmann, S. 409, 411 {f.; Dieselhorst, Was bringt das Urhe-
berpersonlichkeitsrecht, S. 139; v. Welser, Die Wahrnehmung urheberpersonlichkeitsrechtli-
cher Befugnisse, S. 70; Schilcher, Der Schutz des Urhebers, S. 155 f.; Bullinger, Kunstwerk-
falschung und Urheberpersonlichkeitsrecht, S. 82; siehe dazu unter Kapitel 1 B.I1.2.b)cc)(2),
S. 42 ff.

1929 Vol. Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstorungsverbot, S. 188.

1930 Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstorungsverbot, S. 188; v. Welser, Die Wahrneh-
mung urheberpersonlichkeitsrechtlicher Befugnisse, S. 57; Erdmann, in: FS Loewenheim,
S. 81, 87.

1931 Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstorungsverbot, S. 189; Dieselhorst, Was bringt das
Urheberpersonlichkeitsrecht, S. 142 f.

1932 Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstorungsverbot, S. 189; Dieselhorst, Was bringt das
Urheberpersonlichkeitsrecht, S. 142 f.

1033 ygl. BGH Urt. v. 15.06.2023 — T ZR 179/22 = GRUR 2023, 1619, 1621 — Microstock-
Portal; Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstorungsverbot, S. 188; Bullinger, Kunstwerkfal-
schung und Urheberpersonlichkeitsrecht, S. 82.

134 RG Urt. v. 16.02.1929 —1320/28 =RGZ 123, 312, 320 — Wilhelm Busch; BGH Urt. v.
26.11.1954 — 1 ZR 266/52 = GRUR 1955, 201, 204 — Cosima Wagner; BGH Urt. v. 28.11.
1985 — 1 ZR 104/83 = GRUR 1986, 458, 459 — Oberammergauer Passionsspiele; Schricker/
Loewenheim/Peukert, Vor §§ 12ff. Rn. 12; Mohring/Nicolini/Kroitzsch/Gétting, § 11
Rn. 10 f.; Fromm/Nordemann/Dustmann, Vor § 12 Rn. 9; Osenberg, Die Unverzichtbarkeit
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doch die Disposition iiber das Urheberpersénlichkeitsrecht im Ubrigen aufgrund der
Vertragsfreiheit zulissig.'®*

Dafiir spricht neben dem Bediirfnis des Rechtsverkehrs auch der Gesetzeswort-
laut, der in § 29 Abs. 2 UrhG ausdriicklich bestimmte Rechtsgeschéfte iiber das
Urheberpersénlichkeitsrecht fiir zuldssig erklért.'”*® Die Rechte des Urhebers sind
damit vertraglichen Einschrinkungen zugénglich, solange sie nicht den unver-
zichtbaren Kern betreffen.'® Wann der urheberpersonlichkeitsrechtliche Kern
konkret betroffen sein soll, bleibt indes offen und wird auch im Schrifttum nur
vereinzelt diskutiert.'**

2. Der urheberpersonlichkeitsrechtliche Kern
als Begrenzung der Vertragsfreiheit

Es konnte zunédchst angenommen werden, dass § 29 Abs. 2 UrhG abschlieSend
ist und somit eine umfassende Aufzahlung der zuldssigen Rechtsgeschéfte tiber das
Urheberpersonlichkeitsrecht beinhaltet. Damit wire im Umkehrschluss der urhe-
berpersonlichkeitsrechtliche Kern immer dann betroffen, wenn die zuléssige Grenze
des § 29 Abs. 2 UrhG iiberschritten wird. Dieser Auslegung steht allerdings die
gesetzgeberische Intention des § 29 Abs. 2 UrhG entgegen.

Die Vorschrift verweist auf § 39 UrhG, der lediglich Rechtsgeschifte iiber
Werkidnderungen betrifft. Bereits dies wird als Redaktionsversehen betrachtet, da
die Absicht des Gesetzgebers die Normierung einer Abschwéchung des Grundsat-
zes der Uniibertragbarkeit von Urheberpersonlichkeitsrechten war.'™ Der Regie-
rungsentwurf zur Anderung des § 39 UrhG sah umfassende Rechtsgeschifte iiber
Urheberpersonlichkeitsrechte, insbesondere iiber das Verdffentlichungsrecht, das

des Urheberpersonlichkeitsrechts, S. 41; Schricker, in: FS Hubmann, S. 409, 411; Dieselhorst,
Was bringt das Urheberpersonlichkeitsrecht, S. 139; v. Welser, Die Wahrnehmung urheber-
personlichkeitsrechtlicher Befugnisse, S. 70; Schilcher, Der Schutz des Urhebers, S. 155f.;
Bullinger, Kunstwerkfélschung und Urheberpersonlichkeitsrecht, S. 82.

195 vgl. Erdmann, in: FS Loewenheim, S. 81, 86.

1036 Schricker/Loewenheim/Peukert, Vor §§ 12 ff. Rn. 11 ff.; BGH Utt. v. 26.11.1954 — T
ZR 266/52 = GRUR 1955, 201, 204 — Cosima Wagner; BGH Urt. v. 27.11.1970 — 1 ZR 32/69
= GRUR 1971, 269, 270 ff. — Das zweite Mal; Jéinecke, Das urheberrechtliche Zerstérungs-
verbot, S. 189.

1%7BGH Urt. v. 15.06.2023 — T ZR 179/22 = GRUR 2023, 1619, 1621 — Microstock-
Portal; Erdmann, in: FS Loewenheim, S. 81, 86.

198 Schricker, Urheberrecht auf dem Weg zur Informationsgesellschaft, S. 90.

199 BeckOK UrhR/Gétting, § 29 Rn. 11; Dreier/Schulze/Schulze, § 29 Rn. 20; HK-UrhR/
Kotthoff, § 29 Rn. 12; Wandtke/Bullinger/Hoche, § 29 Rn. 35; Schricker/Loewenheim/Ohly,
§ 29 Rn. 35; Erdmann, GRUR 2002, 923, 929; Erdmann, in: FS Loewenheim, S. 81, 85.



198 Kap. 3: Das Vernichtungsverbot nach § 14 UrhG in der Praxis

Recht auf Anerkennung der Urheberschaft und das Recht auf Werkintegritit vor.'*

Derartige Vereinbarungen sollten erlaubt werden, wenn sie auf einen Einzelfall
bezogen und konkret bestimmt sind. Ein Widerruf der Vereinbarung sollte bis zur
Vornahme der entsprechenden Handlung méglich sein.'™' Der Regelungsvorschlag
des § 39 UrhG des Regierungsentwurfes wurde im weiteren Verfahren indes ohne
eine Anpassung des § 29 Abs. 2 UrhG gestrichen.'®” Im Ergebnis hat der Gesetz-
geber das Bediirfnis nach einer weitreichenderen rechtsgeschéftlichen Ausgestal-
tung in Bezug auf das Urheberpersonlichkeitsrecht erkannt, es aber nicht konse-
quent umgesetzt. Dies bedeutet indes nicht, dass § 29 Abs. 2 UrhG deswegen ab-
schlieffend ist.

Ziel der Gesetzesdnderung war es, den Urheber an dem wirtschaftlichen Nutzen
seiner Arbeit angemessen zu beteiligen und somit nicht, ihn in seinen bisherigen
Befugnissen — wie etwa die zuldssige vertragliche Vereinbarung {iber das Erstver-
offentlichungsrecht — zu beschrinken und ihn so anerkannten Dispositionsmdg-
lichkeiten zu berauben und wirtschaftliche Verwertungsmoglichkeiten zu er-
schweren.'" Letzteres wire allerdings der Fall, wenn § 29 Abs. 2 UrhG abschlie-
Benden Charakter hitte.'™* Gegen den abschlieBenden Charakter spricht zudem der
Wortlaut des Urheberrechtsgesetzes, insbesondere hinsichtlich anderer Normen mit
urheberpersonlichkeitsschiitzenden Befugnissen wie § 42 Abs. 2 UrhG.'" Nach
§ 42 Abs.2 S.1 UrhG kann auf das Riickrufsrecht im Voraus nicht verzichtet
werden. Das bedeutet im Umkehrschluss, dass ein Verzicht und damit eine Dispo-
sition iiber urheberpersdnlichkeitsrechtliche Befugnisse auch iiber die Grenzen des
§29 Abs. 2 UrhG hinaus gesetzgeberisch vorgesehen ist.'”® Es ist daher davon
auszugehen, dass —trotzdem der Formulierungsvorschlag fiir § 39 UrhG nicht
iibernommen wurde — § 29 Abs. 2 UrhG unter Verweis auf § 39 UrhG nicht ab-
schlieend ist. Dies bestitigte der BGH zuletzt hinsichtlich des Namensnennungs-
rechts nach § 13 UrhG.'*” Das Namensnennungsrecht ist wie auch § 14 UrhG dem

1040 RegE UrhG 2001, BT-Drucks. 14/6433, S. 18; BeckOK UrhR/Gdtting, § 29 Rn. 11;
Dreier/Schulze/Schulze, § 29 Rn. 20; HK-UrhR/Kotthoff, § 29 Rn. 12; Wandtke/Bullinger/
Hoche, § 29 Rn. 35; Schricker/Loewenheim/Ohly, § 29 Rn. 35.

1941 RegE UrhG 2001, BT-Drucks. 14/6433, S. 18; BeckOK UrhR/Gdtting, § 29 Rn. 11;
HK-UrhR/Kotthoff, § 29 Rn. 12; Schricker/Loewenheim/Ohly, § 29 Rn. 35; Erdmann, in: FS
Loewenheim, S. 81, 85.

1942 Schricker/Loewenheim/Ohly, Rn. 35; § 29 Rn. 20; Erdmann, GRUR 2002, 923, 929.

1943 RegE UrhG 2001, BT-Drucks. 14/6433, S. 1; vgl. auch Wandtke, K&R 2001, 601, 606;
Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstorungsverbot, S. 189f.; exemplarisch Schricker/Loe-
wenheim/Peukert, § 12 Rn. 16.

1044 Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstorungsverbot, S. 190.

1945 ygl. zu § 42 Abs. 2 UrhG und den enthaltenen urheberpersonlichkeitsrechtlichen Be-
fugnissen: Schack, Urheber- und Urhebervertragsrecht, Rn. 372.

1%¢ Dieselhorst, Was bringt das Urheberpersonlichkeitsrecht, S. 138; Jéinecke, Das urhe-
berrechtliche Zerstérungsverbot, S. 190.

'7BGH Urt. v. 15.06.2023 — I ZR 179/22 = GRUR 2023, 1619, 1621 — Microstock-
Portal.
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Urheberpersonlichkeitsrecht zuzuordnen.'™® Der BGH stellte fest, dass auBerhalb
des unverzichtbaren Kerns vertragliche Einschrdnkungen mdglich sind, die ihrer-
seits wiederum an der Grenze des § 138 Abs. 1 BGB zu messen sind.'™ Es stellt
sich jedoch weiterhin die Frage, wie der urheberpersonlichkeitsrechtliche Kern zu
definieren ist, und ab wann die ,,Grenze der Verzichtbarkeit* erreicht ist.

Der BGH wendet zur Abgrenzung die Kernbereichstheorie an, wonach der
,unverzichtbare Restbestand des Urheberpersonlichkeitsrechts® — als Kern — in der
Berechtigung bestehe, gegen schwerwiegende Beeintrichtigung der ,,geschiitzten
Persénlichkeitssphire® vorgehen zu konnen.'”® In anderen Entscheidungen be-
schrinkt sich der BGH darauf einzelne personlichkeitsrechtliche Befugnisse dem
unverzichtbaren Kernbereich zuzuordnen, eine Abgrenzung des Bereichs selbst
unterbleibt jedoch.'®! In der Literatur wird vertreten, dass in Anlehnung an den
BGH der Kern des Urheberpersonlichkeitsrecht nicht feststehend zu definieren ist.
Es ist durch eine Abwiagung der Interessen der Beteiligten zu ermitteln, wie Intensiv
in die geistige und persénliche Beziehung des Urhebers zu seinem Werk einge-
griffen wird. Im Ergebnis ist dabei in der Regel der Entstellungsschutz nach § 14
UrhG ebenso wie das Recht auf Anerkennung der Urheberschaft nach § 13 S. 1
UthG dem Kernbereich zuzuordnen.'*

In der jlingeren Literatur wird hingegen vertreten, dass die ,,Stufenleiter rechts-
geschiftlicher Gestaltungsmoglichkeiten auch fiir Eingriffe in Urheberperson-
lichkeitsrechte offen stehe, wobei weniger die Definition des Kernbereichs, sondern
die konkrete Vorhersehbarkeit des Eingriffs fiir den Urheber relevant sei.'™™ Da-
nach sei ein ,,Pauschalverzicht nicht moglich, allerdings seien Vereinbarungen
tiber konkret bezeichnete Eingriffe, deren Folgen und Umfang fiir den Urheber
iiberschaubar sind, zulissig.'®* Daneben wird vorgeschlagen, den Kernbereich an-
hand der Betroffenheit der geistigen Interessen einerseits und der personlichen In-

1048 gl BGH Urt. v. 15.06.2023 — T ZR 179/22 = GRUR 2023, 1619, 1621 — Microstock-
Portal.

1949 BGH Urt. v. 15.06.2023 — I ZR 179/22 = GRUR 2023, 1619, 1621 — Microstock-
Portal.

1950 BGH Urt. v. 26.11.1954 — I ZR 266/52 = GRUR 1955, 201, 204 — Cosima Wagner;
vgl. BGH Urt. v. 15.06.2023 — 1 ZR 179/22 = GRUR 2023, 1619, 1621 — Microstock-Portal.

15U BGH Urt. v. 27.11.1970 — I ZR 32/69 = GRUR 1971, 269, 270 ff. — Das zweite Mal,
BGH Urt. v. 28.11.1985 — 1 ZR 104/83 = GRUR 1986, 458, 459 — Oberammergauer Passi-
onsspiele; BGH GRUR 1999, S. 230, 232 — Treppenhausgestaltung.

1952 Osenberg, Die Unverzichtbarkeit des Urheberpersonlichkeitsrechts, S. 41; Federle,
Der Schutz der Werkintegritét, S. 69f.; v. Gamm, UrhG, § 11 Rn. 7; § 13 Rn. 3; Grohmann,
Das Recht des Urhebers, S. 159 ff.; gegen die Einbeziehung des Entstellungsschutzes Diesel-
horst, Was bringt das Urheberpersonlichkeitsrecht, S. 158, 161.

1933 Schricker/Loewenheim/Ohly, § 29 Rn. 36.

193 Schricker/Loewenheim/Ohly, § 29 Rn. 35; Loewenheim/Dietz, Handbuch des Utrhe-
berrechts, § 15 Rn. 18 f.; Schicker, in: FS Hubmann, S. 409, 419; Peifer, GRUR Int. 1995, 25,
41f.; Wedemeyer, in: FS Piper, S. 787, 792; v. Welser, Die Wahrnehmung urheberperson-
lichkeitsrechtlicher Befugnisse, S. 72 ff.
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teressen des Urhebers andererseits abzugrenzen. Bei dem Schutz der persénlichen
Interessen handele es sich um Anwendungsfille des allgemeinen Personlichkeits-
rechts, die zwar zur ZweckméBigkeit im Urheberrechtsgesetz geregelt werden, al-
lerdings personlichkeitsrechtlichen Bezug haben und somit unabdingbar seien. Die
den geistigen Interessen des Urhebers dienen Befugnisse hingegen hitten aufgrund
ihres Werkbezugs keinen personlichkeitsrechtlichen Charakter und seien somit
nicht zum Kernbereich zu zihlen und damit verzichtbar.'*>

Die Schwiche der Ansicht des BGH und der daran angelehnten Literaturauf-
fassungen liegt in den fehlenden oder allenfalls vagen Definitionsansétzen, die eine
erhebliche Rechtsunsicherheit zur Folge haben.'®® Ebenso entzieht die Kernbe-
reichstheorie dem Urheber die Méglichkeit der freien Disposition in dem von ihm
gewollten Umfang,'®” sodass der Urheber in einem Bereich Schutz erfihrt, der von
ihm moglicherweise als nicht schiitzenswert betrachtet wird und damit im Ergebnis
mangels Ausiibung leerlduft trotzdem er ihn zugleich in der Rechtsausiibung be-
hindert. Das Urheberpersonlichkeitsrecht dient allerdings neben dem Schutz der
ideellen Interessen auch dem Schutz des Selbstbestimmungsrechts des Urhebers.'*®
Dies ergibt sich insbesondere aus den personlichkeitsrechtlichen Normen des Ur-
heberrechtsgesetzes. § 12 Abs. 1 UrhG schiitzt die Freiheit des Urhebers iiber das
,»ob“ und ,,wie“ der Veroffentlichung des Werkes zu bestimmen und § 13 S. 2 UrhG
gewihrleistet das Selbstbestimmungsrecht des Urhebers bzgl. der Anbringung einer
Urheberbezeichnung am Werk.'" Unter Beachtung des Schutzzwecks iiberzeugt
die Ansicht der Rechtsprechung nicht.'® Zudem unterscheidet sich das Urheber-
personlichkeitsrecht im Verhéltnis zu anderen Personlichkeitsrechten darin, dass es
bei einem Verzicht nicht um die Existenz der Person oder ihrer korperlichen Un-
versehrtheit, sondern um die Beziehung zum Werk als auBenstehender Bezugspunkt
geht. Daher ist hinsichtlich der Disponibilitéit ein weiterer MafBstab als bei anderen
Persénlichkeitsrechten anzusetzen.'®' Entsprechend ist die letztgenannte Ansicht,
wonach zwischen personlichen und geistigen Interessen zu differenzieren ist, inso-
fern iiberzeugend, als sie der Selbstbestimmung des Urhebers mehr Raum gebietet.
Sie gestattet ihm eine groBere Disponibilitdt und damit auch die Freiheit in Berei-

1955 Peter, UFITA 1962, Bd. 36, 257, 270 ff.; weitergefiihrt von Seetzen, Verzicht im Im-
materialgiiterrecht, S. 50 f.

1956 Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstorungsverbot, S. 193.
1957 Schicker, in: FS Hubmann, S. 409, 419.

198 Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstorungsverbot, S. 194; v. Welser, Die Wahrneh-
mung urheberpersonlichkeitsrechtlicher Befugnisse, S. 74.

199 Jiinecke, Das urheberrechtliche Zerstrungsverbot, S. 194.

1% Ebenso Jéinecke, Das urheberrechtliche Zerstorungsverbot, S. 194; v. Welser, Die
Wahrnehmung urheberpersonlichkeitsrechtlicher Befugnisse, S. 74 f.

1061 Schicker, in: FS Hubmann, S. 409, 419.
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chen, in denen nicht seine Personlichkeit, sondern die Beziehung zum Werk be-
troffen ist.'%

Offen bleibt hier jedoch, wie eine klare Trennung zwischen persénlichen und
geistigen Interessen stattfinden soll, da beide betroffen und miteinander verworren
sein konnen und auch die persénlichkeitsrechtlichen Befugnisse des Urheber-
rechtsgesetzes beide Interessen gleichermaBen schiitzen.'*®

Dem kann jedoch Abhilfe geschaffen werden, durch eine Kombination der An-
sichten. Das Urheberpersonlichkeitsrecht bietet nicht nur Schutz vor dem Entzug
der Selbstbestimmung, sondern soll auch deren Ausiibung gewéhrleisten. Dies er-
gibt sich neben dem Schutzzweck aus der Privatautonomie des Urhebers.'** Fiir
eine gezielte Ausiibung dieser Befugnisse und zur Vermeidung von Rechtsunsi-
cherheiten wird zu Recht gefordert, dass der Urheber keinen ,,Pauschalverzicht™
vereinbaren kann, sondern es fiir ihn prizise erkennbar sein muss, iiber welche
Befugnisse er disponiert. Das heift der jeweilige Eingriff muss konkret bezeichnet
und umrissen werden.'* TIst der Eingriff genau bezeichnet, kann der Urheber Um-
fang und Folgen der Beeintrichtigung seines Urheberpersonlichkeitsrechts ab-
schitzen und somit sein Selbstbestimmungsrecht konkret ausiiben.'*®

Dabei ist jedoch den personlichkeitsrechtlichen Beziigen des Urheberperson-
lichkeitsrechts Rechnung zu tragen, indem zwischen den geistigen und personlichen
Interessen unterschieden wird. Wird keine absolute Unverzichtbarkeit der person-
lichen Interessen, sondern eine Beschrinkung auf einen unverzichtbaren Kern, der
den Urheber als Person betrifft, angenommen,'*” ist eine trennscharfe Unterschei-
dung zwischen personlichen und ideellen Interessen nicht mehr nétig. Indes
kann — sofern sich eine Tendenz ausmachen ldsst — die Unterscheidung herangezo-
gen werden. Je eher geistige Interessen betroffen sind, desto eher kann der Urheber
auch tliber schwerwiegende, konkret festgelegte Eingriffe disponieren. Sind die
personlichen Interessen im Vordergrund, ist dies bei der Disponibilitdt zu beriick-
sichtigen. Dies gilt insbesondere, wenn der Urheber grundlegend in seinem Anse-

1062 Schicker, in: FS Hubmann, S. 409, 419; Schilcher, Der Schutz des Urhebers, S. 146;
Dieselhorst, Was bringt das Urheberpersonlichkeitsrecht, S. 144.

163 Vol. Jéinecke, Das urheberrechtliche Zerstorungsverbot, S. 193; Dieselhorst, Was
bringt das Urheberpersonlichkeitsrecht, S. 144.

1964 V|, Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstorungsverbot, S. 194.

195 Vgl. Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstorungsverbot, S. 194; v. Welser, Die Wahr-
nehmung urheberpersonlichkeitsrechtlicher Befugnisse, S. 72 f.

19% Vg1, Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstrungsverbot, S. 195; Schicker, in: FS Hub-
mann, S. 409, 419; Wedemeyer, in: FS Piper, S. 787, 791 ft.; v. Welser, Die Wahrnehmung
urheberpersonlichkeitsrechtlicher Befugnisse, S. 72 ff.; dhnlich Metzger, Rechtsgeschifte tiber
das Droit Moral, S. 200 ff.

197 Vgl. Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstrungsverbot, S. 195; Schicker, in: FS Hub-
mann, S. 409, 419; Wedemeyer, in: FS Piper, S. 787, 791 ff.; v. Welser, Die Wahrnehmung
urheberpersonlichkeitsrechtlicher Befugnisse, S. 72 ff.; dhnlich Metzger, Rechtsgeschifte iiber
das Droit Moral, S. 200 ff.
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hen, seinem Ruf oder seiner Ehre betroffen ist. Einwilligungen in diesem Bereich
konnen trotzdem sie konkret definiert sind unwirksam sein. Ob es sich um geistige
oder personliche Interessen handelt, kann teilweise — wie die vollstindige Ver-
nichtung eines Werkstiicks zeigt — bereits anhand der Eingriffsart definiert werden.
Bei der Vernichtung kommt — anders als bei einer Entstellung — nur eine Verletzung
der geistigen Interessen in Betracht.'*®

Das bedeutet unter Anwendung einer Zusammenschau der Theorien ist kein
einheitlicher unverzichtbarer urheberpersonlichkeitsrechtlicher Kern auszumachen.
Der unverzichtbare personlichkeitsrechtliche Kern ist vielmehr immer dann be-
troffen, wenn der Urheber grundlegend in seinen personlichen, grundrechtlich ge-
schiitzten Interessen und damit seiner schopferischen Existenz betroffen ist. Damit
ist ein Verzicht auf das Urheberpersonlichkeitsrecht im Ganzen nicht moglich, je-
doch auf einzelne Befugnisse.'*®

Es ist daher zu priifen, ob die zu iibertragende Befugnis liberwiegend geistige
oder personliche Interessen betrifft. Stehen personliche Interessen im Vordergrund
ist zu priifen, ob der personlichkeitsrechtliche Kern tangiert wird, mit der Folge,
dass die Vereinbarung eines Verzichts nicht wirksam moglich ist. Sind jedoch
personliche und geistige Interessen insgesamt betroffen, oder sogar allein geisti-
ge — wie bei der Vernichtung — ist eine Disposition zulédssig. Dazu sind der Eingriff
und dessen Umfang konkret zu bezeichnen, wobei den Rechtserwerber unter Her-
anziehung des allgemeinen Ubertragungszweckgedankens des Urheberrechts die
Spezifizierungslast trifft.'””® Dieser ist neben dem normierten Anwendungsbereich
in § 31 Abs. 5 UrhG auch im Rahmen von Vereinbarungen iiber Urheberperson-
lichkeitsrechte als Auslegungshilfe heranzuziehen.'””! Dadurch behlt der Urheber
die Verfiigungsmacht und es wird sichergestellt, dass im Zweifel nur die Befugnisse
iibertragen werden, die konkret erforderlich sind.

3. Anwendung und Ausgestaltung von Rechtsgeschiiften
iiber die vollstindige Vernichtung

Da Dispositionen iiber urheberrechtliche Befugnisse auBlerhalb des urheberper-
sonlichkeitsrechtlichen Kerns zuldssig sind, ist fraglich, wie diese bei der vollstdn-
digen Vernichtung des Werkoriginals zu gestalten sind. Das Urheberrecht selbst

1098 Siehe dazu unter Kapitel 2 B.I1.2.a), S. 106.
1% Ebenso Jéinecke, Das urheberrechtliche Zerstérungsverbot, S. 193 ff.
170 ygl. BGH Urt. v. 26.11.1954 — T ZR 266/52 = GRUR 1955, 201, 203 f. — Cosima

Wagner; vgl. Schricker/Loewenheim/Ohly, § 31 Rn. 66; Jéinecke, Das urheberrechtliche Zer-
storungsverbot, S. 196.

197! Fromm/Nordemann/J. B. Nordemann, § 31 Rn. 121; fiir das Verdffentlichungsrecht:
BGH Urt. v. 26.11.1954 — 1 ZR 266/52 = GRUR 1955, 201, 204 — Cosima Wagner.
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schweigt mit Ausnahme der §§ 29 Abs. 2, 30 UrhG im Hinblick auf Rechtsge-
schifte iiber urheberpersonlichkeitsrechtliche Befugnisse.'"

a) Grundsdtzliche Disponibilitdt

Anders als bei einer Entstellung nach § 14 UrhG handelt es sich bei der voll-
stindigen Vernichtung um einen konkreten Vorgang, wobei Umfang und Folgen fiir
den Urheber vorhersehbar sind. Sind die Griinde fiir die Vernichtung und der Zeit-
punkt bekannt, besteht grundsitzlich eine wirksame Dispositionsmoglichkeit.'*”

Selbst wenn die Vernichtungsbefugnis insgesamt fiir einen noch unbestimmten,
in der Zukunft liegenden Zeitpunkt abbedungen wird, handelt es sich nicht um einen
unzulédssigen pauschalen Verzicht. Die Intensitét des Eingriffs ist fiir den Urheber
vorhersehbar und kann mit zeitlichem Ablauf sogar abnehmen. Es ist fiir den Ur-
heber absehbar, was aus einer solchen Vereinbarung folgt. Bei der vollstidndigen
Vernichtung wird dem Urheber kein anderes oder so nicht gewolltes Werk zuge-
rechnet. Bliebe ein Teil des Werkoriginals iibrig, so wiirde dies nicht von der Ver-
einbarung umfasst sein, da es andere Befugnisse und Interessen des Urhebers tan-
giert als eine vollstdndige Vernichtung. Vielmehr wird ein konkreter Sachverhalt
beschrieben, welcher als Unterfall der anderen Beeintrachtigung nach § 14 UrhG
einen abgrenzbaren Rahmen darstellt. Damit ist das Risiko einer Unwirksamkeit
wegen einer fehlenden Spezifizierung bei der vollstdndigen Vernichtung als gering
einzustufen.

Aufgrund der konkreten Bestimmbarkeit der Folgen einer Abdingbarkeit und der
Maoglichkeit der konkreten Vorhersehbarkeit handelt es sich bei der Abbedingung
des Vernichtungsverbotes nicht um einen unzuldssigen pauschalen Verzicht.

b) Rechtsnatur der Disposition iiber die vollstindige Vernichtung

Fraglich ist indes, welche Rechtsnatur und Wirkung der Disposition iiber das
Vernichtungsverbot hinsichtlich des konkreten Werkoriginals zukommt und was
daraus fiir die individualvertragliche Gestaltung folgt.

Im Schrifttum wird zur Umschreibung der Disposition von schuldrechtlicher
Gestattung, Verzicht,'”* Einwilligung, gebundener Rechtsiibertragung'®” oder
sonstigen Verfiigungen'"’® gesprochen.'””” Ebenso ist die Terminologie des Geset-

1072 Vgl. Metzger, GRUR Int. 2003, 9, 10.
197 Vgl. Schricker, Urheberrecht auf dem Weg zur Informationsgesellschaft, S. 93 ff.

17 OLG Miinchen Urt. v. 01.08.1985-29 U 2114/85 = GRUR 1986, 460, 463 — Die
unendliche Geschichte; Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstorungsverbot, S. 198, 202 ff.

19735 Vgl. Jéinecke, Das urheberrechtliche Zerstdrungsverbot, S. 198, 202 ff.; Forkel/Sos-
nitza, Zum Wandel beim Recht der Personlichkeit, S. 27 ff.

197 Schricker, Urheberrecht auf dem Weg zur Informationsgesellschaft, S. 93 ff.
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zes nicht einheitlich.'””® Der Gesetzgeber hat in §§ 12 ff. UrhG davon abgesehen,
den Begriff ,Einwilligung® zu verwenden, wohingegen er ihn an anderer Stel-
le — wie etwa in § 8 Abs. 2 UrhG — verwendet.'””” Diese Einordnungsfragen tan-
gieren die grundsdtzlichen Frage der Disponibilitit liber urheberpersonlichkeits-
rechtliche Befugnisse nicht.'®® Sie ist aber relevant fiir etwaige Folgefragen, wie die
Bestimmung der Wirkung einer Disposition und beziiglich eines mdglichen Wi-
derrufs der Dispositionserkldrung.

Bei der Bestimmung der Rechtsnatur sind somit verschiedenste Konstellationen
denkbar. Um eine systematische wie auch pragmatische Losung zu finden, gilt es
bei der Einordnung stets die Interessen des Eigentiimers und Urhebers beziiglich
einer rechtssicheren und handhabbaren Konstruktion im Blick zu behalten. Dabei
sind die allgemeinen Auslegungsregeln der §§ 133, 157 BGB und —sofern der
Anwendungsbereich im Einzelfall erdffnet ist — auch AGB-Recht anzuwenden.'®!

aa) Absolute Verzichtserklarung

Bei einer Zustimmung zur Vernichtung des Werkoriginals konnte es sich um
eine absolut wirkende, dingliche Verzichtserklirung handeln.'® Die Konsequenz
wire, dass der Urheber gegeniiber jedermann auf das Recht verzichtet, die Ver-
nichtung des Werkoriginals zu verbieten. Es kdme zu einem vollstdndigen Erlo-
schen der urheberpersonlichkeitsrechtlichen Befugnis die Vernichtung zu verbieten,
sodass aus urheberrechtlicher Sicht jedermann berechtigt wére das Werkoriginal zu
zerstoren, '

Dies ist mit der herrschender Ansicht abzulehnen.'®** Ein dinglicher Verzicht auf
einzelne Befugnisse ist ebenso wenig moglich, wie ein Verzicht auf das Urheber-
persdnlichkeitsrecht im Ganzen.'®™ Er hitte zur Folge, dass der Urheber bezogen

77 Vgl. Ohly, ,,Volenti non fit iniuria®, S. 267; Erdmann, in: FS Loewenheim, S. 81, 89.

18 Ohly, ,,Volenti non fit iniuria®, S. 267.

197 Dazu ausfiihrlich: Ohly, ,,Volenti non fit iniuria“, S. 267.

1980 Ohly, ,,Volenti non fit iniuria®, S. 269; Erdmann, in: FS Loewenheim, S. 81, 89.

1081 BGH Urt. v. 15.06.2023 — T ZR 179/22 = GRUR 2023, 1619, 1621 — Microstock-
Portal; vgl. Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstérungsverbot, S. 198.

1982 Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstorungsverbot, S. 198.

1983 Vg1, Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstorungsverbot, S. 198.

1% Vgl. Dieselhorst, Was bringt das Urheberpersonlichkeitsrecht, S.139; Bullinger,
Kunstwerkféalschung und Urheberpersonlichkeitsrecht, S. 84 f.; v. Welser, Die Wahrnehmung
urheberpersonlichkeitsrechtlicher Befugnisse, S. 57 ff.; Fromm/Nordemann/Dustmann, Vor
§ 12 Rn. 10; Schack, Urheber- und Urhebervertragsrecht, Rn. 361; OLG Miinchen Urt. v.
01.08.1985-29 U 2114/85 = GRUR 1986, 460, 463 — Die unendliche Geschichte.

1985 Dieselhorst, Was bringt das Urheberpersonlichkeitsrecht, S. 139; Bullinger, Kunst-
werkfélschung und Urheberpersonlichkeitsrecht, S. 84 f.; v. Welser, Die Wahrnehmung urhe-
berpersonlichkeitsrechtlicher Befugnisse, S. 57 ff.; Fromm/Nordemann/Dustmann, Vor § 12
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auf die konkrete Befugnis, insbesondere hinsichtlich der Person des Ausiibenden,
jedwedes Selbstbestimmungsrecht verlieren wiirden, sodass er stark in den person-
lichkeitsrechtlichen Komponenten des Urheberpersonlichkeitsrechts betroffen wéa-
re.!% Es wiirde sich daher um einen umfassenden Vorausverzicht handeln, der mit
dem Schutz des urheberpersénlichkeitsrechtlichen Kerns unvereinbar ist.'® Die
Abbedingung des Vernichtungsverbots iiber einen dinglich wirkenden Verzicht ist
somit abzulehnen.'%*®

bb) Schuldrechtliche Gestattungsvereinbarungen

Unter dem Oberbegriff der schuldrechtlichen Gestattungsvereinbarungen wer-
den schuldrechtliche Konstruktion wie das pactum de non petendo oder ein antizi-
pierter Erlassvertrag diskutiert.!®® Diese entsprechen indes regelmiBig nicht dem
Willen der Betroffenen.'*°

Das pactum de non petendo ist eine schuldrechtliche Abrede dariiber, die aus der
Vernichtung folgenden Anspriiche nicht geltend zu machen. Es handelt sich um
einen Ausiibungsverzicht, der dem Schuldner — hier dem Eigentiimer, nachdem er
das Werkoriginal vernichtet hat — ein Leistungsverweigerungsrecht gibt.'®"

Auf den ersten Blick erscheint dies sinnvoll. Allerdings ist die Wirkung des
Abkommens regelmiBig durch Auslegung zu ermitteln.'® Soll es sich um ein
Stillhalteabkommen handeln, das die prozessuale Geltendmachung ausschlieft, ist
die Klage bereits unzulissig.'” Soll dem Schuldner hingegen durch die Vereinba-
rung die Einrede der Nichtfilligkeit gestattet werden, ist die Klage des Urhebers
zulissig, aber unbegriindet.'**

Die erste Variante ist vorteilhaft fiir den Eigentlimer, da sie einen Prozess friih an
der Zulassigkeit scheitern ldsst. Nachteilhaft ist, dass Zinsenforderungen dennoch

Rn. 10; Schack, Urheber- und Urhebervertragsrecht, Rn. 361; OLG Miinchen Urt. v. 01.08.
1985-29 U 2114/85 = GRUR 1986, 460, 463 — Die unendliche Geschichte.

198 Vg]. Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstrungsverbot, S. 199; Schack, Rn. 637.
1987 Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstorungsverbot, S. 199; Schack, Rn. 637.
198 Ebenso Jéinecke, Das urheberrechtliche Zerstorungsverbot, S. 199; Schack, Rn. 637.

199 Vg1, Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstorungsverbot, S. 201 ff.; v. Gamm, UrhG,
Einf. Rn. 109; Dasch, Die Einwilligung zum Eingrift ins Recht am eigenen Bild, S. 28 ff.;
Erdmann, in: FS Loewenheim, S. 81, 89.

190 Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstorungsverbot, S. 201 ff.; a.A: Dieselhorst, Was
bringt das Urheberpersonlichkeitsrecht, S. 140f.; Osenberg, Die Unverzichtbarkeit des Ur-
heberpersonlichkeitsrechts, S. 44; v. Welser, Die Wahrnehmung urheberpersonlichkeitsrecht-
licher Befugnisse, S. 60.

191 ygl. MiiKo BGB/Fetzer, § 364 Rn. 14.
192 MiiKo BGB/Fetzer, § 364 Rn. 14.
1% MiiKo BGB/Fetzer, § 364 Rn. 14.
194 MiiKo BGB/Fetzer, § 364 Rn. 14.
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entstehen konnen, da es sich nicht um eine materielle Einrede handelt.'®® Vorteil
der zweiten Auslegungsmdglichkeit ist, dass hier die Zinsen nicht entstehen, da die
Forderung schon nicht fillig ist. Eine Klage wére allerdings zundchst zuldssig.
Durch die verschiedenen Auslegungsmoglichkeiten bleibt bei der Vereinbarung
stets eine Rechtsunsicherheit, die insbesondere im Interesse des Eigentiimers zu
vermeiden ist.

Hinzukommt, dass das Stillhalteabkommen weder die TatbestandsmiBigkeit
noch die Rechtswidrigkeit der Eingriffshandlung entfallen ldsst. Der Eigentiimer
wiirde daher bei einer vollstindigen Vernichtung stets eine tatbestandliche und
rechtswidrige Handlung begehen.'®® Wiirde der Urheber dann entgegen der Ver-
einbarung gegen diese Vernichtung vorgehen, séhe sich der Eigentiimer jedoch
einem Prozess ausgesetzt, wobei die Voraussetzungen des § 14 UrhG vorliegen
wiirden. Erst im Prozess wiirde sich die Frage stellen, wie die getroffene Verein-
barung auszulegen ist und ob dem Eigentiimer eine materielle Einrede zusténde.
Dies bedeutet im Ergebnis Rechtsunsicherheit fiir Urheber und Eigentlimer. Es ist
daher interessengerechter, wenn bereits die Voraussetzungen des § 14 UrhG selbst
entfallen wiirden. Demnach ist die Vereinbarung eines Ausiibungsverzicht zwar
denkbar, jedoch nicht ideal und daher abzulehnen.'®’

Auch der antizipierte Erlassvertrag ist, sofern er fiir wirksam vereinbar gehalten
wird, keine taugliche Losung.'”® Ein Erlassvertrag nach § 397 Abs. 1 BGB ist
grundsitzlich nur iiber Forderungen moglich, sodass er sich nicht auf das Urhe-
berpersonlichkeitsrecht selbst, sondern immer nur auf eine aus der Verletzung des
Urheberpersonlichkeitsrecht konkret erwachsene Forderung beziehen kann.'®” Tst
die Forderung also entstanden, kann sie im Nachgang erlassen werden. Bei einem
antizipierten Erlassvertrag, also dem Erlass der Forderung im Voraus, kommt es
jedoch zu einem Zirkelschluss. Wird die Forderung bereits vor ihrer Entstehung
erlassen, dann entsteht keine Forderung, die Gegenstand eines Erlassvertrages sein

1095 MiiKo BGB/Fetzer, § 364 Rn. 14.
19 Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstérungsverbot, S. 200 f.

17 Ebenso v. Welser, Die Wahrnehmung urheberpersonlichkeitsrechtlicher Befugnisse,
S. 60; Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstorungsverbot, S. 201 ff.; a. A.: Dieselhorst, Was
bringt das Urheberpersonlichkeitsrecht, S. 140 f.; Osenberg, Die Unverzichtbarkeit des Ur-
heberpersonlichkeitsrechts, S. 44.

18 Fiir die Wirksamkeit: BGH Urt. v. 28.11.1963 — IT ZR 41/62 = NJW 1964, 648, 649;
dagegen: RG Urt. v. 05.07.1935 — 11 340/34 = RGZ 148, S. 257, 263; OLG Miinchen Urt. v.
01.08.1985-29 U 2114/85=GRUR 1986, 460, 463 — Die unendliche Geschichte; Griineberg/
Griineberg, § 397 Rn. 3; v. Welser, Die Wahrnehmung urheberpersonlichkeitsrechtlicher Be-
fugnisse, S. 59 f.; Dasch, Die Einwilligung zum Eingriff ins Recht am eigenen Bild, S. 30;
Dieselhorst, Was bringt das Urheberpersonlichkeitsrecht, S. 140f.; v. Gamm, UrhG, Einf.
Rn. 109, § 14 Rn. 7.

19 OLG Miinchen Urt. v. 01.08.1985-29 U 2114/85 = GRUR 1986, 460, 463 — Die
unendliche Geschichte; Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstorungsverbot, S. 199 f.; Diesel-
horst, Was bringt das Urheberpersonlichkeitsrecht, S. 140.
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konnte."'” AuBerdem ist § 276 Abs. 3 BGB zu beachten.''”' Danach kann dem
Schuldner die Haftung wegen Vorsatzes nicht im Voraus erlassen werden. Bei der
Vernichtung des Werkoriginals handelt sich jedoch regelméBig um vorsétzliches
Handeln des Eigentiimers, da fahrldssiges Handeln nicht geeignet ist, die ideellen
Interessen des Urhebers zu gefihrden.''”” Insbesondere, wenn bereits im Vorfeld
iiber die Vernichtungsbefugnis verhandelt wird, wird grob fahrldssiges Handeln ein
seltener Einzelfall sein. Daher ist ein antizipierter Erlassvertrag bereits nach § 276
Abs. 3 BGB bei der Vernichtung ausgeschlossen.''” Ist das Werkoriginal bereits
vernichtet, kann im Anschluss darauf ein Erlassvertrag geschlossen werden. Vor der
Handlung ist dies nicht wirksam mdoglich.

Es handelt sich daher bei der Disposition iiber das Vernichtungsverbot beziiglich
des konkreten Werkoriginals nicht um schulrechtliche Gestattungsvereinbarungen.

cc) Einwilligung

Eine entsprechende Vereinbarung konnte jedoch iiber eine Einwilligung ab-
bildbar sein.''™ Dabei sind die Rechtsnatur, die Wirkung — dinglich oder schuld-
rechtlich — sowie etwaige Widerrufsmoglichkeiten der Einwilligung im Kontext der
vollstandigen Vernichtung zu betrachten. Zudem konnte die Einwilligung tatbe-
standsausschlieBende oder rechtfertigende Wirkung haben und es ist fraglich, wie
sich die Einwilligung im Verhéltnis zum zugrundeliegenden Vertragsverhéltnis
zwischen Eigentiimer und Urheber auswirkt.

(1) Rechtsnatur der Einwilligung

Ausfithrungen zur Rechtsnatur der Einwilligung im Kontext des urheberrechtli-
chen Vernichtungsverbotes finden sich kaum. Die Rechtsnatur der Einwilligung bei
Eingriffen in persénlichkeitsrechtliche Befugnisse ist hingegen umstritten.''® Dabei
wird sie teilweise als rechtsgeschiftliche Handlung,'' teilweise als geschiftsihn-
liche Handlung"" und teilweise als bloBer Realakt eingeordnet.''® Auch die

1% Ebenso Erdmann, in: FS Loewenheim, S. 81, 89.

101 Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstdrungsverbot, S. 200.

%2 Siehe dazu unter Kapitel 2 B.II1.2.b)aa), S. 118 f.

119 Ebenso Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstorungsverbot, S. 200.
1% vgl. Erdmann, in: FS Loewenheim, S. 81, 89 1.

1195 Ausfiihrlicher Streitstand: Dasch, Die Einwilligung zum Eingriff ins Recht am eigenen
Bild, S. 38 ff.; Helle, AfP 1985, 93, 93 ff.

1% Wenzel, Das Recht der Wort- und Bildberichterstattung, Kapitel 7 Rn. 159; Helle, Be-
sondere Personlichkeitsrechte im Zivilrecht, S. 102; v. Welser, Die Wahrnehmung urheber-
personlichkeitsrechtlicher Befugnisse, S. 63.

"7 Griineberg/Ellenberger, Uberbl. v. § 104 Rn. 8.
"% Deutsch, Allgemeines Haftungsrecht, Rn. 282.
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Rechtsprechung des BGH ist uneindeutig,''” sodass der Einwilligung rechtsge-

schiftlicher Charakter zu-, teilweise jedoch auch abgesprochen wird.''"

Bei rechtsgeschéftlichen Handlungen handelt es sich um Willenserklarungen
oder Willensbetitigungen, deren Zweck es ist, eine privatrechtliche Rechtsfolge
herbeizufiihren. Die Rechtsfolge wird vom Gesetz angeordnet, ihr Eintritt ist aller-
dings vom Willen des Erklirenden abhingig."""' Der Erkldrende muss die Rechts-
folge wollen. Bei geschéftsdhnlichen Handlungen sieht das Gesetz ebenfalls eine
bestimmte Rechtsfolge vor. Inhalt der Erkldrung ist nicht die Anordnung einer be-
stimmten Rechtsfolge, sondern ein rein tatsdchlicher Erfolg. Ein auf die Rechtsfolge
gerichteter Wille des Handelnden ist nicht erforderlich.''? Bei einem Realakt hat
die jeweilige Handlung keinen Mitteilungszweck, das Gesetz kniipft daher eine
Rechtsfolge an die Handlung, ohne Riicksicht auf das Gewollte.''"?

Zur Bestimmung der Rechtsnatur der Einwilligung sind der Wortlaut des Urhe-
berrechtsgesetzes und die Gesetzesbegriindung, speziell zu § 29 Abs. 2 UrhG und
§ 39 UrhG, wie auch die Funktion der Einwilligung heranzuziehen.''"

Der Wortlaut des Urheberrechtsgesetzes ist nicht eindeutig. § 29 Abs. 2 UrhG,
der Rechtsgeschifte iiber das Urheberrecht normiert, spricht von der Zulédssigkeit
der schuldrechtlichen Einwilligung und von Vereinbarungen zu Verwertungsrech-
ten, sowie die in § 39 UrhG geregelten Rechtsgeschifte iiber Urheberpersonlich-
keitsrechte. Dies konnte implizieren, dass die in § 39 UrhG benannten Vereinba-
rung, als Rechtsgeschiifte anzusehen sind. Nach § 39 Abs. 2 UrhG sind Anderungen
des Werkes zuldssig, zu denen der Urheber seine Einwilligung nach Treu und
Glauben nicht versagen kann. Das bedeutet, dass Einwilligungen zu Werkénde-
rungen nach § 39 Abs. 2 UrhG Rechtsgeschifte im Sinne des § 29 Abs. 2 UrhG sein
konnten und es sich somit bei Einwilligungen in urheberpersonlichkeitsrechtliche
Eingriffshandlungen um Rechtsgeschifte handelt.'''> Der Wortlaut lisst jedoch
auch eine andere Deutung zu. Der Begriff Vereinbarung in § 39 Abs. 1 UrhG
konnte sich auf das der Einwilligung zugrunde liegende Verpflichtungsgeschift
beziehen, was dazu fiihrt, dass der Begriff Rechtsgeschift in § 29 Abs. 2 UrhG sich
ebenfalls auf das zugrunde liegende Verpflichtungsgeschiift bezieht.'''® Das heifit
der Wortlaut allein bietet keinen Aufschluss iiber die Rechtsnatur der Einwilligung.

99 BGH Urt. v. 25.09.1952 — III ZR 322/51 = NJW 1953, 700, 701; BGH Urt. v. 07.02.
1984 — VI ZR 188/82 = NJW 1984, 1395, 1396.

119 Aysfithrlich zur Rechtsnatur: Ohly, ,,Volenti non fit iniuria®, S. 178 ff.; Osken, Die
schlichte Einwilligung, S. 25.

" Larenz/Neuner/Wolf, Allgemeiner Teil des BGB, § 28 Rn. 2.

"2 1 arenz/Neuner/Wolf, Allgemeiner Teil des BGB, § 28 Rn. 8.

"3 Larenz/Neuner/Wolf, Allgemeiner Teil des BGB, § 28 Rn. 13.
114 ygl. Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstorungsverbot, S. 207 ff.
13 Vgl. Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstrungsverbot, S. 207 ff.
118 Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstdrungsverbot, S. 207.
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Auch aus der Gesetzesbegriindung ergeben sich allenfalls indizielle Anhalts-
punkte.'""” So wird in der Gesetzesbegriindung des § 29 UrhG explizit statuiert, dass
§ 29 UrhG keine Aussage liber die Rechtsnatur der in § 39 UrhG geregelten
Rechtsgeschiifte trifft.'!"® Die Verwendung des Begriffs Rechtsgeschifts im selben
Kontext wie die Aussage, dass keine Rechtsnatur bestimmt werden soll, ist irre-
fiilhrend und erlaubt keinen eindeutigen Riickschluss auf eine gesetzgeberische
Einordnung."" In der Begriindung zu § 39 UrhG heiBt es hingegen, dass dieser als
Beleg fiir die Zuléssigkeit rechtsgeschéftlicher Verfiigungen iiber das Urheberper-
sonlichkeitsrecht herangezogen werden konnte.''” Ein Bezugspunkt zur Einwilli-
gung ergibt sich allerdings auch hieraus nicht, sodass uneindeutig bleibt, ob diese
auch rechtsgeschéftlichen Charakter haben soll, oder sich die Begriindung auf an-
deren Verfligungen bezieht. Daher lassen sich aus der Gesetzesbegriindung allen-
falls Indizien fiir einen rechtsgeschiftlichen Charakter der Einwilligung herleiten.
Eine klare Einordnung ist nicht moglich. ''*!

Fiir Klarheit kann die Betrachtung der Funktion der Einwilligung sorgen.''*> Da
die Einwilligung in die vollstindige Vernichtung zu einem Realakt — der Vernich-
tung — berechtigt, kdnnte angenommen werden, dass auch ihr selbst nur ein tat-
sichlicher und kein rechtsgeschiftlicher Charakter zukommt.''** Diese Argumen-
tation verkennt allerdings, dass die Berechtigung zu einem Realakt nichts iiber die
Rechtsnatur der Erteilung der Berechtigung selbst in Form der Einwilligung aus-
sagt."'” AuBerdem dient die Einwilligung zur Herbeifiihrung eines rechtlichen Er-
folges in Form der Gestattung einer ansonsten rechtswidrigen Handlung des Ei-
gentiimers. Die Gestattung tritt somit ein, weil sie vom Urheber gewollt ist.''*
Dementsprechend ist die Rechtswirkung der Einwilligung vom Willen des Urhebers
abhéngig, sodass eine Einordnung als Realakt dem Parteiwillen widersprechen
wiirde und somit abzulehnen ist.'"*®

Der Einordnung der Einwilligung als geschéftsdhnliche Handlung — wie es etwa
bei der Genehmigung nach § 177 Abs. 2 BGB der Fall ist — steht entgegen, dass der
Urheber durch die Erkldrung der Einwilligung in die vollstindige Vernichtung
seines Werkes bewusst eine Rechtsfolge herbeifithren mochte. Die Erklarung ist
nicht auf eine tatsidchliche Folge — die Vernichtung des Werkoriginals —, sondern

M7 Vgl. Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstrungsverbot, S. 207 f.
118 RegE UrhG 2001, BT-Drucks. 14/6433, S. 14.

"% Ebenso Jéinecke, Das urheberrechtliche Zerstérungsverbot, S. 207.
1120 RegE UrhG 2001, BT-Drucks. 14/6433, S. 18.

"21'Vgl. Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstdrungsverbot, S. 207 f.
122 ygl. Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstorungsverbot, S. 208 ff.

123 7um tatsdchlichen Charakter: BGH Urt. v. 05.12.1958 — VI ZR 266/57 = NJW 1959,
811, 811.

124 Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstorungsverbot, S. 208.
1125 Gétting, Personlichkeitsrechte als Vermdgensrechte, S. 147.
126 Ebenso Jéinecke, Das urheberrechtliche Zerstdrungsverbot, S. 208.
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auf eine Rechtsfolge, die Legalisierung der Zerstdrungshandlung durch den Eigen-
tiimer, gerichtet.''”’

Der Einwilligung ist daher unter Beachtung des Parteiwillen rechtsgeschiftliche
Natur zuzusprechen.''®® Es handelt sich um eine empfangsbediirftige Willenserkli-
rung, sodass die entsprechenden Vorschriften des Biirgerlichen Gesetzbuches An-
wendung finden."” In Anbetracht des personlichkeitsrechtlichen Charakters kon-
nen indes Modifikationen notwendig sein.''*

Die Erteilung der Einwilligung ist — wie bei rechtsgeschéftlichen Handlungen
iiblich — auch konkludent durch schliissiges Verhalten moglich.'"*" Hierfiir sind
konkrete Anhaltspunkte erforderlich. Allein aufgrund der Ubereignung des Werk-
originals ist keine konkludente Einwilligung in die Zerstérung anzunehmen. Es
bedarf weiterer Hinweise, die deutlich auf das Einverstindnis des Urhebers mit
einer Vernichtung durch den Eigentiimer hindeuten.''**

(2) Wirkung der Einwilligung und Widerrufsmoglichkeit

Die Frage danach, ob der Einwilligung des Urhebers eine dingliche oder
schuldrechtliche Wirkung zukommt, ist sowohl fiir die rechtliche Position des
Einwilligungsempfiangers gegeniiber Dritten und dem Urheber selbst wie auch fiir
die Frage des Widerrufs der Einwilligung von entscheidender Bedeutung. Der In-
haber eines dinglichen und damit absoluten Rechts ist berechtigt, jedem Dritten
unabhéngig etwaiger schuldrechtlichen Vertragsbeziehungen die Einwirkung auf
den jeweiligen Gegenstand zu verbieten, sodass es faktisch zu einer Ubertragung
der Befugnis auf eine andere Person kime."* Schuldrechtliche Vereinbarungen
sind indes relativ und wirken daher lediglich zwischen den am Rechtsgeschift be-
teiligten Vertragsparteien.''**

In der Literatur wird eine dingliche Wirkung teilweise befiirwortet.''*® Dabei
wird eine ,,gebundene Ubertragung® von urheberpersénlichkeitsrechtlichen Ein-

27 Vgl. Gétting, Personlichkeitsrechte als Vermdgensrechte, S. 147.
128 Ebenso Ohly, ,,Volenti non fit iniuria“, S. 214.

12 Ebenso Ohly, ,,Volenti non fit iniuria“, S. 214; Jéinecke, Das urheberrechtliche Zer-
storungsverbot, S. 210; Helle, Besondere Personlichkeitsrechte im Zivilrecht, S. 102 f.; fiir das
Recht am eigenen Bild Dasch, Die Einwilligung zum Eingriff ins Recht am eigenen Bild,
S. 61 ff.

1130 Only, ,Volenti non fit iniuria®, S. 214; Jéinecke, Das urheberrechtliche Zerstérungs-
verbot, S. 209.

131 Federle, Der Schutz der Werkintegritit, S. 84 f.; Jinecke, Das urheberrechtliche Zer-
storungsverbot, S. 219f.

32 Ebenso Jéinecke, Das urheberrechtliche Zerstorungsverbot, S.220; siche dazu bei
aufgedriangten Werkverkorperungen unter Kapitel 2 B.II1.2.b)cc), S. 124.

133 Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstorungsverbot, S. 214.
134 KrafBer, GRUR Int. 1983, 537, 538.
'35 Forkel, Gebundene Rechtsiibertragungen, S. 168 ff., 175.
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zelbefugnissen vertreten, wobei das Urheberpersonlichkeitsrecht als Mutterrecht
beim Urheber verbleibe und so der Urheber dennoch eine gewisse Kontrolle ausiibe.
Sollte das abgeleitete Recht erloschen, wiirde dessen Inhalt automatisch an das
Mutterrecht zuriickfallen.''*® Teilweise wird auch vertreten, dass auf persénlich-
keitsrechtliche Befugnisse mit dinglicher oder ,,quasi-dinglicher Wirkung ver-
zichtet werden konne, wobei die konkrete Ausgestaltung unterschiedlich beurteilt
wird.""” Weitere Autoren sowie die Instanzrechtsprechung lehnen hingegen eine
dingliche Wirkung der Einwilligung ab.'"*®

Es ist hier zunédchst zwischen dem unzuldssigen absoluten Verzicht und einer
dinglichen wirkenden Einwilligung zu unterscheiden. Bei der Letzteren wird die
Rechtsposition im Gegensatz zum absoluten Verzicht nicht vollstindig aufgegeben.
Es findet eine Befugnisiibertragung auf den Eigentiimer statt, wobei der Urheber
nicht dem Eingriff eines jeden Dritten schutzlos ausgeliefert wére, sondern der
Eigentiimer die Befugnis anstelle des Urhebers ausiiben kénnte.'"* Fiir eine ding-
lich wirkende Einwilligung spricht das praktische Bediirfnis des Urhebers, dem
Eigentiimer eine gesicherte Rechtsposition einrdumen zu kénnen.'"*’ In der Praxis
ist es hdufig notwendig, dass dem Eigentliimer zur vollstindigen Verwertung der an
ihn tibertragenen Nutzungsrechte auch urheberpersonlichkeitsrechtliche Befugnisse
iibertragen werden.'"*! Wiirde hier eine nur relative Wirkung der Einwilligung an-
genommen werden, hitte dies fiir den Eigentlimer erhebliche Nachteile, die ledig-
lich mit komplexen juristischen Konstrukten ausgeglichen werden kénnten.''*?
Auch spricht die monistische Ausgestaltung des Urheberrechts dafiir, mit zumindest
quasi-dinglicher Wirkung iiber urheberpersonlichkeitsrechtliche Befugnisse dispo-
nieren zu konnen. Denn nach § 31 Abs.3 UrhG ist fiir die Einrdumung aus-
schlieBlicher Nutzungsrechte gesetzlich eine quasi-dingliche Wirkung vorgese-
hen.lm

113 Forkel, Gebundene Rechtsiibertragungen, S. 168 ff., 175.

57 Brandl, AfP 1981, 347, 351; Seemann, UFITA 1996, Bd. 131, 5, 40; Magold, Perso-
nenmerchandising, S. 511 ff.; Federle, Der Schutz der Werkintegritit, S. 79 f.

133 OLG Hamburg Urt. v. 11.06.1998—3 U 284/97 = ZUM-RD 1999, 122, 124f. —
Backstreet Boys; Gétting, Personlichkeitsrechte als Vermogensrechte, S. 143; Helle, Beson-
dere Personlichkeitsrechte im Zivilrecht, S. 111 ff., 115; v. Welser, Die Wahrnehmung urhe-
berpersonlichkeitsrechtlicher Befugnisse, S. 64 f.; Schricker, EWiR 1987, 79, 80.

1139 gl Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstorungsverbot, S. 215.

140 ygl. Federle, Der Schutz der Werkintegritit, S. 82; Jinecke, Das urheberrechtliche
Zerstorungsverbot, S. 216.

1141 ygl. Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstorungsverbot, S. 216.

1142 Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstdrungsverbot, S. 216; zu den Konstruktionsmog-

lichkeiten ausfiihrlich: v. Welser, Die Wahrnehmung urheberpersonlichkeitsrechtlicher Be-
fugnisse, S. 87 ff.

"3 BGH Urt. v. 21.11.1958 — 1 ZR 98/57 = GRUR 1959, 200, 202 — Der Heiligenhof: nur
dinglich: Schricker/Loewenheim/Ohly, § 31 Rn. 50.
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Bezogen auf die Einwilligung zur Vernichtung kénnte einer dinglichen Wirkung
jedoch — sofern diese nicht ausdriicklich vertraglich festgeschrieben wird''** — der
Ubertragungszweckgedanke entgegenstehen.'" Der in § 31 Abs. 5 UrhG normierte
Auslegungsgrundsatz des Ubertragungszweckgedankens beinhaltet, dass nach der
BGH-Rechtsprechung zum Schutz des Urhebers Nutzungsrechte nur in dem Um-
fang iibertragen werden, den der mit dem Vertrag verfolgte Zweck ,,unbedingt*
erfordert''* oder der fiir den Vertragszweck unerlésslich ist.''*’ Dieser ist auch auf
Vereinbarungen iiber Urheberpersonlichkeitsrechte anwendbar.''** Die vollstindige
Vernichtung des Werkoriginals miisste damit dem Vertragszweck, insbesondere
den zu libertragenden Nutzungsrechten des Eigentiimers zutrdglich sein. Da durch
die Vernichtung mdglicherweise iibertragene Nutzungsrechte jedoch gegenstands-
los werden, kann der Vertragszweck durch die Vernichtung nicht gefordert werden.
Die Vernichtung ist keine fiir die Verwertung des Werkstiicks notwendige urhe-
berpersonlichkeitsrechtliche Befugnis, ohne die ein Nutzungsrecht nicht ausgeiibt
werden kann. Zweck der Ubertragung ist vielmehr dem Eigentiimer eine moglichst
rechtssichere Moglichkeit der Vernichtung zu schaffen. Die Vernichtung ist somit
nicht fiir den Vertrag unbedingt erforderlich oder fiir die Verwertung unerlésslich.
Der Ubertragungszweckgedanke spricht somit gegen eine dingliche Wirkung der
Einwilligung.

Da es sich um einen Auslegungsgrundsatz handelt, kann auch bei der weiteren
Einordnung der Ubertragungszweckgedanke herangezogen werden.'"* Auch bei
der nicht an ein Nutzungsrecht gebundenen Ubertragung urheberpersénlichkeits-
rechtlicher Befugnisse ist zum Schutz des Urhebers daher davon auszugehen, dass
nur die Befugnisse eingerdumt werden sollen, die fiir die Ausiibung des jeweiligen
Rechts unerlésslich sind und zugleich dem Urheber das grofitmogliche Mal} an
Selbstbestimmung zubilligen.

Damit wire eine schuldrechtliche Wirkung der Einwilligung naheliegend, denn
der Eigentiimer kann bereits aufgrund seiner dinglichen Position aus dem Eigentum
absolut iiber das Werkstiick verfligen und somit Dritten die Vernichtung des
Werkoriginals verbieten. Dafiir wird keine dingliche wirkende Ubertragung des
Vernichtungsverbotes bendtigt.''*® AuBerdem ist im Zweifel anzunehmen, dass die

14 ygl. Fromm/Nordemann/.J. B. Nordemann, § 31 Rn. 122.
%5 Vgl. Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstdrungsverbot, S. 216 f.

146 BGH Urt. v. 29.04.2010 — I ZR 68/08 = GRUR 2010, 623, Rn. 20 — Restwertbérse;
BGH Urt. v. 22.04.2004 — 1 ZR 174/01 = GRUR 2004, 938, 938 — ComiC—Ubersetzungen 111,
Fromm/Nordemann/J. B. Nordemann, § 31 Rn. 109.

47 BGH Urt. v. 06.10.2016 — I ZR 25/15 = GRUR 2017, 266, Rn. 44 — World of War-
craft I, BGH Urt. v. 29.04.2010 — I ZR 68/08 = GRUR 2010, 623, Rn. 20 — Restwertborse,
Fromm/Nordemann/J. B. Nordemann, § 31 Rn. 109.

148 Vg1, Fromm/Nordemann/J. B. Nordemann, § 31 Rn. 121; fiir das Verdffentlichungs-
recht: BGH Urt. v. 26.11.1954 — T ZR 266/52 = GRUR 1955, 201, 204 — Cosima Wagner.

19 Dreier/Schulze/Schulze, § 31 Rn. 118.

1130 v g1, Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstdrungsverbot, S. 216 f.
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Vernichtungsbefugnis des Urhebers, nachdem sie durch die Einwilligung auf den
Eigentiimer iibertragen wurde, im Interesse und zum Schutz des Urhebers nicht
ohne dessen Kenntnis an einen Dritten weiteriibertragen werden soll. Dies wére bei
einer dinglichen Wirkung indes méglich. Damit wiirde eine dinglich wirkende Ei-
nigung den Urheber iiber das notwendige Maf} hinaus in seinem Selbstbestim-
mungsrecht tangieren. Auch wire sie nicht mit dem Ubertragungszweckgedanken
vereinbar, weswegen er Einwilligung keine dingliche Wirkung zukommt.

Deshalb auf eine schuldrechtliche Wirkung zu schlieBen, wire indes vorschnell.
Die schuldrechtliche Ebene birgt die Problematik, dass dem Urheber kein Wider-
rufsrecht zustehen wiirde. Da die Einwilligung rechtsgeschéftlichen Charakter hat,
finden die §§ 130 ff. BGB Anwendung, weswegen die Erkldrung des Urhebers in
Zusammenschau mit einem zugrunde liegenden Vertrag nach dem Grundsatz pacta
sunt servanda nicht frei widerruflich ist und damit Bindungswirkung entfaltet.''™'
Ein grundsétzliches Widerrufsrecht ist faktisch erforderlich, da sich neben dem
personlichen auch das geistige Interesse des Urhebers an seinem Werkoriginal nach
Erteilung der Einwilligung verdndern kann. Dies gilt insbesondere, wenn das
Werkoriginal retrospektiv eine hohere Relevanz fiir sein Gesamtschaffen erlangt hat
und es ihm daher umso wichtiger ist, dass die kommunikative Wirkung weiterhin
fortbesteht.''** In Rechtsprechung und Literatur wird ein Widerrufsrecht teilweise
ohne Weiteres fiir zuliissig gehalten.'"® Andere machen das Recht von einer Inter-
essenabwigung''** oder von der Eigenart und Bedeutung fiir das Persénlichkeits-
recht abhingig.''*® Teilweise wird es auch fiir ginzlich unzulissig gehalten.'"*® Eine
unwiderrufliche Wirkung der Erkldrung wiirde zwar fiir Rechtssicherheit sorgen,
indes wire sie nicht mit dem personlichkeitsrechtlichen Charakter des Urheber-
personlichkeitsrecht vereinbar, da das Selbstbestimmungsrecht des Urhebers iiber
die MaBen verkiirzt werden wiirde.'"”” Damit hat die Annahme eines schuldrecht-
lichen Charakters Schwichen.

Teilweise soll diese Schwiche durch eine analoge Anwendung des § 42 UrhG
ausgeglichen werden''*®. Dies iiberzeugt jedoch nicht. § 42 Abs. 1 UrhG gewihrt
dem Urheber das Recht ein Nutzungsrecht gegeniiber dem Inhaber zuriickzurufen,

51 Ohly, ,.Volenti non fit iniuria“, S. 214; Jéinecke, Das urheberrechtliche Zerstrungs-
verbot, S. 210f.

'52 Ahnlich Jéinecke, Das urheberrechtliche Zerstorungsverbot, S. 211.
1153 Specker, Die Persénlichkeitsrechte, S. 200.

% LG Oldenburg Beschl. v. 21.04.1988—5 S 1656/87 = GRUR 1988, 694, 695f. —
Grillfest.

155, Welser, Die Wahrnehmung urheberpersonlichkeitsrechtlicher Befugnisse, S. 79 ff.;
Helle, Besondere Personlichkeitsrechte im Zivilrecht, S. 117 ff.; Wenzel, Das Recht der Wort-
und Bildberichterstattung, Kapitel 7 Rn. 204.

1% OLG Freiburg Urt. v. 11.06.1953-2 U 52/53 = GRUR 1953, 404, 405; v. Gamm,
UrhG, Einl. Rn. 109.

57 Jéinecke, Das urheberrechtliche Zerstdrungsverbot, S. 211.
1138 Vg, Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstdrungsverbot, S. 212 f.
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wenn das Werk seiner Uberzeugung nicht mehr entspricht und ihm deshalb die
Verwertung des Werkes nicht mehr zugemutet werden kann.''”” Wenngleich § 42
UrhG sich auf Nutzungsrechte bezieht, beinhaltet er den Grundgedanken des Ur-
heberpersonlichkeitsrechts, dass das Werk nur in der Gestalt der Offentlichkeit zu-
ginglich gemacht werden soll, wie der Urheber es mit seinen aktuellen ideellen
Interessen vereinbaren kann.''*° Es wird vertreten, dass der Anwendungsbereich der
Norm dahingehend auszudehnen ist, dass dem Urheber die Moglichkeit eingerdumt
werden muss, sein Einverstdndnis zu einem Eingriff widerrufen zu kénnen, wenn
sich seine Uberzeugung derart gewandelt hat, dass ein Festhalten an der erteilten
Zustimmung nicht mehr zumutbar erscheint.''®" Dabei soll die Zumutbarkeit in-
nerhalb einer Interessenabwigung ermittelt werden.''®> Hierbei wird jedoch ver-
kannt, dass sich die Norm ihrem Charakter nach ausschlielich auf die ideellen
Interessen in Form der personlichen Interessen des Urhebers bezieht. Dem Urheber
soll das Recht gewéhrt werden, selbst dariiber zu bestimmen, ob durch die Nutzung
des Werkes weiterhin eine Zurechnung zu seiner Person stattfinden soll."'®® Dies
umfasst somit nicht die Wirkung des Werkes selbst, sondern die Zurechnung der
Aussagen zum Urheber und damit die mogliche Fehldarstellung seiner gewandelten
Uberzeugung. Die geistigen Interessen unterfallen daher nicht dem Schutzbereich
des § 42 UrhG."'*

Zudem wiren an ein solches Widerrufsrecht in entsprechender Anwendung des
§ 42 UrhG strenge Anforderungen zu stellen.''® Dies wiirde ebenfalls nicht dem
Charakter der vollstindigen Vernichtung des Werkoriginals gerecht werden. Denn
die Erteilung des Nutzungsrechts ist fiir den Urheber ein vergleichsweiser nieder-
schwelliger Eingriff in seine Rechte, speziell, da die Norm auch beschrinkte Nut-
zungsrechte umfasst. Die vollstindige Vernichtung des Werkoriginals schlief3t
hingegen die Moglichkeit der kommunikativen Wahrnehmung in der vom Urheber
vorgesehen Form irreversibel aus. Da es sich bei der Erteilung des Nutzungsrechts
um einen weniger schwerwiegenden Eingriff handelt, sind an den Riickruf zum
Schutze des Rechtsverkehrs strenge Anforderungen zu stellen. Bei der Vernichtung
hingegen muss es dem Urheber unter leichteren Anforderungen moglich sein, die
Einwilligung zu widerrufen, da der Eingriff schwerwiegender ist. Insgesamt spricht
daher zu einiges gegen eine vergleichbare Interessenlage und somit eine analoge
Anwendung des § 42 UrhG auf die Einwilligung.

%9 Jéinecke, Das urheberrechtliche Zerstérungsverbot, S. 212.
1160 Wandtke/Bullinger/ Wandtke, § 42 Rn. 1.
161y, Welser, Die Wahrnehmung urheberpersonlichkeitsrechtlicher Befugnisse, S. 80.

162 Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstorungsverbot, S.212; v. Welser, Die Wahrneh-
mung urheberpersonlichkeitsrechtlicher Befugnisse, S. 80 f.

1% Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstorungsverbot, S. 212.
114 Jéinecke, Das urheberrechtliche Zerstdrungsverbot, S. 212 f.
1195 Wandtke/Bullinger/ Wandtke, § 42 Rn. 5 f.
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Dies hat zur Folge, dass die Schwiche der schuldrechtlichen Wirkung nicht
aufgewogen werden kann. Es erscheint daher iiberzeugend eine quasi-dingliche
Wirkung der Einwilligung anzunehmen. Quasi-dinglich insofern, als die erteilte
Einwilligung nicht vom Eigentlimer — wie bei einer dinglich wirkenden Einwilli-
gung — ohne Weiteres an Dritte iibertragbar ist. Dies wiirde zwar den Eigentiimer-
interessen entsprechen, nicht jedoch mit dem Ubertragungszweckgedanken verein-
bar sein. Allerdings ist entsprechend der Interessen keine schuldrechtliche Wirkung
anzunehmen, da hier eine Widerrufsmoglichkeit nicht besteht. Eine quasi-dingliche
Wirkung erlaubt jedoch diese Moglichkeit, indem der Rechtsgedanke des § 873
Abs. 2 BGB herangezogen werden kann.''*® Mithin hat die Einwilligung des Ur-
hebers in die vollstindige Vernichtung des Werkoriginals einen quasi-dinglichen
Charakter. Dieser Grundgedanke ist zumindest hinsichtlich des Widerrufs der Ein-
willigung bereits aus datenschutzrechtlichen Fragen bekannt.!'®”

(3) Ausgestaltung des Widerrufs

Die Widerrufsmdglichkeit ergibt sich aufgrund des rechtsgeschiftlichen Cha-
rakters und der quasi-dinglichen Wirkung der Einwilligung. Im Rahmen von ding-
lichen Rechtsgeschéften wird fiir die Zuldssigkeit des Widerrufs einer Willenser-
klarung bis zum Zeitpunkt des Realakts — dem Eigentumsiibergang — die Erklarung
fiir widerruflich gehalten. Dieses Argument folgt unmittelbar aus § 873 Abs. 2
BGB, wonach die Bindungswirkung der Erkldrung nur gegeben ist, wenn letztere
notariell beurkundet, vor dem Grundbuchamt abgegeben oder bei diesem einge-
reicht oder eine Eintragungsbewilligung ausgehindigt wurde."'®® Die Ubertragung
dieses Gedankens auf die vollstindige Vernichtung als Realakt hat zur Folge, dass
die Einwilligung bis zum Realakt der Vernichtung durch den Eigentlimer frei wi-
derruflich ist. Dabei kommt es nicht auf etwaige Griinde an, wodurch der Schwere
des Eingriffs Rechnung getragen wird. Zu beachten ist allerdings, dass der Einwil-
ligung als Kausalgeschift ein schuldrechtlicher Vertrag zugrunde liegt. Ist dort eine
erhdhte Vergiitung des Urhebers fiir die Erteilung der Einwilligung vereinbart
worden, hat ein ebenfalls quasi-dinglich wirkender Widerruf die Folge, dass der
Urheber sich gegeniiber dem Eigentiimer schadensersatzpflichtig macht, indem er
sich auf schuldrechtlicher Ebene vertragsbriichig verhalt."'®

Es mag der Eindruck entstehen, dass dieses Konstrukt fiir den Eigentiimer eine
erhebliche Rechtsunsicherheit bedeutet. Der Eigentiimer kann allerdings davon

1% Dazu ausfiihrlich unter Kapitel 3 B.IL3.b)cc)(3), S. 215.
1167 Spindler/Schuster/Spindler/Dalby, Art. 7 DS-GVO, Rn. 12.

168 BGH Urt. v. 14.11.1977 — VIII ZR 66/76 = NJW 1978, 696, 697; Griineberg/Herrler,
§929 Rn. 9.

19 Vg1, Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstdrungsverbot, S. 213; Ohly, ,,Volenti non fit
iniuria“, S. 354 m.w.N., der in analoger Anwendung des § 122 Abs. 1 BGB den Ersatz des
Vertrauensschadens vorschlagt.
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ausgehen, dass, wenn ihm keine Widerrufserklarung des Urhebers zugeht, die Ein-
willigung erteilt ist.

Dies bedeutet fiir den Eigentiimer vor der Vernichtung, dass es Risiko des Ur-
hebers ist, dass die Vernichtung bereits geschehen ist, bevor er den Widerruf aus-
spricht. Ist die Einwilligung erteilt, kann der Urheber das Werkoriginal vernichten.
Widerruft der Urheber seine Einwilligung bedeutet dies nur, dass der bereits abge-
bildete Mechanismus''” der Interessabwiigung zum Tragen kime. Dabei ist die
erteilte, aber widerrufene Einwilligung im Rahmen der Interessenabwigung zu be-
riicksichtigen. Sie kann ein Hinweis dafiir sein, dass die Urheber-Werk-Beziehung
eingangs nicht stark ausgeprdgt war, sodass zu hinterfragen ist, wieso das
nun — nach dem Widerruf — der Fall sein sollte.

Damit gewdéhrt diese Konstellation dem Urheber den groftmoglichen Hand-
lungsspielraum, wéhrend der Eigentiimer eine zuverldssige Rechtsposition innehat.
Sollte ihm diese genommen werden, ist er nicht schlechter gestellt als vor der Ein-
willigung. Die Einwilligung ist daher bis zum Realakt der Vernichtung durch den
Urheber widerruflich.

dd) TatbestandsausschlieBende oder rechtfertigende Einwilligung

Nachdem die Disposition iiber die Vernichtungsbefugnis als Einwilligung ein-
gestuft wurde, ist fraglich, ob die Einwilligung eine tatbestandsausschlieBende oder
eine rechtfertigende Wirkung hat. Die Einordnung kann nur in Bezug auf den
konkreten Tatbestand und nicht abstrakt vorgenommen werden.'"”!

Einer rechtfertigenden Einwilligung ist immanent, dass diese als Ausnahme der
Regel anzusehen ist. Grundsitzlich handelt es sich um ein verwirklichtes Unrecht,
das durch eine besondere Konstellation ausnahmsweise nicht rechtswidrig ist.''”?
Die tatbestandsausschlieBende Einwilligung ist jedoch regelmdBig Ausfluss des
Selbstbestimmungsrechts des Rechteinhabers, sodass durch dessen Ausiibung nicht
auf Rechtsschutz verzichtet wird, sondern von dem origindren Recht auf Selbstbe-
stimmung — dhnlich wie beim Hausfriedensbruch im Strafrecht''” — Gebrauch ge-
macht wird."'™*

Auch das Urheberpersonlichkeitsrecht schiitzt das Recht des Urhebers, dariiber
zu entscheiden, was mit seinem Werk geschehen und wie und ob es in der physi-

1170 Siehe dazu unter Kapitel 3 B.I.2.b), S. 181.

"7 Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstdrungsverbot, S. 201; Schenke, Die Einwilligung
des Verletzten, S. 123.

"2 Deutsch, Allgemeines Haftungsrecht, Rn. 256.

173 Zu Eingriffen im Strafrecht: Schonke/Schroder/Sternberg-Lieben, Vor § 32 Rn. 31.

"4 Vgl. Dasch, Die Einwilligung zum Eingriff ins Recht am eigenen Bild, S. 33; Helle,
AfP 1985, 93, 96 ff.; Gotting, Personlichkeitsrechte als Vermdgensrechte, S. 146; Jdnecke,
Das urheberrechtliche Zerstérungsverbot, S. 202 f.
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schen Welt dargestellt werden soll. Es handelt sich damit bei § 14 UrhG nicht um
eine nur rechtsschiitzende Norm, sondern auch um eine Ausformung der Selbstbe-
stimmung des Urhebers."'” Uberdies sind Einwilligungen im Bereich des Person-
lichkeitsschutzes keine Ausnahme von der Regel.''”®

Hinzukommt, dass es auch den Interessen des Eigentiimers im Hinblick auf eine
rechtssichere Losung dienlich sein diirfte, wenn nicht erst die Rechtswidrigkeit
entfallt, sondern bereits keine tatbestandsmaBige Handlung vorliegt. Eine solche
Priifung lasst sich unter Anwendung eines dreistufigen Priifungsaufbau des § 14
UrhG unter dem Priifungspunkt ,,Eignung zur Interessengefahrdung® einbetten.''”’
Liegt eine Einwilligung des Urhebers vor, ist die Handlung des Eigentiimers nicht
geeignet die Interessen des Urhebers zu gefdhrden. Es liegt dann ein den Tatbestand
ausschlieBendes Einverstindnis des Urhebers vor.''”® Damit hat die Einwilligung in
die Vernichtung des Werkoriginals tatbestandsausschlieender Charakter.

ee) Verhiltnis der Einwilligung zur zugrundeliegenden Vertragsbeziehung

Die Einwilligung und der zugrunde liegende Vertrag sind gedanklich vonein-
ander trennbar, sodass ihre Erteilung zusétzlich zu dem zugrundeliegenden Ver-
tragsverhiltnis und entsprechend nachtriglich méglich ist.""” Allerdings sind Ein-
willigung und Vertragsverhiltnis nicht unabhéngig voneinander. Es wére unbillig
und mit dem Schutz der Selbstbestimmungsfreiheit des Urhebers nicht vereinbar,
wenn der Vertrag als zugrundeliegendes Kausalgeschéft nichtig wire, die erteilte
Einwilligung in die Vernichtungshandlung allerdings bestehen bleiben wiirde. Dann
wiirde der Urheber an einen Eingriff festgehalten werden, dem er ohne das Kau-
salgeschiift in Form des Vertrags nicht zugestimmt hitte.''® Dies hat zur Folge, dass
es sich um eine an den Vertragszweck gebundene Einwilligung handelt. Unter
Heranziehung der Zweckiibertragungstheorie ist daher im Zweifel davon auszuge-
hen, dass der Urheber ohne das wirksame Verpflichtungsgeschift keine wirksame

73 Vgl. v. Welser, Die Wahrnehmung urheberpersdnlichkeitsrechtlicher Befugnisse, S. 61;
Grohmann, Das Recht des Urhebers, S. 158; Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstorungsver-
bot, S. 202 f.

16 Helle, AfP 1985, 93, 93.
77 Siehe dazu unter Kapitel 2 B.ITI.2.b), S. 117.

78 Im Ergebnis ebenso Dasch, Die Einwilligung zum Eingriff ins Recht am eigenen Bild,
S. 33; Helle, AfP 1985, 93, 96; Gatting, Personlichkeitsrechte als Vermdgensrechte, S. 146;
Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstorungsverbot, S. 202 f.; Erdmann, in: FS Loewenheim,
S. 81, 90.

"7 Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstdrungsverbot, S. 204; Gotting, Personlichkeits-
rechte als Vermogensrechte, S. 158 ff.

1% Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstdrungsverbot, S. 205.
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Einwilligung erteilen wollte."'®' Daher ist mit Nichtigkeit des Kausalgeschéfts auch
die Einwilligung gegenstandslos. Umgekehrt betrifft jedoch eine Unwirksamkeit
oder Nichtigkeit der Einwilligung das zugrunde liegende Kausalgeschift nicht.

¢) Zusammenfassung

Eine Disposition iiber die Vernichtungsbefugnis eines Werkoriginals ist in Form
einer Einwilligung moglich. Die Einwilligung ist dabei eine empfangsbediirftige
Willenserkldrung mit quasi-dinglicher Wirkung, welche bereits tatbestandlich wirkt
und somit die Verwirklichung des § 14 UrhG ausschlieBt. Uberdies besteht in An-
lehnung an dingliche Rechtsgeschéfte die Moglichkeit des Widerrufs der Einwilli-
gung bis zum Realakt der vollstdndigen Vernichtung durch den Eigentiimer.
Wichtig ist, dass die Einwilligung hinreichend konkret ausgestaltet ist und es sich
nicht um einen pauschalen Verzicht auf urheberpersonlichkeitsrechtliche Befug-
nisse handelt. Entsprechend sind auch hohe Anforderungen an eine konkludente
Erteilung der Einwilligung zu stellen. Es miissen deutliche Indizien fiir den Willen
des Urhebers erkennbar sein, die iiber die grundlegende WeiterverduBerung und
Eigentumsverschaffung hinausgehen.

4. Regelungsansiitze zur Vereinbarung eines Vernichtungsverbotes

Als Kehrseite der Einwilligung in die vollstdndige Vernichtung des Werkstiicks
ist es ebenso denkbar, dass der Urheber mit dem Eigentliimer ein Vernichtungsver-
bot vereinbaren mdchte. Eine solche Vereinbarung ist aufgrund der Vertragsfreiheit
grundsitzlich zulissig''® und es ergeben sich keine Problemfelder hinsichtlich der
urheberpersonlichkeitsrechtlichen Befugnisse, da diese keine Einschriankung er-
fahren. Problematisch ist indes, dass aufgrund des Typenzwangs des Sachenrechts
eine Vereinbarung iiber ein Vernichtungsverbot ein schuldrechtliches Rechtsge-
schéft darstellt, weswegen lediglich eine relative Wirkung der Vereinbarung be-
steht. Damit steht der Urheber vor der Problematik, dass zwar der unmittelbare
Vertragspartner, nicht jedoch ein weiterer Erwerber an das Vernichtungsverbot
gebunden ist.''®

Dem konnte entgegengetreten werden, indem mit dem unmittelbaren Eigentiimer
vertragliche Pflichten vereinbart werden, welche die Vereinbarung eines Vernich-
tungsverbotes gegeniiber dem neuen Erwerber zumindest vereinfachen. Ein Ver-
trag, der den moglichen Zweiterwerber ebenfalls verpflichtet, ist als ein Vertrag
zulasten Dritter nicht mit der dem Zivilrecht zugrundeliegenden Privatautonomie

181 ygl. Schricker/Loewenheim/Ohly, § 31 Rn. 60 ff.; im Ergebnis auch Dasch, Die Ein-
willigung zum Eingriff ins Recht am eigenen Bild, S. 65; Jdnecke, Das urheberrechtliche
Zerstorungsverbot, S. 205.

182 Bbenso Jénecke, Das urheberrechtliche Zerstérungsverbot, S. 220.
183 Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstrungsverbot, S. 220.



B. Vorprozessuale Folgen und priaventive Interessensicherung 219

vereinbar. Dennoch kann bei einer entsprechenden vertraglichen Gestaltung der
urspriingliche Eigentiimer bei Vernichtung durch einen Dritten gegeniiber dem
Urheber zum Schadensersatz verpflichtet werden.''*

Bei fest mit einem Grundstiick verbundenen Werkstiicken kommt hinge-
gen —wie auch von der Rechtsprechung vorgeschlagen — die Einrdumung einer
beschréinkt personlichen Dienstbarkeit in Betracht.'® Da nach § 1090 i.V.m.
§ 1018 BGB auch Verbote — wie etwa Baubeschrankungen — Gegenstand von be-
schriankt personlichen Dienstbarkeiten sein konnen, hat der Urheber hier die Mog-
lichkeit der Absicherung gegen eine spitere Entfernung der Werkverkdrperung
durch den Rechtsnachfolger des unmittelbaren Eigentiimers.''®® Es ist anerkannt,
dass im Rahmen einer beschrankt personlichen Dienstbarkeit auch vereinbart wer-
den kann, dass ein Bauwerk im ganzen oder einzelne Teile erhalten bleiben.''
Folglich kann der Urheber sich zu seinen Gunsten eine beschrénkte personliche
Dienstbarkeit einrdumen lassen, die den jeweiligen Grundstiickseigentiimer und
infolgedessen kiinftige Erwerber zur Erhaltung des Gebédudes oder der sonst fest
verbundenen Werkverkorperung verpflichtet.''s®

5. Zusammenfassung

Eine praventive Interessensicherung ist durch individualvertragliche Vereinba-
rungen moglich. Wenngleich das Urheberrecht im Ganzen und daher auch das Ur-
heberpersonlichkeitsrecht nicht vollstindig {ibertragbar sind, sind individuelle
Vereinbarungen moglich, sofern diese hinreichend konkret sind und der urheber-
personlichkeitsrechtliche Kern nicht betroffen ist. Eine Disposition iiber die Ver-
nichtungsbefugnis ist zuldssig. Der personlichkeitsrechtliche Kern des Urheber-
personlichkeitsrecht wird dadurch nicht betroffen. Die Zustimmung zu einer voll-
standigen Vernichtung hat die Rechtsnatur einer quasi-dinglichen Einwilligung,
wobei ihr rechtsgeschiftlicher Charakter zukommt. Die Einwilligung ist zwar
trennbar vom zugrunde liegenden Verfiigungsgeschift, allerdings nicht vollstandig
abstrakt davon. Zudem kommt ihr tatbestandsausschlieBende Wirkung zu. Wegen
ihrer quasi-dinglichen Rechtsnatur ist ein Widerruf der Einwilligung durch den

118 Jinecke, Das urheberrechtliche Zerstorungsverbot, S. 220.

8 BGH Urt. v. 21.02.2019— T ZR 98/17 = GRUR 2019, 609, Rn. 43 — HHole (for
Mannheim); Schack, Kunst und Recht, Rn. 201; Jdnecke, Das urheberrechtliche Zersto-
rungsverbot, S. 220 f.

8 BGH Urt. v. 21.02.2019— T ZR 98/17 = GRUR 2019, 609, Rn. 43 — HHole (for
Mannheim); Schack, Kunst und Recht, Rn. 201; Jédnecke, Das urheberrechtliche Zersto-
rungsverbot, S. 220 f.

7 BGH Urt. v. 16.09.1964 — V ZR 132/62 = NJW 1964, 2296, 2297; MiiKo BGB/Mohr,
§ 1018 Rn. 39.

"% Ebenso BGH Urt. v. 21.02.2019 — 1 ZR 98/17 = GRUR 2019, 609 Rn. 43 — HHole (for
Mannheim); Schack, Kunst und Recht, Rn. 201; Jdnecke, Das urheberrechtliche Zersto-
rungsverbot, S. 220 f.
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Urheber bis zum Zeitpunkt der Vernichtung méglich. Hinsichtlich der Vereinba-
rung eines Vernichtungsverbotes kommt sowohl eine schuldrechtliche Vereinba-
rung wie auch die Einrdumung einer beschrinkten personlichen Dienstbarkeit bei
unbeweglichen, fest mit Grundstiicken verbundenen Werkverkorperungen in Be-
tracht.

IIIL. Individualvertragliche Gestaltungsanregungen

Nachdem festgestellt wurde, dass Vereinbarungen tiber die vollstindige Ver-
nichtung rechtlich moglich sind, stellt sich die Frage, inwieweit Vereinbarungen
und die Abgabe einer Einwilligung auch praxistauglich sind.

1. Grundsitzliches

Das Gesetz trifft keine Aussagen zu den Pflichten im Kontext einer vollstindigen
Vernichtung des Werkoriginals. Dies birgt fiir Urheber und Eigentiimer stets eine
gewisse Rechtsunsicherheit. Um diese zu verringern, ist es sinnvoll die Obliegen-
heiten des Eigentiimers und Urhebers vertraglich festzuhalten und den Fall der
vollstandigen Vernichtung bereits bei Verdulerung der Werkverkdrperung zu be-
achten.'™ Dadurch werden beide Parteien in die Lage versetzt, die mdglichen
Folgen zu antizipieren. Gerade bei fest mit unbeweglichen Gegenstéinden verbun-
denen Werkstiicken wire es im Rahmen der meist ohnehin umfinglichen Ver-
tragsgestaltung ein leichtes, auch diese Aspekte einzubeziehen.

Es sollte geregelt werden, welche Pflichten den Eigentlimer treffen, sofern er
beschlossen hat, dass er die Werkverkorperung weiterverdufliern mochte. Dabei
sollte besonderes Augenmerk auf die Informations-, Riickgabe- und entsprechende
Verwahrungsobliegenheit gelegt werden, wobei ein Verwahrungszeitraum und eine
Antwortfrist fiir den Urheber festgeschrieben werden sollte, um Unsicherheiten zu
vermeiden. Ebenso sollte festgehalten werden, inwieweit der Urheber dem Eigen-
tiimer eine Kontaktaufnahme ermdglichen muss.

Detaillierte vertragliche Regelungen bieten zudem den Vorteil, dass sie im
Rahmen eines gerichtlichen Verfahrens indiziell zur Ermittlung der jeweiligen In-
teressen herangezogen werden konnen und — je nach Ausgestaltung — selbststéindige
Anspriiche begriinden.

2. Einwilligung zur Vernichtung

Soll eine Einwilligung fiir die vollstindige Vernichtung abgegeben werden,
empfiehlt es sich auch diese schriftlich festzuhalten und bereits die Widerrufs-

18 Siehe zu den Pflichten unter Kapitel 3 B.I.1., S. 176 ff.
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moglichkeit zu normieren, damit Restunsicherheiten ausgerdumt werden. Zu be-
achten ist jedoch auch hier, dass die Einwilligung aufgrund des quasi-dinglichen
Charakters nur gegeniiber dem Vertragspartner gilt, sodass bei einer Weiterverdu-
Berung die Einwilligung nicht gegeniiber dem neuen Eigentliimer wirkt. Wire dies
gewollt, konnten die Parteien ausdriicklich festlegen, dass der Einwilligung eine
dingliche Wirkung zukommen soll und der Eigentiimer zur Ubertragung der Ver-
nichtungsbefugnis imstande ist. Dem steht auch nicht das Urheberpersonlichkeits-
recht entgegen, denn fiir den Urheber wird es regelméfBig nicht wichtig sein, wann
und von wem die Vernichtung durchgefiihrt wird.

Wird eine solche Einwilligung erteilt, wird diese auf schuldrechtlicher Ebene
regelmifBig eine Erhdhung der Vergiitung zur Folge haben. Es wire dann sinnvoll,
festzuhalten, um welche Hohe es sich dabei handelt, damit bei Ausiibung des Wi-
derrufsrechts keine Unsicherheiten bei der Bezifferung etwaiger Schadensersatz-
forderungen entstehen.

3. Schutz vor Vernichtung

Um das Werk vor einer Vernichtung zu schiitzen, kann der Urheber eine ent-
sprechende Vereinbarung mit dem Eigentiimer schlieBen. Problematisch ist jedoch,
dass diese bei beweglichen Werkverkdrperungen nur eine relative Wirkung hat.
Insofern bietet es sich an, dass im Rahmen der Vereinbarung Pflichten des Eigen-
tiimers fiir den Fall einer WeiterverduBerung normiert werden, damit dieser im Falle
der Nichteinhaltung zumindest schadensersatzpflichtig ist. Es ist denkbar, den Ei-
gentlimer gegeniiber dem Urheber zu verpflichten, den Dritten iiber das vereinbarte
Vernichtungsverbot zu informieren, sodass der Dritte nicht vortragen kann, er sei
von einem geringen ideellen Interesse des Urhebers ausgegangen. Dazu koénnte
vereinbart werden, dass der Eigentiimer die WeiterverduBerung gegeniiber dem
Urheber bei einer Vereinbarung iiber ein Vernichtungsverbot anzuzeigen hat, so-
dass dem Urheber die Gelegenheit gegeben wird, den Erwerber ausfindig zu ma-
chen und zu kontaktieren. Konkrete Pflichten im Sinne einer Weitergabe von
Kontaktdaten oder der Kontaktvermittlung diirften in Anbetracht der Privatauto-
nomie des Dritten zu weit reichen und somit einen unzuldssigen Vertrag zulasten
Dritter darstellen.

Auch kann es fiir den Urheber attraktiv sein, ein Vernichtungsverbot fiir einen
bestimmten Zeitraum zu vereinbaren und danach eine Einwilligung auszusprechen.
Dies bietet sich besonders bei Gestaltungen fiir Museen oder dhnlichen Einrich-
tungen an, da so sichergestellt ist, dass die Verkorperung nicht nach kiirzester Zeit
vernichtet wird.

Hinsichtlich unbeweglicher Werkverkorperungen ist die dinglich wirkende
Einrdumung einer beschriankten personlichen Dienstbarkeit zugunsten des Urhebers
attraktiv. Dort ist allerdings fraglich, weshalb der Eigentiimer sein Recht in der
Praxis derart schmilern sollte. In der Regel wird dies nur durch eine entsprechende
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Gegenleistung in Form einer Zahlung moglich sein, wobei offenbleibt, ob der Ur-
heber bereit ist einen hohen Preis fiir das Vernichtungsverbot zu zahlen. Daher
bietet es sich auch bei unbeweglichen Werkverkorperungen an, ein relativ wirken-
des Vernichtungsverbot zu vereinbaren.

IV. Gesetzliche Gestaltungsanregungen

Hinsichtlich gesetzlicher Regelungsvorschldge wird im Rahmen dieser Arbeit
kein Formulierungsvorschlag ausgearbeitet. Es wire allerdings wiinschenswert,
wenn der Gesetzgeber die bestehenden Rechtsunsicherheiten und die damit ein-
hergehenden Herausforderungen der Vertragsgestaltung durch eine gesetzgeberi-
sche Betitigung vermindern wiirde. Denn auch in anderen Rechtsordnungen Mittel-
und Osteuropas sind derartige Regelungen offenbar vorhanden und umsetzbar.''”°
Es wire in Anlehnung an Art. 15 des Schweizer Urhebergesetzes zunichst aufzu-
nehmen, dass dem Urheber ein Vernichtungsverbot grundsitzlich zusteht. Auch
eine Unterscheidung zwischen beweglichen und fest verbundenen oder unbeweg-
lichen Werkstiicken ist wiinschenswert, sowie eine Entscheidung dariiber, ob nur
Werkoriginale oder auch Vervielfdltigungen betroffen sind. Dies wiirde den Par-
teien einen groben Leitfaden fiir ihr Handeln und den Gerichten einen Leitfaden zur
strukturierten Priifung auBerhalb einer Interessabwagung zur Verfiigung stellen und
so Ungewissheiten bzgl. der Anforderungen an das Parteivorbigen immens ver-
mindern.

C. Anwendungsvorschlag fiir § 14 UrhG im Zivilprozess

Als letzter Abschnitt der Arbeit werden Vorschldge fiir die Priifung des § 14
UrhG im Zivilprozess mit Blick auf die Darlegungs- und Beweislast gemacht. Ziel
ist die Rechtsunsicherheiten fiir die Parteien zu verringern und die Anwendung der
Vorschrift einheitlich, strukturiert und transparent zu gestalten.

I. Bewertung der bisherigen Rechtsprechung

Die bisherige Rechtsprechung tendiert dazu, den Schwerpunkt der Priifung des
§ 14 UrhG auf die Interessabwigung zu legen. Wird durch die Gerichte eine Ent-
stellung oder eine andere Beeintrichtigung festgestellt, folgt in der Regel eine um-
fangreiche Interessenabwégung, wobei die verschiedenen Interessen anhand diver-

1% Siehe dazu unter Kapitel 3 AL, S. 170.
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ser Kriterien bestimmt und abgewogen werden.'"”' Zumeist wird dabei die Gestal-
tungshdhe wie auch die Art der Kunst — zweckfrei oder zweckgebunden — beriick-
sichtigt.''”? Auf Eigentiimerseite werden oft bautechnische Griinde oder ein Inter-
esse der Nutzungsinderung bei der vollstindigen Vernichtung angefiihrt.''”* Dieses
Vorgehen ldsst indes den in § 14 UrhG enthaltenen Priifungspunkt der Eignung zur
Interessengefahrdung auBer Betracht. Die Folge ist eine Erhdhung der Rechtsunsi-
cherheit zulasten der Parteien. Die Gerichte schopfen die Moglichkeiten des § 14
UrhG nicht aus, obwohl dies durch eine vollstindige und genaue Priifung der ein-
zelnen Voraussetzungen der Norm und ein systematischeres Vorgehen moglich
wire. Die Folge ist, dass Urheber und Eigentiimer einer Interessenabwigung aus-
gesetzt werden, in der es teilweise nicht mehr auf den jeweiligen Vortrag ankommt
und subjektive Interessen — wie das ideelle Interesse — unabhéngig von subjektivem
Vortrag anhand der Gestaltungshdhe bemessen werden.''” Dies wird insbesondere
dem Urheberpersonlichkeitsrecht und der individuellen Beziehung des Urhebers zu
seinem Werk nicht gerecht. Nachfolgend wird daher ein Anwendungsvorschlag fiir
die Priifung des § 14 UrhG im Zivilprozess unterbreitet. Dabei wird besonders die
Anwendung der Darlegungs- und Beweislast im Rahmen von § 14 UrhG erortert.

I1. Priifung des § 14 UrhG unter prozessualen Gesichtspunkten

Wie bereits abgebildet beinhaltet die Prifung des § 14 UrhG drei Priifungs-
schritte: Zuerst ist der Eingriff in das Werk festzustellen. Bei der vollstindigen
Vernichtung eines Originals wird die kommunikative Wirkung des Werkes besei-
tigt, sodass das Werk als immaterielles Gut beeintrachtigt wird. Es handelt sich
daher um eine andere Beeintrachtigung im Sinne des § 14 UrhG. Als Zweites ist zu
priifen, ob die Beeintrachtigung geeignet ist, die ideellen Urheberinteressen zu ge-
fahrden. Dazu miissen einerseits ideelle Urheberinteressen bestehen und zum an-

1y, exemplarisch BGH Urt. v. 21.02.2019 - I ZR 98/17 = GRUR 2019, 609,
Rn. 37 ff. — HHole (for Mannheim); BGH Urt. v. 21.02.2019 — 1 ZR 99/17 = ZUM 2019, 521,
Rn. 40 f. — PHaradise; BGH Urt. v. 21.02.2019 — I ZR 15/18 = GRUR 2019, 619, Rn. 20 ff. —
Minigolfanlage; OLG Diisseldorf Urt. v. 08.09.2015—-20 U 75/14 = GRUR-RS 2016, 254,
Rn. 29 — Fassadenarbeiten; LG Potsdam Urt. v. 01.06.2022—2 O 133/20, GRUR-RS 2022,
13783, Rn. 23 ff. — Terrassenhaus.

12yg], jiingst BGH Urt. v. 21.02.2019 — T ZR 98/17 = GRUR 2019, 609, Rn. 34 ff. —
HHole (for Mannheim); BGH Urt. v. 21.02.2019 — 1 ZR 99/17 = ZUM 2019, 521, Rn. 39 —
PHaradise; BGH Urt. v. 21.02.2019 — I ZR 15/18 = GRUR 2019, 619, Rn. 24 — Minigolf-
anlage.

193 ygl. jiingst BGH Urt. v. 21.02.2019 — T ZR 98/17 = GRUR 2019, 609, Rn. 34 ff. —
HHole (for Mannheim); BGH Urt. v. 21.02.2019 — 1 ZR 99/17 = ZUM 2019, 521, Rn. 40 —
PHaradise; BGH Urt. v. 21.02.2019 — I ZR 15/18 = GRUR 2019, 619, Rn. 25 f. — Minigolf-
anlage.

119 Siehe dazu unter Kapitel 2 B.I11.2.c)aa)(1), (2), S. 130 ff.
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deren muss die Beeintrichtigung geeignet sein, dieses Interesse zu gefdhrden. Erst
danach ist im letzten Schritt eine umfangreiche Interessenabwégung vorzunehmen.

Prozessualer Ausgangspunkt ist die Darlegungs- und Beweislast des Anspruch-
stellers. Den allgemeinen Darlegungs- und Beweisregelungen nach hat der An-
spruchsteller die rechtsbegriindenden Tatbestandsmerkmale darzulegen und zu be-
weisen.!” Der Anspruchsgegner triigt die Darlegungs- und Beweislast fiir die
rechtshindernden, rechtsvernichtenden und rechtshemmenden Merkmale.!'*® Jede
Partei muss somit die fiir sich giinstigen Tatsachen darlegen und beweisen.

Daraus folgt fiir § 14 UrhG, dass der Urheber als Anspruchsteller zunéchst die
Beeintrachtigung des Werkes darlegen muss. Dies ist bei einer vollstindigen Ver-
nichtung des Werkoriginals in der Praxis regelméfBig unstreitig und damit keine
groBe Hiirde.'""’

Herausfordernder ist hingegen der zweite Priifungsschritt. Nach den allgemeinen
Darlegungs- und Beweisregelungen muss der Urheber darlegen und im Falle des
Bestreitens beweisen, dass die Handlung des Eigentiimers zur Gefdhrdung seiner
ideellen Interessen an dem Werk geeignet ist. Dieser Priifungspunkt wird von den
Gerichten regelméBig nicht konkret gepriift."'*® Er wird schlicht angenommen oder
als durch die Vernichtungshandlung aufgrund des allgemeinen Vernichtungsver-
botes indiziert eingestuft.'"”” Wiirde dieses Merkmal genauer gepriift werden, er-
gébe sich indes frithzeitig die Moglichkeit zur Differenzierung.

1. Darlegung der geistigen oder personlichen Urheberinteressen

Neben der Eignung zur Interessengefahrdung ist zu beachten, dass ideelle Ur-
heberinteressen bestehen miissen. Das Merkmal der Eignung zur Interessengeféhr-
dung ist nur sinnvoll, wenn geistige oder personliche Urheberinteressen iiberhaupt
vorliegen. Dieses Vorgehen wird bislang von den Gerichten nicht angewendet. Es
bedeutet jedoch, dass der Urheber nach allgemeinen Darlegungs- und Beweisrege-
lungen auch seine ideellen Urheberinteressen darlegen muss.

Da es fiir den Eigentiimer nicht moglich sein wird, dem Vortrag des Urhebers
iiber sein ideelles Interesse einen hinreichend substantiierten Vortrag entgegenzu-

119 MiiKo ZPO/Priitting, § 286 Rn. 114; BeckOK ZPO/Bacher, § 284 Rn. 84.

1% MiiKo ZPO/Priitting, § 286 Rn. 114; BeckOK ZPO/Bacher, § 284 Rn. 84.

197 Vgl. BGH Urt. v. 21.02.2019 — T ZR 98/17 = GRUR 2019, 609, 609 f. — HHole (for
Mannheim); BGH Urt. v. 21.02.2019 — 1 ZR 99/17 = ZUM 2019, 521, Rn. 14 — PHaradise;
BGH Urt. v. 21.02.2019 — 1 ZR 15/18 = GRUR 2019, 619, Rn. 8 ff. — Minigolfanlage.

1% Vgl. BGH Urt. v. 21.02.2019 — I ZR 98/17 = GRUR 2019, 609, Rn. 34 ff. — HHole (for
Mannheim); BGH Urt. v. 21.02.2019 —1 ZR 99/17 = ZUM 2019, 521, Rn. 35 ff. — PHaradise;
BGH Urt. v. 21.02.2019 — 1 ZR 15/18 = GRUR 2019, 619, Rn. 20 ff. — Minigolfanlage.

199 ygl. BGH Urt. v. 21.02.2019 —1 ZR 98/17 = GRUR 2019, 609, Rn. 34 ff. — HHole (for
Mannheim); BGH Urt. v. 21.02.2019 -1 ZR 99/17 = ZUM 2019, 521, Rn. 35 ff. — PHaradise;
BGH Urt. v. 21.02.2019 — 1 ZR 15/18 = GRUR 2019, 619, Rn. 20 ff. — Minigolfanlage.
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halten, wird auch dieses Merkmal in der Regel eine geringe Hiirde sein. Behauptet
werden muss es aber zundchst. Dies ist fiir eine ordnungsgemifle Anwendung des
§ 14 UrhG insbesondere hinsichtlich wirtschaftlicher Motive unerldsslich. Ent-
sprechende Klagen sind regelmiBig auf Schadensersatz gerichtet, sodass auch ein
erhebliches wirtschaftliches Interesse des Urhebers im Raum steht. Gerade dort ist
es wichtig die Darlegung eines ideellen Interesses zu fordern. Denn § 14 UrhG dient
nicht den Schutz der wirtschaftlichen Urheberinteressen.

Aufgrund der Verletzung des Urheberpersonlichkeitsrechts kann ein materieller
Schaden entstehen und ersatzfihig sein.'”® Dann richtet sich die Berechnung der
Hohe des Schadensersatzanspruch nach § 97 Abs. 2 S. 2, 3 UrhG. Daraus kann
allerdings nicht geschlossen werden, dass der Tatbestand des § 14 UrhG auch den
Schutz wirtschaftlicher Interessen des Urhebers umfasst. Das Urheberrecht schiitzt
materielle und ideelle Interessen grundsitzlich gleichermaBen.'™' Allerdings un-
terscheiden sich die Schutzgiiter auch. So kénnen Nutzungsrechte iibertragen wer-
den, wohingegen personlichkeitsrechtliche Befugnisse beim Urheber verblieben.'>”
Im Rahmen des Werkintegrititsschutzes nach § 14 UrhG sind die Unverletzlichkeit
des Werkes und damit die ideellen Interessen des Urhebers wesentlich.'”” Diese
Bewertung entspricht dem eindeutigen Wortlaut der Vorschrift, wonach die geisti-
gen und personlichen nicht jedoch die wirtschaftlichen Interessen des Urhebers
geschiitzt werden. Wirtschaftliche und damit materielle Nachteile, die durch die
Verletzung der persdnlichen oder geistigen Interessen begriindet werden, sind somit
ersatzfihig, das wirtschaftliche Interesse selbst allerdings nicht.'** Kommt es dem
Urheber somit auf den Schutz seiner wirtschaftlichen Interessen an, ist der Tatbe-
stand des § 14 UrhG nicht einschlégig.

Es ist daher ein Vortrag des Urhebers hinsichtlich seiner ideellen Interessen am
Fortbestand seines Werkoriginals als Voraussetzung des § 14 UrhG erforderlich.
Dies sollte den Urheber in Anbetracht der Hohe des geforderten immateriellen
Schadensersatzes vor keine hohen Anforderungen stellen. Die Kldgerin im Ver-
fahren HHole (for Mannheim) forderte beispielsweise einen immateriellen Scha-
densersatzanspruch in Hohe von mindestens 220.000 €.'*” Bei der Vernichtung ist
zusitzlich zu beachten, dass diese allein die geistigen Urheberinteressen betreffen
kann, sodass ein Vortrag zu personlichen Interessen regelméBig aufler Betracht zu

1200yvg], BGH Urt. v. 15.01.2015 — 1 ZR 148/13 = GRUR 2015, 780, Rn. 39 — Motorrad-
teile; siehe dazu unter Kapitel 2 C.V., S. 159 ff.

1200 peykert, Urheberrecht, Vor § 15 Rn. 1.

1202 peykert, Urheberrecht, Vor § 15 Rn. 1.

1203 ygl. Federle, Der Schutz der Werkintegritit, S. 29; v. Waasen, Spannungsverhiltnis
zwischen Urheberrecht und Eigentum, S. 31.

1204 Siehe dazu unter Kapitel 2 C.V., S. 159 ff.

1205 BGH Urt. v. 21.02.2019 — I ZR 98/17 = GRUR 2019, 609, 610 — HHole (for Mann-
heim).



226 Kap. 3: Das Vernichtungsverbot nach § 14 UrhG in der Praxis

lassen ist, sofern nicht der Schutzbereich des allgemeinen Persdnlichkeitsrechts
betroffen ist.'?%

2. Anscheinsbeweis der Eignung zur Interessengefihrdung

Liegt eine andere Beeintrichtigung vor, ist von einer Eignung zur Interessenge-
fihrdung auszugehen. Andernfalls wiirde das urheberrechtliche Anderungsverbot
seinen Sinngehalt verlieren. Der Urheber wére prozessual vor die Aufgabe gestellt,
darzulegen, wieso die Handlung des Eigentlimers seine ideellen Interessen iiber-
haupt tangieren konnte. Die Darlegung wird sich regelmiflig in dem Vortrag er-
schopfen, dass ideelle Interessen bestehen und eine Beeintrachtigung des Werkes
stattgefunden hat. Mehr kann der Urheber nicht vorbringen, sodass ihm an dieser
Stelle eine Hilfestellung zu gewihren ist. Prozessual handelt es sich dabei um einen
Anscheinsbeweis zu Gunsten des Urhebers.

Der Anscheinsbeweis ist eine Beweiserleichterung, wodurch die Beweislast
nicht verindert wird."”” Grundsitzlich ist fiir streitige Tatsachen nach § 286 ZPO
der Vollbeweis zu erbringen, sodass die volle Uberzeugung des Gerichts erforder-
lich ist."® Im Rahmen des Anscheinsbeweises beriicksichtigt das Gericht als Er-
leichterung fiir eine Partei die allgemeine Lebenserfahrung im Rahmen der freien
Beweiswiirdigung.'*” Voraussetzung hierfiir ist ein sog. typischer Geschehensab-
lauf.'*'® Das bedeutet, dass es sich durch die Typizitit des Geschehensablaufs ba-
sierend auf der allgemeinen Lebenserfahrung eriibrigt, die tatsdchlichen Umsténde
des Geschehens nachzuweisen.'”'! Typisch ist der Ablauf, wenn er so hiufig vor-
kommt, dass die Wahrscheinlichkeit sehr grof ist, einen solchen Fall vor sich zu
haben.'?'? Der Anscheinsbeweis ist in der Praxis von groBter Bedeutung, allerdings
nicht im Gesetz verankert."”"* Er ist ein Teil der richterlichen Beweiswiirdigung,
sodass der Anspruchsteller nicht von der Behauptungslast fiir die vermutete Tatsa-
che befreit ist.'?!

120 Siehe dazu unter Kapitel 2 B.I.1., S. 89 ff.

1207 MiiKo ZPO/Priitting, § 292 Rn. 50, 53.

1208 Musielak/Voit/Foerste, § 286 Rn. 18.

129 BGH Beschl. v. 29.08.2018 — VII ZR 195/14 = NJW-RR 2018, 1287, Rn. 25; MiiKo
ZPO/Priitting, § 292 Rn. 50.

1210 BGH Beschl. v. 29.08.2018 — VII ZR 195/14 = NJW-RR 2018, 1287, Rn. 25; BGH
Urt. v. 11.12.2018 — KZR 26/17 = NJW 2019, 661, Rn. 57 — Schienenkartell; MiiKo ZPO/
Priitting, § 292 Rn. 50.

12l BGH Beschl. v. 29.08.2018 — VII ZR 195/14 = NJW-RR 2018, 1287, Rn. 25; BGH
Urt. v. 11.12.2018 — KZR 26/17 = NJW 2019, 661, Rn. 57 — Schienenkartell, MiiKo ZPO/
Priitting, § 292 Rn. 50.

1212 BGH Beschl. v. 29.08.2018 — VII ZR 195/14 = NJW-RR 2018, 1287, Rn. 25; BeckOK
ZPO/Bacher, § 284 Rn. 95.

1213 Musielak/Voit/Foerste, § 286 Rn. 18; MiiKo ZPO/Priitting, § 286 Rn. 50.

1214 MiiKo ZPO/Priitting, § 286 Rn. 53 ff.
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Der Urheber als Anspruchssteller muss bei einem Anspruch aus § 14 UrhG
wegen der Vernichtung seines Werkes folglich behaupten, dass die Vernichtung
dazu geeignet ist, seine ideellen Interessen am Werkoriginal zu gefahrden. Ist dies
gelungen, spricht die allgemeine Lebenserfahrung dafiir, dass die Vernichtung des
Werkoriginals dazu geeignet ist, die ideellen Interessen zu gefahrden. In aller Regel
hat der Urheber ein ideelles Interesse am Fortbestand seines Werkes in der von ihm
geschaffenen Form. Dies wird durch die Wertungen des Urheberrechts in Form des
allgemeinen Anderungsverbotes untermauert. Jede Anderung des Werkoriginals
und damit der kommunikativen Wirkung betrifft den Urheber in seinem Selbstbe-
stimmungsrecht und damit seinen ideellen Interessen. Daraus folgt, dass bei einer
Anderung grundsitzlich davon auszugehen ist, dass die ideellen Interessen des Ur-
hebers zumindest gefdhrdet sind.

Zu beachten ist allerdings, dass die Beweiserleichterung nur in Betracht kommt,
wenn die Typizitit besteht. Diese besteht nur, wenn es sich um ein Werkoriginal
handelt, denn dann ist typischerweise von der Mdoglichkeit der Interessengefahr-
dung auszugehen.'?"* Meint der Urheber, dass auch die Vernichtung eines Verviel-
faltigungsstiick geeignet ist seine ideellen Interessen zu gefahrden, trifft ihn dort die
iibliche prozessuale Darlegungs- und Beweislast. Der Urheber miisste dann als
darlegungs- und beweisbelastete Partei dazu vortragen, wieso in diesem konkreten
Fall eine Gefahrdung seiner personlichen Interessen mdglich ist. Dasselbe gilt fiir
aufgedringte Werkverkorperungen wie Graffiti.'?'¢

Typischer Anwendungsfall bei der Vernichtung des Werkoriginales ist, dass der
Urheber des Werkoriginal an den Eigentiimer verduflert hat. Wurde dem Eigentii-
mer das Werkoriginal aufgedringt, wollte er dies nicht. Daher ist, durch die Ent-
scheidung das Werkoriginal auf das Eigentum eines anderen anzubringen, nach
objektiver Auslegung von einer konkludenten Einwilligung des Urhebers zur Ver-
nichtung auszugehen.'”'” Méchte der Urheber nun dennoch gegen die Vernichtung
vorgehen, muss er ohne eine Beweiserleichterung darlegen und beweisen, weswe-
gen trotz der konkludenten Einwilligung die Vernichtung geeignet ist, seine ideellen
Interessen zu gefdahrden. Dies konnte er, indem er die besondere Beziehung zu dem
Werkoriginal darlegt, etwa weil es eine herausragende Bedeutung fiir sein Ge-
samtschaffen hat, da es den grofiten kommunikativen Effekt hat und seine Person-
lichkeit am ehesten widerspiegelt."”'® Der Anscheinsbeweis ermdglicht so, dass
Sonderkonstellationen nicht von vornherein ausgeschlossen werden, ihnen jedoch
keine Erleichterung zugutekommt. Dadurch kénnen diese Konstellationen friithzei-
tig beriicksichtigt werden, ohne dass die Parteien der Ungewissheit einer Interes-

1215 Siehe dazu unter Kapitel 2 B.I5., S. 99 ff.
1216 Siehe dazu unter Kapitel 2 B.IIL.2.b)cc), S. 124 ff.
127 Siehe zur Einwilligung unter Kapitel 2 B.IIL.2.b)cc), S. 124 ff.

1218 Sjehe zur Beriicksichtigung des Gesamtschaffens unter Kapitel 2 B.II1.2.c)aa)(2),
S. 132.
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senabwigung ausgeliefert sind oder Anspriiche pauschal vor einem Prozess ausge-
schlossen werden.

Liegt die Typizitét vor, greift der Anscheinsbeweis. Um diesen zum Scheitern zu
bringen, muss der Gegner Tatsachen behaupten und beweisen, aus denen sich die
ernsthafte Moglichkeit eines abweichenden und somit atypischen Ablaufs ergibt.'?"
Gelingt das, ist der Anschein erschiittert und es trifft den Anspruchssteller die iib-
liche Darlegungs- und Beweislast.'??°

Ein atypischer Ablauf kann sich insbesondere durch die Behauptung des Ei-
gentiimers ergeben, dass der Urheber in die Vernichtung eingewilligt habe.'??' Eine
mogliche Einwilligung kann so bereits vor der Interessenabwégung beriicksichtigt
werden. Liegt eine Einwilligung des Urhebers in die Vernichtung des Werkoriginals
vor, so scheidet die Eignung zur Interessengefiahrdung aus. Der Urheber hat durch
die Einwilligung ausgedriickt, dass die Vernichtung gerade nicht seine ideellen In-
teressen gefahrdet und er mit dem Vorgehen des Eigentiimers einverstanden ist.
Kann der Eigentiimer die Einwilligung des Urhebers darlegen und beweisen, ist der
Anschein erschiittert und die allgemeine Darlegungs- und Beweisverteilung kommt
zum Tragen.

Der Urheber miisste dann darlegen und ggf. beweisen, dass die Vernichtung —
auch wenn es sich nicht um einen typischen Ablauf handelt — geeignet ist seine
Interessen zu gefahrden. Dies konnte er, indem er behauptet und beweist, dass er
seine Einwilligung widerrufen hat. Gelingt ihm dies nicht, scheitert der Anspruch an
der Eignung zur Interessengefihrdung. Eine Interessenabwigung darf dann nicht
mehr vorgenommen werden. Andernfalls kdme es zu einer nicht hinnehmbaren
Bevorteilung des Urhebers. Liegt eine wirksame WillensduBerung vor, kann der
Urheber nicht verlangen, dass —unter Missachtung des geduflerten tatsdchlichen
Willens — eine Interessabwégung vorgenommen wird, die womdglich zu seinen
Gunsten ausfillt.

Ebenso kann der erste Anschein durch den Versto3 des Urhebers gegen seine
Riicknahmeobliegenheit erschiittert werden.'*** Ist der Urheber diesen nicht nach-
gekommen ist die erforderliche Typizitit nicht mehr gegeben, da die Mdglichkeit
besteht, dass er durch die Vernichtung seine ideellen Interessen nicht gefdhrdet
sicht. Es ist anzunehmen, dass er andernfalls den Obliegenheiten nachkommen
wiirden. Hier wire es unter dem Gesichtspunkt der Rechtssicherheit wiinschenswert
eine einheitliche Frist—wie es in 17 U.S.C. § 113 (d) (B) Copyright Act mit
90 Tagen der Fall ist— festzulegen. Hat der Urheber sich nicht spitestens nach

129 BGH Urt. v. 26.01.2016 — XI ZR 91/14 = NJW 2016, 2024, Rn. 48; Musielak/Voit/
Foerste, § 286 Rn. 23.

1220 Musielak/Voit/Foerste, § 286 Rn. 23; BeckOK ZPO/Bacher, § 284 Rn. 98.
122! Siehe dazu unter Kapitel 3 B.IIL., S. 220 ff.

1222 Sjehe zu den Mitteilungs- und Riicknahmeobliegenheiten unter Kapitel 3 B.1.3.b),
S. 192 ff.
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90 Tagen zuriickgemeldet, nachdem der Eigentiimer ihn kontaktiert hat, ist der
Anschein erschiittert. Auch hier kime danach die allgemeine Darlegungs- und Be-
weisverteilung zum Zug.

Im Vergleich zur bisherigen Praxis stellt die Priifung der Eignung zur Interes-
sengefdhrdung somit fiir den Urheber eine weitere Hiirde dar. Diese wird jedoch
durch den Anscheinsbeweis verringert. Sie ist zur Wahrung der Eigentiimerinter-
essen notwendig, da die Gerichte bislang ohne Weiteres die Eignung annehmen.
Zudem sind die Parteien nicht per se dem ungewissen Ausgang der Interessenab-
wigung ausgesetzt. Erst wenn der Anscheinsbeweis nicht erschiittert wird, oder der
Urheber seiner Darlegungs- und Beweislast nach allgemeinen Regelungen nach-
kommt, ist eine Interessenabwigung vorzunehmen.

3. Interessenabwéigung

Zuletzt ist die Interessenabwigung vorzunehmen. Auch hier ist zu beachten, dass
die Parteien Darlegungs- und Beweislasten treffen. Die Gerichte lassen dies bislang
jedoch aufler Betracht.

Nachdem festgestellt wurde, dass die Anderung des Werkes dazu geeignet ist,
die ideellen Interessen des Urhebers zu gefihrden, ist im ersten Schritt danach zu
fragen, wie stark die Interessen des Urhebers ausgeprigt sind. Dazu bestimmt das
Gericht als objektives Kriterium die Gestaltungshéhe. Daneben ist der Grad der
Offentlichkeit des Werkes und die noch bestehende Schutzdauer zu beriicksichti-
gen. Aullerdem sind besondere subjektive Hintergriinde des Urhebers, wie die Be-
ziehung zu seinem Werk zu berlicksichtigen. Diese muss der Urheber darzulegen
und beweisen.'””® Erfolgt kein Vortrag des Urhebers zu seiner Beziehung zum
Werk, hat sich das Gericht nur auf die objektiven Kriterien stiitzen. Der Tatbestand
des § 14 UrhG betrifft allerdings gerade die inneren, ideellen Interessen, sodass die
Intensitét der Beeintrdchtigung maBgeblich durch die Beziechung des Urhebers zu
dem Werk geprégt ist und dem Vortrag daher ein immenses Gewicht zu kommt.
Dies wurde von den Gerichten bislang nicht hinreichend beriicksichtigt. Ein indi-
vidueller Vortrag zur Beziehung zwischen Urheber und Werk wurde bislang nicht
gefordert, obwohl er essenziell ist. Auch wenn die Schilderung innerer Vorgénge
den Urheber vor Beweisschwierigkeiten stellt, ist zumindest der Vortrag objektiver
Anhaltspunkte moglich. Zudem trife den Urheber erst die Beweislast, wenn der
Eigentiimer in der Lage wire einen substantiierten Vortrag des Urhebers zu be-
streiten. Dies stellt auch den Eigentiimer vor Herausforderungen, da Behauptungen
ins Blaue hinein prozessual unberiicksichtigt bleiben.'”* Demnach sind Beweis-
schwierigkeiten in der Praxis ein schwaches Argument.

1233 Siehe zu den Kriterien unter Kapitel 2 B.II1.2.c)aa), S. 129 ff.
1224 7ur Behauptung ,,ins Blaue hinein“: Musielak/Voit/Stadler, § 138 Rn. 6.
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Erst nachdem die ideellen Interessen des Urhebers unter Beriicksichtigung seines
Vortrags festgestellt wurden, ist zu priifen, ob ein Festhalten an dem urheberrecht-
lichen Vernichtungsverbot fiir den Eigentiimer zumutbar ist. Der Vortrag des Ur-
hebers bildet somit die ,,Messlatte” fiir die Zumutbarkeit fiir den Eigentiimer.
Hierfiir hat er seine Interessen fiir eine Vernichtung vorzubringen. Neben den ob-
jektiven Kriterien — dem Bestehen eines Gebrauchszwecks, einer festen Verbindung
mit anderen ggf. unbeweglichen Gegenstéinden — sind auch subjektive Hintergriin-
de, wie die Motive des Eigentiimers bei der Vernichtung sowie ein unter Umsténden
bestehender personlichkeitsrechtlicher Bezug zu beachten.'” Fiir die subjektiven
Hintergriinde trifft den Eigentiimer die Darlegungs- und Beweislast, sodass auch
hier entsprechender Vortrag zur Verteidigung ratsam ist. Der subjektive Vortrag
wiegt hier indes nicht so stark wie beim Urheber, da dieser gerade seine inneren,
ideellen Interessen geltend macht, wohingegen beim Eigentiimer diverse Griinde fiir
eine Vernichtung sprechen konnen.

An dieser Stelle ist die Nichteinhaltung von aus dem Vernichtungsverbot fol-
genden Obliegenheiten zu beachten, sofern sie durch die Parteien vorgetragen
werden. Dazu zéhlt der Verstol gegen Informations-, Riickgabe- und begrenzte
Verwahrungsobliegenheiten.'*® Es handelt sich dabei um objektive Indikatoren fiir
die Motive des Eigentliimers, insbesondere fiir eine mutwillige Zerstérung. Diese
VerstoBe sind, da sie fiir den Urheber als Anspruchsteller giinstig sind, von diesem
darzulegen und zu beweisen.

Erst nachdem die Interessen des Eigentiimers bestimmt sind, kann die Zumut-
barkeit durch eine Abwégung ermittelt werden. Sind die Interessen des Urhebers
stirker beeintrdchtigt als die des Eigentiimers, sind die Voraussetzungen des § 14
UrhG erfiillt, sodass ein Schadensersatzanspruch des Urhebers besteht. Im umge-
kehrten Fall liegen die Voraussetzungen nicht vor, sodass dem Eigentiimer ein
Vernichtungsverbot nicht zuzumuten ist und das Werkoriginal somit vernichtet
werden durfte.

Der Anwendungsvorschlag des § 14 UrhG erméglicht eine individuelle, kalku-
lierbare und prozessual korrekte Anwendung der Interessabwigung und gewahr-
leistet so einen transparenten Prozessablauf. Die subjektiven Einflussmoglichkeiten
der Parteien wiirden erhoht werden. Eine entsprechende Anwendung durch die
Gerichte wiirde daher den Parteiinteressen zugutekommen und die gerichtliche
Arbeit vereinfachen und vereinheitlichen, sodass damit allen Interessen gedient
wire. Ein solches Ergebnis ist im Interesse der Einzelfallgerechtigkeit und der
Rechtssicherheit wiinschenswert.

1235 Siehe zu den Kriterien unter Kapitel 2 B.II1.2.c)bb), S. 138.
1226 Siehe zu den Pflichten unter Kapitel 3 B.1.2., S. 180 ff.
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III. Anwendungsbeispiel nebst Abwandlungen

Als Anwendungsbeispiel dient der folgende an einen Rechtsstreit vor dem OLG
Celle'*”" angelehnte Fall:

Ein privater Eigentiimer reif3t einen urheberrechtlich geschiitzten, vor fiinf Jah-
ren errichteten, kunstvoll und verspielt gestalteten und an die Umgebung ange-
passten Brunnen in seinem Garten ab. Grund dafiir ist, dass der Brunnen sanie-
rungsbediirftig ist und eine Verletzungsgefahr fiir die Kinder des Eigentiimers dar-
stellt. Der Urheber klagt dagegen auf immateriellen Schadensersatz wegen Verlet-
zung seiner ideellen Interessen aus §§ 97 Abs. 2 S. 41.V.m. § 14 UrhG.

Im ersten Schritt miisste der Urheber darlegen, dass eine Beeintrichtigung seiner
ideellen Interessen vorliegt. Dazu muss er die Vernichtung des Werkoriginals sowie
seine ideellen Interessen am Fortbestand des Werkoriginals vortragen. Gelingt
beides, spricht der erste Anschein dafiir, dass die Vernichtung geeignet ist, die
behaupteten ideellen Interessen zu gefdhrden.

Hier besteht fiir den Eigentiimer die Moglichkeit den ersten Anschein zu er-
schiittern. Hatte der Urheber wirksam in die Vernichtung eingewilligt, wére der
Anschein erschiittern. Hitte der Eigentiimer den Brunnen zur Riicknahme gegen
den Materialwert angeboten, konnte dies auch den ersten Anschein erschiittern,
sofern die Riicknahme dem Urheber méglich und zumutbar ist. Dies héngt von der
Trennbarkeit des Brunnes vom Grundstiick und seinen Ausmaflen ab. Ist der
Brunnen ohne Beschiddigungen trennbar, hat aber einen Durchmesser von 15 Me-
tern, ist eine Riicknahme zwar moglich, aber nicht zumutbar. Der erste Anschein
wire dann nicht erschiittert. Ist der Brunnen untrennbar, ist eine Riicknahme nicht
moglich, sodass auch dann der erste Anschein nicht erschiittert ist. Ist der Brunnen
trennbar und kdnnte der Urheber den Brunnen beispielsweise in einem Raum ver-
wahren, weil er nur einen Durchmesser von einem Meter hat, ist der erste Anschein
widerlegt. Hier ergeben sich diverse Mdglichkeiten, die im Einzelfall zu wiirdigen
sind.

Ist der erste Anschein nicht widerlegt, kommt es zu einer Interessenabwégung.
Im Rahmen der Interessenabwigung ist zuerst die Intensitit der Beeintrachtigung
der ideellen Urheberinteressen durch das Gericht zu bestimmen. Hierzu muss der
Urheber die subjektiven Umstinde darlegen und beweisen. Gemeint ist damit die
Beziehung des Urhebers zu seinem Werk. Erfolgt dazu kein Vortrag, wird die
Ausprdgung der ideellen Interessen durch das Gericht anhand objektiver Kriterien
bestimmt. Im Fall hat der Brunnen aufgrund seiner Ausgestaltung und Individualitét
eine hohe Gestaltungshohe. Der Grad der Offentlichkeit ist, da es sich um einen
privaten Garten handelt gering. Die noch bestehende Schutzdauer ist grof3. Damit ist
im Ergebnis von einer mittleren Intensitdt auszugehen. Der Urheber konnte an
dieser Stelle vortragen, dass dieser Brunnen seine Personlichkeit am ehesten von

1227 Vg, OLG Celle Urt. v. 27.02.2024—13 U 57/23 = GRUR-RR 2024, 234, 234 f.
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allen seinen Werkoriginalen widerspiegelt, sodass die Schilderung seiner Bezie-
hung zum Werkoriginal zu einer hoheren Intensitidt der Beeintrdchtigung fiihrt.
Haitte der Eigentiimer der Urheber vor der Vernichtung iiber seinen Entschluss in-
formiert, der Urheber aber von seinem Zugangsrecht keinen Gebrauch gemacht,
wirkt sich dies bei der Bewertung seiner Beziehung zum Werk wiederum negativ
aus. Wire ihm die Wirkung derart wichtig, hitte er zumindest Vervielfaltigungen
anfertigen konnen und so die Verletzung seiner Interessen verringern konnen.

Ausgehend von einer mittleren Eingriffsintensitét, sind die Interessen des Ei-
gentlimers an der Vernichtung zu bestimmten. Hierzu muss der Eigentiimer zu
seinen Motiven vortragen, wenn er mochte, dass diese beriicksichtigt werden. Der
Brunnen hat zunéchst keinen Gebrauchszweck fiir den Eigentiimer. Hier ist aller-
dings die Nutzung des Gartens zu beriicksichtigen. Durch die Vernichtung des sa-
nierungsbediirftigen Brunnens soll der Garten entsprechend seines Gebrauchszweck
nutzbar sein. Hinsichtlich seiner Motive hitte er vorzutragen, dass funktionale
Motive im Vordergrund stehen. Er mochte sicherstellen, dass der Garten fiir seine
Familie ohne Gefahren zugénglich ist. Insgesamt ergeben sich daher starke Inter-
essen des Eigentiimers an der Vernichtung. Hatte der Eigentiimer den Urheber vor
der Vernichtung des Werkoriginals nicht kontaktiert, obwohl ihm dies moglich war,
erscheinen die Motive allerdings in einem anderen Licht. Dann ist davon auszuge-
hen, dass er mit der Vernichtung eine Schidigungsabsicht verfolgt hat, sodass die
Motive weniger stark wiegen. Dasselbe gilt, wenn der Urheber zwar informiert
wurde, der Eigentiimer den Brunnen dann aber unmittelbar abgerissen hitte, ohne,
dass die Chance der Ausiibung eines Zugangsrechts erdffnet wurde. Handelt es sich
bei dem Eigentiimer um eine 6ffentliche Einrichtung kénnten auch Interessen der
Allgemeinheit an der Verkehrssicherheit beispielsweise eines 6ffentlichen Platzes
ins Gewicht fallen. Geht jedoch kein Sicherheitsrisiko vom Brunnen aus, miisste die
offentliche Einrichtung indes vortragen, was sie — zumindest voriibergehend — an-
stelle des vernichteten Brunnens planen mdchte. Andernfalls ist davon auszugehen,
dass sie den Brunnen rechtsmissbrauchlich vernichten mdchte.

Sind die Eigentiimerinteressen bestimmt, werden diese ins Verhiltnis zu den
Urheberinteressen gesetzt, sodass eine Abwigung vorgenommen wird. Im Aus-
gangsfall ist von einer mittleren Beeintrichtigung der Urheberinteressen und von
stark ausgeprigten Eigentlimerinteressen auszugehen. Daraus folgt, dass die Inter-
essen des Eigentiimers an der Vernichtung die des Urhebers an der Erhaltung
iiberwiegen und somit dem Eigentiimer eine Erhaltung des Werkoriginals nicht
zumutbar ist. Der Eigentiimer durfte somit den Brunnen vernichten.

D. Fazit

Bereits in diversen Rechtsordnungen existieren addquate Regelungen zum Um-
gang mit einer vollstdndigen Vernichtung einer Werkverkdrperung. Es ist bedau-
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erlich, dass der deutsche Gesetzgeber eine sinnvolle Umsetzung bislang nicht vor-
gebracht hat.

Das Vernichtungsverbot nach § 14 UrhG begriindet fiir Urheber und Eigentiimer
verschiedenste Obliegenheiten. Problematisch ist, dass diese im Regelfall keine
entsprechenden Kenntnisse iiber ebendiese haben werden. Daher wire eine Aus-
einandersetzung der Parteien mit dem Schicksal des Werkoriginals bereits bei
VerduBerung durch den Urheber wiinschenswert. Es bieten sich dazu konkrete
Vereinbarungen iiber die jeweiligen Obliegenheiten im Vorfeld einer Vernichtung
an. Zudem sollte auch die Einwilligung durch den Urheber oder die Vereinbarung
eines Vernichtungsverbotes — unter Umsténde fiir eine begrenzte Zeit — in Erwi-
gung gezogen werden.

Weil solche Vereinbarung allerdings in der Praxis hédufig nicht bestehen, ist es
zusitzlich erforderlich, dass die Gerichte bei der Priifung und Anwendung des § 14
UrhG den gesetzlichen Vorgaben entsprechend strukturierter und transparenter
vorgehen. Dies ermdglicht eine hohere Einzelfallgerechtigkeit und kommt der
Rechtssicherheit zugute. Dazu ist die Darlegungs- und Beweislastverteilung der
ZPO unter Anwendung des Anscheinsbeweises zu Gunsten des Urhebers zu be-
achten.

Wie die Arbeit zeigt, besteht deutlicher Optimierungsbedarf bei der prozessualen
Anwendung des § 14 UrhG. Die Norm bietet jedoch Raum fiir diese Optimierun-
gen. Auch priventive Mafinahmen im Kontext der vollstdndigen Vernichtung
existieren kaum. Es bleibt daher abzuwarten und zu hoffen, dass derartige Mal3-
nahmen ergriffen werden und der Raum fiir Optimierungen genutzt und einer kon-
kreten Gestaltung durch die Gerichte und den Gesetzgeber zugefiihrt wird.



Thesen

Das Urheberpersonlichkeitsrecht unterscheidet sich in seinem Wesen vom all-
gemeinen Personlichkeitsrecht nicht. Es handelt sich jedoch um ein eigenstindiges
Personlichkeitsrecht, das neben dem allgemeinen Personlichkeitsrecht steht. Es
kann zu Uberschneidungen des Urheberpersénlichkeitsrecht und des allgemeinen
Personlichkeitsrechts kommen, wenn der soziale Geltungsanspruch des Urhebers
betroffen ist.

Der Begriff des Werks im Sinne des Urheberrechtsgesetzes ist zweigliedrig zu
definieren: Er umfasst den abstrakt-geistigen Akt des Urhebers im Rahmen der
Schopfung, der nur auf der abstrakt-geistigen Ebene existiert und zugleich den
kommunikativen Aspekt, der durch die Verkdrperung des Werks in der real-physi-
schen Welt existiert.

Bei § 14 UrhG handelt es sich um die zentrale danderungsrechtliche Vorschrift,
die durch die iibrigen dnderungsrechtlichen Vorschriften der §§ 39 Abs. 1 und 2, 62
und § 93 UrhG fiir bestimmte Fille ndher ausgestaltet wird. Es ist von einer Ge-
samtschau der &nderungsrechtlichen Vorschriften auszugehen, wobei § 39 UrhG bei
anderungswilligen Nutzungsberechtigten einen gesonderten Geltungsbereich nor-
miert.

Das Urheberrechtsgesetz enthidlt die Befugnis des Urhebers die Vernichtung
seiner Werkverkorperung zu verbieten. Diese Befugnis unterfdllt dem Anwen-
dungsbereich des § 14 UrhG und betriftt die geistigen Interessen des Urhebers. Dem
stehen keine denkmalschutzrechtlichen Erwégungen entgegen.

§ 14 UrhG ist dreistufig zu priifen: Bei einer Vernichtung einer Werkverkorpe-
rung ist zundchst festzustellen, ob eine andere Beeintrdchtigung in Form der voll-
stindigen Vernichtung vorliegt. Als Zweites ist zu priifen, ob diese Beeintrichti-
gung des Werkes zur Gefahrdung der bestehenden Interessen des Urhebers geeignet
ist. Zuletzt ist eine umfangreiche Interessenabwigung vorzunehmen, wobei Aus-
gangspunkt die Intensitét der Beeintrdchtigung der Urheberinteressen ist, an der die
Zumutbarkeit eines Vernichtungsverbots fiir den Eigentiimer zu messen ist.

Aus dem Vernichtungsverbot ergeben sich keine Pflichten fiir Urheber und Ei-
gentiimer. Den Eigentiimer treffen Informations- und Riickgabeobliegenheiten vor
der Vernichtung, ebenso wie die Obliegenheit der Aufbewahrung fiir einen ange-
messenen Zeitraum. Er hat zudem die Obliegenheit bei Bauwerken und unbeweg-
lichen Gegenstdnden eine konkretisierte vorldaufige Planung fiir die Nutzung der
Flache nach der Vernichtung darzulegen. Der Urheber hat, nachdem er Kenntnis
iber die bevorstehende Vernichtung hat, die Obliegenheit sein Zugangsrecht aus-
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zuiiben und das Werkoriginal — sofern méglich — zuriickzunehmen. Aus der Nicht-
beachtung folgen prozessuale Nachteile fiir den Bestand der ideellen Interessen
sowie innerhalb der Interessenabwigung nach § 14 UrhG.

Eine praventive Interessensicherung durch Individualvereinbarungen ist durch
eine quasi-dinglich wirkende Einwilligung mit rechtsgeschiftlichem Charakter
moglich. Die Einwilligung ist bis zum Realakt der vollstindigen Vernichtung durch
den Urheber widerruflich. Dem steht der urheberpersonlichkeitsrechtliche Kern
nicht entgegen.

Liegt eine Entstellung oder andere Beeintrachtigung nach § 14 UrhG vor, spricht
der erste Anschein dafiir, dass diese geeignet ist die personlichen oder geistigen
Interessen des Urhebers zu gefidhrden. Dem Urheber kommt somit eine Beweiser-
leichterung zugute. Werden eine Einwilligung des Urhebers oder anderweitige tat-
sdchliche Ankniipfungspunkte vom Eigentiimer vorgetragen, ist der Anscheinsbe-
weis erschiittert. Den Urheber trifft dann die {ibliche Darlegungs- und Beweisver-
teilung.
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